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Einleitung  und  Vorwort. 


Die  nachstehenden  Ausführungen  sind  von  einem 
Sozialisten  geschrieben,  d.  h.  von  einem  Manne,  der  be- 
strebt ist,  dem  Gedanken  der  Gerechtigkeit  auch  im 
Wirtschaftsleben  Geltung  zu  verschaffen.  Das  Prinzip 
des  Verdienstes  und  eines  gerechten  Anteils  für  alle  am 
Produktionsprozeß  beteiligten  Faktoren  soll  an  die  Stelle 
treten,  wo  heute  noch  die  Macht  und  der  Zwang  herrschen, 
die  eine  geringe  Anzahl  von  Menschen  ganz  unabhängig 
von  ihrer  Tüchtigkeit  und  ihrem  Verdienste  durch  ihren 
materiellen  Besitz  über  ihre  Mitmenschen  ausüben.  Dieses 
Streben  ist  keineswegs  eine  unerhörte  Neuerung,  es  hat 
sich  vielmehr  im  Staats-  und  Wirtschaftsleben  bereits  in 
bemerkenswerter  Weise  durchzusetzen  gewußt.  Die  beiden 
markantesten  Erscheinungen  der  wirtschaftlichen  Entwick- 
lung sind  sozialistisch  im  eminentesten  Sinne  des  Wortes: 
einmal  ist  es  die  machtvoll  sich  durchringende  Verge- 
sellschaftung der  Produktionsmittel  und  dadurch 
des  Produktionsprozesses,  von  der  Arbeitergenossenschaft 
über  die  Aktiengesellschaften  bis  zum  Riesentrust,  zum 
andern  ist  es  das  langsame  Vordringen  des  Arbeiters  aus 
dem  Zustande  der  absoluten  wirtschaftlichen  Rechtlosigkeit 
im  Wirtschaftsleben  zur  rechtlichen  und  gerechten  Aner- 
kennung seiner  Mitwirkung  am  Produktionsprozeß  und  zu 
einer   sich  danach  bemessenden  Anteilnahme.    Die  ganze 
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deutsche  Wirtschaftsgesetzgebtrag  der  letzten  Jahrzehnte 
mit  ihren  Arbeiterschutz-  und  Versicherungsbestimniungen 
gehört  hierher.  Die  Arbeitskammer,  die  Verleihung  der 
Rechtsfähigkeit  an  die  Berufsvereine,  die  gesetzliche  Re- 
gelung der  Tarifverträge,  die  Anerkennung  des  korporativen 
Arbeitsvertrages,  die  konstitutionelle  Fabrik  werden  die 
weiteren  Etappen  auf  diesem  Wege  sein.  Wieweit  der 
Sozialisierungsprozeß  gehen  soll,  darüber  kann  keine  theo- 
retische Abhandlung  entscheiden,  das  bestimmt  eine  stärkere 
Macht:  die  Wirtschaftsentwicklung  selbst.  Soviel  ist  ge- 
wiß, daß  jeder  Mensch,  der  auch  nur  eine  primitive  Spur 
von  Rechtlichkeitssinn  hat,  im  Prinzip  die  Forderung  und 
das  Streben  nach  Gerechtigkeit  auch  im  Wirtschaftsleben 
anerkennen  muß.  In  diesem  Sinne  sind  die  nachstehenden 
Ausführungen  von  einem  Sozialisten  geschrieben.  Nicht 
von  einem  Anhänger  der  Sozialdemokratie,  gegen  deren 
Forderungen  sich  vielmehr  der  größte  Teil  der  Ausfüh- 
rungen richtet.  Denn  der  Verfasser  ist  der  Meinung,  daß 
das  Streben  nach  Sozialismus  durch  die  heutige  Sozial- 
demokratie kompromittiert  und  zum  Teil  vereitelt  wird. 
Das  weiß  eine  nicht  unbeträchtliche  Anzahl  von  Sozial- 
demokraten selbst.  Eine  Durchführung  des  sozialdemokra- 
tischen Parteiprogramms  würde  der  deutschen  Volkswirt- 
schaft zum  größten  Schaden,  ja  zum  Untergang  gereichen. 
Niemand  würde  davon  größeren  Schaden  haben,  als  der 
Arbeiter,  der  den  wirtschaftlichen  Untergang  mitmachen 
müßte,  während  der  Bemittelte  leicht,  eventuell  sogar  im 
Auslande,  von  seinem  Eigentum  zehren  könnte.  Ein  Kultur- 
rückschritt trifft  nie  so  sehr  die  höheren  Schichten,  die 
international  ziemlich  gleich  sind,  wie  die  tieferen.  Wer 
ein  ehrlicher  und  aufrichtiger  Arbeiterfreund,  Sozialist,  ist, 
muß  deshalb  ein  entschiedener  Gegner  der  heutigen 
Sozialdemokratie  sein. 

Aber  diese  Partei  weist  zu  große  Intelligenzen  auf, 
um  diesen  Zustand  nicht  längst  erkannt  zu  haben.  Des- 
halb kriselt  es  so  bedenklich  in  ihr,  ein  Zersetzungsprozeß 
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schreitet  fort,  dessen  Verlauf  für  den  Parteipolitiker  wie 
für  den  Sozialisten  von  größtem  Interesse  und  maßgebender 
Bedeutung-  ist,  Diese  Erscheinungen  wollen  die  nach- 
stehenden Zeilen  genauer  prüfen.  Zwar  ist  keine  Partei 
bereits  so  sehr  der  Gegenstand  literarischer  Behandlung 
gewesen,  wie  die  Sozialdemokratie.  Die  wissenschaftliche 
Begründung  durch  hervorragende  Schriftsteller  und  der 
polemische  Charakter  ihrer  Lehre  sind  die  vornehmlichsten 
Ursachen  dieser  Erscheinung.  Allein  die  bisherigen  Schrif- 
ten über  die  Sozialdemokratie  entsprechen  den  aus  dem 
eigenen  Lager  stammenden  Arbeiten:  sie  behandeln  teils 
wissenschaftliche,  ökonomische  Fragen  des  Marxismus  und 
des  Erfurter  Programms  oder  es  sind  reine  Tagesfragen. 
Dagegen  besteht  eine  zusammenfassende  Darstellung  über 
die  heutige  Sozialdemokratie,  ihre  wissenschaftliche 
Grundlage  und  ihre  praktischeParteigestaltung 
noch  nicht.  Und  doch  ist  sie  den  Deutschen  not,  bitternot. 
In  einer  Aufklärung  über  die  Sozialdemokratie  muß  so 
etwas  wie  eine  Abbitte  an  die  Sozialdemokratie  liegen 
wegen  des  Mangels  an  Wissenschaftlichkeit  und  Ernst, 
womit  man  ihr  im  politischen  Kampfe  bislang  gerecht 
werden  zu  können  vermeinte. 

Bei  dem  unablässigen  Gebrauch  der  von  den  bürger- 
lichen Politikern  gehandhabten  Waffen,  die  sich  gegen  die 
Äußerlichkeiten  des  sozialdemokratischen  Parteilebens  rich- 
ten, fangen  diese  an  stumpf  zu  werden.  Dazukommtauch, 
daß  die  Waffen  veraltet  sind  und  häufig  durchaus  nicht 
mehr  dem  modernen  wissenschaftlichen  Rüstzeug  der 
Sozialdemokratie  entsprechen,  die  in  dem  letzten  Jahrzehnt 
eine  ausgesprochene  Weiterbildung  erfahren  hat.  Des  sind 
sich  die  Gegner  noch  kaum  bewußt  geworden,  und  so  kommt 
es,  daß  sie  oft  gegen  Windmühlen  kämpfen.  Es  wird  ferner 
häufig  genug  die  prinzipielle  Seite  des  sozialdemokratischen 
Sozialismus  im  politischen  Kampfe  benutzt,  aber  immer 
in  so  oberflächlicher,  in  so  wenig  der  Bedeutung  seiner 
wissenschaftlichen  Begründung  entsprechender  Weise,  daß 
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oftmals  der  Pfeil  auf  den  Angreifer  selbst  zurückspringt. 
Auch  die  Regierungsvertreter  machen  hierin  keine  Aus- 
nahme. 

So  war  es  z.  B.  des  tiefen  Wertes  des  wissenschaft- 
lichen Sozialismus  nicht  angemessen,  wenn  der  Reichskanzler 
Fürst  Bülow  in  seiner  viel  beachteten  Rede  gegen  die 
Sozialdemokratie  am  10.  Dezember  1903  von  Waffen  Ge- 
brauch machte,  die  den  unzweifelhaften  Beweis  erbrachten, 
daß  sich  unsere  Staatsregierung  keineswegs  der  wissen- 
schaftlichen Bedeutung  der  programmäßigen  Forderung  der 
größten  Partei  Deutschlands  bewußt,  noch  ihr  gewachsen 
ist.  Fürst  Bülow  hat  unbestritten  großes  Geschick  in 
der  politischen  parlamentarischen  Behandlung  der  Sozial- 
demokratie bei  allen  möglichen  Debatten  gehabt.  Aber 
für  viele  wissenschaftliche  Kenner  des  Sozialismus  war  es 
doch  höchst  peinlich,  als  sie  den  obersten  Reichsleiter  das 
so  leicht  zur  Heiterkeit  gestimmte  Haus  damit  vergnügen 
sahen,  daß  er  ihnen  voller  Überzeugung  höchst  ulkige  Mittel 
zur  Bekämpfung  der  Sozialdemokraten,  zur  Vernichtung  eines 
—  den  heutigen  Sozialdemokraten  gewiß  gänzlich  unbe- 
kannten —  Zukunftstaates  vorführte,  die  bereits  vor  einigen 
Jahrzehnten  kaum  mehr  in  einer  bayrischen,  politischen 
Agitationsversammlung  des  Zentrums  gewirkt  hätten.  Damit 
wird  man  nie  und  nimmer  den  wissenschaftlichen  Sozialis- 
mus töten,  —  im  Gegenteil! 

Mit  vollem  Rechte  sagt  Prof.  A.  Wirminghaus  in  seiner 
bemerkenswerten  Schrift:  Die  national-ökonomische  Wissen- 
schaft und  der  deutsche  Kaufmannsstand:  „Angesichts  der 
mächtigen  sozialdemokratischen  Bewegung  pflegt  man  gern 
mit  bewegten  Worten  die  Notwendigkeit  zu  betonen,  daß 
die  Sozialdemokratie  mit  geistigen  Waffen  bekämpft  werden 
müsse.  Daß  dieser  Kampf  bisher  mit  besonderer  Lebhaftig- 
keit tatsächlich  geführt  worden  ist,  wird  man  nicht  gerade 
behaupten  können,  und  namentlich  seitens  des  Kaufmanns- 
standes, der  doch  mit  den  Arbeiterkreisen  enge  Fühlung 
hat,   ist   hierin  noch   recht  wenig  geschehen.    Der  Grund 
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hierfür  ist  hauptsächlich  darin  zu  suchen,  daß  unseren 
wirtschaftlichen  Kreisen  diese  geistigen  Waffen 
leider  fehlen.  Sie  würden  aber  im  wesentlichen  der 
Nationalökonomie  zu  entnehmen  sein,  da  die  Begründer  und 
literarischen  Vertreter  der  sozialdemokratischen  Bewegung 
auf  deren  Lehren  sich  stützen  zu  können  glauben."  Bei 
einer  solchen  Sachlage  kann  es  nur  dienlich  sein,  wenn 
man  dem  Politiker  Waffen  an  die  Hand  gibt,  die  auch  im 
ernsten  wissenschaftlichen  Kampfe  bestehen  können. 

Wird  der  Partei  ihre  machtvollste  theoretische  Stütze 
entzogen,  so  ist  es  gerade  der  politische  Kampf,  dem  da- 
durch eine  weitere  starke  Waffe  in  die  Hand  gegeben  wird. 
Schon  schwankt  das  auf  gar  zu  leichten  Stützen  errichtete 
riesige  Gebäude  des  theoretischen,  wissenschaftlichen  Sozia- 
lismus beträchtlich,  Zerstörer  aus  den  eigenen  Reihen  der 
Sozialdemokratie  —  die  in  den  politischen  Forderungen  noch 
ganz  mit  ihrer  Partei  übereinstimmen  —  sind  unablässig 
am  Werk,  die  Stützen  anzubohren ;  je  ernsthafter  und  wissen- 
schaftlicher sich  die  bürgerlichen  Parteien  und  ökonomischen 
Theoretiker  an  diesem  kritischen  Zerstörungswerke  be- 
teiligen, um  so  wirksamer  wird  diese  Art  der  Bekämpfung  sein. 

Aber  über  diese  negativ-kritische  Seite  hinaus  ist  auch 
eine  Darstellung  der  Grundlagen  der  Sozialdemokratie  in 
positiver  Hinsicht  wohl  am  Platze,  denn  diese  Partei  ist 
auch  in  rein  tatsächlicher  Beziehung  so  groß  und  bedeu- 
tungsvoll für  unser  gesamtes  Staatsleben,  daß  schon  daraus 
die  Verpflichtung  einer  eingehenden  wissenschaftlichen  Be- 
trachtung entspringt.  Wer  politisch  unbefangen  die  Dinge 
aus  einiger  Entfernung  betrachtet,  wird  zu  dem  Ergebnis 
kommen,  daß  es  nicht  angeht,  den  zahlreichen  geistig  be- 
deutenden Anhängern  der  Sozialdemokratie  aus  allen  Klassen 
mala  fides  zu  unterstellen,  und  daß  es  daher  notwendig  ist, 
ihre  wissenschaftliche  Überzeugung  auch  wissenschaftlich 
zu  werten.  Und  schließlich  hat  die  Sozialdemokratie  als 
Hauptvertreterin  des  Sozialismus  unbestreitbar  ihre  Ver- 
dienste.   Wir   meinen  hier   weniger   die  unbeabsichtigten 


praktischen  Verdienste,  diejenigen,  von  denen  Bismarck 
einst  sagte:  „Wenn  es  keine  Sozialdemokraten  gäbe,  und 
wenn  nicht  eine  Menge  sich  vor  ihnen  fürchtete,  würden 
die  mäßigen  Fortschritte,  die  wir  überhaupt  in  der  Sozial- 
reform bisher  gemacht  haben,  auch  nicht  existieren."  Viel- 
mehr sind  auch  die  gewollten  Verdienste  höher  anzu- 
schlagen, als  es  meist  geschieht,  auch  wenn  sie  mehr  theo- 
retischer Art  sind.  Die  Werke  von  Karl  Marx,  Friedrich 
Engels,  Eduard  Bernstein,  Karl  Kautsky  und  vielen  anderen 
sind  objektive  Bereicherungen  unserer  wirtschaftlichen 
Literatur  und  unseres  wissenschaftlichen  Denkens.  Je  mehr 
man  also  die  Sozialdemokratie  als  politische  Partei  zu  be- 
kämpfen gewillt  ist,  um  so  mehr  muß  man  ihren  Vertretern 
im  wissenschaftlichen  Kampfe,  zumal  es  seine  Wirksamkeit 
nur  erhöhen  kann,  doch  das  zugestehen,  was  Bernstein  in 
den  „Voraussetzungen"  für  diese  in  Anspruch  nimmt:  „Das 
Wichtigste  ist,"  sagt  er,  „daß  ihre  Ziele  erfüllt  sind  von 
einem  bestimmten  Prinzip,  das  eine  höhere  Stufe  der  Wirt- 
schaft und  des  ganzen  gesellschaftlichen  Lebens  ausdrückt, 
daß  sie  durchdrungen  sind  von  einer  sozialen  Auffassung, 
die  in  der  Entwicklung  der  Kultur  einen  Fortschritt,  eine 
höhere  Moral  und  Rechtsauffassung  bezeichnet."  So  sollte 
man  an  eine  mehr  theoretisch-wissenschaftliche  Betrachtung 
der  Sozialdemokratie,  so  scharf  sie  auch  sachlich  sein  mag, 
immer  herantreten  eingedenk  des  schönen  versöhnlichen 
Wortes  unseres  großen  Sozialphilosophen  Lorenz  Stein:  „Der 
Ernst  und  die  Tiefe,  mit  der  die  Lehrer  des  Sozialismus 
nach  ihrem  Ziele  gestrebt  haben,  würden  auch  mit  größeren 
Irrtümern  in  dieser  so  viel  irrenden  Welt  den  Denkenden 
versöhnen." 

Aus  all  diesen  Gesichtspunkten  ergab  sich  von  selbst 
der  Charakter  der  Schrift,  die  hervorgegangen  ist  aus  Auf- 
sätzen in  der  Kölnischen  Zeitung,  die  in  der  Zeit  vom 
20.  Juli  bis  14.  August  1905  als  Leitartikel  erschienen  sind. 
Bei  ihrer  Zusammenfassung  zu  einer  Buchausgabe  machten 
sich  natürlich  einige  Abänderungen  nötig,  wie  sie  der  verschie- 


dene  Zweck  einer  mehr  politischen  Erörterung  in  einer  mit 
gebundener  Marschroute  marschierenden  Tageszeitung,  und 
einer  mehr  den  Charakter  der  einzelnen  Persönlichkeit 
tragenden  literarischen  Abhandlung  erforderlich  macht.  So 
konnte  der  politisch-polemische  Teil  verkürzt,  der  konstruk- 
tive etwas  erweitert  werden.  Das  Schriftchen  dient  vor- 
nehmlich praktischen  Zwecken.  Es  macht  jedoch  Anspruch 
auf  wissenschaftlichen  Charakter.  Zwar  unterfängt  es  sich 
nicht,  wissenschaftlich  in  dem  Sinne  einer  kongenialen 
Widerlegung  des  Marxismus,  in  der  Vollständigkeit 
und  Begründung  seiner  Kritik  zu  sein.  Wohl  aber 
wollen  die  Gründe,  die  in  einem  Umfang  und  in  einer  Art 
genommen  wurden,  wie  es  für  den  Zweck  am  praktischsten 
war,  in  bezug  auf  ihre  Einzelbewertung  und  ihre 
Wahrheit  als  wissenschaftlich  gelten. 

Mit  größtem  Danke  darf  ich  anerkennen,  daß  das  von 
den  bisherigen  Kritiken  geschehen  ist.  Ich  denke  da  vorab 
an  die  mehr  wohlwollende  Beurteilungen,  so  auch  an  die 
von  meinem  materiellen  Gegner  Eduard  Bernstein,  der 
seine  Aufsatzserie  in  der  Rheinischen  Zeitung  mit  den 
Worten  einleitete :  „Es  geht  ein  Zug  geistiger  Vornehmheit 
durch  die  Artikel.  Der  Verfasser  verzichtet  auf  die  Mittel 
kleinlicher  Polemik,  er  nörgelt  nicht  an  Nebensachen  herum, 
sondern  geht  herzhaft  auf  die  Kernfragen  los,  wie  sie  sich 
ihm  auf  Grund  der  Programmschriften  der  Sozialdemokratie 
darstellen,  wobei  er  den  Inhalt  dieser  Schriften  meist  in 
zutreffender  Pointierung  wiedergibt.  Aus  den  vorentwickelten 
Gründen  kann  uns  das  nur  um  so  mehr  reizen,  die  Klinge 
mit  ihm  zu  kreuzen.  Nicht  im  Kampf  mit  Ignoranten 
und  Fälschern,  sondern  im  Kampf  mit  sachkundigen  und 
sachgemäß  folgernden  Gegnern  bewährt  sich  die  Güte 
einer  Sache." 

Aber  auch  meine  beiden  schroffsten  Gegner,  der  ortho- 
doxe marxistische  Kritiker  des  Vorwärts  auf  der  einen  und 
der  scharfmacherische  Vertreter  der  Unternehmerinteressen 
in  der  „Antisozialdemokratischen  Korrespondenz"   auf  der 


anderen  Seite,  beide  haben  keine  einzelnen  wissenschaft- 
lichen Daten  widerlegt,  sondern  der  Grund  ihrer  abweichen- 
den Meinung-  liegt  tiefer  begründet,  nämlich  durch  ihre 
vorgefaßte  prinzipielle  Stellungnahme  und  politische  Grund- 
anschauung. Politisch-ethische  Anschauungen  von  Grund 
aus  zu  bekehren  wird  niemals  im  Bereiche  einer  wissen- 
schaftlichen Untersuchung  liegen;  deshalb  ist  eine  äußer- 
liche Verarbeitung  dieser  z.  T.  hochbedeutenden  und  be- 
achtenswerten Kritiken  für  mich  leider  unmöglich.  Das 
müßte  in  tiefeingreifender  Weise  und  organischer  Um- 
arbeitung geschehen.  Das  wollte  ich  nicht,  vielmehr  sollte 
die  Studie  in  dieser  ersten  Gestalt  vorab  noch  weiter  die 
Feuerprobe  der  öffentlichen  Beurteilung  bestehen.  Aber 
auch  der  schärfste  Kritiker  möge  weiterhin  meine  Motive 
anerkennen:  mit  dem  Gemeinwohle  unserer  Volkswirtschaft 
und  einer  Versöhnungspolitik  aller  Parteien  in  erster 
Linie  das  Los  der  Minderbemittelten,  der  Enterbten,  der 
Arbeiter  zu  verbessern. 

Vielleicht  hat  mancher  mit  dem  Verlust  der  Hoffnung 
auf  die  schönere,  freiere,  gleichere  Zukunft  des  kommen- 
den wirtschaftlichen  Paradieses  der  sozialdemokratischen 
Schwärmer  die  Ideale  seiner  Jugend  verloren,  die  er  ungern 
anderen  raubt,  die  noch  brünstig  daran  glauben.  Aber  wen 
wissenschaftliche  Forschung  und  die  Erkenntnis  der  prak- 
tischen Wirtschaftspolitik  von  der  Falschheit  des  Trug- 
bildes, von  der  Schädlichkeit  der  heutigen  Sozialdemokratie 
für  die  Entwicklung  unserer  Volkswirtschaft  und  unserer 
Kultur  überzeugt  hat,  der  hat  die  Pflicht,  gegen  diese 
Partei  Stellung  zu  nehmen,  die  eine  Arbeiterpartei  sein 
will,  aber  mit  ihrer  Programmpolitik  am  stärksten  die 
Zukunft  des  Arbeiters  gefährdet.  Der  Sozialismus  ist 
auf  dem  Marsche  und  er  wird  siegen!  Nicht  durch 
die  Revolution  oder  den  Kladderadatsch  der  Sozialdemo- 
kratie, nicht  durch  eine  Verschärfung  der  Gegensätze  und 
einen  Zusammenbruch,  sondern  durch  einen  friedlichen  Aus- 
gleich der  Gegensätze  von  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer, 
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durch  eine  gesetzliche,  planmäßige  und  gründ- 
liche Sozial  reform,  an  der  alle  Parteien,  vornehmlich 
auch  die  liberalen,  teilnehmen  können  und  müssen.  Der 
Sozialdemokrat  Eduard  David  hat  in  einem  Artikel  der 
Sozialistischen  Monatshefte  (1904,  3.  Heft)  den  bürgerlichen 
Parteien  zugerufen : 

„Und  darum  verweisen  wir  die  Herrschenden  auf  diesen 
Weg  (der  gesetzlichen,  planmäßigen  und  gründlichen  Sozial- 
reform), in  dem  ehrlichen  Bestreben,  die  Gewalt,  die  seit 
Jahrtausenden  ein  reaktionärer  Faktor  ist,  in  aller  künf- 
tigen Entwicklung  auszuschalten." 

Wohlan,  wir  nehmen  diesen  Weg  an! 


I.   Abschnitt. 

Allgemeiner  Teil. 


Kapitel  1. 
Sozialismus  und  Sozialdemokratie. 

Das  Sehnen  nach  Gleichheit  und  Freiheit,  das  tief- 
wurzelnd durch  alle  Zeiten  der  Menschheitsentwicklung 
läuft,  findet  seinen  Ausdruck  stets  in  dem  Kampfe  gegen 
die  jeweilig  drückendste  Fessel  der  betreffenden  Zeitperiode. 
Einst  waren  es  Kämpfe  um  die  allgemeinen  Mensch- 
heitsrechte,  als  der  Sklave  gegen  den  Freien,  der  Leib- 
eigene gegen  den  Baron  das  Recht  seiner  freien  und  mensch- 
lich gleichberechtigten  Persönlichkeit  durchsetzen  wollte, 
dann  folgte  das  Streben  nach  Freiheit  und  Gleichheit  auf 
politischem  Gebiete,  als  der  Plebejer  nicht  länger  die  Ge- 
setzgebung und  die  Verwaltung  allein  in  den  Händen  der  be- 
vorrechteten Patrizier  zu  lassen  gewillt  war,  als  das  politisch 
rechtlose  Volk,  der  dritte  Stand,  den  beiden  Ständen  des 
Adels  und  der  Geistlichkeit  gleichgestellt  werden  wollte 
oder  als  das  Verlangen  laut  wurde,  daß  das  Klassenparla- 
ment einer  Volksvertretung  zu  weichen  habe,  dessen  Mit- 
glieder aus  allgemeinen  gleichen  Wahlen  hervorgehen  sollen. 

Wirtschaftliche  Fesseln  sind  es  heute,  die  am 
schwersten  auf  einem  großen  Teil  der  modernen  Kultur- 
völker lasten,  und   „Gleichheit  und    Freiheit   auf 
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wirtschaftlichem  Gebiete"  ist  deshalb  der  Kampf- 
ruf, der  immer  lauter  und  dringlicher  an  unser  Ohr  schallt. 
Diese  tiefgehende  Bewegung,  die  man  mit  Sozialismus 
zu  bezeichnen  pflegt,  hat  in  ihren  Grundzügen  nichts 
Vorübergehendes  oder  willkürlich  Gewolltes  an  sich,  sie 
ist  vielmehr  eine  notwendige  Stufe  in  der  Entwicklung  der 
Menschheit  und  eine  natürliche  Begleiterscheinung  in  der 
Entwicklung  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse.  Nachdem 
—  immer  innerhalb  des  Rahmens  einer  Reihe  kulturell 
gleichstehender  Nationen,  die  sich  jedoch  auch  wieder  mehr 
oder  weniger  voneinander  unterscheiden  —  das  Prinzip  der 
gleich  freien  Persönlichkeit  auf  allgemein  menschlichem  und 
auf  politisch  rechtlichem  Gebiete  gesiegt  hat,  ist  es  der  natür- 
liche logische  Gang,  daß  nun  die  Völker  sich  danach  sehnen, 
von  der  schweren  Fessel  der  wirtschaftlichen  Standesherr- 
schaft befreit  zu  werden.  So  stellte  sich  der  Stand  der 
Besitzlosen  als  ein  vierter  Stand  —  die  jüngsten  Bildungen 
eines  fünften  Standes  können  an  dieser  Stelle  noch  nicht  berück- 
sichtigt werden  —  den  ihm  politisch  gleichberechtigten  drei 
Ständen  des  Adels,  der  Geistlichkeit  und  der  Bürger  gegen- 
über, als  ein  Stand,  der  sich  aus  allen  diesen  drei  Ständen 
rekrutiert.  Allein  während  die  Besitzlosen  jener  drei 
Stände  früher  nur  einen  kleinen  Bruchteil  der  Besitzenden  aus- 
machten, wodurch  sich  auch  die  geringe  Bedeutung  der  prak- 
tischen sozialistischen  Bewegung  in  der  Vergangenheit  er- 
klärt, hat  sich  heute  in  den  Kulturländern  ein  wirtschaft- 
licher Entwicklungsprozeß  vollzogen,  der  eine  ganz  unge- 
heure Masse  Besitzloser  geschaffen  hat,  die  einer  im  Ver- 
gleich sehr  geringen  Zahl  von  Besitzenden  gegenüberstehen. 
Diese  wirtschaftliche  Entwicklung  nennt  man  die  kapita- 
listische Produktionsweise,  deren  Kennzeichen 
darin  liegt,  daß  die  Gütererzeugung  nur  den  im  Besitz 
eines  gewissen,  gegen  die  früheren  Verhältnisse  sehr  großen 
Kapitals  befindlichen  Menschen,  den  Kapitalisten,  möglich 
ist,  während  die  Nichtbesitzenden  keine  direkte  Güter- 
erzeugung vornehmen  können,  vielmehr  ihre  Arbeitskraft 
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an  die  Kapitalisten  verkaufen  müssen,  die  diese  dann  zu 
ihrer  Gütererzeugung  verwerten.  In  dieser  Begriffbestim- 
mung liegt  auch  schon  —  ohne  daß  wir  uns  auf  eine  nähere 
zeitraubende  Untersuchung  darüber  einlassen  wollen  — 
das  enthalten,  was  wir  unter  besitzend  und  besitzlos  im 
sozialistisch- wirtschaftlichen  Sinne  verstehen  müssen:  die 
Besitzenden  sind  diejenigen,  die  soviel  Besitz 
haben,  daß  siedamit  eine  sich  lohnendeGüter- 
erzeugung  selbständig  unternehmen  können, 
während  die  Besitzlosen  keine  materiellen 
Produktionsfaktoren  in  denHänden  haben  und 
deshalb  ihre  Arbeitskraft  verkaufen  müssen, 
um  so  nur  indirekt  Vorteile  aus  dem  Produk- 
tionsprozeß zu  ziehen.  Erst  auf  dem  Boden  der  aus- 
geprägten kapitalistischen  Produktionsweise  ist  ein  mehr 
als  philosophischer,  ein  realer  Sozialismus  möglich,  und  es 
ist  ganz  konsequent,  daß  die  stärkste  sozialistische  Be- 
wegung die  ausgebildetsten  Industrieländer  aufweisen,  Eng- 
land und  Deutschland,  allerdings  in  fundamental  verschie- 
dener Form.  Amerika  scheidet  aus,  weil  dessen  Volkswirt- 
schaft eine  individualistisch-anarchische,  keine  organische 
ist.  Das  sehr  jugendliche  Industrieland  Deutschland  vor- 
nehmlich weist  eine  ungemein  ausgeprägte,  ja,  wohl  die 
ausgeprägteste  Art  der  sozialistischen  Bewegung  unter  den 
modernen  Kulturnationen  auf,  und  es  ist  sehr  bezeichnend, 
daß  der  Sozialismus  als  reale  politische  Forderung  gleich 
auf  das  Programm  verschiedener  Parteien  gesetzt  worden 
ist.  So  finden  wir  eine  Kombination  von  sozialistischer 
Produktionsweise  auf  der  Grundlage  einer  monarchisch- 
deutschnationalen  Staatsverfassung  im  Nationalsozialismus 
der  Naumann  und  Genossen,  wir  finden  auch  die  alte  Ver- 
quickung von  Christentum  und  Kommunismus  —  freilich 
sehr  widerspruchsvoll  —  wieder  im  Grundgedanken  des 
Programms  der  modernen  Christlich  -  Sozialen ;  und  selbst 
der  christlich-religiöse  Zweig  hat  einen  konfessionellen  Ab- 
leger getrieben  in  der  Karikatur  des  ultramontanen  Sozia- 
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lismus.  Den  mächtigsten  politisch-praktischen  Erfolg  hat 
jedoch  die  Parteibewegung  gezeitigt,  die  diese  Sehnsucht 
nach  einer  „gerechteren"  Wirtschaftsgestaltung  auf  gleich- 
heitlicher Grundlage  verwirklichen  zu  können  glaubte  in 
der  Verbindung  von  Sozialismus  und  Demokratie  (Volks- 
herrschaft). Diese  Partei  ist  die  deutsche  Sozialdemo- 
kratie. 


Kapitel  2. 

Demokratie  und  Sozialismus. 

Man  hat  eine  Zeitlang  das  demokratisch-politische 
Element  in  der  Sozialdemokratie  etwas  gering  geachtet 
und  geglaubt,  daß  auch  ein  reiner  Wirtschaftskampf  mit 
seinen  beiden  wirtschaftlichen  Kampfmitteln  Streik  und 
Boykott  zum  Erfolge  ausreichten.  Allein  gerade  in  neuester 
Zeit  hat  man  wieder  viel  nachdrücklicher  Gewicht  auch 
auf  die  p  o  1  i  t  i  s  c  h  -  d  e  m  o  k  r  a  t i  s  ch  e  Seite  gelegt.  Lassalle 
ist  der  konsequenteste  Vertreter  des  Gedankens  einer  Ver- 
bindung von  Demokratie  und  Sozialismus,  von  politischem 
und  wirtschaftlichem  Kampfe,  ja,  er  stellt  sogar,  wie  ein 
Blick  in  sein  berühmtes  „offenes  Antwortschreiben"  vom 
1.  März  1863  zeigt,  den  politischen  Kampf  als  das  Primäre 
hin,  besonders  den  Kampf  um  das  allgemeine  Wahlrecht, 
aus  dem  die  Möglichkeit  der  Einführung  des  Sozialismus 
in  zweiter  Linie  folge.  Das  Kommunistische  Manifest  ist 
allerdings  grundsätzlich  anderer  Ansicht,  es  will  den 
politischen  Kampf  nur  als  Geburtshelfer  bei  der  sich  ganz 
natürlich  vollziehenden  wirtschaftlichen  Geburt  des  Sozialis- 
mus heranziehen.  Ihm  nachgebildet  sagt  das  Programm 
der  sozialdemokratischen  Partei :  „Der  Kampf  der  Arbeiter- 
klasse gegen  die  kapitalistische  Ausbeutung  ist  notwendiger- 
weise ein  politischer  Kampf.    Die  Arbeiterklasse  kann  ihre 
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ökonomischen  Kämpfe  nicht  führen  und  ihre  ökonomische 
Organisation  nicht  entwickeln  ohne  politische  Rechte. 
Sie  kann  den  Übergang  der  Produktionsmittel  in  den  Be- 
sitz der  Gesamtheit  nicht  bewirken,  ohne  in  den  Besitz 
der  politischen  Macht  gekommen  zu  sein."  Besonders  leb- 
haft vertritt  Bernstein  den  Gedanken  des  gleichberechtigten 
demokratischen  Elements  in  den  Grundlagen  der  Sozial- 
demokratie. Er  stellt  sich  wieder  auf  den  Lassalleschen 
Standpunkt,  daß  die  Einführung  demokratisch  er  Verfassungen 
in  Staat  und  Gemeinden  das  nächste  sein  müsse,  worauf 
die  Sozialdemokratie  ihren  Kampf  richten  müsse;  damit 
erst  könne  ein  Übergang  zu  einer  Art  Sozialismus  ge- 
funden werden.  In  seinem  hier  noch  häufig  zu  nennenden 
Buch  „Die  Voraussetzungen  des  Sozialismus  und  die  Auf- 
gaben der  Sozialdemokratie"  von  dem  seit  dem  Erscheinungs- 
jahr 1899  zwölf  Auflagen  erschienen  sind,  schreibt  er: 
„Der  Schluß  dieser  Darlegungen  [eines  Kapitels]  ist  der 
sehr  banale  Satz,  daß  die  Erkämpfung  der  Demokratie 
die  Ausbildung  von  politischen  und  wirtschaftlichen  Organen 
der  Demokratie  die  unerläßliche  Vorbedingung  für  die  Ver- 
wirklichung des  Sozialismus  ist."  Noch  klarer  betont  den 
politisch-demokratischen  Charakter  der  Partei  eine  Aufsatz- 
serie Davids  in  den  Soz.  Mon.  1904,  1.,  2.,  3.  Heft,  betitelt: 
Die  Eroberung  der  politischen  Macht,  die  mit  den  Worten 
beginnt:  „Das  Ziel  der  Sozialdemokratie  als  politische 
Partei  ist  die  Gewinnung  des  entscheidenden  Einflusses 
auf  die  Staatsgewalt,  die  Eroberung  der  politischen  Macht." 
Diese  Zusammensetzung  der  Sozialdemokratie  aus 
sozialistischen  und  demokratischen  Elementen  wird  unbe- 
greiflicherweise bei  den  meisten  kritischen  Auseinander- 
setzungen über  das  Wesen  der  Partei  nicht  genügend  be- 
achtet. Und  doch  ist  sie  von  größter  Bedeutung,  sowohl 
wegen  der  Art  wie  auch  wegen  der  Form  der  Kritik.  Die 
demokratischen  Forderungen  der  Sozialdemokratie 
sind  reine  politische  Zweckmäßigkeitsfragen,  und  daher  sind 
sie,   ebenso   wie  die  politischen  Forderungen   der  anderen 
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Parteien,  Machtfragen  mehr  oder  weniger  weitgehender 
Art.  Diese  politischen  Machtfragen  haben  mit  Wissenschaft 
nichts  zu  tun,  können  auch  wissenschaftlich  nicht  widerlegt 
werden  und  können  im  Kampf  der  Parteien  mit  allen 
Mitteln  der  politischen  Fehde  umstritten  werden.  In  diesem 
Kampfe  mag  man  der  Sozialdemokratie  ihr  ganzes  politisches 
Sündenregister  mit  aller  nach  Temperament  und  Partei- 
stellung bedingten  Schärfe  vorhalten,  ihre  antinationale 
und  antimonarchische  Gesinnung,  ihre  Gegnerschaft  gegen 
die  Grundlagen  des  modernen  Heerwesens,  ihre  agitatorisch- 
demagogische Weise  des  Wahl-  und  Parlamentskampfes, 
ihr  jahrzehntelanges  Versagen  bei  jeder  positiven  staat- 
lichen Mitarbeit,  ihre  immer  noch  geübte  prinzipielle  Oppo- 
sition und  was  dergleichen  politische  Angriffspunkte  mehr 
sind.  Bei  der  Gelegenheit  mag  die  Parole  lauten :  Politischer 
Kampf  mit  allen  seinen  Mitteln. 

Dagegen  ist  das  andere  Grundelement  der  Sozial- 
demokratie, ihr  Sozialismus,  eine  Forderung  nicht  poli- 
tischer, sondern  wirtschaftlicher  Art,  die  dazu  noch  in 
wissenschaftlicher  Form  und  wissenschaftlicher  Methode 
begründet  worden  ist.  Auch  dieses  Element  kann  man 
politisch  bekämpfen ;  wissenschaftlich  widerlegen  kann  man 
es  jedoch  nur  wiederum  durch  die  Wissenschaft.  Diese 
wissenschaftliche  Kritik  muß  sich  notwendigerweise  von 
der  Art  und  der  Form  der  politischen  Kritik  unterscheiden, 
wenn  anders  sie  noch  wissenschaftlich  genannt  werden 
soll.  In  der  Wissenschaft  gibt  es  kein  moralisches  Urteil, 
es  gibt  nur  die  eine  Frage,  ob  wahr  oder  falsch. 
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Kapitel  3. 
Utopischer  und  wissenschaftlicher  Sozialismus. 

Die  früher  genannten  politisch-praktischen  Formationen 
des  Sozialismus  als  Nationalsozialismus,  christlicher  Sozialis- 
mus und  als  Sozialdemokratie  unterscheiden  sich  nicht  allein 
durch  die  Verschiedenheit  der  politischen  Grundlage, 
auf  der  sie  das  sozialistische  Gebäude  errichten  wollen, 
sondern  auch  prinzipiell  in  der  A r t  ihres  Sozialismus. 
Alle  die  uralten  kommunistischen  Staats-  und  Gesellschafts- 
pläne suchen  ebenso  wie  der  Sozialismus  der  modernen 
National-  und  Christlichsozialen  das  treibende  Motiv  der  er- 
warteten Wirtschaftsumgestaltung  in  einer  erhofften  edleren, 
gerechteren  Gesinnung  der  Menschen.  Das  soeben  erschienene 
Buch  von  Alexander  Tille  „Der  soziale  Ultramontanismus" 
(Otto  Eisner,  Berlin)  zeigt  wieder,  zu  welchen  Verirrungen 
eine  Partei  kommt,  die  wirtschaftliche  Gesetze  mit  reinstem 
Moralismus  bändigen  will.  Wenn  die  Quelle  des  sozialen 
Ultramontanismus  die  Encyclica  Rerum  novarum  des  Papstes 
Leo  XIII.  vom  15.  Mai  1891  beispielsweise  das  Wirtschafts- 
gesetz, daß  Angebot  und  Nachfrage  den  Preis  für  die  Arbeit, 
den  Lohn,  regeln,  als  eine  widerchristliche,  unsittliche  Ein- 
richtung bezeichnet,  so  mag  das  zwar  edel  gemeint  sein, 
hat  aber  mit  Volkswirtschaftslehre  und  mit  Wissenschaft- 
lichkeit nichts  zu  tun.  Wenn  ferner  die  Enzyklika  ermahnt, 
zur  Überwindung  der  sozialen  Schäden  katholisch  zu  werden, 
da  die  katholische  Kirche  die  feste  Grundlage  der  wirt- 
schaftlichen Struktur  eines  Landes  sei,  so  ist  bei  solchen 
naiv-idealistischen  Ansichten  eine  sachliche  Auseinander- 
setzung natürlich  unmöglich. 

Die  Sozialdemokratie  ist  die  erste  Partei,  die  den 
fundamentalen  Satz  in  ihr  Programm  aufnimmt:  Nicht  von 
einer  höheren  Gerechtigkeit  der  Zukunft  erhoffen  wir  unser 
Ideal,  sondern  die  naturnotwendige  Entwicklung  der  Wirt- 
schaftsorganisation, wie  wir  sie  wissenschaftlich  zu  erkennen 
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glauben,  muß  zur  sozialistischen  Produktion  führen.  Das 
ist  der  grundlegende  Unterschied  zwischen  allen  anderen 
sozialistischen  Strömungen  und  der  Sozialdemokratie:  jene 
beruhen  auf  einem  utopisch-idealistischen,  die 
Sozialdemokratie  auf  dem  „wissenschaftlichen" 
Sozialismus. 

Um  die  Begriffe  utopischer  und  wissenschaftlicher 
Sozialismus  ist  in  den  letzten  Jahrzehnten  so  heiß  gestritten 
worden,  daß  es  sich  verlohnt,  einen  kurzen  Blick  auf  diese 
Frage  zu  werfen.  Der  Unterschied  zwischen  beiden  liegt 
darin,  daß  der  utopisch-idealistische  Sozialismus  eine  Hoffnung, 
einen  Glauben  an  eine  bestimmte  andere  —  in  seinem 
Sinne  —  bessere  Zukunft  ausspricht,  während  der  wissen- 
schaftliche Sozialismus  ein  wirtschaftliches  Gesetz  ent- 
deckt hat,  das  in  „jenes  Land  der  Wonnen"  führt,  ein 
Gesetz,  das  er  auf  empirischem  Wege  beweist.  Marx  und 
Engels  sind  die  Begründer  des  wissenschaftlichen  Sozialis- 
mus und  diese  Tat,  die  empirisch  beweisbare  Gesetzmäßig- 
keit der  Wirtschaftsentwicklung  dargelegt  zu  haben,  bleibt 
ihr  dauerndes  Verdienst  im  Reiche  der  Nationalökonomie", 
selbst  wenn  sich  im  Laufe  dieser  Untersuchung  heraus- 
stellen sollte,  daß  das  konkrete  Gesetz,  das  Marx  entdeckt 
haben  will,  falsch  ist.  So  lebhafte  sozialistische  Kritiker 
auch  das  Wirtschaftsgebilde,  das  man  Kapital  nennt,  vor 
Marx  gefunden  hat,  jene  Sozialisten  waren  gläubige 
Schwärmer,  Marx  dagegen  ist  der  erste  Sozialist,  dessen 
Bücher  nicht  Bücher  des  Glaubens,  sondern  wissenschaft- 
liche Werke  der  Volkswirtschaftslehre  sind.  Der  sozialistische 
Utopismus  betont  stets  den  Handlungsakt  bei  der  Um- 
gestaltung der  Wirtschaftsstruktur,  er  legt  allen  Nachdruck 
auf  die  „Abschaffung"  des  Privat-  und  die  „Einführung" 
des  Kollektiveigentums.  Beides  ist  in  seiner  Vorstellung 
ein  konstitutiver  Akt.  Um  diesen  zu  ermöglichen, 
appelliert  er,  wie  gesagt,  entweder  an  den  gesunden  Menschen- 
verstand, oder  an  die  natürliche  Herzensgüte,  oder  an  die 
Gewalt.  Dagegen  unternimmt  der  wissenschaftliche  Sozialis- 

Bruuhuber,   Die  heutige  Sozialdemokratie.  2 
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mus  den  Nachweis,  daß  unsere  Wirtschaftordnung  sich  mit 
innerer  Notwendigkeit  und  automatisch,  kraft  der  in  ihr 
lebendigen  wirtschaftlichen  Gesetze,  in  der  Eichtung  zum 
Kollektivismus  entwickle,  so  daß  seine  schließliche  Prokla- 
mierung nicht  konstitutiver,  sondern  bloß  deklaratori- 
scher Natur  sein  werde. 

So  klipp  und  klar  wie  diese  akademische  Darstellung 
ist  der  Unterschied  nun  freilich  nicht,  und  wenn  wir  auch 
nicht  in  eine  Untersuchung  der  feinen  Abstufungen  des 
Begriffes  der  Notwendigkeit  und  Wissenschaftlichkeit  des 
Sozialismus  eintreten  wollen,  müssen  wir  die  Verschieden- 
artigkeit in  der  Auffassung  dieser  wichtigen  Frage  doch 
aufdecken,  zumal  die  moderne  revisionistische  Sozialdemo- 
kratie an  diesem  Grundpfeiler  ganz  gewaltig  rüttelt,  und 
heutzutage  wieder  eine  nicht  unbedeutende  idealistische 
Strömung  zu  bemerken  ist.  Die  Frage  der  Wissenschaft- 
lichkeit des  Sozialismus  hängt  ferner  auf  das  engste  mit 
der  materialistischen  Geschichtsauffassung  und  ihrer  Folge- 
rung einer  starren  Notwendigkeit  einer  Weiterentwicklung 
der  Wirtschaftsverhältnisse  zusammen  und  muß  dort  später 
geprüft  werden. 

Die  geschlossenste  Definition  dessen,  was  unter  wissen- 
schaftlichem Sozialismus  zu  verstehen  sei,  hat  Friedrich 
Engels  selbst  gegeben  in  seinem  Buche  „Herrn  Eugen 
Dührings  Umwälzung  der  Wissenschaft",  wo  es  auf  S.  306 
heißt:  „Ihre  geschichtlichen  Bedingungen  und  damit  ihre 
Natur  selbst  zu  ergründen,  und  so  der  zur  Aktion  berufenen, 
heute  unterdrückten  Klasse  die  Bedingungen  und  die  Natur 
ihrer  eigenen  Aktion  zum  Bewußtsein  zu  bringen,  ist  die 
Aufgabe  des  theoretischen  Ausdrucks  der  proletarischen  Be- 
wegung, des  wissenschaftlichen  Sozialismus."  Kommt  bei 
dieser  Definition  auch  das  Moment  des  „wissenschaftlichen" 
und  die  Darlegung  seiner  Methode  etwas  zu  kurz,  indem 
der  wissenschaftliche  Sozialismus  die  empirische  Erforschung 
des  geschichtlichen  Ganges,  verbunden  mit  der  Analyse  des 
heutigen  Zustandes  zu  einem  Gesetz  für  die  Erkenntnis 
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der  Zukunft  ausbauen  will,  so  hat  doch  Engels  das  rein 
Tatsächliche,  das  der  wissenschaftliche  Sozialismus  be- 
zweckt, klar  hervorgehoben.  Es  sind:  1.  die  Ergründung 
der  geschichtlichen  Bedingungen;  2.  die  Erkenntnis  der 
Natur  dieser  Bewegung;  3.  die  Notwendigkeit  durch  diese 
beiden  Elemente  der  unterdrückten  Klasse  die  Aktion,  zu 
der  sie  berufen  ist,  vor  Augen  zu  stellen.  Nur  die  beiden 
ersten  Punkte  sind  allerdings  Wissenschaft,  der  dritte  ist 
Politik,  d.  h.  das  Streben,  wie  etwas  im  Staats-  und  Wirt- 
schaftsleben in  Zukunft  werden  soll.  Aber  während  die 
übrigen  Parteien  und  auch  der  ältere  Sozialismus  als  Ziel  des 
Strebens  ein  Ideal  aufstellten,  betrachtet  die  Sozialdemo- 
kratie es  als  einen  ihrer  wertvollsten  Vorzüge,  ihr  Streben 
auf  ein  Ziel  gerichtet  zu  haben,  das  nicht  einem  subjekti- 
vistischen  Ideal,  sondern  einem  objektiven  Gesetz  der 
Wirtschaftsentwicklung  entlehnt  ist. 

Daß  es  solche  „ewigen"  Gesetze  in  der  reinen  Geistes- 
wissenschaft (Philosophie,  Mathematik)  gibt,  glaubt  man 
mit  Sicherheit  bewiesen  zu  haben;  auch  in  der  Natur- 
wissenschaft hat  man  sie  entdeckt,  sowohl  solche,  die  sich 
auf  einen  Zustand,  wie  solche,  die  sich  auf  eine  Entwick- 
lung beziehen.  Eine  Gesetzmäßigkeit  auch  in  die  Ent- 
wicklung des  Menschengeschlechtes  zu  bringen  ist  das  große 
Problem  der  neueren  Zeit.  Herders  Versuch  einer  Philo- 
sophie der  Geschichte  der  Menschheit  ist  als  Tat  etwas 
Gewaltiges;  die  wissenschaftliche  Ausbeute  ist  jedoch  des- 
halb ziemlich  gering,  weil  er  zu  stark  das  rein  äußerliche 
Handeln  der  Menschen  betrachtet  hat,  statt  die  Triebe  und 
Wurzeln  ihrer  Taten  bloßzulegen.  Marx  hat  das  getan 
und  er  hat  deshalb  bis  heute  den  bedeutsamsten  Beitrag 
zu  einer  Philosophie  der  Geschichte  der  Menschheit  geliefert. 
Daß  das  von  Marx  entdeckte  konkrete  Gesetz  —  die 
materialistische  Geschichtsauffassung  —  lebhafte  Kritiker  ge- 
funden hat,  ist  bekannt  und  wird  bei  der  Behandlung 
dieses  Gesetzes  zur  Sprache  kommen;  aber  auch  die  dar- 
gelegte Methode  selbst,  also  das  eigentliche  Wissenschaft- 

2* 


—     20     — 

liehe  des  Sozialismus,  ist  stark  angegriffen  worden.  Bern- 
stein war  es,  der  in  dem  schon  genannten  Buche:  „Die 
Voraussetzungen  des  Sozialismus"  erklärt  hat,  nicht  allein 
das  Gesetz,  das  Marx  entdeckt  hat,  ist  falsch,  sondern  es 
ist  überhaupt  unmöglich,  das  Kommen  des  Sozialismus 
wissenschaftlich  zu  beweisen.  Ja,  er  geht  so  weit,  auch 
die  empirische  Erforschung  der  Vergangenheit  für  falsch 
zu  erklären,  wie  wir  sehen  werden.  Damit  hat  Bernstein, 
und  das  ist  es,  was  uns  hier  allein  interessiert,  die  oben 
dargelegte  Methode  als  unrichtig  bezeichnet.  „Die 
Methode"  jedoch,  sagt  Kautsky  in  seinem  Buche  „Bernstein 
und  das  sozialdemokratische  Programm.  Eine  Antikritik" 
„ist  das  Entscheidende  am  marxistischen  Sozialismus,  nicht 
die  Resultate.  Die  letzteren  können  sich  ändern,  .... 
aber  was  sich  immer  glänzender  bewährt,  das  ist  die 
Methode."  Auch  Rosa  Luxemburg,  deren  Artikel  „Sozial- 
reform oder  Revolution?"  Bernstein  als  „zum  Besten  ge- 
hörig" anerkennt,  sagt,  bei  Bernsteins  Auffassung  höre  der 
Sozialismus  auf,  eine  objektiv  historische  Notwendigkeit 
zu  sein,  er  höre  somit  auf,  wissenschaftlich  zu  sein  und  er- 
halte eine  idealistische  Begründung. 

Das  kurze  Ergebnis  und  der  heutige  Stand  der  Frage 
über  das  wissenschaftliche  und  idealistische  Element  des 
modernen  Sozialismus  dürfte  demnach  sein:  Marx'  Me- 
thode, aus  Vergangenheit  und  Gegenwart 
ökonomische  Gesetzmäßigkeiten  zu  erforschen 
und  die  Entwicklung  dieser  Gesetze  in  der 
Zukunft  als  einzig  berechtigtes  Programm 
einer  wirtschaftlichen  Partei  hinzustellen,  ist 
unbedingt  als  richtig  anzuerkennen,  und  ist 
einzig  und  allein  als  wissenschaftliche  Wirt- 
schaftspolitik zu  bezeichnen.  Ob  allerdings  die 
von  Marx  aus  Vergangenheit  und  Gegenwart  heraus  ge- 
lesenen ökonomischeu  Gesetze,  die  er  unter  dem  Namen 
der  kapitalistischen  Produktionsweise  zusammenfaßt,  ob  die 
ihre  Entwicklung  nach   dem  Sozialismus,  d.  h.  nach  einer 
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zentralisierten,  staatlich  organisierten  Gemeinwirtschaft  hin 
nehmen,  das  muß  die  folgende  Betrachtung  der  einzelnen 
ökonomischen  Lehren  ergeben.  Die  Tragik  der  modernen 
Sozialdemokratie  liegt  darin,  daß  sie  diese  Methode  selbst 
innerlich  opfert:  mit  ihr  hat  sie  früher  zu  erkennen  ge- 
glaubt, die  Gesetze  der  modernen  Entwicklung  führten  in 
ihr  ersehntes  Land  der  zentralisierten  Gemeinwirtschaft. 
Inzwischen  aber  hat  sich  herausgestellt,  daß  diese  Gesetze 
nicht  richtig  erkannt  waren  und  gerade  die  Sozialdemo- 
kratie hat  dazu  bedeutsame  Beiträge  geleistet.  Anstatt 
nun  das  Ergebnis  des  methodologisch  richtigen  Weges  zu 
ändern,  gibt  sie  die  Methode  selbst  preis,  das  Wichtigere 
aber  das  weniger  Agitationsfähige,  weil  sie  nicht  den  Mut 
besitzt,  ihr  den  Gesetzen  der  Entwicklung  unterworfenes 
Programm  zu  ändern,  aus  Furcht,  das  auf  papiernen  Pfeilern 
gegründete  Parteigebäude  in  Trümmer  zu  legen. 


IL   Abschnitt. 

Die  formellen  und  materiellen  Grundlagen 
der  sozialdemokratischen  Parteilehren. 


Kapitel  4. 

Die  formellen  Grundlagen  der  Sozialdemokratie. 

Wenn  wir  an  früherer  Stelle  die  große  Unkenntnis 
über  das  Wesen  und  die  Grundprobleme  der  größten  deut- 
schen Partei  beklagt  haben,  so  ist  diese  Unkenntnis  einiger- 
maßen entschuldbar  bei  der  Schwierigkeit  der  Materie,  die 
noch  dadurch  vermehrt  wird,  daß  sie  nicht  in  einem  ein- 
heitlichen System  geschlossen  vereinigt  ist,  sondern  an  den 
verschiedensten,  oft  schwer  zugänglichen  Stellen  verborgen 
liegt.  Es  kann  nicht  die  Aufgabe  dieser,  praktischen 
Zwecken  gewidmeten  Abhandlung  sein,  historisch  die  Ent- 
wicklung des  Systems  bis  zu  seiner  heutigen  Ausgestaltung 
zu  verfolgen,  unsere  Absicht  ist  vielmehr,  das  Ergebnis 
dieses  Entwicklungsprozesses  in  seiner  jetzigen  Form 
darzulegen. 

Die  offizielle  Grundlage  der  Sozialdemokratie  ist  das 
..Programm  der  sozialdemokratischen  Partei  Deutschlands", 
beschlossen  auf  dem  Parteitag  zu  Erfurt,  14. — 20.  Oktober 
1891,  kurz  das  „Erfurter  Programm"  genannt.  Dieses  Pro- 
gramm zerfällt,  so  sehr  es  äußerlich  eine  Einheit  bildet, 
innerlich  in  zwei  Hauptteile,  einen  allgemeinen,  theo- 
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retischen,  der  die  Grundsätze  und  Endziele  der  Sozial- 
demokratie behandelt,  und  einen  praktischen  Teil,  der 
die  Forderungen  enthält,  welche  die  Sozialdemokratie  als 
praktische  Partei  an  die  heutige  Gesellschaft  und  den  heu- 
tigen Staat  stellt,  um  damit  die  Erreichung  ihrer  Endziele 
anzubahnen.  Der  praktische  zweite  Hauptteil  wird  uns  nur 
sehr  kurz  in  Anspruch  nehmen.  Aber  auch  der  erste  Teil 
hat  in  seinen  Unterabteilungen  nicht  die  gleiche  Bedeutung 
und  den  gleichen  Wert.  Er  zerfällt  wieder  in  drei  inner- 
lich scharf  getrennte  Teile:  1.  eine  Kennzeichnung  der 
heutigen  Gesellschaft  und  ihres  bisherigen  Ent- 
wicklungsgesetzes. Daraus  werden  gefolgert:  2.  die 
Endziele  der  Sozialdemokratie,  d.  h.  der  Zukunfts- 
staat, und  3.  die  Mittel,  die  zu  seiner  Verwirklichung 
führen  sollen. 

Diese  dritte  Unterabteilung  geht  schon  stark  in  prak- 
tische Parteiforderungen,  wenn  auch  mehr  allgemeingültiger 
Art  über,  weshalb  bei  ihr  auch  nicht  mehr  von  volkswirt- 
schaftlichen Problemen  gesprochen  werden  kann.  Marx  hat 
sich  als  praktischer  Parteimann  zwar  auch  damit  beschäftigt, 
zu  dem  System  seiner  ökonomischen  Kritik  gehören  sie 
jedoch  nicht.  Da  die  erste  Unterabteilung  des  allgemeinen 
Teils  vier  Absätze  des  Programms  und  die  zweite  Unter- 
abteilung, der  Zukunftsstaat,  nur  einen  umfaßt,  werden  also 
die  ersten  fünf  Absätze  des  Erfurter  Programms  die  Grund- 
lage unserer  Betrachtung  bilden,  die  an  Umfang  nicht  ein- 
mal ein  Drittel  des  Programms  ausmachen. 

Das  ganze  Programm,  sowohl  in  seinem  praktischen 
wie  theoretischen  Teile  enthält  nur  apodiktische  Behaup- 
tungen, die  des  Beweises  ermangeln.  Die  Begründung  der 
Sätze  findet  sich  vornehmlich  in  drei  Kategorien  von 
Schriften:  dem  Kommunistischen  Manifest  (1848),  von 
Friedrich  Engels  und  Karl  Marx  verfaßt,  dem  „Kapital, 
Kritik  der  politischen  Ökonomie"  von  Karl  Marx  nebst 
einigen  kleineren  Schriften  desselben  Verfassers  und  der 
Erläuterung  des  Erfurter  Programms  in  seinem  grundsätz- 
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liehen  Teile,  die  Karl  Kautsky  verfaßt  hat.  Diese  Schriften 
sind  teils  die  Grundlagen,  aus  denen  das  Erfurter  Programm 
erwachsen  ist,  teils  bilden  sie  seine  authentische  Interpre- 
tation. Sie  sind  deshalb  notwendige  Ergänzungsstücke,  ohne 
die  ein  Verständnis  und  eine  wissenschaftliche  Würdigung 
des  Programms  ausgeschlossen  ist. 

Für  den  Historiker  ist  es  höchst  interessant,  zu  ver- 
folgen, wie  anfänglich  Marx  durchaus  nicht  auf  dem  Boden 
des  Sozialismus  stand,  wie  er  erst  allmählich,  als  er  auf 
Grund  seiner  ökonomischen  Studien  die  Überzeugung  von 
der  notwendigen  wirtschaftlichen  Entwicklung  zur  Gemein- 
wirtschaft gewonnen  hatte,  Sozialist  wurde.  Und  anderer 
seits  kann  man  verfolgen,  wie  Marxismus  und  Sozialdemo- 
kratie anfänglich  durchaus  nicht  identisch  waren,  wie  sogar 
in  der  späteren  Entwicklung  —  es  sei  nur  an  das  Gothaer 
Programm  erinnert  —  eine  bewußte  Abkehr  vom  Marxis- 
mus zu  bemerken  ist,  wie  aber  dann  auf  dem  Erfurter 
Parteitage  wieder  in  ausdrücklicher  Weise  formell  wie 
materiell  der  Marxismus  als  die  Grundlage  des  Erfurter 
Programms  wie  der  Sozialdemokratie  erklärt  wurde.  Daß 
dieser  oder  jener  politische  Einspänner  die  Identität  leugnet, 
ist  von  keinem  Belang,  solange  die  Partei  sich  offiziell  zu 
diesem  Grundsatze  bekennt.  Das  ist  aber  heute  noch 
in  vollem  Umfange  der  Fall.  So  sagt  z.  B.  Kautsky  in 
seiner  Erläuterung  zum  Erfurter  Programm:  „Das  ganze 
vorliegende  Buch  fußt  auf  der  Lehre  von  Marx  und  Engels, 
ist  nichts  als  eine  Darlegung  und  Ausspinnung  derselben." 
Kautsky's  Worte  sind  aber  mehr  als  eine  private  Meinungs- 
äußerung, denn  er  will  mit  seiner  Schrift  „eine  Art 
Katechismus  der  Sozialdemokratie"  geben,  wie 
er  selbst  sagt,  einen  von  der  Partei  bestellten  Leitfaden  des 
Erfurter  Programms,  bei  dessen  Abfassung  Kautsky  die  be- 
deutendste Arbeit  geleistet  hat. 

So  werden  wir  denn  unsere  Untersuchungen  mit  durch- 
aus einwandfreiem,  parteiamtlich  geeichtem  Material  vor- 
nehmen, und  betonen  von  vornherein,  daß  wir  mit  Absicht 
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häufig  sozialdemokratische  Schriftsteller  zitieren  werden, 
um  von  vornherein  den  Vorwurf  zu  entkräften,  als  ob  wir 
falsch  verstanden  oder  parteilich  gesehen  hätten. 


Kapitel  5. 

Ist  das  Erfurter  Programm  noch  die  formelle  Grund- 
lage der  Sozialdemokratie? 

Wenn  wir  auf  dem  eben  dargelegten  Boden  die  Grund- 
lagen der  heutigen  Sozialdemokratie  untersuchen  wollen, 
so  könnte  wohl  der  Einwand  gemacht  werden:  die  Kritik 
kommt  zu  spät,  das  Erfurter  Programm  und  seine  Be- 
gründungsschriften sind  gar  nicht  mehr  die  Grundlagen 
der  heutigen  Sozialdemokratie;  seht  doch  nur  die  vielen 
Revisionisten,  die  dies  Programm  offen  verwerfen !  So  sehr 
uns  auch  die  Kritik  der  revisionistischen  Sozialdemokraten 
später  willkommen  sein  wird,  so  ließe  sich  vorab  über  das 
prozentuale  Stärkeverhältnis  dieses  Flügels  zu  den  wasch- 
echten Marxisten  streiten.  Darauf  aber  kommt  es  an  dieser 
Stelle  noch  nicht  an,  maßgebend  ist  vielmehr,  daß  das  Er- 
furter Programm  noch  an  keiner  Stelle,  weder  schriftlich 
noch  mündlich,  offiziell  vom  Parteitage  als  überwunden  er- 
klärt worden  ist.  Im  Gegenteil.  Als  Kautsky  im  vorigen 
Jahre  —  nach  dem  also  bereits  die  revisionistischen  Partei- 
tage der  letzten  Jahre  vorbeigerauscht  waren  — ,  an  eine 
Revision  seines  offiziellen  Parteikommentars  zum  Erfurter 
Programm,  des  Parteikatechismus  herantrat,  sagte  er  aus- 
drücklich, daß  seine  Schrift  zwar  einer  Revision  bedürfe, 
um  das  neue  Zahlenmaterial  der  Berufszählung  von  1895 
einzusetzen,  daß  er  also  eine  Revision  der  Illustration  des 
Gedankenganges  vornehmen  wolle.    Um  so  nachdrücklicher 
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lehnte  er  dagegen  eine  Eevision  des  Gedankenganges 
ab,  sowohl  seiner  Schrift,  wie  noch  mehr  des  Pro- 
gramms selbst.  Ausdrücklich  sagt  er  in  der  Vorrede  zur 
5.  Auflage  (Mai  1904):  „Auch  in  diesem  Punkte  [Kon- 
zentration des  Kapitals]  ebensowenig  wie  in  den  anderen, 
die  der  „kritische  Sozialismus"  beanstandete,  bedarf  der 
grundsätzliche  Teil  des  Erfurter  Programms  einer  Eevision." 

—  Nur  im  Schlußsatze  dieser  sonst  so  zuversichtlichen 
Bekräftigung  des  reinen  Marxismus  findet  sich  der  etwas 
elegisch  klingende  Satz:  „Solange  es  nicht  gelungen  ist, 
an  Stelle  des  „Kapitals"  eine  andere  theoretische  Grund- 
legung des  Sozialismus  zu  setzen,  solange  wird  auch  das 
Erfurter  Programm  einer  Revision  seiner  Grundsätze  nicht 
bedürfen."  Soviel  ist  sicher:  eine  andere  theoretische 
Grundlegung  so  umfassender  und  tiefbegründeter  Art,  wie 
seinerzeit  das  Marxsche  Sj'stem  auftrat,  hat  der  Sozialismus 
bis  jetzt  noch  nicht  gefunden.  Das  ist  für  seine  äußere 
Gültigkeit  vielleicht  von  großem  Belang;  ob  sich  aber  im 
Innern  nicht  doch  —  wenn  auch  mit  kleineren  Mitteln 

—  ein  fundamentaler  Umschwung  vollzogen  hat, 
das  ist  eine  andere  Frage,  die  später  beantwortet  wird. 
Für  die  Wissenschaft  kommt  es  nicht  auf  die  Form, 
sondern  auf  den  Wert  der  kritischen  Mittel  an.  Eine 
Revision  des  äußeren  Parteiprogramms  wird  sich  immer 
erst  vollziehen,  nachdem  sich  seine  Sätze  schon  geraume 
Zeit  innerlich  überlebt  haben.  Stehen  wir  heute  auf  diesem 
Punkte  ?  Das  ist  die  Frage.  Stützt  sich  heute  die  Sozial- 
demokratie auf  Lehrsätze,  die  nicht  allein  von  der  Wissen- 
schaft als  falsch  erwiesen  worden  sind,  sondern  die  die 
eigenen  Parteiangehörigen  schon  als  falsch  erkannt  und 
erklärt  haben  ?  Diese  Frage  ist  zu  prüfen,  und  wir  werden 
zu  dem  seltsamen  Schluß  kommen,  daß  die  eigentlich 
wissenschaftlich-theoretischen  Stützen  der  Partei  bis  hin  in 
die  gemäßigt  radikalen  Kreise  eines  Bebel  das  Gegenteil 
von  dem  sagen,  was  wir  soeben  von  dem  Parteioffiziosus 
gehört  haben;   sie  werden  nämlich  mit  allem  Nachdruck 
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fordern:  sobald  wie  möglich  muß  eine  Revision  des  ver- 
alteten Programms  vorgenommen  werden. 

Allein  auch  diese  formelle  Reform  hat  die  Entwick- 
lung innerlich  schon  seit  geraumer  Zeit  überholt  und 
wir  können  das  Ergebnis  vorweg  nehmen,  daß  nur  deshalb 
keine  Programmrevision  bis  jetzt  zustande  gekommen  ist, 
weil  sie  im  Interesse  des  Bestandes  der  Partei  nicht  so 
radikal  sein  kann,  wie  die  tatsächliche  Entwicklung  bereits 
fortgeschritten  ist. 


Kapitel  6. 

Zusammenfassende  Gesamtdarstellung  der  marxistisch- 
sozialdemokratischen Wirtschaftslehren. 

Wir  werden  uns  zwar  nicht  scheuen,  mitten  hinein  in 
den  Urwald  der  marxistischen  Wirtschaftstheorien  einzu- 
dringen und  sie  einzeln  unter  die  Lupe  zu  nehmen,  allein  wie 
wir  schon  angedeutet  haben,  gibt  es  keine  geschlossene 
systematische  Darstellung,  vielmehr  ein  fast  undurchdring- 
liches Durcheinander  geschichtlicher  Erscheinungen,  wirt- 
schaftlicher Gesetze  und  mehr  oder  weniger  begründeter 
Analogieschlüsse  an  den  verschiedensten  Stellen  zerstreut, 
so  daß  sich  möglicherweise  der  mit  diesen  Problemen  un- 
bekannte Leser  in  jenem  recht  wilden  Urwald  nicht  mehr 
zurechtfindet.  Da  ist  es  denn  Zeit,  wenn  man  sich  zuerst 
eine  Art  Übersichtskarte  ansieht,  die,  ob  zwar  in  etwas 
rohen  Umrissen  gezeichnet,  gerade  darum  für  die  erste  all- 
gemeine Unterrichtung  um  so  brauchbarer  ist.  Eine  solche 
Übersichtskarte  über  das,  was  das  kommunistische  Mani- 
fest, die  Marx-Engelsschen  Schriften  und  das  Erfurter 
Programm  in  den  Grundzügen  sagen,  sei  hier  in  einigen 
Linien  gegeben.  Wir  werden  dabei  besonders  die  kenn- 
zeichnenden Schlagworte  der  berühmten  Marxschen 
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Wirtschaftstheorien  anführen,  an  die  sich  dann  die  spätere 
Einzeluntersuchungen  anknüpfen  können. 

Gleich  im  ersten  Satz  des  sozialdemokratischen  Pro- 
gramms stoßen  wir  auf  das  bemerkenswerte  Wort  von  der 
„ökonomischen  Entwicklung",  das  uns  sofort,  wie 
Kautsky  richtig  in  seinem  Kommentar  bemerkt,  auf  den 
Kernpunkt  der  sozialdemokratischen  Gedankenwelt  führt. 
Der  Marxismus  geht  von  der  Auffassung  aus,  daß  sich  die 
menschliche  Gesellschaft  in  unaufhörlicher  Wandlung  be- 
findet. Die  treibenden  Kräfte  dieser,  bestimmten  Gesetzen 
unterworfenen  Entwicklung  vom  minder  Vollkommenen  zum 
Vollkommeneren  sind  die  materiellen  Interessen;  auf 
dem  ökonomischen  Unterbau  der  Gesellschaft  erhebt  sich 
der  Überbau  ihrer  gesamten  Kultur.  Die  Produktivkräfte, 
der  Unterbau,  entwickeln  sich  stets  zuerst  weiter,  während 
die  Umgestaltung  des  Oberbaues  zurückbleibt.  Es  bilden 
sich  Gegensätze  zwischen  dem  materiellen  und  geistigen, 
besonders  dem  rechtlichen  Leben,  die  immer  schroffer 
werden,  bis  die  Rechtsordnung  eine  der  vollkommeneren 
Produktionstechnik  angepaßte  Umgestaltung  erfährt.  Dieser 
Zustand  ist  natürlich  wieder  denselben  Gesetzen  der  Ent- 
wicklung unterworfen.  So  spielt  sich  die  Geschichte  der 
Menschheit  ab  in  Gestalt  von  sozialen  Klassenkämpfen. 
Diese  Philosophie  der  Geschichte  nennt  man  die  „materia- 
listische Geschichtsauffassung"  von  Marx,  das 
Grundgesetz,  auf  dem  sich  seine  großangelegte  Untersuchung 
der  ökonomischen  Entwicklungsgesetze  unserer  heuti- 
gen Zeitepoche  aufbaut. 

Die  „kapitalistische  Produktionsweise"  ist 
das  vornehmlichste  ökonomische  Gesetz  der  Betriebsform 
unserer  Zeit.  Und  der  Klassenkampf,  der  diesem  Stadium 
der  Entwicklung  sein  kennzeichnendes  Merkmal  gibt,  wird 
ausgefochten  zwischen  den  kapitalistischenBesitzern 
der  Produktionsmittel  und  den  kapitallosen 
Produzenten,  den  Lohnarbeitern,  zwischen  Bourgeoisie 
und  Proletariat.    Wie  der  Klassenkampf  stets  die  mensch- 
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liehe  Verkörperung  von  Interessengegensätzen  ist,  so  ist 
der  Klassenkampf  zwischen  Bourgeoisie  und  Proletariat  der 
auf  die  Menschen  übertragene  Gegensatz  in  den  heutigen 
Produktionsverhältnissen,  nämlich  dem  privaten 
Charakter  der  Aneignungs weise  und  dem  gesell- 
schaftlichen Charakter  der  Produktionsweise. 
Noch  einen  zweiten  Gegensatz  birgt  die  moderne  Gesell- 
schaft, nämlich  die  planvolle  Produktion  mit  Arbeitsteilung 
in  der  Fabrik  und  die  planlos  hergestellte  Menge  und 
die  ohne  Rücksicht  auf  den  Bedarf  erfolgende  Veräuße- 
rung dieser  Produkte. 

Die  Lohnarbeit  hat  der  Kapitalismus  nicht  erst 
geschaffen,  er  hat  sie  vielmehr  bereits  vorgefunden,  aber 
als  Ausnahmezustand,  als  Durchgangsstadium  zur 
selbständigen  Arbeit,  während  der  Kapitalismus  sie  zur 
„Regel  und  Grundform  aller  Produktion"  machte.  Was 
aber  schlimmer  ist:  je  mehr  die  Produktionsweise  die 
kapitalistische  Form  annimmt,  je  mehr  die  Technik  fort- 
schreitet, um  so  mehr  verschlechtern  sich  die  Aussichten 
der  Lohnarbeiter,  für  die  es  bei  dem  stets  größer  werdenden 
für  einen  rentablen  Betrieb  nötigen  Kapital  immer  schwie- 
riger wird,  sich  selbständig  zu  machen,  zumal  die  fort- 
schreitende Technik  immer  mehr  Arbeitskräfte  überflüssig 
macht  und  stets  die  industrielle  Reservearmee  vergrößert. 
Der  Kapitalist  hat  aber  das  größte  Interesse  an  einer 
starken  Reservearmee  von  Arbeitern,  denn  dann  ist  die 
Nachfrage  nach  Arbeit  stärker  und  er  kann  den  von  ihm 
für  die  menschliche  Arbeit  bezahlten  Preis  drücken.  Darin 
aber,  in  der  Benutzung  des  Arbeiters1  für  möglichst  nie- 
drigen Lohn,  liegt  der  Vorteil  des  Kapitalisten.  Denn  was 
der  Kapitalist  —  so  lehrt  Marx  —  an  Rohstoffen,  Maschinen- 
abnutzung, Miete  usw.  in  die  Produktion  gesteckt  hat,  er- 
scheint im  Werte  des  Produktes  unverändert  wieder.  Aber 
den  für  die  Arbeit  gezahlten  Preis,  den  Arbeitslohn,  läßt 
sich  der  Kapitalist  beim  Verkauf  der  Produkte  viel  höher 
wieder  entgelten.    Dieser  höhere  Entgelt  zeigt  erst,  was 
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für  ein  wahrer  Wert  in  der  Arbeit  steckt.  So  ist  der 
Überschuß  des  Kapitalisten,  um  dessentwillen  sich  seine 
ganze  Produktion  lohnt,  der  Unterschied  zwischen  dem  von 
ihm  für  die  Arbeit  gezahlten  Lohn  und  dem  Preise,  den 
er  beim  Verkauf  für  den  Arbeitswert  erzielt,  mithin  der 
Mehrwert  der  vom  Arbeiter  geleisteten  Arbeit.  Das  ist 
die  berühmte  Wert-  und  Mehrwerttheorie. 

Da  in  der  Mehrwerts-  oder  Ausbeutungsrate  der  eigent- 
liche Gewinn  des  Kapitalisten  liegt,  hat  er  alles  Interesse 
daran,  diese  Rate  zu  steigern.  Die  Zwangsgesetze  der  Kon- 
kurrenz aber  wirken  auf  ein  beständiges  Sinken  der  Profit- 
rate. So  sinkt  das  Einkommen  aus  kleinen  und  mittleren 
Betrieben  allmählich  so  stark,  daß  sich  diese  Betriebe  nicht 
mehr  erhalten  können.  Die  kleineren  Kapitalien  werden 
aufgesogen,  expropriiert  von  den  größeren;  die  früheren 
Besitzer,  wie  wir  das  in  Millionen  vor  uns  sehen,  zu  un- 
selbständigen Lohnarbeitern  herabgedrückt:  wir  sehen,  wie 
sich  die  Akkumulation  der  Kapitalien  vollzieht. 
Die  Akkumulation  ist  um  so  gefährlicher,  als  es  das  uner- 
bittliche Gesetz  der  höchsten  Betriebsform  verlangt,  die 
Produktionsweise  möglichst  gesellschaftlich  zu  ge- 
stalten bis  zum  Großbetriebe  mit  differenziertester  Arbeits- 
teilung. Dies  Gesetz  der  Konzentration  derBet  riebe 
ist  ein  so  mächtiges  wirtschaftliches  Naturgesetz,  das  es 
sich  von  selbst  in  immer  stärkerem  Maße  durchsetzt,  es 
wird  aber  erleichtert  und  in  seinen  verderblichen  Wir- 
kungen bestärkt  durch  die  Vereinigung  riesiger  Kapitalien 
in  wenigen  Händen.  „Mit  der  beständig  abnehmenden  Zahl 
der  Kapitalmagnaten,  welche  alle  Vorteile  dieses  Umwand- 
lungsprozesses monopolisieren,  wächst  gleichzeitig  die  Masse 
des  Elends,  des  Druckes,  der  Knechtschaft,  der  Entartung, 
der  Ausbeutung,  aber  auch  der  Empörung  der  stets  an- 
schwellenden und  durch  den  Mechanismus  des  kapitalistischen 
Produktionsprozesses  selbst  geschulten,  vereinten  und  or- 
ganisierten Arbeiterklasse."  Diese  Sätze  enthalten  die  dritte 
der  bekannten  marxistischen  Theorien,  die  V  e  r  e  1  e  n  d  u  n  g  s  - 
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theorie.  Die  Unhaltbarkeit  dieses  Zustandes,  des  Gegen- 
satzes in  den  Produktionsverhältnissen,  wird  noch  vermehrt 
durch  die  bereits  erwähnte  Anarchie  des  Güterabsatzes, 
die  auf  der  einen  Seite  eine  Überproduktion  der  Waren, 
auf  der  anderen  Seite  eine  Unterkonsumtion  der  Massen  er- 
zeugt. Das  ergibt  periodische  Wirtschaftskrisen,  die 
immer  zerstörender  auftreten  und  die  durch  die  Vernich- 
tung unzähliger  kleiner  Kapitalisten  den  Zentralisierungs- 
und Expropriierungsprozeß  beschleunigen.  Der  Gegensatz 
zwischen  dem  privaten  kapitalistischen  Charakter  der  An- 
eignungsweise und  dem  gesellschaftlichen  Charakter  der 
Produktionsweise  wird  mit  der  Zeit  so  schroff  und  uner- 
träglich, die  Unnatur  des  Privateigentums  an  den  Pro- 
duktionsmitteln so  offensichtlich,  daß  die  expropriierte  Volks- 
masse die  Expropriierer  und  Usurpatoren  expropriiert  und 
das  Privateigentum  aufhebt.  Die  Lohnarbeiterklasse  er- 
greift im  gegebenen  Moment  die  Staatsmacht,  so  schließt 
mit  Marx'  Worten  Bernstein  seine  Darstellung  des  Marxis- 
mus, und  „verwandelt  die  Produktionsmittel  zunächst  in 
Staatseigentum.  Damit  hebt  das  Proletariat  sich  selbst  als 
Proletariat,  damit  hebt  es  alle  Klassenunterschiede  und 
Klassengegensätze  auf  und  damit  auch  den  Staat  als  Staat". 
Das  sind  die  Lehren  über  die  ökonomische  Struktur 
unserer  Zeit  und  über  die  geschichtliche  Tendenz  der  ka- 
pitalistischen Produktions-  und  Aneignungsweise  von  Karl 
Marx,  dem  in  allen  Stücken,  zum  Teil  wörtlich  das  heutige 
Programm  der  Sozialdemokratie  gefolgt  ist. 


III.   Abschnitt. 

Die  einzelnen  allgemeinen  theoretischen 
Grundlagen. 


Kapitel  7. 

Die  materialistische  Geschichtsauffassung. 

Es  ist  höchst  eigenartig,  daß  die  beiden  fundamen- 
talen Lehrsätze,  auf  denen  Marx  sein  Gebäude  der  ökono- 
mischen Struktur  und  Entwicklung  errichtete,  gar  nicht  in 
das  Erfurter  Programm  aufgenommen  worden  sind.  Es 
sind  dies  die  sogenannte  materialistische  Geschichtsauf- 
fassung und  die  Marxsche  Lehre  vom  Wert  und  Mehrwert. 
Während  aber  die  materialistische  Geschichtsauffassung  nur 
formell  nicht  in  das  Erfurter  Programm  Eingang  gefunden 
hat,  aber  inhaltlich  doch  die  ganze  dort  gegebene  Entwick- 
lungslehre beherrscht,  ist  die  Lehre  vom  Wert  und  Mehr- 
wert weder  formell  noch  inhaltlich  in  den  Programmsätzen 
der  Sozialdemokratie  enthalten.  Diese  Behandlung  ent- 
spricht dem  verschiedenen  wissenschaftlichen  Gehalte  der 
beiden  Lehren.  Die  Wert-  und  Mehrwertlehre  ist  von  fast 
allen  ökonomischen  Schriftstellern,  den  bürgerlichen  wie 
den  sozialistischen,  als  falsch  erkannt  und  bezeichnet  worden, 
und  nur  ein  kleines  Häuflein  orthodoxer  Marxisten  kämpft 
noch  einen  verzweifelten  Kampf  darum.    Anders  die  mate- 
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rialistische  Geschichtsauffassung.  Haben  sich  auch  bei 
Marx  mit  der  Zeit  an  ihrer  ursprünglichen  Form  ganz 
wesentliche  Eevisionen  vollzogen,  so  besteht  sie  in 
ihren  Kernsätzen  doch  noch  heute  als  ein  wichtiges  sozial- 
und  geschichtsphilosophisches  Gesetz,  das  von  der  weitaus 
größeren  Mehrzahl  der  Wirtschaftshistoriker  angenommen 
worden  ist. 

Es  würde  zu  weit  führen,  den  Unterschied  zwischen 
der  allgemeineren  materialistischen  Geschichtsauffassung, 
dem  historischen  Materialismus,  und  dem  Teil,  der  sich  auf 
die  Entwicklung  der  engeren  sozialen  Verhältnisse  bezieht, 
und  den  man  deshalb  auch  den  sozialen  Materialismus  ge- 
nannt hat,  hier  darzulegen.  Die  berühmte  Definition  von 
Marx  bezieht  sich  auf  diesen  letzteren  und  lautet  im  Vor- 
wort zur  „Kritik  der  politischen  Ökonomie"  wie  folgt:  „In 
der  gesellschaftlichen  Produktion  ihres  Lebens  gehen 
die  Menschen  bestimmte,  notwendige,  von  ihrem  Willen 
unabhängige  Verhältnisse  ein,  Produktionsverhältnisse,  die 
einer  bestimmten  Entwicklungsstufe  ihre«,  materiellen 
Produktivkräfte  entsprechen.  Die  Gesamtheit  dieser  Pro- 
duktionsverhältnisse bildet  die  ökonomische  Struktur  der 
Gesellschaft,  die  reale  Basis,  worauf  sich  ein  juristischer 
und  politischer  Überbau  erhebt  und  welcher  bestimmte  ge- 
sellschaftliche Bewußtseinsformen  entsprechen.  Die  Pro- 
duktionsweise des  materiellen  Lebens  bedingt  den  sozialen, 
politischen  und  geistigen  Lebensprozeß  überhaupt.  Es  ist 
nicht  das  Bewußtsein  der  Menschen,  das  ihr  Sein,  sondern 
umgekehrt  ihr  gesellschaftliches  Sein,  das  ihr  Bewußtsein 
bestimmt.  Auf  einer  gewissen  Stufe  ihrer  Entwicklung 
geraten  die  materiellen  Produktivkräfte  der  Gesellschaft  in 
Widerspruch  mit  den  vorhandenen  Produktionsverhältnissen 
oder,  was  nur  ein  juristischer  Ausdruck  dafür  ist,  mit  den 
Eigentumsverhältnissen,  innerhalb  deren  sie  sich  bisher  be- 
wegt hatten.  Mit  der  Veränderung  der  ökonomischen 
Grundlage  wälzt  sich  der  ganze  ungeheure  Überbau  lang- 
samer oder  rascher  um.    In  der  Betrachtung  solcher  Um- 
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wälzungen  muß  man  stets  unterscheiden  zwischen  der  ma- 
teriellen, naturwissenschaftlich  treu  zu  konstatierenden  Um- 
wälzung in  den  ökonomischen  Produktionsbedingungen  und 
den  juristischen,  politischen,  religiösen,  künstlerischen  oder 
philosophischen,  kurz  ideologischen  Formen,  worin  sich  die 
Menschen  dieses  Konflikts  bewußt  werden  und  ihn  aus- 
fechten."  -Engels  kommentiert  die  materialistische  Ge- 
schichtsauffassung von  Marx  in  seinem  Buche  „Herrn 
Eugen  Dührings  Umwälzung  der  Wissenschaft"  auf  S.  286 
dahin:  „Die  materialistische  Anschauung  der  Geschichte 
geht  von  dem  Satz  aus,  daß  die  Produktion,  und  nächst 
der  Produktion  der  Austausch  ihrer  Produkte  (das  setzt 
Engels  im  Gegensatz  zu  Marx  hinzu)  die  Grundlage  aller 
Gesellschaftsordnung  ist;  daß  in  jeder  geschichtlich  auf- 
tretenden Gesellschaft  die  Verteilung  der  Produkte,  und 
mit  ihr  die  soziale  Gliederung  in  Klassen  oder  Stände,  sich 
danach  richtet,  was  und  wie  produziert  und  wie  das  Pro- 
duzierte ausgetauscht  wird.  Hiernach  sind  die  letzten  Ur- 
sachen aller  gesellschaftlichen  Veränderungen  und  politi- 
schen Umwälzungen  zu  suchen  nicht  in  den  Köpfen  der 
Menschen,  in  ihrer  zunehmenden  Einsicht  in  die  ewige 
Wahrheit  und  Gerechtigkeit,  sondern  in  Veränderungen  der 
Produktions-  und  Austauschweise ;  sie  sind  zu  suchen  nicht 
in  der  Philosophie,  sondern  in  der  Ökonomie  der  betreffenden 
Epoche.  Die  erwachende  Einsicht,  daß  die  bestehenden 
gesellschaftlichen  Einrichtungen  unvernünftig  und  unge- 
recht sind,  ist  nur  ein  Anzeichen  davon,  daß  in  den  Pro- 
duktionsmethoden und  Austauschformen  in  aller  Stille  Ver- 
änderungen vorgegangen  sind,  zu  denen  die  gesellschaft- 
liche Organisation  nicht  mehr  stimmt." 

An  anderer  Stelle  (Neue  Zeit  XIV,  Bd.  II)  stellt 
Engels  dieser  materialistischen  Geschichtsauffassung  die 
bisherige  ideologische  gegenüber :  „Dem  Kopf,  der  Entwick- 
lung und  Tätigkeit  des  Gehirns  wurde  alles  Verdienst  an 
der  rasch  fortschreitenden  Zivilisation  zugeschrieben;  die 
Menschen  gewöhnten  sich  daran,  ihr  Tun  aus  ihrem  Denken 
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zu  erklären,  statt  aus  ihren  Bedürfnissen  (die  dabei  aller- 
dings im  Kopf  sich  widerspiegeln,  zum  Bewußtsein  kommen), 
—  und  so  entstand  mit  der  Zeit  jene  idealistische  Welt- 
anschauung, die  namentlich  seit  Untergang  der  antiken 
Welt  die  Köpfe  beherrscht  hat." 

So  leicht  es  ist,  diesen  schroffen  Fassungen  gemäßigtere 
von  Marx  und  Engels  selbst  gegenüberzustellen,  so  liegt 
doch  gerade  in  der  rücksichtslosen  Fassung  dieser  zum 
Teil  für  die  Lehre  klassisch  gewordenen  Stellen  ihr  vor- 
nehmstes Verdienst:  die  scharfe  Betonung  gegenüber  dem 
bisherigen  wissenschaftlichen  Standpunkt.  Mit  voller  Be- 
rechtigung sind  diese  Lehren  bisher  von  verschiedenster 
Seite  als  zu  weitgehend  kritisiert  worden.  Es  ist  nachge- 
wiesen wordeu,  daß  die  positive  Behauptung,  nur  materielle 
Produktivkräfte  seien  wirksam,  nicht  richtig  ist.  Auch 
andere  Kräfte,  insbesondere  ideologische,  seien  wirksam. 
Der  Fehler  dieser  an  sich  berechtigten  Kritik  war  nur, 
daß  man  zwar  in  bunter  Folge  eine  Reihe  von  Kräften 
aufzählte,  daß  es  aber  bei  der  Behauptung  blieb  und  ein 
auf  scharfe  wissenschaftliche  Einzeluntersuchung  gestützter 
historischer  Beweis  bis  jetzt  noch  nicht  erbracht  worden 
ist.  Weil  Marx  eine  neue  positive  Lehre,  gestützt  auf 
ein  reiches  historisches  Beweismaterial,  geliefert  hat  und 
weil  sein  Gesichtspunkt  zwar  nicht  die  Alleinherrschaft, 
aber  doch  zweifellos  eine  mächtige  Vorherrschaft  vor  allen 
anderen  Faktoren  beanspruchen  darf,  fällt  ihm  das  größte 
Verdienst  zu.  Zwar  ist  der  Fehler  jeder  neuen  Lehre, 
eine  gewisse  übertreibende  Verallgemeinerung,  auch  für  die 
Theorie  der  materialistischen  Geschichtsauffassung  sehr 
schnell  von  ihren  Kritikern  zu  einem  Strick  gedreht  worden; 
damit  aber  kann  ihr  bei  ernster  unparteiischer  Betrachtung 
ihr  Verdienst  nicht  genommen  werden,  in  ihren  Kern- 
sätzen eine  neue  geschichtsphilosophische  Lehre  von 
weitesttragender  Bedeutung  geschaffen  zu  haben. 

Es  wäre  vergebliche  Mühe,  auch  nur  in  referierender 
Weise    den    heutigen    wissenschaftlichen   Stand    der    viel- 
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bestritten en  Frage  hier  wiedergeben  zu  wollen.  Bände  mit 
neuen  Systemen  sind  als  Widerlegung  und  zu  ihrem  Ersatz 
geschrieben  worden.  Deshalb  müssen  wir  uns  darauf  be- 
schränken, den  Inhalt  der  Lehre  in  ein  paar  Sätze  zu- 
sammenzufassen und  die  vornehmlichst  geltend  gemachte 
Kritik  daran  anzuknüpfen. 

Aus  zwei  scharf  getrennten  Teilen  setzt  sich  die  Theorie 
der  materialistischen  Geschichtsauffassung  von  Karl  Marx 
zusammen,  aus  der  Lehre  von  den  für  die  Geschichte  be- 
stimmenden Produktivkräften  und  aus  der  Lehre  vom 
Klassenkampf,  d.  h.  von  der  Umwandlung  dieser  ob- 
jektiven Vorgänge  in  Interessengegensätze  im  Bewußtsein 
der  Menschen.  Die  Produktivkräfte  sind  nach  Marx  der 
bestimmende  Faktor  für  den  Gang  aller  Geschichte.  Da 
Marx  selbst  an  keiner  Stelle  eine  genaue  Definition  dessen 
gegeben  hat,  ist  der  lebhafteste  Streit  darüber  entbrannt, 
was  unter  diesem  Begriff  zu  verstehen  sei.  Um  die  offen- 
bar auf  die  Spitze  getriebene  Fassung  der  marxistischen 
Geschichtstheorie  auf  das  berechtigte  Maß  zurückzuführen, 
schlugen  die  Kritiker  zwei  Wege  ein,  sie  suchten  entweder 
aus  Marx  selbst  gemäßigtere  Fassungen  seiner  Lehre  (wie 
Bernstein)  oder  versuchten  sich  selbst  im  Anschluß  an 
Marx  durch  Erweiterungen  seiner  Theorie  in  neuen  Fassun- 
gen (so  Engels,  Stammler,  Kautsky,  Tugan  -  Baranowsky). 
Soviel  ist  gewiß,  wenn  man  unter  dem  von  Marx  in  den 
Mittelpunkt  seiner  Lehre  gestellten  Begriff  der  materiellen 
Produktivkräfte  das  versteht,  was  der  gewöhnliche  Sprach- 
gebrauch darunter  verstanden  wissen  will,  nämlich  die  der 
Erzeugung  von  Lebensmitteln,  von'Gegenständen  der  Nah- 
rung, Kleidung,  Wohnung  und  den  dazu  erforderlichen 
Werkzeugen  gewidmeten  Kräfte,  so  ist  die  marxistische 
Lehre  viel  zu  eng  gefaßt.  Freilich  steht  andererseits  außer 
Zweifel,  daß  Marx  ursprünglich  seine  Lehre  so  aufgefaßt 
wissen  wollte.  Man  darf  aber  auch  nicht  so  weit  gehen, 
wie  etwa  Stammler  in  seinem  berühmt  gewordenen  Werke 
über  Wirtschaft   und  Recht,  und  unter  Produktivkräften 
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alle  möglichen  intellektualistischen  und  voluntaristischen 
Triebe  verstehen,  denn  damit  verwischt  man  jede  Scheidung 
von  der  früheren  ideologischen  Geschichtsauffassung.  In 
der  soeben  erschienenen  Studie  „Theoretische  Grundlagen 
des  Marxismus"  legt  Tugan-Baranowsky  in  ähnlichem  Ge- 
dankengang den  Nachdruck  auf  eine  genaue  Festlegung 
des  von  Marx  und  Engels  verkehrt  angewandten  Begriffes 
der  Wirtschaft,  worunter  nichts  anderes  als  der  In- 
begriff der  auf  die  sachliche  Außenwelt  gerichteten 
menschlichen  Handlungen  zu  verstehen  sei,  deren  Zweck 
ist,  für  die  Befriedigung  menschlicher  Bedürfnisse  ent- 
sprechende sachliche  Bedingungen  zu  schaffen.  Nach  dieser 
Begriffsbestimmung  soll  die  das  soziale  Leben  beherrschende 
Wirtschaft  unseren  idealen  Zwecken  nicht  minder  dienst- 
bar sein  als  dem  Unterhalt  unseres  Lebens.  Alle,  auch  die 
idealistischen  Triebe  rufen  nach  Tugan-Baranowsky  wirt- 
schaftliche Tätigkeit  hervor  (Geschlechtstrieb  —  Schmuck; 
Elternliebe  —  Erwerb  usw.),  so  daß  bei  einer  so  weiten 
Fassung  des  Begriffes  Wirtschaft  die  Einseitigkeit  der 
marxistischen  Theorie,  die  Alleinberücksichtigung  des  Selbst- 
erhaltungsmomentes,  wegfalle.  Auch  diese  Theorie  scheint 
uns  unhaltbar,  da  eine  Reihe  von  psychologischen  Trieben 
vorhanden  sind,  die  keine  wirtschaftliche  Tätigkeit  aus- 
lösen, und  selbst  einem  so  starken  Triebe,  wie  dem  Ge- 
schlechtstriebe durchaus  nicht  immer  eine  wirtschaftliche 
Tätigkeit  zu  entsprechen  braucht. 

Offensichtlich  aber  stimmen  alle  Verbesserungsversuche 
in  dem  Bestreben  überein,  neben  den  Produktionsverhält- 
nissen auch  andere  Momente  als  bestimmende  Faktoren  in 
der  Geschichte  zur  Geltung  zu  bringen,  neben  dem  Selbst- 
erhaltungstrieb auch  idealistische  Triebe.  Marx'  Verdienst 
bleibt  es,  den  materiellen  Produktivkräften  innerhalb  der 
Reihe  geschichtsbestimmender  Faktoren  ihren  lange  ver- 
kannten gebührenden  Rang  an  erster  Stelle  angewiesen  zu 
haben.  Daß  er  diesen  Faktoren  eine  Alleinherrschaft  ein- 
räumte, war  die  Reaktion  gegen  den  bisherigen  Zustand, 
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der  allein  den  idealistischen  Trieben  eine  treibende  Kraft 
zugesprochen  hatte.  Diese  frühere  Bewertung  war  um  so 
falscher,  als  die  idealistischen  Triebe  in  ihrer  Verhältnis- 
bewertung zu  den  wirtschaftlichen  zweifellos  nur  eine  se- 
kundäre Bedeutung  beanspruchen  können.  Die  Einsicht 
dieses  Verhältniszustandes  erleichtert  zu  haben,  ist  das 
Verdienst  der  marxistischen  materialistischen  Geschichts- 
auffassung. Die  Arbeit  der  wissenschaftlichen  Nachfolger 
von  Marx  wird  es  nun  seiu,  an  die  Stelle  ihrer  bloßen 
Kritik  positiv  die  nichtwirtschaftlichen  Faktoren  im  ein- 
zelnen zu  prüfen,  ob  und  in  welcher  Stärke  sie  neben  den 
Produktivkräften  als  bestimmende  Momente  für  die  Ent- 
wicklung der  Menschheitsgeschichte  wirksam  sind.  Erst 
nach  solchen  Untersuchungen  kann  an  eine  Ergänzung  der 
marxistischen  Geschichtstheorie  herangetreten  werden,  die 
andererseits  aber  auch  dringend  nach  dieser  positiven  Er- 
gänzung verlangt. 

Den  zweiten  Teil  der  materialistischen  Geschichtstheorie 
bildet  die  Lehre  vom  Klassenkampf.  Wenn  die  Lehre 
von  den  Produktivkräften  die  objektive  Seite  der  Entwick- 
lung bildet,  so  stellt  der  Klassenkampf  die  subjektive  Seite 
dar,  wie  wir  bereits  in  der  kurzen  Gesamtübersicht  gesagt 
haben. 

Da  häufiger  ein  Widerspruch  gefunden  wird  zwischen 
der  Annahme  einer  unbewußten  objektiven  Entstehung 
einer  Klasse  aus  den  sozialen  Gegensätzen  und  der  an  die 
Arbeiter  gerichteten  A  u  f  f  o  r  d  e  r  u  n  g  des  Kommunistischen 
Manifestes  und  des  Erfurter  Programms,  sich  zu  einer  Klasse 
zusammenzuschließen,  so  ist  es  interessant,  darauf  zu  ver- 
weisen, was  Tugan-Baranowsky  in  dem  genannten  Buche 
über  diesen  Widerspruch  sagt:  „Die  soziale  Klasse  macht 
zwei  Entwicklungsphasen  durch.  Zuerst  wird  sie  eine  Klasse 
anderen  Klassen  gegenüber,  ohne  Klasse  für  sich  zu  sein. 
Dann  konstituiert  sie  sich  als  Klasse  für  sich."  So  war 
z.  B.  das  Proletariat  zur  Zeit  des  Kommunistischen  Mani- 
festes noch  keine  Klasse  für  sich,  wohl  aber  gegenüber  der 
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Bourgeoisie ;  augenblicklich  dagegen  ist  seine  bewußte  Bil- 
dung als  Klassenpartei  bereits  weit  fortgeschritten,  aber 
noch  immer  mitten  im  Werden.  Das  nächste  Ziel  der 
Sozialdemokratie  ist  eben,  den  Zusammenschluß  der  Pro- 
letarier zu  einer  Klasse  herbeizuführen. 

Auf  das  Engste  hiermit  verwandt  ist  die  heißumstrittene 
Frage  nach  der  historischen  Notwendigkeit  alles  Ge- 
schehens, die  Bernstein  in  den  Mittelpunkt  seiner  Betrach- 
tung über  den  historischen  Materialismus  gestellt  hat.  „Die 
Übertragung  des  Materialismus  in  die  Geschichtserklärung," 
sagt  er,  „heißt  daher  von  vornherein  die  Behauptung  der 
Notwendigkeit  aller  geschichtlichen  Vorgänge  und  Entwick- 
lungen." Die  Einseitigkeit  der  marxistischen  Lehre  in  dieser 
Formel  gipfeln  zu  lassen,  ist  aber  nichts  anderes,  als  die 
Schwäche  eines  Systems  zu  ihrem  alleinigen  Inhalte  machen. 
Den  Menschheitswillen  ganz  ausschalten,  ist  schon  deshalb 
falsch,  weil  doch  alle  Geschichte  im  Gegensatz  zur  Natur- 
geschichte mittelbar  erst  durch  den  Willen  der  Menschen  zur 
Verwirklichung  gebracht  wird,  der  das  Mittelglied  zwischen 
objektivem  historischem  Werden  und  dessen  Niederschlag 
als  Geschichte  der  Menschheit  bildet.  Noch  absurder  aber 
ist  die  Interpretation,  als  würde  schließlich  der  Wille  der 
Menschen  selbst  in  eine  Zwangslage  gebracht,  aus  der  her- 
aus die  Menschen  den  Sozialismus  schaffen  müßten.  Soziale 
Veränderungen  werden  erst  zu  geschichtlichen  Vorgängen 
dadurch,  daß  die  Menschen  sie  in  Interessengegensätzen 
und  Klassenkämpfen  ausfechten.  Die  Bildung  einer  organi- 
sierten Proletarierklasse  und  ihre  Führung  zum  Siege,  das 
sind  die  bewußten  Aufgaben  einer  sozialistischen  Partei, 
selbst  wenn  sie  den  objektiven  Verlauf  der  sozialen  Ent- 
wicklung nach  dieser  Richtung  erkannt  hat.  „Es  handelt 
sich  nicht,"  sagt  Marx,  „um  Durchführung  irgend  eines 
utopistischen  Systems,  sondern  umselbstbewußteTeil- 
nahme  an  dem  unter  unseren  Augen  vor  sich  gehenden 
geschichtlichen  Umwälzungsprozeß  der  Gesellschaft";  oder: 
„Die  Arbeiterklasse  hat  keine  Ideale  zu  verwirklichen;  sie 
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hat  nur  die  Elemente  der  neuen  Gesellschaft  in  Freiheit 
zu  setzen,  die  sich  bereits  im  Schöße  der  zusammenbrechen- 
den Bourgeoisgesellschaft  entwickelt  haben." 

Die  Sozialdemokratie  hat  demnach  das  Amt  der  Ge- 
burtshelferin, die  die  geschichtlich  bereits  gewordene  Ände- 
rung des  Unterbaues  in  der  Produktionsweise  durch  den 
bewußten  Klassenkampf  der  daran  interessierten  Menschen 
auch  auf  den  Überbau,  auf  die  rechtlichen  sozialen,  reli- 
giösen, künstlerischen  Verhältnisse  übertragen  soll.  Das 
Nächste  dazu  ist  eine  Änderung  der  veralteten  recht- 
lichen Verhältnisse ,  besonders  des  Privateigentums  an 
den  Produktionsmitteln. 


Kapitel  8. 

Die  Wert-  und  Mehrwertlehre. 

Während  wir  den  einen  Grundpfeiler  der  Marxscheu 
Lehre,  der  nicht  ausdrücklich  in  das  Erfurter  Programm 
aufgenommen  ist,  die  materialistische  Geschichtsauffassung, 
eingehend  betrachten  mußten,  weil  er  auch  einen  funda- 
mentalen Lehrsatz  des  Erfurter  Programms  bildet  und  im 
Prinzip  als  eine  bedeutsame  dauernde  Errungenschaft  der 
ökonomischen  Lehren  betrachtet  werden  muß,  können  wir 
uns  bei  der  sogenannten  Wert-  und  Mehrwertlehre  kurz 
fassen,  da  sie  fast  allgemein  in  der  Wissenschaft  abgelehnt 
ist  und  auch  keinen  wesentlichen  Bestandteil  des  marxisti- 
schen Systems  bildet. 

Die  materialistische  Geschichtsauffassung  gipfelte  in 
ihrer  Anwendung  auf  die  Entwicklung  zum  Sozialismus  in 
den  Klassenkämpfen  zwischen  Bourgeoisie  und  Proletariat, 
die  aus  dem  Gegensatz  und  Mißverhältnis  der  Produktions- 
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Verhältnisse  zu  den  Produktionskräften  entsprangen.  Noch 
immer  trägt  nämlich  die  Aneignungsweise  der  produzierten 
Güter  einen  privaten  Charakter,  während  die  Produktions- 
weise einen  gesellschaftlichen  Charakter  angenommen  hat, 
d.  h.  die  Produktion  vollzieht  sich  auf  Grund  einer  plan- 
mäßigen Teilung  und  Organisation  der  Arbeit  vieler  Men- 
schen. Der  Arbeiter  verkauft  dem  Kapitalisten  seine  Arbeits- 
kraft für  bestimmte  Zeit  und  unter  bestimmten  Bedingungen 
zu  einem  bestimmten  Preise,  dem  Arbeitslohn.  Der  Kapitalist 
verkauft  die  mit  Hilfe  des  Arbeiters  hergestellte  Produkten- 
masse —  so  schildert  in  großen  Strichen  Bernstein  in  seinen 
Voraussetzungen  des  Sozialismus  den  Gedankengang  von 
Marx  —  auf  dem  Warenmarkte  zu  einem  Preise,  der  in 
der  Regel  und  als  Bedingung  des  Fortganges  seiner  Unter- 
nehmung einen  Überschuß  über  den  Betrag  ergibt,  den 
ihn  die  Herstellung  gekostet  hat.  Dieser  Überschuß  ist 
nach  Marx  der  Mehrwert  der  vom  Arbeiter  geleisteten 
Arbeit.  Der  Wert,  nach  dem  sich  die  Waren  auf  dem  Markte 
austauschen,  wird  bestimmt  durch  die  in  ihnen  verkörperte 
„Arbeit  gemessen  nach  der  Zeit".  Was  der  Kapitalist  an 
vergangener  oder  sogenannter  toter  Arbeit  in  der  Form  von 
Rohstoff,  Hilfsstoff,  Maschinenabnutzung,  Miete  und  anderen 
Unkosten  in  die  Produktion  gesteckt  hat,  erscheint  im  Werte 
des  Produkts  unverändert  wieder.  Anders  mit  der  aufge- 
wendeten lebendigen  Arbeit,  bei  der  immer  eine  Differenz 
zwischen  dem  Erlös  für  den  Arbeitswert  durch  den  Kapi- 
talisten und  dem  von  ihm  gezahlten  Arbeitslohn  besteht. 
Diesen  Mehrwert  —  Ausbeutungsrate  im  Verhältnis  zum 
Kapitalteil  der  Löhne,  Profitrate  im  Verhältnis  zum  ge- 
samten in  die  Produktion  gesteckten  Kapital  genannt  — 
möglichst  zu  erhöhen  und  jedenfalls  nicht  sinken  zu  lassen, 
ist  das  natürliche  Bestreben  des  Kapitalisten.  Die  durch 
die  Konkurrenz  herbeigeführte  Verbilligung  der  produzierten 
Güter  sucht  der  Kapitalist  auf  dreierlei  Weise  auszugleichen : 
durch  Herabsetzung  der  Löhne,  durch  Verlängerung  der 
Arbeitszeit  oder  durch  Steigerung  der  Produktivität  der 
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Arbeit.  Während  es  für  die  beiden  ersteren  Mittel  be- 
stimmte Grenzen  gibt,  bleibt  das  letztere  Mittel  vorherr- 
schend, um  die  Produktion  zu  verbilligen.  In  allen  Fällen 
ist  die  Folge,  daß  sich  die  organische  Zusammen- 
setzung des  Kapitals,  wie  Marx  es  nennt,  ändert.  Das 
Verhältnis  des  auf  Rohstoffe,  Arbeitsmittel  usw.  angelegten 
Kapitalteils  steigt,  während  der  auf  Arbeitslöhne  verwandte 
Kapitalteil  sinkt,  indem  dieselbe  Produktenmasse  durch 
weniger  Arbeiter,  eine  erhöhte  Produktenmasse  durch  die 
alte  Anzahl  Arbeiter  hergestellt  wird. 

Das  ist  so  ungefähr  derjenige  Teil  der  marxistischen 
Lehre,  den  man  mit  dem  Namen  der  Mehrwerttheorie  be- 
legt hat.  An  dieser  Stelle,  wo  es  sich  nur  um  die  heu- 
tigen Grundlagen  der  Sozialdemokratie  handelt,  würde 
es  zu  weit  führen,  darzulegen,  wie  die  Sätze  der  Mehr- 
wertlehre durch  die  geschichtliche  Entwicklung  und  durch 
eine  schärfere  Erkenntnis  der  Physiologie  des  Wirtschafts- 
lebens vollständig  ad  absurdum  geführt  worden  sind,  so 
daß  sie  selbst  von  den  orthodoxesten  Marxisten  nicht  mehr 
als  vollgültige  Bestandteile  des  sozialdemokratischen  Lehr- 
gebäudes angesehen  werden.  Diese  wissenschaftliche  Min- 
derbewertung hat  ihren  stärksten  Ausdruck  in  der  gänz- 
lichen Vernachlässigung  der  Mehrwertlehre  im  Parteipro- 
gramm gefunden.  Immerhin  aber  war  diese  Lehre  der 
entscheidende  Punkt  auf  dem  Wege  der  wissenschaftlichen 
Begründung  des  Sozialismus  durch  Marx,  an  dem  er  sich 
von  allen  früheren  sozialistischen  Theoretikern  durch  eine 
wesentliche  Richtungänderung  trennte.  Die  wissenschaft- 
lichen Begründer  und  Weiterbauer  des  Sozialismus  haben  sich 
inzwischen  zu  der  ökonomischen  Binsenwahrheit  bequemt, 
daß  doch  noch  anderen  bedeutsamen  Faktoren  im  kapitalis- 
tischen Produktionsprozeß  eine  Rolle  zukommt,  sie  haben  ge- 
lernt, den  BegriffdesUnternehmertumsalsin  erster 
Linie  mitbestimmend  für  einen  erfolgreichen  Produk- 
tionsprozeß anzuerkennen,  dagegen  der  Handarbeit  als  dem 
allein  Werte   schaffenden  Faktor  ihr  bisheriges  unberech- 
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tigtes  Übergewicht  in  der  Wertschätzung  zu  nehmen.  Ge- 
ringe Profite  und  geringe  Ausbeutungsrate  finden  wir  z.  B. 
in  Kußland  bei  den  schlechtest  bezahlten  Arbeitern,  hohe 
Profit-  und  Mehrwertsraten  bei  glänzend  bezahlten  Arbeitern 
in  Amerika,  während  Marx'  Mehrwertlehre  das  gerade 
Gegenteil  fordert.  Diese  Tatsache  allein,  der  sich  auch 
Bernstein  nicht  verschließen  kann,  genügt,  um  die  Mehr- 
wertlehre außer  Erörterung  zu  stellen.  Allein  mit  einer 
wissenschaftlichen  Ausschaltung  der  Mehrwertlehre  ist  noch 
nichts  getan  für  eine  grundsätzliche  durchgreifende  Kritik 
des  sozialdemokratisch -marxistischen  Lehrgebäudes.  Mit 
Recht  sagt  Waldimir  Simkhowitsch  in  einem  beachtenswer- 
ten Aufsatz :  „Die  Krisis  der  Sozialdemokratie"  in  Conrads 
Jahrbüchern  III.  Folge,  Band  XVII:  „Die  wissenschaftliche 
Kritik  hat  ganz  besondere  Aufmerksamkeit  der  Marx'schen 
Mehrwerttheorie  gewidmet,  und  mit  Recht.  Unrecht  hatte 
aber  diese  Kritik,  wenn  sie  meinte,  daß  mit  der  Wider- 
legung der  Marx'schen  Werttheorie  der  marxistische  Sozia- 
lismus widerlegt  oder  auch  nur  erschüttert  wird.  Marx' 
sozialistische  Forderungen  und  seine  Werttheorie  sind  ge- 
netisch verwandt,  stehen  aber,  systematisch  betrachtet,  in 
keinem  Zusammenhang."  Auf  die  Mehrwertlehre,  d.  h. 
die  Tatsache,  daß  der  Lohnarbeiter  nicht  den  vollen  Wert 
des  Produktes  seiner  Arbeit  erhält,  ist  eine  wissenschaft- 
liche Begründung  des  Sozialismus  nicht  aufzubauen.  „Marx 
hat  denn  auch,"  schreibt  Fr.  Engels  im  Vorwort  zum 
„Elend  der  Philosophie",  „nie  seine  kommunistischen  Forde- 
rungen hierauf  begründet,  sondern  auf  den  notwendigen, 
sich  vor  unseren  Augen  täglich  mehr  und  mehr  vollziehen- 
den Zusammenbruch  der  kapitalistischen  Produktionsweise." 
Wie  sich  die  kapitalistische  Produktionsweise  und  ihr 
Zusammenbruch  nach  Marx  und  dem  ihm  auf  das  engste 
nachgebildeten  Erfurter  Programm  vollzieht,  haben  wir  in 
der  kurzen  Zusammenfassung  der  Lehren  des  wissenschaft- 
lichen Sozialismus  gesehen.  Wenn  wir  nunmehr  kritisch 
an  die  einzelnen  Sätze  und  Theorien  der  Lehre  herantreten, 
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so  wenden  wir  uns  von  Marx  zu  den  offiziellen  Lehren 
der  Sozialdemokratie.  Das  Erfurter  Programm  wird  uns 
nunmehr  der  sachgemäße  Führer  und  Kautskys  Kommentar 
dazu  der  Bädeker  bei  der  Reise  ins  Land  Utopien  sein. 


Kapitel  9. 

Die  Akkuimilatioiistlieorie. 

Die  Gesamtheit  der  Lehren,  die  das  Anwachsen  des 
Kapitals  in  den  Händen  einiger  weniger  Besitzenden  zu 
begründen  suchen,  pflegt  man  mit  dem  Ausdrucke  Akku- 
mulationstheorie zusammenzufassen.  Diese  Entwicklung" 
der  ökonomischen  Verhältnisse  schildert  der  erste  Absatz 
des  ersten  Teiles  des  Erfurter  Programms  wie  folgt: 

Die  ökonomische  Entwicklung  der  bürgerlichen  Ge- 
sellschaft führt  mit  Naturnotwendigkeit  zum  Untergang  des 
Kleinbetriebes,  dessen  Grundlage  das  Privateigentum  des 
Arbeiters  an  seinen  Produktionsmitteln  bildet.  Sie  trennt 
den  Arbeiter  von  seinen  Produktionsmitteln  und  ver- 
wandelt ihn  in  einen  besitzlosen  Proletarier,  indes  die 
Produktionsmittel  das  Monopol  einer  verhältnismäßig 
kleinen  Zahl  von  Kapitalisten  und  Großgrundbesitzern 
werden. 

Da  eine  folgerichtig  durchgeführte  Begriifbestimmung 
in  diesen  Gedankengängen  durchaus  erforderlich  ist,  so 
werden  wir  im  weiteren  daran  festhalten,  daß  wir  unter 
„Akkumulation"  eine  Zusammenballung  von  Kapitalien 
verstehen,  gleichviel  wozu  sie  benutzt  werden,  aber  eine 
Zusammenballung  in  einer  Eigentümerhand.  Die  „Kon- 
zentration der  Betriebe'',  die  Einführung  weniger  Groß- 
betriebe an  Stelle  vieler  Kleinbetriebe  ist  dagegen  ein  Vor- 
gang in  der  Produktions  form,   während  das  erstere 
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ein  Vorgang  in  der  Eigentumsverteilung  ist.  Diese 
Konzentration  kann  möglicherweise  durch  Kapitalanhäufung 
gefördert  werden ;  umgekehrt  aber  werden  wir  auch  finden, 
daß  gerade  der  moderne  Großbetrieb  eigenartige  Korrelate 
der  Eigentumsverteilung  hervorgebracht  hat,  die  zu  einer 
Zerstückelung  der  Kapitalien  führen.  Ja,  wir  werden  in 
dieser  Erscheinung  gerade  die  Keimzellen  einer  zukünftigen 
Entwicklung  der  ökonomischen  Struktur  sehen,  die  zwar 
in  der  Betriebsform  zum  Großbetrieb  fortschreitet,  ander- 
seits aber  in  der  Eigentums  Verteilung  mehr  und  mehr  einen 
Ausgleich  zwischen  den  Riesengütern  der  Kapitalmagnaten 
und  dem  Existenzminimum  des  Lohnarbeiters  schafft. 

Gerade  weil  im  Gegensatz  zu  früher  ein  ganz  be- 
sonders schlagendes  Moment  der  Kritik  sich  aus 
dem  grundsätzlichen  Unterschied  zwischen  der  Akku- 
mulation der  Güter  und  der  Konzentration  der 
Betriebsweise  ergibt,  verweisen  wir  an  dieser  Stelle 
auf  die  scharfe  Trennung  zwischen  diesen  beiden 
Lehren.  Vielleicht  durch  die  ebenfalls  nicht  scharf 
unterscheidende  Fassung  des  zweiten  Absatzes  des  Erfurter 
Programms  veranlaßt,  führen  viele  Theoretiker  des  Sozialis- 
mus, darunter  auch  Kautsky,  keineswegs  diese  Verschieden- 
heit der  Bezeichnung,  noch  viel  weniger  die  Begriffsbestim- 
mung selbst  folgerichtig  durch.  Es  ist  ganz  merkwürdig, 
wenn  man  Kautskys  Schriften  durchsieht,  zu  beobachten, 
wie  er  unablässig  die  „Konzentration  der  Betriebe"  mit 
der  ..Akkumulation  der  Produktionsmittel"  oder  der  ,.Kon- 
zentration  des  Kapitals"  durcheinander  wirft.  So  spricht 
er,  um  aus  zahllosen  Stellen  eine  herauszugreifen,  in  der 
Vorrede  zu  seinem  Programm-Katechismus  auf  Seite  14 
und  15  zu  verschiedenen  Malen  davon,  daß  ..die  Konzen- 
tration des  Kapitals  (also  in  unserem  Sprachbrauch,  die 
Akkumulation)  den  Kleinbetrieb  beseitigt".  In  diesem 
Zusammenhang  —  bei  der  Darlegung  der  kapitalistischen 
Gesellschaftsverfassung  —  ist  dieser  Satz  einfach  falsch, 
nicht  etwa  weil  er  den  Tatsachen  nicht  entspricht,  sondern 
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weil  er  zwei  Faktoren  in  Verbindung  bringt,  die  nichts 
miteinander  zu  tun  haben.  Noch  nie  hat  die  einfache 
„Konzentration  des  Kapitals"  eine  Einwirkung  auf  die 
Produktionsweisen  gehabt,  die  vielmehr  nur  durch  ent- 
sprechende Faktoren,  durch  Änderung  der  Betriebsverhält- 
nisse, der  Technik,  der  sozialen  Physiologie  usw.  beeinflußt 
werden  konnten.  Wie  kann  z.  B.  der  häufige  Akku- 
mulationsgrund, der  in  der  Zinseszinsaufsammlung  eines 
Riesen  Vermögens  liegt,  dessen  Zinsen  der  Eigentümer  nicht 
verwerten  kann,  der  Grund  zu  einer  Änderung  der  Pro- 
duktionsweise sein?  Indirekt  könnte  eine  Kapitalansamm- 
lung nur  dann  dazu  führen,  wenn  sie  in  der  Hand  eines 
Kapitalisten  stattfände,  der  seine  Kapitalakkumulation  zu 
einer  Betriebserweiterung  benutzte.  In  allen  übrigen 
Fällen,  bei  Privatleuten  und  Produzenten,  die  ihr  Kapital 
nicht  zu  Betriebsvergrößerungen  verwenden,  hat  die  Akku- 
mulation des  Kapitals  mit  einer  Konzentration  der  Be- 
triebe und  dem  Untergang  des  Kleinbetriebes  gar 
nichts  zu  schaffen.  Dieser  logische  Grundfehler  Kautskys 
macht  seine  sämtlichen  Ausführungen  über  diese  beiden 
Probleme  einfach  unverwertbar.  Wieweit  ihn  sein  Fehler 
in  die  Irre  treibt,  zeigen  seine  Ausführungen  über  das 
gegenseitige  Verhältnis,  in  dem  diese  Theorien  zueinander 
im  wirtschaftlichen  Entwicklungsgange  stehen.  In  seiner 
Antikritik:  „Bernstein  und  das  sozialdemokratische  Pro- 
gramm" sagt  er  auf  Seite  49:  „Die  Entwicklung  der  Pro- 
duktionsweise ist  das  grundlegende,  die  Gestaltung  der 
Besitzverhältnisse  das  an  der  Oberfläche  liegende,  aus  dem 
ersteren  hervorwachsende  Faktum."  Der  Vorwurf,  den  er 
damit  Bernstein  machen  will,  ist  deshalb  doppelt  schlecht 
angebracht,  weil  Kautsky  einmal  selbst  bei  der  Abfassung 
des  Programms  das  „Oberflächliche"  als  die  Grundlage 
an  erster  Stelle  behandelt  hat,  Marx  konsequent  und  richtig 
folgend,  und  weil  zum  anderen  leicht  ersichtlich  ist,  daß 
das  Primäre,  das  Weitergehende,  das  Bestimmende  die 
Kapitalakkumulation   ist,    aus   der   sich   unter   geeigneter 
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Verwendung  eine  Betriebskonzentration  ergibt,  die  dann 
weiter  den  Gang  der  Produktionsweise  beeinflußt  hat  Die 
Akkumulationstheorie  des  Erfurter  Programms  glaubt  nun 
als  geschichtliche  Tendenz  feststellen  zu  können,  daß  dem 
Arbeiter  sein  Privateigentum  immer  häufiger  entrissen 
wird,  dafür  aber  die  Kapitalien  sich  immer  mehr  in  den 
Händen  weniger  Besitzenden  akkumulieren. 

Dieser  Behauptung  stellt  man  die  nackten  Zahlen 
unserer  Einkommensteuerstatistik  gegenüber,  die  eine 
direkte  Gegentendenz  des  allgemeinen  Einkommenauf- 
schwungs  zeigt,  die  das  Gegenteil  einer  starken  Ex- 
propriation von  Mittel-  und  Unterschichten,  vielmehr  eine 
andauernde  Erstarkung  nach  Zahl  und  materiellen  Kräften 
aufweist,  um  zu  zeigen,  daß  die  Entwicklung  einen  ganz 
anderen  Gang  genommen  hat  und  daß  die  Annahme  der 
Aufsaugung  der  kleinen  Kapitalien  durch  die  großen 
falsch  ist.  Dieser  zahlenmäßige  Beweis  ist  jedoch  so  oft 
und  eingehend  von  bürgerlichen  wie  sozialistischen  Öko- 
nomen erbracht  worden,  daß  es  sich  an  dieser  Stelle  er- 
übrigt, darauf  einzugehen.  Er  wird  auch  von  sozusagen 
allen  Seiten  anerkannt,  wenn  er  auch  durch  andere 
Folgerungen,  die  daraus  gezogen  werden,  wieder  entkräftet 
werden  soll.  Aber  gerade  diese  Folgerungen  sollen  uns  im 
weiteren  eingehend  beschäftigen. 

Die  Tatsache  allein,  daß  wir  in  der  heutigen  Volks- 
wirtschaft eine  starke  Akkumulation  der  Kapitalien  nicht 
erblicken,  dürfte  den  Ökonomiker  nicht  befriedigen,  wenn 
er  nicht  gleichzeitig  die  Ursachen  dieser  erfreulichen  Er- 
scheinung entdeckt,  da  zweifellos  im  Prinzip  eine  Tendenz 
nach  Akkumulation  in  der  kapitalistischen  Gesellschafts- 
form steckt.  Es  müssen  also  inzwischen  Kräfte  wirksam 
gewesen  sein,  die  imstande  waren,  den  Gaug  der  Entwick- 
lung zu  beeinflussen  und  seine  schädlichen  Tendenzen  zum 
großen  Teil  aufzuheben.  Diese  Kräfte  sind  in  dem  nicht 
hoch  genug  anzuschlagenden  Streben  unserer  heutigen  Zeit 
nach  Gesellschaftsbildung  zu  finden.    Es  wäre  eine 
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dankbare  Aufgabe,  einmal  zahlenmäßig  nachzuweisen,  in 
wie  erheblichem  Maße  die  moderne  Volkswirtschaft  von 
dieser  Tendenz  durchsetzt  ist,  wie  stark  die  privat-  und 
einzelkapitalistischen  Unterlagen  ihrer  Produktionsweise 
weichen  mußten  vor  den  gesellschaftlich  zusammengesetzten 
Kapitalformationen.  Wir  befinden  uns  seit  einigen  Dezennien 
in  einem  wahren  Taumel  der  Vergesellschaftung  des 
zu  Produktionszwecken  benutzten  Kapitals.  Die  alten 
römisch-rechtlichen  Gesellschaftsbildungen  der  societas  und 
universitas  reichten  da  nicht  mehr  aus,  die  Germanisten 
mußten  vorab  die  alten  deutsch-rechtlichen  seltsamen  und 
schwierigen  Gesellschaftsbildungen  aus  langem  Schlafe  theo- 
retisch wieder  erwecken,  die  dann  in  praktische  Wirt- 
schaftswerte umgesetzt  wurden:  die  Gesamthandsbildungen, 
die  älteren  und  neueren  Genossenschaftstheorien,  die  übrigens 
mit  dem  Begriff  der  modernen  Genossenschaft  gar  nichts  zu 
tun  haben.  Das  genügte  aber  nicht:  die  beiden  Wurzeln 
des  römischen  und  deutschen  Eechts  wurden  zu  neuen  Ge- 
sellschaftstrieben vereinigt,  die  aus  beiden  Formen  Eigen- 
arten angenommen  haben.  Dazu  schuf  die  Rechtsentwick- 
lung ganz  neue,  bisher  unbekannte  Bildungen,  die  Handels- 
gesellschaften :  Aktiengesellschaft,  Kommanditgesellschaft, 
offene  Handelsgesellschaft,  stille  Gesellschaft,  Kommandit- 
gesellschaft auf  Aktien,  Gesellschaft  mit  beschränkter  Haft- 
pflicht, Reederei.  Dann  die  modernsten  Bildungen,  die  noch 
derartig  im  Flusse  ihrer  Entwicklung  stehen,  daß  es  noch 
nicht  gelungen  ist  und  es  auch  nach  den  mißlungenen  Ver- 
suchen verfrüht  wäre,  sie  bereits  jetzt,  wo  ihre  Entwick- 
lung noch  keineswegs  abgeschlossen  ist,  zur  Starrheit  des 
Gesetzesrechts  zu  verdammen.  Eine  solche  gesetzliche  Fest- 
legung müßte  ihre  natürlichen  Entwicklungsbedingungen 
hemmen  und  vernichten,  während  sie  sich  bei  freier  Ent- 
wicklung als  wertvolle  oberste  Glieder  der  volkswirtschaft- 
lichen Struktur  anpassen  werden.  Wir  meinen  die  zahllosen 
verschiedenartigen  Gesellschaftsgebilde  von  der  Interessen- 
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gerneinschaft,  dem  Syndikat,  Corner,  Kartell  bis  hin  zum 
festgefügten  Trust. 

Noch  einer  weiteren  Gesellschaftsbildung  wäre  zu  ge- 
denken, der  modernen  Genossenschaftsbewegung. 
Da  dieser  aber  eine  besondere  Eolle  im  späteren  Verlaufe 
der  Abhandlung  —  bei  der  Frage  der  Abhilfemaßnahmen 
—  zufällt,  können  wir  uns  an  dieser  Stelle  damit  begnügen, 
sie  nur  anzuführen.  Es  ist  dies  um  so  eher  statthaft,  als 
der  Genossenschaftsbewegung  bekanntlich  von  zahlreichen 
Schriftstellern  eine  besondere  Aufmerksamkeit  für  den 
Gang  des  Sozialisierungszweckes  beigemessen  wird,  während 
die  oben  erwähnte  umfassendere  Tendenz  der  Vergesell- 
schaftung der  modernen  Volkswirtschaft  auf  kapitalistischer 
Grundlage  merkwürdig  stark  vernachlässigt  worden  ist. 

Die  Bedeutung  der  Gesellschaftsbildung  tritt  noch  mehr 
zutage,  wenn  man  neben  der  Fülle  ihrer  formalen  rechtlichen 
Konstruktionen,  was  doch  auch  auf  eine  starke  innere  Tendenz 
verweist,  ihre  materielleBedeutungfür  unsere  Volks- 
wirtschaft in  Betracht  zieht  und  bedenkt,  wieviele  Kapi- 
talien von  ihnen  investiert  sind  und  in  welchem  Verhältnis 
die  zur  Produktion  angelegten  Gesellschaftskapitalien  zu 
den  darauf  verwandten  Privatkapitalien  stehen.  Man  würde 
dabei  zu  überraschenden  Ergebnissen  kommen.  Leider  ist 
jedoch  eine  derartige  Zusammenstellung  zurzeit  noch  voll- 
ständig unmöglich.  Nicht  einmal  genaue  Angaben  über  die 
Zahl  der  bestehenden  Gesellschaften  sind  vorhanden.  Wie 
viel  Kapitalien  insgesamt  und  in  den  einzelnen  Gesell- 
schaftsarten angelegt  sind,  ist  unmöglich  mit  einiger  Sicher- 
heit zu  sagen.  Kautsky  und  die  orthodoxen  Marxisten 
konnten  sich  zwar  auch  nicht  der  Tatsache  verschließen, 
daß  die  Konzentration  der  Betriebe  vielfach  von  der  durch 
Gesellschaftsbildung  ermöglichten  Kapitalanhäufung  ab- 
hänge. Allein  sie  machten  den  verderblichen  Schritt  weiter 
und  erklärten  diese  gesellschaftliche  Kapitalanhäufung  ein- 
fach als  Vermögensko  nzentration.  Der  Irrtum  liegt 
so  klar  zutage,  daß  es  unverständlich  wäre,  wie  die  Ortho- 
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doxen  durch  Aufrechterhaltung  dieses  Satzes  ihren  Gegnern 
eine  solche  Angriffsfläche  bieten  können,  falls  sie  nicht  die 
Furcht  treibt,  koste  es,  was  es  wolle,  jeden  Satz  ihres 
Marxistischen  Lehrgebäudes  aufrecht  zu  halten,  um  nicht 
das  Ganze  preisgeben  zu  müssen.  Was  schon  mit  Nach- 
druck von  bürgerlichen  Schriftstellern  vorher  behauptet 
worden  ist,  faßt  Bernstein,  den  wir  nur  deshalb  zitieren, 
um  Marx  mit  einem  Marxisten  selbst  zu  widerlegen,  wie 
folgt  zusammen:  „Die  Form  der  Aktiengesellschaft  wirkt 
der  Tendenz  Zentralisation  der  Vermögen  durch  Zentrali- 
sation der  Betriebe,  in  sehr  bedeutendem  Umfang  entgegen. 
Sie  erlaubt  eine  weitgehende  Spaltung  schon  konzentrierter 
Kapitale  und  macht  Aneignung  von  Kapitalien  durch  ein- 
zelne Magnaten  zum  Zweck  der  Konzentrierung  gewerb- 
licher Unternehmen  überflüssig.  Wenn  nicht-sozialistische 
Ökonomen  diese  Tatsache  zum  Zweck  der  Beschönigung 
der  sozialen  Zustände  ausgenutzt  haben,  so  ist  das  für 
Sozialisten  noch  kein  Grund,  sie  sich  zu  verheimlichen  oder 
sie  hinwegzureden.  Es  handelt  sich  vielmehr  darum,  ihre 
wirkliche  Ausdehnung  und  ihre  Tragweite  zu  erkennen." 
Um  nur  einen  der  vielen  praktischen  Beispiele  zur  Be- 
leuchtung dieser  Tatsache  herauszugreifen,  erwähnen  wir 
nach  Bernstein  den  im  Jahre  1898  gegründeten  Nähgarn- 
Trust,  der  nicht  weniger  als  12  300  Anteilinhaber  zählt, 
Davon  sind  6000  Inhaber  von  Stammaktien  mit  1200  Mk. 
Durchschnittskapital,  4500  von  Prioritätsaktien  mit  3000  Mk., 
1800  von  Obligationen  mit  6300  Mk.  Durchschnittskapital. 
Die  Zahl  der  Aktionäre  des  großen  Manchester  Schiffskanals 
beläuft  sich  auf  rund  40000,  die  des  großen  Provisious- 
geschäftes  von  T.  Lipton  auf  74262.  Ein  Riesen-Speise- 
warenhaus in  London,  Spiers  and  Pond,  das  man  als  Bei- 
spiel für  die  Kapitalkonzentration  gewählt  hat,  besitzt, 
bei  einem  Gesamtkapital  von  26  Mill.  M.  4650  Aktionäre, 
davon  nur  550,  deren  Aktienbesitz  10000  Mk.  übersteigt, 
„Das  sind  einige  Beispiele  für  die  Zersplitterung  der 
Vermögensteile  an  zentralisierten  U  n  t  e  r  n  e  h  - 
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m  im  gen"  —  sagen  nicht  wir,  sondern  der  sozialdemo- 
kratische Marxist  und  Reichstagsabgeordnete  Eduard 
Bernstein. 

Wenn  man  nun  allerdings  so  weit  gehen  wollte,  zu 
sagen,  schon  die  Tatsache  allein,  daß  so  viele  Aktien-  und 
sonstige  Gesellschaften  bestehen,  die  die  Möglichkeit  in 
sich  schließen,  mit  kleinen  Kapitalien  an  der  Produktion  und 
zwar  an  der  Produktion  nicht  in  veralteter  Betriebsform, 
sondern  der  vollkommensten,  modernsten  Art  des  Groß- 
betriebes teilzunehmen,  verbürgt  den  augenblicklichen  Zu- 
stand,  daß  es  wirklich  so  ist,  so  wäre  ein  solcher  Schluß 
durchaus  verfehlt.  Es  ist  unumwunden  zuzugestehen,  daß 
bisher  diese  Formationen  in  ganz  überwiegendem  Maße 
dazu  benutzt  worden  sind,  den  Kapitalisten  als  be- 
liebte Form  für  ihre  Vermögensanlage  zu  dienen,  indem 
diese  nunmehr  ihren  gesamten  Besitz  nicht  mehr  auf  eine 
einzige  Karte  zu  setzen  brauchen.  Es  ist  weiter  zu  be- 
rücksichtigen, daß  gerade  die  besten  und  einträglichsten 
Aktienunternehmungen  sich  in  den  Händen  ganz  weniger 
Großkapitalisten  befinden,  daß  überhaupt  in  Deutschland 
noch  recht  wenig  von  einer  Beteiligung  der  Arbeiter  am 
Produktionsprozeß  mittels  Erstehung  von  Gesellschafts- 
anteilen zu  spüren  ist  —  da  ihnen  wohl  meistens  die  zwar 
billigen,  aber  darum  auch  recht  faulen  Unternehmungen 
vorbehalten  bleiben  dürften.  Es  kommt  noch  die  prak- 
tische Schwierigkeit  hinzu,  daß  das  deutsche  Aktienrecht 
für  den  Normalfall  Aktien  von  1000  Mk.  verlangt,  während 
die  Pfund- Shares  (die  20  Mk.- Aktien)  in  England  weit- 
verbreitet sind  und  von  den  Arbeitern  leicht  gekauft 
werden  können.  Gewiß  sagt  deshalb  mit  Recht  Karl 
Kautsky  in  seiner  Antikritik  Bernsteins,  daß  es  sehr  vor- 
schnell wäre,  „wollte  man  deswegen  es  gleich  als  Tatsache 
hinstellen,  daß  in  Wirklichkeit  diese  Erlaubnis  (der 
Kapitalbeteiligung)  auch  wirksam  benutzt  wird".  Aber 
Kautsky  hätte  an  Stelle  dieses  für  das  Prinzip  nichts  be- 
weisenden Schlusses  den  Satz  als  den  Kernpunkt  betrachten 
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müssen,  den  er  selbst  unmittelbar  vorher  durchaus  zutreffend 
dahin  formuliert:  „Die  Tatsache  besteht  darin,  daß  die 
Form  der  Aktiengesellschaft  die  Spaltung  schon  vor- 
handener Kapitale  erlaubt,  die  Aneignung  von  Kapitalen 
durch  einzelne  Magnaten  überflüssig  macht."  Darin 
liegt  das  Wertvollste  dieser  Entwicklung  zur  Gesellschafts- 
bildung innerhalb  der  modernen  Volkswirtschaft;  nicht  daß 
schon  ihre  günstige  Einwirkung  auf  die  Vermögensverteilung 
erfolgt  ist,  sondern  daß  eine  Möglichkeit  dazu  besteht, 
die  nach  und  nach  ausgenutzt  werden  kann.  Nach  der 
Analyse  des  Wirtschaftslebens,  wie  sie  Marx  und  das  Er- 
furter Programm  gibt,  war  eine  solche  Möglichkeit 
nirgends  vorhanden.  Nur  Akkumulation  des  Kapitals 
finden  wir  da  und  die  absolute  Unmöglichkeit  für  den 
Lohnarbeiter,  ein  Kapital  zu  erwerben,  das  so  groß  war. 
um  ein  modernes  Betriebsunternehmen  zu  schaffen.  Die 
Produktivgenossenschaft  hat  —  soviel  greifen  wir  vorweg 
—  nicht  die  Hoffnungen  erfüllt,  die  man  darauf  gesetzt 
hat,  weil  damit  gegen  die  Forderung  einer  auf  der  Höhe 
der  Entwicklung  stehenden  Betriebsform  gesündigt  wird. 
Die  Gesellschaftsbilduugist  berufen,  diese  Lücke 
auszufüllen.  In  der  prinzipiellen  Möglichkeit,  diese  Entwick- 
lung herbeizuführen,  liegt  bereits  neben  der  statistisch  nach- 
weisbaren Tatsache  der  ständigen  Einkommensteigerung 
die  schlagende  Widerlegung  der  marxistischen  Lehre  von 
der  geschichtlichen  Notwendigkeit  der  Akkumulation  der 
Kapitale.  Und  diese  ist  wichtiger  als  die  Einkommen- 
erhöhung. Denn  die  Höhe  des  Einkommens  ist  immer  — 
das  weiden  wir  bei  der  Verelendungstheorie  sehen  —  ein 
relativer  Begriff.  Hier  liegt  aber  die  Wurzel,  um  die  Be- 
deutung und  Gefahr  der  Kapitalakkumulation  für  die  Be- 
triebsverhältnisse, die  sie  sonst  als  Monopole  an  sich  nehmen 
könnte,  zu  beseitigen.  Noch  sind  es  erst  Keime,  die  aber 
im  Gegensatz  zu  den  Produktivgenossenschaften,  organisch 
an  die  bestehende  Volkswirtschaftsstruktur  ansetzen  und  in 
ihrem  prinzipiellen  Werte  besonders  bedeutungsvoll  sind. 
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Allein  schon  hat  der  Vergesellschaftungsprozeß  in 
unserer  Volkswirtschaft  einen  weiteren  Schritt  zum  sozia- 
listischen Gemeineigentum  getan,  indem  er  nicht  allein 
private  Betriebe  gesellschaftlich  organisiert  hat,  sondern 
auch  schon  die  höchste  Stufe  —  die  Verstaatlichung  —  in 
ganz  beträchtlichem  Maße  erreicht  hat.  Die  Frage,  ob  der 
private  Vergesellschaftungsprozeß  nur  eine  Vorstufe  zum 
allgemeinen  Verstaatlichungsprozeß  ist,  sei  hier  ausgeschaltet ; 
auf  jeden  Fall  ist  der  Schluß,  den  Guido  Heymann  nach 
einer  Untersuchung  des  Kartellierungsprozesses  in  den  ge- 
mischten Eisen-  und  Kohlenwerken  macht,  falsch,  der  nichts 
mehr  und  nichts  weniger  sagt,  als  daß  der  Konzentrations- 
prozeß in  diesen  Betrieben  soweit  fortgeschritten  ist,  daß 
sie  „reif  zur  Expropriation"  seien,  wie  Marx  es  voraus- 
gesagt habe.  Schon  deshalb  ist  der  Schluß  in  dieser  Form 
falsch,  weil  die  Expropriation  sich  nur  auf  die  Kapital- 
akkumulation, nicht  auf  die  Betriebskonzentration  be- 
zieht. Soviel  aber  ist  gewiß,  daß  seine  ausgebildetste  Form, 
Kartell  und  Trust,  den  Übergang  erleichtert  und  an  einzelnen 
Stellen  in  der  Tat  herbeigeführt  hat.  Die  Verstaatlichung 
einzelner  Kohlenbergwerke  zeigt  das;  eine  Verstaatlichung 
des  ganzen  Kohlenbergbaues  wird  schon  von  Einzelnen  als 
sichere  Folge  angesehen.  Es  würde  das  derselbe  Weg  sein, 
den  der  Staat  bereits  bei  den  Eisenbahnen,  der  Munizipal- 
sozialismus in  zahlreichen  Fällen  vom  städtischen  Gaswerk 
bis  zu  der  städtisch  betriebenen  Schweinezucht-  und  Groß- 
schlächterei, die  jetzt  wieder  der  Abgeordnete  Südekum  in 
seiner  Kommunalen  Praxis  als  praktische  Reformpolitik 
ohne  revolutionäre  Expropriation  vertritt.  Ein  ganz  be- 
trächtlicher Teil  der  Kommunaltätigkeit  bezieht  sich  über- 
haupt auf  den  kommunistischen  Produktionsbetrieb  der 
Städte  und  dieser  Prozeß  schreitet  immer  mehr  fort,  so 
daß  die  heutigen  revisionistischen  Sozialreformer  unter  den 
Sozialdemokraten  gerade  auf  diese  Entwicklung  —  nach 
dem  Vorbild  Englands  —  einen  sehr  großen  Wert  legen. 

Um  aber  zu  dem  Einleitungssatz  unseres  Kapitels  aus 
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dem  Erfurter  Programm  zurückzukehren ,  so  können  wir, 
nachdem  wir  ihn  widerlegt  und  positiv  durch  andere  Ten- 
denzen ersetzt  haben,  der  dort  gegebenen  Behauptung: 
..Die  Produktionsmittel  (d.  h.  das  Kapital)  werden  das 
Monopol  einer  verhältnismäßig  kleinen  Zahl  von  Kapitalisten" 
den  Satz  gegenüberstellen:  „Die  Zahl  der  Besitzenden  ist 
nicht  kleiner,  sondern  größer  geworden.  Die  enorme  Ver- 
mehrung des  gesellschaftlichen  Reichtums  wird  nicht  von 
einer  zusammenschrumpfenden  Zahl  von  Kapitalmagnaten, 
sondern  von  einer  wachsenden  Zahl  von  Kapitalisten  aller 
aller  Grade  begleitet."  —  So  sagt  der  Marxist  Bernstein 
in  einer  Zuschrift  an  den  in  Stuttgart  im  Jahre  1898  ver- 
sammelten Parteitag  der  deutschen  Sozialdemokratie,  einen 
Parteitag,  der  —  sich  einmütig  auf  den  Boden  der  ewigen 
Wahrheit  der  marxistischen  Lehre  und  des  Erfurter  Pro- 
gramms stellte. 


Kapitel  10. 

Die  Konzentrationstheorie. 

Während  die  Akkumulationstheorie  eine  eingehendere 
Widerlegung  erfordert,  weil  sie  es  ist,  die  nach  Kautskj^ 
„die  Aussichten  der  sozialistischen  Bestrebungen  immer 
mehr  verbessert",  kann  die  Konzentrationstheorie  etwas 
kürzer  dargestellt  werden.  Denn  einmal  folgert  die  Sozial- 
demokratie aus  ihr  nur  ein  „  A  u  f  k  o  m  m  e  n  der  sozialistischen 
Bestrebungen",  während  sie  ihr  für  die  Zukunft  des  sozia- 
listischen Staates  keinen  sonderlichen  Einfluß  beimißt,  und 
zum  anderen  umfaßt  sie  eine  Anzahl  von  ökonomischen 
Thesen,  —  drei  an  der  Zahl  —  in  deren  wissenschaftlicher 
Bewertung  sich  die  verschiedenen  bürgerlichen  und  sozia- 
listischen Wirtschaftstheoretiker  so  ziemlich  einig  sind. 
Interessant  ist  aber,  daß  dieses  Urteil  über  die  drei  Thesen 
inhaltlich  scharf  abgestuft  ist  und  in  einem  eigenartigen 
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Gegensatz  zu  der  ursprünglichen  marxistischen  Lehre  von 
der  Konzentration  der  Betriebe  steht.  In  einem  Falle  — 
beim  industriellen  Großbetrieb  —  hat  sich  Marx'  Lehre 
glänzend  bewahrheitet,  im  zweiten  Falle  —  beim  handwerk- 
schaftlichen  Kleinbetrieb  —  ist  sie  im  Prinzip  verwirk- 
licht worden,  dagegen  äußert  sie  sich  in  anderer  Weise 
als  Marx  gedacht  hat  und  im  dritten  Falle  —  beim  land- 
wirtschaftlichen Betrieb  —  ist  sie  ebenso  gründlich  zu- 
schanden  geworden,  wie  sie  sich  im  ersten  Falle  bewahr- 
heitet hat. 

Das  Erfurter  Programm  formuliert  seine  Lehre  von 
der  Konzentration  im  zweiten  Absatz  seines  ersten  Teiles 
wie  folgt: 

Hand  in  Hand  mit  dieser  Monopolisierung  der  Pro- 
duktionsmittel geht  die  Verdrängung  der  zersplitterten 
Kleinbetriebe  durch  kolossale  Großbetriebe,  geht  die  Ent- 
wicklung des  Werkzeugs  zur  Maschine,  geht  ein  riesen- 
haftes Wachstum  der  Produktivität  der  menschlichen  Ar- 
beit. Aber  alle  Vorteile  dieser  Umwandlung  werden  von 
den  Kapitalisten  und  Großgrundbesitzern  monopolisiert. 
Für  das  Proletariatund  die  versinkenden  Mittelschichten 
—  Kleinbürger,  Bauern  —  bedeutet  sie  wachsende  Zu- 
nahme der  Unsicherheit  ihrer  Existenz,  des  Elends,  des 
Drucks,  der  Knechtung,  der  Erniedrigung,  der  Ausbeutung. 

Dieser  Absatz  beschäftigt  sich  nur  in  seinem  ersten 
Teile  mit  der  Konzentrationslehre,  im  zweiten  Teile  ent- 
hält er  bereits  Abschnitte  aus  der  weiteren  Lehre  von  der 
Verelendung  der  Massen,  die  wir  im  nächsten  Kapitel  be- 
handeln. Die  knappe  problematische  Fassung  der  Kon- 
zentrationslehre im  ersten  Teile  dieses  Absatzes  genügt 
aber  schon,  um  das  Wesen  der  Lehre  zu  erkennen.  Um 
allerdings  unsere  Kritik  daran  anknüpfen  zu  können,  müssen 
wir  —  wie  angedeutet  —  die  allgemein  gefaßte  Lehre  in 
drei  Einzelpunkte  zergliedern,  nämlich  soweit  sie  sich  be- 
zieht: 1.  auf  die  Industriebetriebe,  2.  auf  den  handwerks- 
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mäßigen  Kleinbetrieb,  3.  auf  die  landwirtschaftlichen  Be- 
triebe. 

Die  Konzentrationslehre,  wie  sie  Marx  und  das  Erfurter 
Programm  formuliert  haben,  hat  sich  aufs  glänzendste  be- 
währt in  allen  den  Erwerbszweigen,  die  wir  unter  dem 
Namen  der  Industrie  zusammenzufassen  pflegen;  daneben 
aber  auch  im  Handel,  im  Bankwesen  usw.  Das  zur  Be- 
gründung dieser  Erscheinung  notwendige  Tatsachen-  und 
Zahlenmaterial  ist  so  reichhaltig,  aber  auch  von  allen 
bürgerlichen  wie  sozialistischen  Schriftstellern  schon  so  er- 
schöpft behandelt,  daß  es  unnütze  Mühe  wäre,  hier  den 
Beweis  nochmals  zu  wiederholen.  Noch  heute  gilt  Wort 
für  Wort  der  Satz,  den  Bernstein  1896  in  den  Problemen 
des  Sozialismus  veröffentlicht  hat:  „Daß  in  der  Industrie 
die  Entwicklung  vom  kleinen  zum  großen,  vom  handwerks- 
mäßigen zum  fabrikmäßigen,  vom  großen  zum  Riesenfabrik- 
betrieb  in  Deutschland  heute  den  Ton  angibt,  leugnet  kein 
Sachkenner."  Es  wirft  kein  gutes  Licht  auf  den  wissen- 
schaftlich uninteressierten  Charakter  seines  späteren  kriti- 
schen Werkes  gegen  den  Marxismus,  daß  Bernstein  darin 
aus  prinzipieller  Opposition  so  weit  geht,  auch  diese  wirt- 
schaftliche Erscheinung,  allerdings  ohne  jegliches  Gegen- 
beweismaterial einfach  abzuleugnen. 

Soweit  hat  sich  Marx  Theorie  der  Betriebskonzentration 
bewährt;  eine  andere  schwierigere  Frage  ist  aber  die  Be- 
hauptung des  Erfurter  Programms,  daß  mit  der  Konzen- 
tration der  Großbetriebe  gleichzeitig  die  Mittel-  und  Klein- 
betriebe untergehen  müßten.  Diese  These  ist  in  der  Fassung 
des  Programms  falsch  und  auch  statistisch  widerlegt  worden. 
Die  Tendenzen  jedoch,  die  in  dieser  Betriebsformation  wirk- 
sam waren,  entsprechen  genau  den  Marxistischen  Gedanken- 
gängen, wenn  sich  auch  die  äußeren  Erscheinungen  dieser 
Tendenz  anders  geäußert  haben.  Es  hat  sich  nämlich  ge- 
zeigt, daß  sich  neben  den  an  Zahl  und  Umfang  zunehmen- 
den Großbetrieben  die  Anzahl  der  Klein-  und  Mittelbetriebe 
erhalten,  ja  sogar  vermehrt  hat,  nicht  daß  sie  sich,  wie 
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Marx  und  das  Erfurter  Programm  behaupten,  verringert 
hat.  Der  von  Bernstein  zur  Hilfsstellung  herangezogene 
Prager  Professor  Heinrich  Kauchberg  begründet  diesen  an- 
erkannten Satz  eingehend,  und  läßt  seine  Beweisführung 
darin  gipfeln:  „Der  Kleinbetrieb  hat  sich  als  solcher  un- 
geschmälert erhalten;  ja  er  hat  sogar  einen,  wenn  auch 
nur  mäßigen  Fortschritt  erzielt." 

Eine  oberflächliche  Erkenntnis  dieser  volkswirtschaft- 
lichen Erscheinung  könnte  darin  eine  Widerlegung  der 
Marxschen  Behauptung  von  dem  Untergang  des  kapitalisti- 
schen antisozialistischen  Kleinbetriebs  erblicken.  Dem  ist 
jedoch  im  Prinzip  nicht  so.  Denn  vorab  kann  eine  Kon- 
zentration immer  nur  da  vor  sich  gehen,  wo  wirklich  kon- 
zentrationsfähige  Gewerbe  vorhanden  sind;  es  werden 
also  stets  handwerksmäßige  Gewerbe  (Kunstgewerbe,  Fri- 
seure usw.)  übrig  bleiben  und  sich  im  Verhältnis  zur  Volks- 
zahl  vermehren;  ja  noch  darüber  hinaus  auch  im  Verhältnis 
zum  Volkswohlstand  und  der  steigenden  Lebenshaltung, 
da  gerade  die  handwerksmäßig  feiner  und  künstlerischer 
hergestellten  Güter  bei  einer  höheren  reicheren  Wirtschafts- 
stufe  mehr  begehrt  werden. 

Die  weiteren  Kleinbetriebe,  die  sich  neben  diesen  Kate- 
gorien erhalten  und  vermehrt  haben,  sind  aber  kein  Beweis 
gegen,  sondern  sie  zeugen  für  die  Theorie,  weil  sie  sich 
in  ihrer  Physiologie  gänzlich  geändert  haben. 
Kautskys  Ausführungen  hierüber  sind  durchaus  beweiskräftig 
und  von  der  Wissenschaft  anerkannt  worden.  Er  nennt 
die  wirtschaftsphysiologische  Umgestaltung  der  Natur  der 
Kleinbetriebe  'in  der  modernen  kapitalistischen  Volkswirt- 
schaft einen  dialektischen  Prozeß.  Dieser  Prozeß  be- 
wirkt, daß  aus  der  Konzentration  des  Kapitals  selbst 
wieder  unter  Umständen  eine  Vermehrung  des  Kleinbe- 
triebes entspringt.  Aber  der  neue  Kleinbetrieb  ist  ein 
ganz  anderer  als  der  alte,  er  hat  mit  ihm  nur  Äußer- 
lichkeiten gemein  und  spielt  ökonomisch  wie  politisch 
eine    ganz    andere    Rolle.     Die    Konzentration    der    Be- 
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triebe  bringt  nach  Marx  mehr  Arbeitskräfte  hervor,  als 
verwertet  werden  können.  Diese  sogenannte  industrielle 
Reservearmee  setzt  sich  aus  drei  Schichten  zusammen :  den 
Arbeiteraristokraten,  für  die  ihre  Organisation  sorgt,  den 
Mittelschichten,  die  eine  andere  als  die  ihren  beruflichen 
Fähigkeiten  entsprechende  Arbeit  verrichten  müssen  und 
den  Lumpenproletariern.  Die  Mittelschichten  nun  wenden 
sich,  da  bei  der  geringen  Bedeutung,  die  die  genossen- 
schaftliche Betriebsweise  bisher  gewonnen  hat,  die  einzige 
Alternative  zur  Lohnarbeit  die  Arbeit  im  eigenen  Klein- 
betrieb ist,  diesem  zu.  Da  finden  wir  dann  den  modernen 
Kleingewerbetreibenden,  vornehmlich  den  Hausindustriellen 
und  Heimarbeiter.  Während  aber  der  frühere  Kleinbetrieb 
auf  dem  Privateigentum  an  den  Produktionsmitteln  beruhte 
und  nach  dem  Gesetz  des  Kampfes  ums  Dasein  die  dem 
Inhaber  seiner  Natur  und  seinem  Gewinn  am  besten  ent- 
sprechende Erwerbsform  bildete,  werden  diesem  neuen  Klein- 
betrieb, soweit  er  aus  der  Konzentration  des  Kapitals  her- 
vorgegangen ist,  die  wichtigsten  seiner  Produktionsmittel  vom 
Kapital  vorgestreckt;  dafür  wird  er  diesem  dienstpflichtig 
und  wählt  nicht  mehr  frei  seinen  Beruf  nach  seinen  individu- 
ellen Kräften,  sondern  nimmt  ihn  als  Zwang  oder  als  ein  Ge- 
schenk von  dem  reichen  Tisch  der  Großbetriebe.  Wie  sich 
diese  Entwicklung  über  die  Industrie  hinaus  zum  Schankwirt, 
der  nur  der  Beauftragte  der  Brauerei  ist,  fortsetzt,  wie  die 
große  Mehrzahl  der  kleineren  Handelsgeschäfte  die  Ableger 
der  industriellen  Großbetriebe  sind,  die  diese  nach  Hinter- 
legung einer  Kautionssumme  einrichten,  das  ist  der  allbe- 
kannte und  bezeichnende  Vorgang  bei  der  Entstehung  der 
modernen  Kleinbetriebe  im  Rahmen  der  kapitalistischen 
Wirtschaftsverfassung.  Daß  dieser  neue  proletarische 
Kleinbetrieb  ganz  andere  wirtschaftspolitische  Interessen 
hat  als  der  alte  kleinkapitalistische,  daß  er  durch 
und  durch  sozialistische  Tendenzen  hat,  liegt  auf  der  Hand. 
So  ist  denn  die  von  Marx  und  dem  Erfurter  Programm 
formulierte  These,  daß  die  Konzentration  der  Grußbetriebe 
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die  Kleinbetriebe  vernichte,  äußerlich  falsch;  denn  sie 
ändert  nur  grundsätzlich  ihre  Natur  um,  sie  macht  sie 
aus  einem  kapitalistischen  zu  einem  prole- 
tarischen Betrieb.  Deshalb  bleibt  der  prinzipielle 
Satz  von  Marx  bestehen,  daß  der  Untergang  der  —  alten 

—  Kleinbetriebe  ebenfalls  neue  Bataillone  zu  den  Prole- 
tarierheeren liefert. 

Der  dritte  Teil  der  Konzentrationslehre  ist  am  ein- 
fachsten zu  behandeln.  Er  ist  nämlich  falsch,  und  zwar 
so  gründlich,  daß  selbst  Kautsky  vor  den  erdrückenden 
Tatsachen  kapitulieren  muß.  In  der  Landwirtschaft 
nimmt  nicht  allein  der  Großbetrieb  und  der  Kleinbetrieb 
relativ  und  absolut  zu,  sondern  der  Kleinbetrieb  stellt  auch 

—  was  ökonomisch  das  Wichtigste  ist  —  die  beste  Wirt- 
schaftsform dar.  Es  genügt,  hier  anzuführen,  was  Kautsky 
in  der  Vorrede  zur  5.  Auflage  seines  Kommentars,  in  der 
er  im  Jahre  1904  über  eine  etwaige  Revision  seiner  Schrift 
spricht,  sagt :  „Nur  in  einem  Punkte  muß  ich  das  in  den 
früheren  Auflagen  Gesagte  etwas  einschränken :  in  den  Er- 
wartungen über  den  Rückgang  des  Kleinbetriebes  in  der 
Landwirtschaft.  Die  Auflösung  des  bäuerlichen  Klein- 
betriebes vollzieht  sich  in  den  letzten  zwei  Jahrzehnten 
nicht  so  rasch,  wie  ehedem,  stellenweise  gewinnt  er  sogar 
an  Boden.  Das  lag  1892  noch  nicht  so  klar  zutage."  Das 
genügt.  Wer  mehr  Material  haben  will,  lese  nur  Davids 
Sozialismus  und  Landwirtschaft. 

Wenn  nun  auch  dieser  Fehlschlag  der  Marxschen  Lehre 
klar  zutage  liegt,  so  ist  es  doch  verfehlt,  nun,  wie  Sombart 
es  tun  will,  zu  deduzieren:  Marx'  Lehre  ist  in  einem 
Punkte  widerlegt,  folglich  sind  auch  die  anderen,  die  zu- 
sammen ein  organisches  Ganze  bilden,  unrichtig.  Das  ist 
nicht  angängig,  auch  wenn  es  sich  nur  auf  die  Methode 
und  das  Prinzip  bezieht.  Denn  es  handelt  sich  dabei  nicht 
um  abstrakte  Formeln,  sondern  um  lebendige  Wirtschafts- 
organismen und  Marx'  Lehre  müßte,  wenn  ein  Teil  falsch 
ist,  daraufhin  untersucht  werden,  wo  die  stärksten  Wurzeln 
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ihrer  Kraft  in  den  wirklichen  Verhältnissen  liegen.  Dann 
würden  wir  bald  zu  dem  Ergebnis  gelangen,  daß  die  Kon- 
zentrationslehre ihre  tatsächliche  Verwirklichung  in  der 
heutigen  Volkswirtschaft  in  demselben  Maße  nach  Zeit 
und  Umfang  findet,  wie  Deutschlands  Volkswirtschaft  eine 
durchaus  industrielle  Gesamtstruktur  annimmt,  in  der  die 
Landwirtschaft  nur  aus  Gründen  politischer  Art,  die 
rein  volkswirtschaftlich  gedacht  schädlich  sind,  in  einer 
ihrem  wirtschaftlichen  Werte  nicht  mehr  entsprechenden 
Stellung  künstlich  erhalten  wird. 


Kapitel  11. 

Die  Yerelendungstheorie. 

Immer  größer  wird  die  Zahl  der  Proletarier,  immer 
massenhafter  die  Armee  der  überschüssigen  Arbeiter,  immer 
schroffer  der  Gegensatz  zwischen  Ausbeutern  und  Ausge- 
beuteten,  immer  erbitterter  der  Klassenkampf  zwischen 
Bourgeoisie  und   Proletariat,    der   die   moderne   Gesell- 
schaft in  zwei  feindliche  Heerlager  trennt  und   das  ge- 
meinsame Merkmal  aller  Industrieländer  ist. 
So  lautet  der  3.  Absatz  des  Erfurter  Programms.    Der 
Inhalt  dieses  Abschnittes,  der  etwas  den  Charakter  eines 
Übergangsabsatzes  trägt,  gehört  zweifellos  in  das  Kapitel 
über  die  Verelendungstheorie  im  weiteren  Sinne,  die  die 
sogenannte  Katastrophentheorie   umfaßt.    Allerdings  wird 
dies  Kapitel  erst  vollständig  durch  Hinzufügung  der  letzten 
Sätze  des  vorhergehenden  Absatzes  des  Erfurter  Programms, 
die  in  etwas  unübersichtlicher  Einteilung  an  eine  falsche 
Stelle  zu  der  Betriebskonzentration  geraten   sind.     Diese 
beiden  Teile  zusammen  geben  erst  die  ganze  Verelendungs- 
theorie.   Denn  es  ist  eine  Theorie,  diese  Lehre  von  den 
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Wirtschaftsvorgängen,  wenn  Kautsky  sie  auch  als  eine 
reine  Tatsachenschilderung  betrachtet  wissen  will.  Gut, 
er  faßt  also  nur  den  Begriff  der  Theorie  enger  und  betont 
ausdrücklich,  daß  es  sich  nicht  um  allgemeingültige  Ver- 
hältnisse handelt,  sondern  allein  um  die  spezifischen  Zu- 
stände in  Deutschland.  Also  soll  es  für  uns  nur  eine 
Theorie  für  solche  Verhältnisse  sein,  die  denen  in  Deutsch- 
land entsprechen.  Nur  ist  es  seltsam,  daß  Kautsky  aus 
Groll  darüber,  daß  man  von  einer  Verelendungstheorie  ge- 
sprochen hat,  auch  die  darauf  bezüglichen  Tatsachen,  den 
Abs.  3  des  Erfurter  Programms,  in  seinem  Kommentar  mit 
vollständigem  Totschweigen  bestraft.  In  den  jüngsten  Er- 
örterungen über  die  vielumstrittene  Frage  der  Verelendung 
ist  die  ursprüngliche  Fassung  dieser  Theorie  bei  Marx  in 
den  Mittelpunkt  gestellt  worden,  die  sich  wesentlich  von 
der  Stelle  im  Erfurter  Programm  unterscheidet.  In  dem 
berühmten  Kapitel:  Geschichtliche  Tendenz  der  kapitalisti- 
schen Akkumulation,  dem  wörtlich  die  Schlußsätze  des 
zweiten  Absatzes  entnommen  sind,  hat  nämlich  Marx 
der  Stelle  von  der  wachsenden  Masse  des  Elends  . . . ,  einen 
Passus  angehängt,  der  lautet:  es  wächst  „aber  auch  die 
Empörung  der  stets  anschwellenden  und  durch  den  Mecha- 
nismus des  kapitalistischen  Produktionsprozesses  selbst  ge- 
schulten, vereinten  und  organisierten  Arbeiterklasse."  Dieser 
Schluß  fehlt  im  Erfurter  Programm.  Aber  gerade  an  ihn 
halten  sich  die  absoluten  Verteidiger  der  Verelendungs- 
theorie.  Als  nämlich  die  wissenschaftlichen  Wächter  des 
heiligen  Nachlaßschatzes  von  Marx  durch  das  Tatsachen- 
material ins  Gedränge  kamen,  das  sie  belehrte,  daß  das 
Elend  und  die  Knechtung  der  Arbeiter  keineswegs  zu- 
nehme, da  glaubten  sie,  jene  Stelle  dadurch  hinweginter- 
pretieren zu  können,  daß  sie  die  von  Marx  hinzugesetzte 
Tendenz  von  der  stets  „wachsenden  Empörung  der  durch 
den  Produktionsprozeß  selbst  geschulten,  vereinten,  organi- 
sierten Arbeiterklasse"  besonders  stark  betonten,  die  in 
gleichem  Grade  den  ersten  Prozeß  paralysiere.    Aber  abge- 
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sehen  davon,  daß  das  Erfurter  Programm  diese  von  Marx 
hervorgehobenem  erhebenden  Tendenzen  in  seinem  Pro- 
gramm nicht  kennt,  ist  diese  Schlußfolgerung  schon  logisch 
falsch,  weil  das  erstere  ein  rein  wirtschaftlicher,  das  zweite 
ein  politisch-intellektueller  Vorgang  ist.  Aber  nicht  allein 
die  Anhänger,  sondern  auch  die  sozialistischen  Kritiker 
der  Verelendungstheorie,  vor  allem  Conrad  Schmidt,  haben, 
so  trefflich  ihr  Tatsachenmaterial  ist,  das  Wesen  und  den 
Kern  der  Frage  nicht  erschöpft. 

Wer  der  Bedeutung  und  dem  tieferen  Kern  der  Ver- 
elendungstheorie gerecht  werden  will,  muß  vorab  die  R  e  1  a  - 
tivität  aller  Verelendung  grundsätzlich  anerkennen. 
Er  muß  zu  der  Einsicht  gelangt  sein,  daß  das  Elend,  die 
materielle  und  kulturelle  Lebenslage  einer  Person  oder 
einer  Volksklasse  nichts  Absolutes,  nicht  eine  unter  allen 
Umständen  gleich  bestimmbare  Erscheinung  ist,  sondern 
nur  als  Verhältniszustand  gemessen  und  ge wertet  werden 
kann.  „Elend"  in  diesem  Sinne  ist  zu  definieren  als  der 
jeweilige  Besitz-  und  Kultur  abstand  zwischen  den 
Vermögenden  und  Nichtvermögenden  innerhalb  einer  be- 
stimmten Zeit,  innerhalb  eines  bestimmten  Landes  und  seiner 
Kulturhöhe. 

Lassalle,  dessen  divinatorischer  Geist  so  manches  er- 
cshaut  hat,  worauf  nach  langer  Verkennung  heute  wieder  die 
sozialistische  Lehre  zurückgreift,  wie  wir  noch  später  hören 
werden,  hat  auch  zu  dieser  Frage  in  seinem  berühmten  Ant- 
wortschreiben eine  vollständig  zutreffende  Erläuterung  ge- 
geben, die  lautet:  „Alles  menschliche  Leiden  und  Ent- 
behren hängt  nur  von  dem  Verhältnis  der  Befriedigungsmittel 
zu  den  in  derselben  Zeit  vorhandenen  Bedürfnissen  und 
Lebensgewohnheiten  ab.  Alles  menschliche  Leiden  und 
Entbehren  und  alle  menschlichen  Befriedigungen,  also  jede 
menschliche  Lage,  bemißt  sich  somit  nur  durch  den  Ver- 
gleich mit  der  Lage,  in  welcher  sich  andere  Menschen  der- 
selben Zeit  in  bezug  auf  die  gewohnheitsmäßigen  Lebens- 
bedürfnisse derselben  belinden.    Jede  Lage  einer  Klasse  be- 
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mißt  sich  somit  immer  nur  durch  ihr  Verhältnis  zu  der 
Lage  der  anderen  Klassen  derselben  Zeit." 

Der  in  Seehundtran  nach  Belieben  schwelgende  Fürst 
der  Eskimos,  der  in  getrockneten  rohen  Fischen  sich  güt- 
lich tuende  Feueiiänder  wäre,  auf  deutsche  Verhältnisse 
übertragen,  der  elendeste  aller  heutigen  deutschen  Pro- 
letarier ;  der  wirtschaftlich  und  politisch  unfreie  Bürger  des 
Mittelalters  ist  auf  politisch  -  kulturellem  Gebiet  eine  so 
„elende"  Erscheinung,  daß  der  heutige  gewerkschaftlich 
organisierte  Arbeiteraristokrat  eines  großstädtischen  Fabrik- 
unternehmens nicht  mit  ihm  tauschen  würde,  und  ein  Ver- 
gleich zwischen  den  königlichen  Sauhirten  Homers  in  bezug 
auf  allgemeine  Lebenshaltung,  besonders  in  bezug  auf  die 
viel  schlechteren  Wohnverhältnisse,  mit  einem  nur  mäßig 
gelohnten  Industriearbeiter  unserer  Tage  zeigt,  wie  schwan- 
kend der  Begriff  des  Reichtums  und  Elends  ist.  Allein 
der  Abstand  zwischen  den  vergleichbaren  Wirtschafts- 
persönlichkeiten einer  Zeit  und  eines  Landes  gibt  ilntwort 
auf  die  relative  Frage,  ob  Elend  vorliegt  oder  nicht.  Dieser 
Abstand  allein  gibt  auch  Antwort,  ob  eine  „Verelen- 
dung" sich  vollzieht.  Verringert  sich  der  Abstand  zwischen 
Vermögenden  und  Nichtvermögenden,  so  befinden  wir  uns 
in  einer  Periode  der  allgemeinen  Volksbereicherung,  ver- 
größert sich  der  Abstand,  so  haben  wir  es  mit  einer  Zeit 
der  Verelendung  zu  tun.  Daraus  ist  ersichtlich,  daß  inner- 
halb eines  Volkswirtschaftskörpers  „Verelendung"  herrschen 
kann,  selbst  wenn  eine  offensichtliche  Steigerung  des  Wohl- 
standes der  unteren  Schichten  nicht  zu  verkennen  ist,  dann 
nämlich,  wenn  die  vermögenden  Schichten  im  allgemeinen 
in  einer  noch  schnelleren  Vermögenssteigerung  begriffen  sind. 

Es  ist  ganz  merkwürdig,  auf  welchem  Tiefstand  national- 
ökonomischen Denkens  viele  Kritiker  der  marxistischen 
Lehren,  bürgerliche  wie  sozialistische,  stehen,  daß  sie  die 
grundlegende  Bedeutung  dieser  Verhältnislehre  nicht  er- 
kannt haben,  und  nun  ein  Übriges  zu  tun  glauben,  wenn 
sie  aus  den  Zahlen  der  Einkommen-  und  Lohnst atistik,  die 
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zum  größeren  Teil  eine  aufsteigende  Linie  zeigen,  die  Un- 
haltbarkeit  der  Verelendungslelire  folgern.  Hieran  trägt 
allerdings  das  Erfurter  Programm  die  meiste  Schuld,  das 
die  radikalste  und  falscheste  Fassung  der  Theorie  in  seiner 
Darstellung  im  2.  Absatz  für  gut  genug  hielt.  Diese  ab- 
solute Fassung  der  Lehre  kann  nicht  aufrecht  erhalten 
werden.  Dagegen  hat  sich  der  Kern  der  Lehre,  der  die 
Relativität  aller  Verelendung  anerkennt,  zu  erhalten  ge- 
wußt, trotzdem,  wie  gesagt,  selbst  zahlreiche  sozialdemo- 
kratische Kritiker  sie  für  gänzlich  abgetan  halten,  weil  sie 
sich  so  leicht  machen  und  einfach  die  ursprüngliche  absolute 
Fassung  der  Lehre  unterstellen,  zu  deren  Widerlegung  es 
allerdings  keiner  besonderen  Geistesschärfe  bedarf. 

Es  würde  in  eine  mehr  konstruktive  —  nicht  wie  diese 
mehr  kritische  —  Arbeit  hineingehören,  einmal  für  die 
heutige  deutsche  Volkswirtschaft  eine  Untersuchung  anzu- 
stellen, wie  sie  sich  gegenüber  dieser  verfeinerten  und  re- 
vidierten Verelendungslehre  verhält,  d.  h.  ob  der  Abstand 
zwischen  den  vermögenden  und  den  unvermögenden  Klassen 
augenblicklich  wächst  oder  abnimmt.  Unter  vornehmlicher 
Berücksichtigung  des  Punktes,  daß  dem  geistig  gebildeten, 
durch  politische  Erziehung  hochstehenden  besitzlosen  Men- 
schen der  Mangel  des  Besitzes  schwerer,  das  Bewußtsein 
des  Abstandes  von  dem  ihn  umgebenden  Reichtum  der  Ver- 
mögenden deutlicher  und  drückender  ist,  unter  der  Berück- 
sichtigung ferner,  daß  das  allgemeine  Kultur-  und  materielle 
Niveau  früher  in  den  breitesten  Volksschichten  viel  gleich- 
mäßiger war,  könnte  man  wohl  zu  dem  Ergebnis  kommen, 
daß  die  materielle  Lage  der  verschiedenen  Volksschichten 
heute  im  Zeitalter  des  Großkapitalismus  und  des  Proletariats 
von  schärferen  Abständen  durchsetzt  ist,  als  früher,  daß 
also  die  „Verelendung"  fortgeschritten  ist. 

Daß  natürlich  gleichzeitig  in  unserem  Zeitalter  ein  er- 
heblicher absoluter  wirtschaftlicher  Aufstieg  stattfindet  — 
absolut  genommen  die  Lage  des  deutschen  Arbeiters  für 
sich  ohne  irgendwelchen  Vergleich  —  das  ist  so  offensicht- 
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lieh,  daß  man  darüber  nicht  zu  reden  braucht  und  die  auch 
z.  B.  Friedrich  Engels  unumwunden  anerkannt  hat.  Allein 
es  wäre  höchst  ersprießlich,  diese  fördernden  Tatsachen 
einmal  auf  ihre  verschiedene  Bedeutung  für  die  vorliegende 
Frage  der  Verelendung  zu  prüfen.  Es  würde  dabei  ersicht- 
lich werden,  daß  wir  scharf  zwischen  wirklich  positiv  ver- 
bessernden Tatsachen  hygienischer,  kultureller  Art,  im 
Wohnungswesen,  in  der  wirtschaftspolitischen  Organisation 
der  Industriearbeiter,  in  der  Anerkennung  der  Berechtigung 
ihrer  wirtschaftlichen  Verbesserungsbestrebungen  usw.  und 
solchen  Tatsachen  unterscheiden  müssen,  die  gar  keine  Ver- 
besserungen sind.  Wenn  der  Arbeiter  früher  100  verdiente 
bei  einem  Ausgabemuß  von  70,  und  er  verdient  jetzt  150 
bei  einem  Ausgabemuß  von  130,  so  ist  das  eine  Verschlech- 
terung, denn  er  hat  für  Luxusbedürfnisse,  deren  volkswirt- 
schaftlicher Wert  von  größter  Bedeutung  ist,  jetzt  nur  20 
statt  30  übrig  und  auch  diese  20  sind  im  Verhältnis  zu  20 
früheren  weniger  wert.  Ähnlich  ist  es  mit  der  bekannten 
Verkürzung  der  Arbeitszeit  bei  gleichzeitiger  Steigerung 
der  Intensität  der  Arbeit. 

Dann  aber  kommen  in  unserer  Zeit  auch  einige  recht 
bedenkliche  a  b  s  o  1  u  t  e  Verschlechterungen  hinzu,  von  denen 
nur  auf  die  Abnahme  der  Eheschließungen  und  der 
Geburten  und  auf  die  Zunahme  der  Frauen-  und 
Kinderarbeit  verwiesen  sei. 

Eins  der  kennzeichnendsten  Symptone  für  den  Auf- 
stieg oder  Abstieg  eines  Volksorganismus  ist  die  Zunahme 
oder  Abnahme  der  Eheschließungen  und  der  Geburten, 
deren  Stand  ein  fast  untrügliches  Barometer  für  die  wirt- 
schaftliche Gesundheit  des  Volkskörpers  abgibt.  In  Deutsch- 
land ist  es  nun  leider  seit  einigen  Jahren  still  geworden 
von  den  früheren  lauten  Freudenäußerungen  über  den  aus- 
gezeichneten Stand  der  Populationsfrage;  die  Statistiken 
liefern  vielmehr  den  Beweis,  daß  langsam  ein  Stillstand 
eingetreten  ist,  und  daß  bereits  seit  mehreren  Jahren  ein 
ziemlich  rapider   Abstieg   sowohl   in   der   Zahl   der   Ehe- 

Brauliuber,  Die  heutige  Sozialdemokratie.  5 
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Schließungen  wie  der  Geburten  zu  vermerken  ist.  Die  Ehe- 
schließungen stehen  nach  dem  statistischen  Jahrbuch  für 
das  Deutsche  Reich  für  1905  auf  dem  Promillesatz  7,9  in 
den  beiden  letzten  statistischen  Erhebungsjahren  1902  und 
1903  mit  einer  absoluten  Eheschließungsziffer  von  457  208 
und  463150.  Diese  Zahlen  sind  einmal  prozentual  nie- 
driger als  in  den  Jahren  1895—1901,  wo  in  einzelnen  Jahren 
der  Satz  von  8,5  erreicht  wurde,  —  gar  nicht  zu  sprechen 
von  der  wirtschaftlichen  Hausseperiode  von  1872 — 1875,  in 
denen  die  Eheschließungen  bis  auf  10,3  pro  Tausend  der 
Bevölkerung  stiegen.  Zum  anderen  aber  sind  die  genannten 
Zahlen  trotz  der  Bevölkerungsvermehrung  auch  absolut 
niedriger  als  1899  und  1900,  wo  die  entsprechenden  Ziffern 
471519  und  476491  betrugen.  Auch  die  Geburtenziffer 
befindet  sich  auf  einer  steten  und  recht  steil  abfallenden 
Linie.  Prozentual  hat  sie  im  Jahre  1903  mit  34,9  auf  1000 
Einwohner  den  tiefsten  Stand  des  letzten  halben  Jahr- 
hunderts erreicht,  den  nur  noch  die  Jahre  1855  und  1856 
aufweisen,  während  die  wirtschaftlich  günstigen  Perioden 
sich  bis  zu  42,6  pro  Mille  im  Jahre  1876  erheben.  Von 
da  ab  ist  mit  ganz  geringen  Schwankungen  ein  unab- 
lässiges Sinken  von  Promille  zu  Promille  festzustellen. 
Diesem  Fallen  der  Verhältnisziffern  entspricht  der  Nieder- 
gang der  absoluten  Zahlen,  die  noch  bis  zum  Jahre  1901 
mit  einem  Höchststand  von  2097  838  Geburten  pro  anno 
in  einem  Aufstieg  begriffen  waren.  Dann  aber  fiel  die 
absolute  Geburtenziffer  im  Jahre  1902  um  8428,  und  im 
Jahre  1903  mit  2046206  Geburten  gar  um  43208  gegen 
das  Vorjahr. 

Nicht  um  solche  Ausführungen  einer  ernsten  sachlichen 
Erwiderung  für  würdig  zu  erachten,  soudern  nur  um  auf 
den  Tiefstand  der  Mittel  gegen  den  Sozialismus  mit  einem 
krassen  Beispiel  zu  verweisen,  sei  hier  der  Auffassung  ge- 
dacht, die  das  protestantische  Pastorenblatt,  der  Reichs- 
bote, von  den  Ursachen  dieser  volkswirtschaftlichen  Er- 
scheinung  hat.     Er  schreibt   über   den  Rückgang  der  Ge- 
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burtenziffer:  „Es  zeigt  sich  hier  wieder  einmal,  wie  grund- 
verkehrt die  Auffassungen  der  materialistischen  Weltan- 
schauung sind,  in  welcher  auch  die  Sozialdemokratie  mit 
ihren  korrupten  Ideen  überwiegend  wurzelt." 

Man  sollte  einen  denkenden  Menschen  nicht  erst  darauf 
aufmerksam  machen  müssen,  daß  Phänomene  von  so  ur- 
sprünglicher Naturgewalt  wie  Eheschließungen  und  Kinder- 
erzeugung nicht  durch  philosophische  Vorstellungen,  sondern 
durch  materiell- wirtschaftliche  Kräfte  beeinflußt  werden. 
Und  wenn  die  Politiker  mit  solchen  Anschauungen  auf  den 
damit  unvereinbaren  Wohlstand  verweisen,  so  liegt  eben  der 
Trugschluß  bei  der  Annahme  des  Wohlstandes,  der  einfach 
bei  so  ungünstigen  Symptomen  nicht  vorhanden  sein  kann. 

Ähnlich  ungünstige  Ziffern  wie  bei  der  Geburten- 
abnahme weist  das  zweite  Symptom  auf,  die  Zuuahme  der 
Frauen-  und  Kinderarbeit.  Ohne  uns  auf  eine  nähere 
Untersuchung  über  die  Ursache  der  Zunahme  der  Frauen- 
arbeit einzulassen,  bei  der  auch  die  allgemeinere  Frage  der 
Frauenemanzipation  besprochen  werden  müßte,  sei  hier  her- 
vorgehoben, daß  die  Zahl  der  in  der  Fabrik  arbeitenden 
Frauen  nach  den  Angaben  der  Aufsichtsbeamten  vom  Jahre 
1892  mit  576433  Arbeiterinnen  auf  834  290  im  Jahre  1900 
gestiegen  ist.  Eine  SpezialStatistik  über  die  Zunahme  der 
verheirateten  Fabrikarbeiterinnen  belehrt  ebenfalls,  daß  die 
Zahlen  sowohl  relativ  wie  absolut  rapide  ansteigen.  Be- 
sonders der  zunehmende  Prozentsatz  verheirateter  Frauen 
unter  den  Arbeiterinnen  ist  eine  höchst  beklagenswerte 
volkswirtschaftliche  Erscheinung.  Diese  Prozentzahl  ist  in 
Sachsen-Altenburg  und  Eeuß  nach  den  Angaben  von  Frau 
Henriette  Fürth  auf  55,6  beziehungsweise  58  gestiegen. 
Jeder  Volkswirtschaftler  kennt  die  starre  unerbittliche  Pa- 
rallellinie zwischen  der  Zunahme  der  Fabrikarbeit  verhei- 
rateter Frauen  und  der  Abnahme  ihrer  Gesundheit  und  damit 
der  Geburtenziffer.  Es  ist  so  weit  gekommen,  daß  in  den 
Jahren  1882 — 1895  die  weiblichen  Erwerbstätigen  um  23,60, 
die  männlichen  nur  um  15,95  Prozent  zugenommen  haben. 

5* 
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Die  Zahl  der  jugendlichen  Fabrikarbeiter  hat  im  Jahre 
1903  gegen  das  Vorjahr,  für  das  wegen  der  veränderten 
statistischen  Aufnahme  allein  vergleichbare  Angaben  vor- 
liegen, um  12  458  Personen  oder  3,8  v.  H.  zugenommen, 
da  sie  von  324380  im  Jahre  1902  auf  336  838  im  Jahre 
1903  gestiegen  ist. 

Unser  Ergebnis  geht  nach  alledem  dahin :  in  der  marxi- 
stisch sozialdemokratischen  Verelendungstheorie  sehen  wir 
eine  Lehre,  die  in  der  Partei  selbst  scharf  umstritten  ist,  die 
aber  mit  Anwendung  der  notwendigen  Eetouche  einen  un- 
bedingt berechtigten  Kern  enthält,  dessen  Bedeu- 
tung für  unsere  deutsche  Volkswirtschaft  erst  vollkommen 
gewürdigt  und  erkannt  sein  wird,  wenn  die  zur  Abstrak- 
tion nötigen  tatsächlichen  Unterlagen  in  eingehender  Weise 
daraufhin  geprüft  worden  sind. 


Kapitel  12. 

Die  Krisentheorie. 

„Gegenüber  der  Theorie  von  der  Konzentration  des 
Kapitals  und  von  der  Verschärfung  der  sozialen  Gegen- 
sätze ist  die  Theorie  der  periodischen  wirtschaft- 
lichen Krisen  nur  sekundärer  Natur.  Sie  verstärken 
die  Wirkungen  der  erstgenannten  Entwicklung,  beschleunigen 
den  Konzentrationsprozeß  des  Kapitals,  vermehren  die  Masse 
der  Proletarier  und  die  Unsicherheit  ihrer  Lage.  Aber  an 
dem  Endergebnis  dieser  Entwicklung  würde  es  nichts 
ändern,  wenn  die  periodischen  Krisen  nicht  notwendig  im 
Wesen  der  kapitalistischen  Produktionsweise  begründet 
wären."  Mit  diesen  Ausführungen  sucht  Kautsky  in  seiner 
Antikritik  offenbar  Bernstein  zu  persiflieren  und  doch  hat 
Kautsky  damit  den  Nagel  auf  den  Kopf  getroffen.    In  der 
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Tat  ist  die  Krisentheorie  durchaus  nicht  notwendig  für 
eine  Lehre  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  unserer 
Ökonomie  zum  Sozialismus,  sie  dient  vielmehr  nur  zu  einer 
intellektuell  befriedigenden  Erklärung  der  Unrichtigkeit 
der  kapitalistischen  Betriebsweise  und  der  Berechtigung 
sowie  des  Fortschritts,  der  in  der,  auch  die  Krisen  be- 
seitigenden sozialistischen  Betriebsweise  liegt.  Neben  dieser 
sekundären  Bedeutung  der  Krisenlehre  innerhalb  des 
Rahmens  des  sozialistischen  Lehrgebäudes,  kommt  noch 
ihre  wissenschaftliche  Minderwertigkeit  in  Betracht.  Nicht 
allein  haben  sozusagen  alle  bürgerlichen  Ökonomen  die 
marxistische  Krisenlehre  gänzlich  beiseite  geschoben  und 
sind  in  den  erschöpfendsten  Einzeluntersuchungen  —  ich 
erinnere  nur  an  die  Versammlung  des  Vereins  für  Sozial- 
politik in  Hamburg  —  zu  dem  Schlußergebnis  gelangt, 
daß  unsere  tatsächlichen  Erkenntnisse  noch  nicht  zur  Auf- 
stellung einer  allgemeingültigen  Theorie  hinreichen,  sondern 
auch  die  meisten  wissenschaftlichen  sozialistischen  Kritiker 
des  Marxismus  haben  sich  entweder  scheu  um  die  Krisen- 
theorie herumgedrückt,  oder  ein  vielsagendes  non  liquet 
ausgesprochen. 

Aus  alledem  erhellt,  daß  wir  uns  an  dieser  Stelle,  wo 
es  sich  um  die  Grundpfeiler  des  Ganzen  handelt,  die  das 
eigentliche  Gebäude  des  Zukunftsstaates  tragen,  wo  die 
teilweise  sehr  sauber  gearbeitete  Ornamentik  der  marxi- 
stischen Doktrin  nicht  näher  berücksichtigt  werden  kann, 
mit  der  einfachen  Erwähnung  der  Krisentheorie  begnügen 
dürfen.  Das  Erfurter  Programm  widmet  ihr  den  letzten 
Absatz  seines  ersten  —  des  grundlegenden  —  Teiles,  wo 
es  sagt: 

Der  Abgrund  zwischen  Besitzenden  und  Besitzlosen 
wird  noch  erweitert  durch  die  im  Wesen  der  kapitalisti- 
schen Produktionsweise  begründeten  Krisen,  die  immer 
umfangreicher  und  verheerender  werden,  die  allgemeine 
Unsicherheit  zum  Normalzustand  der  Gesellschaft  erheben 
und   den   Beweis  liefern,    daß  die  Produktivkräfte   der 
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heutigen  Gesellschaft  über  den  Kopf  gewachsen  sind,  daß 
das  Privateigentum  an  Produktionsmitteln  unvereinbar 
geworden  ist  mit  deren  zweckentsprechender  Anwendung 
und  voller  Entwicklung. 
Nur  darauf  sei  noch  verwiesen,  daß  es  ein  merk- 
würdiges Verhängnis  mit  sich  gebracht  hat,  daß  die  Sozial- 
demokratie gezwungen  sein  wird,  selbst  diese  Theorie 
wieder  zu  beseitigen,  wenn  sie  nicht  als  drohendes  Damokles- 
schwert über  der  weiteren  ganzen  Entwicklung  unseres 
Wirtschaftslebens  schweben  soll.  Denn,  wie  wir  sehen 
werden,  muß  sich  die  Sozialdemokratie  nach  dem  Vorbild 
bedeutender  wissenschaftlicher  Führer  und  unter  dem 
Zwang  der  ökonomischen  Entwicklung  damit  abfinden,  als 
Produktionsform  die  augenblickliche  kapitalistische  Betriebs- 
weise als  die  zurzeit  höchststehende  aufrechtzuerhalten 
und  ihre  sozialistischen  Forderungen  allein  auf  die  Eigen- 
tumsverteilung zu  richten.  Dieser  sozialisierten  kapita- 
listischen Produktionsweise  würden  aber  die  von  Marx  und 
dem  Erfurter  Programm  an  die  Wand  gemalten  Krisen 
ebenso  drohend  gegenüberstehen  wie  der  heutigen  privat- 
kapitalistischen Produktionsweise.  Das  aber  kann  nicht 
in  der  Absicht  der  Partei  der  Zukunft  liegen. 


IV.   Abschnitt, 

Die  Ziele  der  Sozialdemokratie  und  ihre 
Verwirklichung. 

Mit  den  ersten  Kapiteln  haben  wir  den  Teil  der 
marxistischen  Lehre  und  des  Erfurter  Programms  erledigt, 
der  die  Anatomie  der  bisherigen  Wirtschaftsentwicklung 
und  des  heutigen  Wirtschaftskörpers  zu  geben  versucht. 
Dieser  Körper  ist  —  so  lehrt  das  Programm  —  durch  und 
durch  krank  und  morsch,  er  geht  schnell  seinem  Untergang 
entgegen.  Die  Hauptschuld  daran  trägt  das  Privat- 
eigentum an  den  Produktionsmitteln.  Deshalb 
ist  der  wichtigste  Schritt  zu  einer  Gesundung  die  Ab- 
schaffung dieses  Privateigentums.  Es  fragt  sich,  so 
schließt  Kautsky  diesen  Teil  seines  Kommentars,  „soll  es 
die  Gesellschaft  mit  sich  in  den  Abgrund  reißen,  oder  soll 
diese  sich  der  verderblichen  Bürde  entledigen,  um  frei  und 
neugestärkt  den  Weg  weiter  wandeln  zu  können,  den  die 
Gesetze  der  Entwicklung  ihr  vorschreiben?"  Diese  Ge- 
sundung bringt  nach  sozialdemokratischer  Ansicht  nur  eines : 
Der  sozialistische  Zukunftsstaat. 


Kapitel  13. 

Der  Zukunftsstaat. 

In  den  weitesten  Kreisen  herrscht  eine  ganz  seltsame 
Vorstellung  der  Zustände,  die  man  unter  dem  Namen  des 
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Zukunftsstaates  zu  bezeichnen  pflegt:  Alles  ist  da  gleich, 
Männlein  und  Weiblein  laufen  wie  in  Menilmontant  guten 
Angedenkens  durcheinander,  Kinder  werden  in  Brutapparaten 
gezüchtet,  der  König  geht  in  Holzschuhen  und  der  Bettler  in 
Seidenpantoifeln ;  jedermann  lebt  ohne  Arbeit  in  Saus  und 
Braus,  Reisbreiberge,  Schlaraffia  usw.  Wie  werden  alle  diese 
Leute  enttäuscht  sein,  wenn  sie  sehen,  ein  wie  prosaisches 
Gebilde  eigentlich  der  ganze  sagenumwobene  Zukunftsstaat 
ist,  dessen  einziges  Unterscheidungsmerkmal  von  dem  der 
Gegenwart  eine  Änderung  in  der  Eigentums-  und  seiner  An- 
eignungsform ist,  die  in  recht  starken  Ansätzen  schon  heute 
in  unserem  privatkapitalistischen  Staate  vorhanden  ist. 
Tausende  von  Menschen  würden  es  gar  nicht  gewahr,  wenn 
einmal  über  Nacht  an  die  Stelle  der  Privatunternehmungen 
die  Gemeinschaftsunternehmungen  träten,  wenn  Fabriken  und 
Verkehrsinstitute  genau  in  der  alten  Form  weiter  betrieben 
würden,  und  nur  eine  umfassende  Gewinnbeteiligung  der 
Gesamtheit  des  Volkes  oder  einzelner  Teile  an  den  wie 
bisher  betriebenen  Unternehmungen  stattfände.  Und  doch 
wäre  damit  schon  ein  tüchtiger  Schritt  hinein  in  die  seligen 
Gefilde  des  Zukunftsstaates  gemacht. 

Der  Kern  der  sozialen  Zukunftsstaatlehren  —  in  einen 
kurzen  Satz  zusammengefaßt  —  fordert:  die  Verwand- 
lung des  Privateigentums  an  den  Produktions- 
mitteln in  gesellschaftliches  Eigentum  und 
die  UniAvandlung  der  Warenproduktion  in  eine 
sozialistische  Produktion.  Darin  ist  das  aus- 
gebidetste  Kennzeichen  des  sozialdemokratischen  Zukunfts- 
staates  enthalten.  Welche  zahllosen  Variationen  des 
Weges,  der  Zeit  und  des  Zieles  vorhanden  sind,  selbst 
innerhalb  der  gläubigen  roten  Gemeinde,  das  werden  vor 
allem  die  beiden  nächsten  Kapitel  zeigen.  Hier  nur  einige 
Ausführungen  über  die  Natur  dieses  Zukunftsreiches  der 
wirtschaftlichen  Vollkommenheit. 

Von  jetzt  ab  wenden  wir  uns  endgültig  von  Marx  ab  und 
ausschließlich  den  sozialdemokratischen,  Parteiforderungen 
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zu.  Marx  sah  seine  Aufgabe  mit  der  Untersuchung  der 
Struktur  der  jetzigen  Wirtschaft  und  dem  Nachweis  ihrer 
Unhaltbarkeit  als  vollendet  an.  Er  erklärte  nur  noch,  daß 
mit  der  bürgerlichen  Produktionsweise  die  Vorgeschichte  der 
menschlichen  Gesellschaft,  in  der  ein  aus  den  gesellschaft- 
lichen Lebensbedingungen  der  Individuen  hervorgewachsener 
Antagonismus  geherrscht  habe,  abschließe.  Was  dahinter 
zu  folgen  habe,  überließ  er  der  Programmforderung  der 
durch  sein  Werk  zum  Bewußtsein  gelangten  politischen 
Klassenpartei,  der  Sozialdemokratie. 

Der   zweite   Teil   des    Erfurter   Programms   gibt   die 
Schilderung  des  Zukunftsstaates  mit  folgenden  Worten: 

Das  Privateigentum  an  Produktionsmitteln,   welches 
ehedem  das  Mittel  war,  dem  Produzenten  das  Eigentum 
an  seinem  Produkt  zu  sichern,  ist  heute  zum  Mittel  ge- 
worden, Bauern,  Handwerker  und  Kleinhändler  zu  expro- 
priieren und  die  Nichtarbeiter  —  Kapitalisten  und  Groß- 
grundbesitzer —  in  den  Besitz  des  Produkts  der  Arbeiter 
zu   setzen.     Nur   die  Verwandlung  des   kapitalistischen 
Privateigentums    an   Produktionsmitteln  —  Grund    und 
Boden,   Gruben   und  Bergwerke,   Rohstoffe,   Werkzeuge, 
Maschinen,  Verkehrsmittel  —  in  gesellschaftliches  Eigen- 
tum, und  die  Umwandlung  der  Warenproduktion  in  sozialis- 
tische, für  und  durch  die  Gesellschaft  betriebene  Produk- 
tion kann  es  bewirken,  daß  der  Großbetrieb  und  die  stets 
wachsende  Ertragfähigkeit  der  gesellschaftlichen  Arbeit 
für  die  bisher  ausgebeuteten  Klassen  aus  einer  Quelle  des 
Elends  und  der  Unterdrückung  zu  einer  Quelle  der  höchsten 
Wohlfahrt   und   allseitiger,   harmonischer  Vervollkomm- 
nung werde. 
Das  ist  das,  was  man  gemeinhin  das  Endziel  der  so- 
zialdemokratischen Bewegung  nennt  und  mit  dem  nach  dem 
Beispiel  Bernsteins  die  Revisionisten   in  der  Partei  nichts 
zu  tun  haben  wollen.    So  klar  die  beiden  großen  Forde- 
rungen  —   die  Verwandlung  des  kapitalistischen  Privat- 
eigentums an  den  Produktionsmitteln  in  gesellschaftliches 
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Eigentum  und  die  Umwandlung  der  Warenproduktion  in  eine 
sozialistische,  für  und  durch  die  Gesellschaft  betriebene  Pro- 
duktion —  dazustehen  scheinen,  so  schwierig  wird  die  Sache, 
wenn  man  an  die  Darlegung  ihrer  Verwirklichung  im  ein- 
zelnen geht.  Kautsky  bemüht  sich  nun  in  seinem  Kommentar 
eine  etwas  eingehendere  Schilderung  zu  geben,  nachdem 
bekanntlich  Bebeis  Projekt,  das  er  in  seinem  Buche  über 
die  Frau  und  den  Sozialismus  aufgestellt  hat,  von  den  ver- 
schiedensten Seiten  verleugnet  worden  ist.  Kautsky  führt 
aus,  daß  die  Forderung  der  Anarchisten  und  Liberalen  am 
einfachsten  zu  erfüllen  wäre,  nämlich  jeden  einzelnen  kapi- 
talistischen Betrieb  in  eine  Genossenschaft  umzuwandeln, 
die  Warenproduktion  fortdauern  und  jeden  Betrieb  unab- 
hängig von  den  anderen  für  den  Markt  zum  Verkauf 
produzieren  zu  lassen.  Dieser  Zustand  sei  unmöglich,  weil 
diese  Art  von  genossenschaftlichen  Unternehmungen  genau 
so  gut  bankerott  werden  könnten,  wie  heute  die  kapita- 
listischen. Dann  verlören  die  Arbeiter  ihre  Produktions- 
mittel und  würden  wieder  Proletarier  wie  heute.  „Wem 
es  also  ernst  ist  damit,  das  genossenschaftliche  Eigentum 
an  den  Produktionsmitteln  an  Stelle  des  kapitalistischen  zu 
setzen,  der  muß  einen  Schritt  weiter  gehen  als  Liberale 
und  Anarchisten  gehen  wollen,  zur  Aufhebung  der  Waren- 
produktion. Die  Aufhebung  der  Warenproduktion  heißt 
Ersetzung  der  Produktion  für  den  Verkauf  durch  Pro- 
duktion für  den  S  e  1  b  s  t  bedarf."  Diese  Produktion  für  den 
Selbstbedarf  darf  aber  keine  Produktion  des  Einzelnen  sein, 
sondern  muß  die  Produktion  einer  Gesellschaft  oder  Ge- 
nossenschaft werden: 

„Was  die  sozialistische  Produktionsweise  erfordert,  ist 
einesteils  die  Verwandlung  der  einzelnen  kapitalistischen 
Unternehmungen  in  genossenschaftliche.  Dies  wird  vor- 
bereitet dadurch,  daß  die  Personen  der  Kapitalisten  im 
wirtschaftlichen  Getriebe  immer  überflüssiger  werden.  Auf 
der  anderen  Seite  aber  verlangt  die  sozialistische  Pro- 
duktionsweise die  Zusammenfassung  aller  der  Betriebe, 


—    75    — 

die  nach  dem  gegebenen  Stande  der  Produktion  zur  Be- 
friedigung der  wesentlichen  Bedürfnisse  einer  Gesellschaft 
benötigt  sind,  zu  einer  einzigen  großen  Genossen- 
schaft, wie  die  ökonomische  Entwicklung  dies  heute 
schon  durch  die  zunehmende  Vereinigung  der  kapitalistischen 
Unternehmungen  in  den  Händen  einiger  weniger  Firmen 
vorbereitet." 

Der  Eahmen  dieser  Genossenschaft  muß  nach  Kautsky 
der  moderne  Staat  sein,  der  vorab  zur  Erzeugung  alles 
Notwendigen  genüge,  während  sich  schon  in  der  Entwick- 
lung der  Staatenverbindungen  selbst  eine  Ausdehnung  auf 
weitere  Verbände  vorbereite.  Das  Ziel  der  Sozialdemokratie 
ist  also  die  Verwandlung  des  Staates  in  eine 
große,  im  wesentlichen  sich  völlig  selbst  ge- 
nügende Wirtschaftsgenossenschaft  durch  die 
Arbeiterklasse. 

Das  ist  dasjenige,  was  das  sozialdemokratische  Pro- 
gramm und  sein  offizieller  Katechismus  über  den  Znkunfts- 
staat  enthält.  Nicht  mehr  und  nicht  weniger.  Dies  Pro- 
gramm enthalte,  meint  Kautsky,  einmal  so  viel,  daß  die 
Sozialdemokratie  die  einzige  Partei  sei,  „die  ein  greifbares 
Ziel  in  der  Zukunft  hat,  die  ihr  gegenwärtiges  Handeln 
nach  diesem  großen  Ziel  richtet."  Andererseits  aber  mehr 
zu  verlangen  und  ein  genaues  Bild  des  Zukunftsstaates 
geben  zu  sollen,  sei  eine  lächerliche  Forderung,  die  noch 
an  keine  Partei  je  gestellt  worden  sei.  „Wie  diese  (große 
Staats-)  Genossenschaft  sich  entwickeln  wird,  darüber  nach- 
zudenken ist  keineswegs  überflüssig;  aber  was  bei  diesem 
Nachdenken  herauskommt,  ist  Privatsache  jedes  einzelnen 
ist  nicht  Parteisache." 

So  haben  wir  im  Grunde  genommen  herzlich  wenig 
positive  Angaben  über  den  viel  besprochenen  Zukunfts- 
staat und  diese  wenigen  Angaben  werden  noch,  wie  wir  in 
den  folgenden  Kapiteln  sehen,  arg  zerpflückt  werden.  Um 
uns  aber  keiner  Unterlassungssünde  schuldig  zu  machen, 
erwähnen  wir   auch  noch   kurz,   was  Kautsky   in   seinem 
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Kommentar  als  übelwollende  Andichtungen  und  Verleum- 
dungen über  den  Zukunftsstaat  zurückweist.  Er  gibt  da- 
mit gleichsam,  entsprechend  einem  bekannteren  Vorbild, 
einen  Syllabus  der  Irrlehren.  An  die  „Abschaf- 
fung der  Familie",  eines  der  verbreitetsten  Vorurteile 
gegen  die  Sozialdemokratie,  denke  —  so  sagt  mit  vollem 
Rechte  Kautsky  —  niemand  in  der  Partei.  „Nur  die 
gröbste  Fälschung  kann  ihr  diese  Absicht  unterschieben 
und  nur  ein  Narr  kann  sich  einbilden,  daß  eine  Familien- 
form durch  Dekrete  geschaffen  oder  beseitigt  werden  könne." 
Wohl  aber  werde  heutzutage  durch  die  wirtschaftlichen 
Zustände  die  Familie  aufgelöst,  Mann,  Weib  und  Kind 
würden  auseinandergerissen,  Ehelosigkeit  und  Prostitution 
zu  Massenerscheinungen  gemacht.  Mit  derselben  Ent- 
schiedenheit wendet  sich  Kautsky  gegen  den  verbreiteten 
Satz,  als  wolle  die  Sozialdemokratie  das  Eigentum 
schlechthin  abschaffen  und  sogar  konfiszieren,  d.  h. 
ohne  Entgelt  rauben.  Mit  Bestimmtheit  erklärt  er,  „daß 
die  ökonomische  Entwicklung  nur  die  Expropriation  eines 
Teils  des  bestehenden  Eigentums  notwendig  mache.  Was 
sie  erheischt,  ist  das  genossenschaftliche  Eigentum  an  den 
Produktionsmitteln;  das  Privateigentum  an  den  Mitteln 
des  persönlichenVerbrauchs  wird  dadurch  in  keiner 
Weise  berührt.  Als  letzten  Einwand  behandelt  Kautsky 
das  „Teilen"  und  die  „Gleichheit  des  Teilens".  Das  Teilen 
vorab  erklärt  er  deshalb  für  weniger  bedeutungsvoll,  weil 
im  Zukunftsstaat  eine  ungleich  größere  Menge  von  Gütern 
im  Gesamteigentum  verbleibt,  die  zur  Befriedigung  der  ge- 
meinsamen Bedürfnisse  dienen.  Deshalb  werde  keineswegs 
der  Satz  „Jedem  sein  Arbeitsertrag"  verwirklicht  werden; 
nur  ein  kleiner  Rest  von  Gütern  werde  zur  Überführung 
in  das  Privateigentum  benutzt  werden,  bei  dessen  Ver- 
teilung auch  nicht  nach  Belieben  verfahren  wird,  sondern 
wobei  die  Bedürfnisse  der  Fortführung  der  Produktion 
maßgebend  sein  werden.  Ja,  Kautsky  macht  sogar  die 
Konzession,  daß  „die  Verteilung   der  Güter  in  absehbarer 
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Zeit  nur  in  Formen  vor  sich  gehen  kann,  welche  eine  Fort- 
entwicklung der  heute  bestehenden  Lohnformen  darstellen". 

Damit  haben  wir  aber  auch  nach  jeder,  nach  der  posi- 
tiven wie  negativen  Seite  hin,  die  Schilderung  des  Zukunfts- 
staates erschöpft.  Auffallend  ist,  wie  wenig  eigentlich 
dieses  Gebilde  der  Phantasie  zum  Gegenstand  einer  ernst- 
haften Kritik  gemacht  worden  ist,  wohl  aus  dem  verständ- 
lichen Gedanken  heraus,  daß  über  Träume,  und  mögen  sie 
noch  so  idealistisch  sein,  nicht  zu  streiten  ist. 

Nur  zwei  Punkte,  mehr  realpolitischer  Art,  sind  ein- 
gehend von  bürgerlicher  wie  besonders  von  sozialistischer 
Seite  erörtert  worden  und  mit  diesen  beiden  müssen  auch 
wir  uns  etwas  näher  beschäftigen.  Es  ist  die  Frage: 
„Revolution  oder  Evolution?",  die  aufs  engste  mit  der  so- 
genannten Zusammenbruchs-  oder  Katastrophentheorie  zu- 
sammenhängt; der  zweite  Punkt  betrifft  das  Genossen- 
schaftswesen und  die  Untersuchung  seiner  Brauchbarkeit 
zur  Einführung  der  sozialistischen  Produktionsweise. 


Kapitel  14. 

Evolution  und  Revolution. 

„Mit  der  beständig  abnehmenden  Zahl  der  Kapital- 
magnaten, welche  alle  Vorteile  dieses  Umwandlungspro- 
zesses usurpieren  und  monopolisieren,  wächst  die  Masse  des 
Elends,  des  Drucks,  der  Knechtung,  der  Degradation,  der 
Ausbeutung,  aber  auch  die  Empörung  der  stets  an- 
schwellenden und  durch  den  Mechanismus  des  kapitalisti- 
schen Produktionsprozesses  selbst  geschulten,  vereinten  und 
organisierten  Arbeiterklasse.  Das  Kapitalmonopol  wird  zur 
Fessel  der  Produktionsweise,  die  mit  und  unter  ihm  auf- 
geblüht ist.    Die  Konzentration  der  Produktionsmittel  und 
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die  Vergesellschaftung  der  Arbeit  erreichen  einen  Punkt, 
wo  sie  unverträglich  werden  mit  ihrer  kapitalistischen 
Hülle.  Sie  wird  gesprengt.  Die  Stunde  des  kapitalistischen 
Privateigentums  schlägt.  Die  Expropriateurs  werden  ex- 
propriiert." 

Das  ist  die  teilweise  schon  angeführte  ursprüngliche 
Katastrophen-  oder  Zusammenbruchstlieorie,  wie  sie  Karl 
Marx  in  seinem  genannten  berühmten  Kapitel  von  der 
„Geschichtlichen  Tendenz  der  kapitalistischen  Akkumulation" 
aufgestellt  hat.  Kautsk}*,  der  Hüter  des  orthodoxen 
Marxistenglaubens,  bemüht  sich  nun  selbst,  die  Stelle  in 
ihrer  krassen  Katastrophentendenz  abzuschwächen,  indem 
er,  wie  gesagt,  eine  besondere  Betonung  auf  den  von  Marx 
ausdrücklich  hervorgehobenen  Klassen-  und  Parteikampf 
legt,  der  mit  „der  Zunahme  der  Zahl,  der  Schulung,  der 
Organisation"  ein  Stadium  fortgeschrittener  Reife  des 
Proletariats  darstelle.  Einmal  ist  es  jedoch  eine  recht 
zweifelhafte  Sache,  jene  Stelle  im  Sinne  dieser  evolutio- 
nistischen  Wirkung  auszulegen,  und  dann  ist  so  viel  gewiß, 
daß  die  landläufige  Auffassung  von  der  Eroberung  der 
Macht  nur  mittels  eines  revolutionären  Aktes  vor  sich 
gehen  kann,  worauf  auch  die  ganze  Darstellung  in  Kautskys 
Kommentar  hinweist,  der  die  Sozialreform  als  wirksame 
Maßnahme  aufs  schroffste  ablehnt. 

Die  Frage  ist  nun  die:  Spitzt  sich  in  der  Tat  die 
ökonomische  Entwicklung  su  zu,  daß  eine  Krisis  immer 
näher  heranrücken  muß,  die  schließlich  nur  durch  einen 
revolutionären  Akt  gelöst  werden  kann,  und  bietet  die 
moderne  Gesellschaftsverfassung  überhaupt  die  Möglichkeit, 
daß  die  privatkapitalistische  Wirtschaft  plötzlich  vom 
Proletariat  einfach  usurpiert  und  weiter  fortgeführt  wird? 

Bei  der  Untersuchung  der  Lehre  von  der  Akkumulation 
der  Kapitale  und  von  der  Verelendung  der  Masse  haben 
wir  bereits  auf  die  erste  Frage  die  Antwort  erteilt,  daß 
die  ökonomische  Entwicklung  nicht  dahin  führt,  daß  eine 
beständig  abnehmende  Zahl  von  Kapitalmagnaten  alle  Vor- 
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teile  der  modernen  Betriebsweise  allein  für  sich  usurpieren, 
daß  vielmehr  die  bisherige  wirtschaftliche  Entwicklung  das 
Gegenteil  lehrt  und  auch  prinzipiell  durch  die  lebhafte 
Tendenz  nach  GeseUschaftsbildung  in  unserer  Zeit  ein 
Mittel  geschaffen  worden  ist,  weitere,  ja  weiteste  Kreise 
an  den  Vorteilen  der  modernen  Betriebskonzentration  teil- 
nehmen zu  lassen.  Allein  noch  weiter  ist  die,  jene  Ge- 
fahren einer  Katastrophe  paralysierende,  Entwicklung  ge- 
schritten, die  nicht  allein  der  Arbeiterklasse  die  Möglich- 
keit der  Teilnahme  gewährt  und  erleichtert,  sondern  die 
auch  immer  mehr  danach  strebt,  die  Auswüchse  und  Härten 
des  Kapitalismus  zu  vermeiden  und  die  so  die  befürchtete 
Katastrophe  immer  unwahrscheinlicher  macht.  In  seiner 
Zuschrift  an  den  Stuttgarter  Parteitag  schildert  Bernstein 
diese  antirevolutionäre  Entwicklung  mit  den  Worten : 

„Politisch  sehen  wir  das  Privilegium  der  kapitalisti- 
schen Bourgeoisie  in  allen  vorgeschrittenen  Ländern  Schritt 
für  Schritt  demokratischen  Einrichtungen  weichen.  Unter 
dem  Einfluß  dieser  und  getrieben  von  der  sich  immer 
kräftiger  regenden  Arbeiterbewegung  hat  eine  gesellschaft- 
liche Gegenaktion  gegen  die  ausbeuterischen  Tendenzen 
des  Kapitals  eingesetzt,  die  zwar  heute  noch  sehr  zaghaft 
und  tastend  vorgeht,  aber  doch  da  ist  und  immer  mehr 
Gebiete  des  Wirtschaftslebens  ihrem  Einfluß  unterzieht. 
Fabrikgesetzgebung,  die  Demokratisierung  der  Gemeinde- 
verwaltungen und  die  Erweiterung  ihres  Arbeitsgebiets, 
die  Befreiung  des  Gewerkschafts-  und  Genossenschafts- 
wesens von  allen  gesetzlichen  Hemmungen,  Berücksichtigung 
der  Arbeiterorganisationen  bei  allen  von  öffentlichen  Be- 
hörden zu  vergebenden  Arbeiten  kennzeichnen  diese  Stufe 
der  Entwicklung.  Je  mehr  aber  die  politischen  Einrich- 
tungen der  modernen  Nationen  demokratisiert  werden,  um 
so  mehr  verringern  sich  die  Notwendigkeiten  und  Gelegen- 
heiten großer  politischer  Katastrophen." 

Zu  der  Erkenntnis  dieser  tatsächlichen  Vorgänge,  die 
eine  Verschlechterung  der  Aussichten  einer  gewaltsamen 
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Revolution  herbeiführen,  kommt  die  immer  stärker  werdende 
Einsicht,  daß  die  Arbeiterklasse  überhaupt  nicht  in 
der  Lage  wäre,  plötzlich  die  Gesamtheit  der  Produktion 
an  sich  zu  reißen.  Zwar  sucht  auch  in  diesem  Punkt 
Kautsky  noch  einige  Möglichkeiten  zu  retten,  im  Grunde 
genommen  sind  sich  jedoch  alle  Menschen  einschließlich  der 
Sozialdemokraten  darin  einig,  daß  —  wie  auch  sonst  eine 
Klasse  nicht  plötzlich  die  Funktion  anderer  Klassen  über- 
nehmen kann  —  so  wenig  auch  das  Proletariat  plötzlich 
die  Leitung  der  Produktion  eines  ganzen  Volkswirtschafts- 
organismus samt  den  dazu  erforderlichen  wirtschaftlichen, 
wissenschaftlichen  und  technischen  Leistungen  ohne  Störung 
weiterzuführen  vermag.  Dieser  Satz  in  seiner  Selbstver- 
ständlichkeit bedarf  wirklich  nicht  der  Unterstützung  durch 
gleichlautende  Ansichten  aus  sozialistischem  Lager,  und  nur 
Chauvinismus  kann  leugnen,  daß  auch  heute  trotz  aller 
politischen  Schulung  die  Arbeiterklasse  „noch  nicht  ent- 
wickelt genug  ist,  die  politische  Herrschaft  zu  übernehmen", 
wie  sich  selbst  Stimmen  aus  dem  sozialdemokratischen 
Lager  äußern.  Ja,  es  würde  sogar  ein  ganz  ungeheurer 
Schaden  für  unsere  gesamte  Volkswirtschaft  sein,  wenn 
plötzlich  dieser  Zustand  einträte.  „Ich  sage  im  Gegensatz 
zu  Fräulein  Luxemburg:  es  könnte  der  deutschen  Sozial- 
demokratie gar  nichts  Unglückselige  res  passieren, 
als  daß  wir  vorzeitig  in  die  Lage  kämen,  die 
politische  Macht  zu  übernehmen,  denn  wir  würden 
nicht  befähigt  sein,  sie  ersprießlich  zu  gebrauchen  und  sie 
festzuhalten.  Wir  wollen  die  Macht  nicht  durch  künst- 
liche Mittel,  sondern  dur.ch  innere  Notwendigkeit  ge- 
winnen, die  allein  Unwiderstehlichkeit  und  sicheren  Erfolg 
verbürgen  — ,  dann,  wenn  vor  allem  die  ökonomischen  Be- 
dingungen gegeben  sind."  Eine  solche  Meinung  konnte 
der  Revisionistenführer  Vollmar  bereits  auf  dem  Parteitag 
zu  Stuttgart  im  Jahre  1898  der  Mehrheit  der  Versammelten 
gegenüberstellen. 

So  sehen  wir  den  Boden,  auf  dem  ein  solcher  Kampf 
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möglich  wäre,  immer  ungeeigneter  werden  für  die  erwartete 
Katastrophe. 

Damit  ist  jedoch  noch  keineswegs  das  Mittel  der  ge- 
waltsamen Revolution  gänzlich  in  der  Sozialdemokratie  auf- 
gegeben, und  gerade  die  orthodoxe  Parteileitung  hat  sich 
noch  nicht  zu  einer  runden  Absage  entschließen  können. 
Hier  trifft  man  noch  immer  auf  die  Anschauung,  daß  zwar 
eine  Vorbereitung  der  bürgerlichen  Gesellschaft  für  die 
sozialistiche  durch  Reformen  nützlich  und  erreichbar  ist, 
die  schon  auf  dem  Wege  des  Parlamentarismus  und  der 
gesetzlichen  wirtschaftlichen  Mittel  herbeigeführt  werden 
könne,  daß  aber  die  letzte  große  Umwälzung  vom  Kapitalis- 
mus zum  Sozialismus,  vom  Privateigentum  zum  Gemein- 
eigentum nur  durch  einen  gewaltsamen  Akt  erfolgen 
könne.  Ich  sehe  von  sozialdemokratischen  Scharfmachern 
wie  Parvus,  Rosa  Luxemburg  und  dem  alten  Revolutionär 
Wilhelm  Liebknecht  ganz  ab,  der  1869  schrieb :  „Der  Sozialis- 
mus ist  keine  Frage  der  Theorie  mehr,  sondern  einfach 
eine  Machtfrage,  die  in  keinem  Parlament,  die  nur  auf  der 
Straße,  auf  dem  Schlachtfelde  zu  lösen  ist,  gleich  jeder 
anderen  Machtfrage."  Aber  auch  wer  Kautskys  Kommentar 
vom  Jahre  1904  ohne  Sophisterei  liest,  muß  auch  Kautsky 
noch  zu  den  „Revolutionären"  rechnen,  ganz  abgesehen, 
daß  er  auf  dem  Dresdener  Parteitag  die  Konfliktstaktik 
ganz  offen  betont  hat.  Bei  manchen  anderen  Radikalen  — 
so  bei  Bebel  —  hält  ein  strikter  Beweis  schon  schwerer, 
und  können  sich  Revolutionisten  und  Evolutionisten  mit 
gleicher  Beweisbündigkeit  auf  sie  berufen. 

Es  tritt  nämlich  der  eigenartige  Umstand  in  die  Er- 
scheinung, der  leider  bei  der  Behandlung  dieser  Probleme  so 
manche  Erörterung  schwierig  macht,  daß  die  Sozialdemokratie, 
wenn  sie  auch  einen  Programmsatz  innerlich  längst  über- 
wunden hat,  doch  auf  das  Wort,  die  Phrase,  als  agita- 
torisches Mittel  nicht  verzichten  will  und  nun  dem  Worte 
einen  ganz  anderen  Begriff  unterschiebt.  Das 
ist  für  bürgerliche  Kritiker  —  die  auf  eine  billige  Wider- 

Brunhuber,  Die  heutige  Sozialdemokratie.  6 
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legung:  papierner  Schlagworts  kein  Gewicht  legen,  viel- 
mehr an  den  Kern  der  Sache  dringen  wollen  — ,  ein  miß- 
licher Umstand,  da  die  urteilslose  Menge  oder  der  böswillige 
Politiker  doch  immer  das  Schlagwort  in  seinem  veralteten 
Sinne  als  willkommene  Waffe  handhaben.  Ähnlich  steht 
es  mit  der  berüchtigten  „Revolution"  der  Sozialdemokratie. 
Sicher  ist,  daß  das  Wort  bei  Marx  und  bei  den  früheren 
waschechten  Marxisten  im  Sinne  eines  gewaltsamen  be- 
waffneten, blutigen  Umsturzes  gebraucht  wurde.  Daß  hin 
und  wieder  —  so  im  Jahre  1850  nach  dem  Fehlschlag  der 
Revolution  im  Jahre  1848  --  ein  kurzer  Umschlag  eintrat, 
der  die  Relativität  der  Revolutionstaktik  für  ungünstige 
Zeitläufte  betont,  verschlägt  für  die  Grundauffassung  nichts. 

Das  marxistische  Erfurter  Parteiprogramm  drückt  sich 
an  der  Frage  herum.  Es  spricht  von  „Umwandlung"  der 
Gesellschaft;  wie  diese  sich  aber  vollziehen  soll,  überläßt 
es  dem  subjektiven  Ermessen.  So  kann  jeder  hineinlesen, 
was  er  will.  Kautsky  liest  z.  B.  in  seinem  Kommentar 
folgendes  in  diese  Stelle  hinein  und  damit  offiziell  der 
Partei  vor: 

„Ein  solcher  Umsturz  kann  die  mannigfachsten  Formen 
annehmen,  je  nach  den  Verhältnissen,  unter  denen  er  sich 
vollzieht.  Er  muß  keineswegs  notwendig  mit  Gewalttätig- 
keiten und  Blutvergießen  verknüpft  sein.  Es  hat  bereits 
Fälle  in  der  Weltgeschichte  gegeben,  wo  die  herrschenden 
Klassen  besonders  einsichtig  oder  besonders  schwach  und 
feig  waren,  so  daß  sie  angesichts  einer  Zwangslage  frei- 
willig abdankten.  Eine  soziale  Revolution  braucht  auch 
nicht  mit  einem  Schlage  entschieden  zu  werden.  Es  dürfte 
dies  sogar  kaum  je  der  Fall  gewesen  sein.  Revolutionen 
bereiten  sich  in  jähre-  und  jahrzehntelangen  politischen  und 
wirtschaftlichen  Kämpfen  vor  und  vollziehen  sich  unter 
stetem  Wechseln  und  Schwanken  der  Machtverhältnisse  der 
einzelnen  Klassen  und  Parteien,  oft  von  lange  dauernden 
Rückschlägen  (Reaktionszeiten)  unterbrochen." 

Diese  zahlreichen  „Dürfen"  und  „Müssen"  sagen  nichts 
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anderes,  als  daß  Kautsky  das  Blutvergießen  wohl  für  das 
Wahrscheinlichere  hält. 

Noch  viel  schroffer  spricht  sich  Karl  Kautsky  in  seinem 
1903  erschienenen  Buche  „die  soziale  Revolution"  aus.  Die 
soziale  Revolution,  die  die  Revisionisten  zwar  gänzlich  durch 
planmäßige  Reformen  beseitigen  zu  können  glauben,  auf 
die  aber  die  Radikalen  ä  la  Bebel  als  Ersatz  der  politischen 
Revolution  und  als  Zeichen  der  Mauserung  zu  einer  Friedens- 
partei so  stolz  sind,  hält  er  für  durchaus  nicht  ausreichend, 
sondern  bezeichnet  die  „Eroberung  der  Staatsgewalt  durch 
eine  bis  dahin  unterdrückte  Klasse,  also  die  politische  Re- 
volution" als  „wesentliches  Merkmal  der  sozialen  Revolution". 
Andere  Stellen  desselben  Buches  bieten  weitere  Belege. 
Schon  ist  es  soweit  gekommen,  daß  die  orthodox-radikalen 
Marxisten  sich  marxistischer  geberden  wollen  als  Friedrich 
Engels,  der  im  Jahre  1895  in  der  Einleitung  zu  „die 
Klassenkämpfe  in  Frankreich  1848 — 1850"  von  Karl  Marx 
schrieb: 

„Die  Geschichte  hat  uns  Unrecht  gegeben,  hat  unsere 
damalige  Ansicht  als  eine  Illusion  enthüllt.  Sie  ist  noch 
weiter  gegangen:  sie  hat  nicht  nur  unseren  damaligen  Irr- 
tum zerstört,  sie  hat  auch  die  Bedingungen  total  umge- 
wälzt, unter  denen  das  Proletariat  zu  kämpfen  hat.  Die 
Kampfweise  von  1848  ist  heute  in  jeder  Beziehung  veraltet, 

Versteht  der  Leser  nun,  weshalb  die  herrschenden 
Klassen  uns  platterdings  dahin  bringen  wollen ,  wo  die 
Flinte  schießt  und  der  Säbel  haut  ?  Warum  man  uns  heute 
der  Feigheit  zeiht,  weil  wir  uns  nicht  ohne  weiteres  auf 
die  Straße  begeben,  wo  wir  der  Niederlage  im  voraus  ge- 
wiß sind?  Warum  man  uns  so  inständig  anfleht,  wir 
möchten  doch  endlich  Kanonenfutter  spielen? 

Die  Ironie  der  Weltgeschichte  stellt  alles  auf  den  Kopf. 
Wir,  die  Revolutionäre',  die  ,Umstürzler',  wir  gedeihen  weit 
besser  bei  gesetzlichen  Mitteln  als  bei  ungesetzlichen  und. 
dem  Umsturz.  Die  Ordnungsparteien,  wie  sie  sich  nennen, 
gehen  zugrunde  an  dem  von  ihnen  selbst  geschaffenen  ge- 
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setzlichen  Zustand.  Sie  rufen  verzweifelt  mit  Odilon  Barrot: 
La  legalite  nous  tue,  die  Gesetzlichkeit  ist  unser  Tod, 
während  wir  bei  dieser  Gesetzlichkeit  pralle  Muskeln  und 
rote  Backen  bekommen  und  aussehen  wie  das  ewige  Leben. 
Und  wenn  wir  nicht  so  wahnsinnig  sind,  ihnen  zu  Gefallen 
uns  in  den  Straßenkampf  treiben  zu  lassen,  dann  bleibt 
ihnen  zuletzt  nichts  anderes,  als  selbst  diese  ihnen  so  fatale 
Gesetzlichkeit  zu  durchbrechen." 

Ein  gerade  an  dieser  Frage  durch  programmatische 
Erklärungen  so  hervorragend  beteiligter  Führer  wie  Bebel 
ist,  wie  gesagt,  recht  verschieden  in  seinen  Meinungs- 
äußerungen, die  sich  formell  wie  inhaltlich  nicht  immer 
decken.  Bemerkenswert  vor  allem  ist  Bebeis  Stellungnahme 
bei  der  großen  Zukunftsstaatdebatte  auf  dem  Erfurter 
Parteitag,  wo  die  Revolutionsidee  durch  die  große  wirt- 
schaftliche Kladderadatsch illusion,  d.  h.  die  Hoff- 
nung auf  eine  grundsätzliche  vollständige  soziale 
Umgestaltung  ersetzt  wurde. 

„Ihre  Mutter"  schreibt  David  in  den  Soz.  Monatsheften 
(1904  1.  Heft)  „war  die  Marxsche  Krisentheorie;  ihr  Vater 
der  Engelssche  Glaube  an  einen  nahe  bevorstehenden  euro- 
päischen Krieg.  In  dem  Feuergeiste  Bebeis  feierten  sie 
ihre  Vermählung.  Bebel  hält  den  Glauben  an  eine  in 
greifbare  Nähe  gerückte  Erfüllung  der  sozialistischen  End- 
zielhoffnung für  unentbehrlich  zur  Erhaltung  kampffroher 
Begeisterung  in  der  Masse,  denn:  »die  Elemente,  aus  welchen 
die  Partei  besteht,  haben  alle  Ursache,  hochgradig  unzu- 
frieden und  damit  auch  hochgradig  ungeduldig  zu  sein, 
und  sie  wünschen  und  erwarten  mit  Recht,  daß  eine  Um- 
gestaltung aller  Verhältnisse  baldigst  eintrete.«" 

Besonders  optimistisch  war  Bebel  über  die  Zeit  des 
Kladderadatsches,  als  er  ausführte: 

„Die  bürgerliche  Gesellschaft  arbeitet  so  kräftig  auf 
ihren  eigenen  Untergang  los,  daß  wir  nur  den  Moment  ab- 
zuwarten brauchen,  in  dem  wir  die  ihren  Händen  entfallende 
Gewalt   aufzunehmen  haben.     Und  wie  in  Deutschland,  so 
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nehmen  in  ganz  Europa  die  Dinge  eine  Gestaltung  an,  daß 
wir  auch  hier  alle  Ursache  haben,  uns  darüber  zu  freuen. 
Ja,  ich  bin  überzeugt,  die  Verwirklichung 
unserer  letzten  Ziele  ist  so  nahe,  daß  wenige 
in  diesem  Saale  sind,  die  diese  Tage  nicht  er- 
leben werden!" 

In  der  großen  Zukunftsstaatdebatte  1893  im  Reichs- 
tage kriselte  und  revolutionierte  es  bei  Bebel  als  erstem 
Redner  noch  sehr  stark,  aber  dann  kam  bei  dem  zweiten 
Redner  Frohme  bereits  siegreich  die  neue  Auffassung  des 
mit  dem  Worte  Revolution  gemeinten  Sinnes  zum  Ausdruck. 
Er  erklärte  —  indem  er  allerdings  guten  Herzens  Bebel 
mit  einschloß  —  Revolution  bedeutet  für  uns 
Evolution,  d.  h.  organische  Entwicklung  zu 
höherer  sozialer  Einheit  und  Einigung.  Ver- 
gebens versuchten  von  nun  an  Rosa  Luxemburg  und  Ge- 
nossen eine  Zurückmauserung,  vergebens  auch  stellt  Bebel 
die  friedliche  Evolution  auf  dem  Wege  der  Gesetzmäßigkeit 
immer  nur  als  Versuch  dar,  die  von  Frohme  vertretene 
Auffassung  ist  seitdem  in  weitesten  Kreisen  maßgebend 
geblieben  und  mit  Recht  konnte  der  Karlsruher  Volksfreund 
schreiben:  Heraus  mit  der  Phrase  Revolution  aus  unserem 
Sprachschatz. 

Kolb  selbst,  der  Redakteur  des  Karlsruher  Volks- 
freundes, schildert  den  Gegensatz  auf  dem  Dresdener  Partei- 
tag mit  plastischer  Schärfe,  indem  er  ausführte : 

„Die  sogenannten  Revisionisten  stehen  auf  dem  Stand- 
punkt, daß  das  Ziel  unserer  Bestrebungen  das  Resultat  einer 
organischen  Entwicklung  sein  wird,  daß  wir  alle 
Kräfte  anstrengen  müssen,  um  Einfluß  zu  gewinnen  und 
nach  und  nach  ans  Ziel  zu  kommen.  Kautsky  steht  auf 
demselben  Standpunkt,  er  meint  aber,  was  wir  erreichen 
wollen,  kann  nur  dadurch  erreicht  werden,  daß  der  kapi- 
talistische Staat  zusammenbricht,  er  meint,  es  muß 
zu  einem  Zusammenbruch  kommen.  Wir  dagegen  sagen, 
es  braucht  nicht  dazu  zu  kommen.    Haben  nicht  alle  unsere 
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Führer  erklärt,  wir  wollen  auf  gesetzlichem  "Wege  das  Ziel 
erreichen?  Immer  und  immer  wieder  betonen  wir  das. 
Aber  dann  müssen  wir  auch  den  Mut  haben,  die  Konse- 
quenzen daraus  zu  ziehen.  Wir  dürfen  nicht  sagen,  es 
muß  zum  Zusammenbruch  kommen,  denn  wenn  es  zum 
Zusammenbruch  kommen  muß,  dann  muß  auch  der  Augen- 
blick kommen,  wo  die  Gewalt  entscheidet  und  nicht  das 
Gesetz.  Im  Gegensatze  zu  Kautsky  stehe  ich  auf  dem 
Standpunkte,  daß  wir  schon  lange  mitten  in  der 
sozialen  Revolution  stehen,  daß  sie  sich  vor 
unseren  Augen  vollzieht  und  daß  es  unsere 
Aufgabe  ist,  diese  soziale  Revolution  zu  be- 
schleunigen. Wer  recht  hat,  das  wird  die  Zukunft 
lehren.  Jedenfalls  wünscht  wohl  jeder  von  uns,  daß 
wir  auf  gesetzlichem  Wege  unser  Ziel  erreichen 
können." 

Es  wäre  allerdings  falsch,  wenn  man  auf  Grund  der 
angebrachten  Äußerungen,  wie  bei  Frohme,  Revolution  und 
Evolution  als  absolut  gleichgestellt  betrachten  würde,  dann 
gäbe  es  keinen  Unterschied  mehr  zwischen  Orthodoxen  und 
Revisionisten,  zwischen  Intransigenten  und  Opportunisten. 
Die  Unterscheidung  ist  vielmehr  noch  sehr  scharf  und 
kam  wohl  am  treffendsten  in  der  von  Bebel,  Kautsky, 
Singer  auf  dem  Parteitag  in  Dresden  eingebrachten  Reso- 
lution zum  Ausdruck,  in  der  es  heißt:  „Der  Parteitag  ver- 
urteilt aufs  entschiedenste  die  revisionistischen  Bestrebungen, 
unsere  bisherige  bewährte  und  sieggekrönte,  auf  dem 
Klassenkampf  beruhende  Taktik  in  dem  Sinne  zu 
ändern,  daß  an  Stelle  der  Eroberung  der  politischen  Macht 
durch  Überwindung  unserer  Gegner  eine  Politik  des  Ent- 
gegenkommens an  die  bestehende  Ordnung  der 
Dinge  tritt.  Die  Folge  einer  derartigen  revisionistischen 
Taktik  wäre,  daß  aus  einer  Partei,  die  auf  die  möglichst 
rasche  Umwandlung  der  bestehenden  bürgerlichen  in  die 
sozialistische  Gesellschaftsordnung  hinarbeitet,  also  im 
besten  Sinne   des  Wortes  revolutionär  ist,   eine  Partei 
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tritt,  die  sich  mit  der  Reformierung  der  bürger- 
lichen Gesellschaft  begnügt." 

Die  Evolution  dieser  Radikalen  ist  also  nur  erfüllt, 
wenn  von  Grund  aus  die  Gesellschaftsordnung  auf  fried- 
lichem Wege  umgestürzt  ist.  Dagegen  besteht  in  der  An- 
schauung der  Revisionisten  die  Revolution  schon  in  jeder 
einzelnen  kleinen  sozialreformerischen  Verbesserung  au 
unserem  jetzigen  Gesellschaftskörper,  die  die  „ausbeute- 
rischen Tendenzen  des  Kapitals"  zugunsten  der  Nicht- 
besitzenden zu  mindern  oder  zu  beseitigen  geeignet  ist. 

So  sehen  wir  in  dieser  Frage  eine  große  Verschieden- 
heit der  Autfassung  in  der  Partei.  Einmal  die  blutigen  ge- 
waltsamen Umstürzler,  die  keine  soziale  grundsätzliche 
Änderung  ohne  politische  Revolution  für  möglich  halten, 
zum  zweiten  die  Radikalen,  die  eine  Revolution  der  sozialen 
Wirtschaftsorganisation  herbeiwünschen,  zwar  auf  friedlichem 
Wege,  aber  in  einer  Ausdehnung,  daß  von  der  heutigen 
Gesellschaftsordnung  keine  Spur  mehr  zurückbleibt  und 
drittens  die  Revisionisten,  die  in  jeder  einzelnen  Reform 
eine  Revolution  sehen,  denen  jede  Reform  nicht  nur  ein 
Schritt  zum  Ziel,  eine  Hoffnung  auf  Erfüllung  ist,  sondern 
bereits  Erfüllung  und  Ziel,  zwar  nur  des  Augenblicks,  der 
ihnen  aber  doch  über  der  Zukunft  steht. 


Kapitel  15. 

Durch  Sozialreform  zur  Revolution. 

Während  wir  im  vorigen  Kapitel  die  formelle  Seite 
des  Kampfes  der  Sozialdemokratie  betrachtet  haben,  die 
Mittel,  die  zu  einer  Sozialisierung  führen  können,  ist  die 
Entwicklung  der  Parteianschauungen  bereits  einen  Schritt 
weiter  gegangen:  sie  haben  zum  großen  Teil  das  Endziel 


einer  Staatswirtschaftsgenossenschaft  als  Zweck  fallen  ge- 
lassen und  sehen  nicht  allein  als  Mittel  sondern  auch  als 
Zweck  der  Bewegung  eine  schrittweise  Soziali- 
sie rung  unserer  Wirtschaftsverfassung  an.  Diese  Ände- 
rung in  der  Auffassung  der  Aufgaben  der  Sozialdemokratie 
hat  in  den  letzten  Jahren  den  Hauptgegenstand  der  inner- 
parteilichen Auseinandersetzung  gebildet.  Wenn  auch 
„Revisionismus"  und  „Evolutionstheorie"  sich  nicht  voll- 
ständig decken,  da  Revisionisten  wie  Elm  und  Bernstein 
doch  noch  unter  gewissen  Umständen,  so  wenn  der  bis- 
herige Entwicklungsgang  plötzlich  von  den  bürgerlichen 
Parteien  durch  Entziehung  des  Wahlrechtes  oder  Ähnliches 
durchbrochen  würde,  auf  dem  Standpunkte  der  Straßen- 
propaganda und  der  Straßendemonstration  stehen,  so  hat 
doch  die  Evolutionstheorie  als  taktisches  Parteiprinzip  erst 
durch  diese  Strömung  innerhalb  der  sozialdemokratischen 
Partei  Einfluß  gewonnen.  Im  geschichtlichen  Gange  nahmen 
diese  Auseinandersetzungen  ihren  Ausgangspunkt  von  Voll- 
mars Revision  der  Katastrophentheorie  anfangs  der  90  er 
Jahre,  bei  der  er  den  Satz  aufstellte,  daß  Sozialismus  und 
Kapitalismus  keine  völlig  unvermittelten  Gegensätze  seien. 
Dann  fielen  die  jüngeren  sozialdemokratischen,  meist  aka- 
demischen Kreise  über  die  alte  Revolutionstaktik  her,  die 
sie  völlig  zerrissen  und  an  ihre  Stelle  den  ordnungsmäßigen 
parlamentarischen  Kampf  setzten.  Die  Parteitage  in  Stutt- 
gart, Hannover,  Mainz,  Lübeck  und  Dresden  vertieften  den 
Zwiespalt,  bis  er  aus  einem  Quantitätsunterschied  zu  einem 
Qualitätsunterschied  der  gesamten  Auffassung  des  Soziali- 
sierungsprozesses  wurde.  Das,  was  Bernstein  als  die  schon 
heute  zaghaft  einsetzende  Gegenaktion  gegen  die  aus- 
beuterischen Tendenzen  des  Kapitals  bezeichnet,  stellt  be- 
reits, wenn  es  extensiv  und  intensiv  in  weitestgehendem 
Maß  durchgeführt  würde,  ungefähr  das  dar,  was  die  Evo- 
lutionsbestrebungen als  Sozialisierung  ansehen  und 
durchführen  wollen.  Diese  Tendenzen  und  Forderungen 
sind:    Fabrikgesetzgebung,  die  Demokratisierung  der  Ge- 
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meindeverwaltungen  und  die  Erweiterung  des  Arbeits- 
gebiets, die  Befreiung  des  Gewerkschafts-  und  Genossen- 
schaftswesens von  allen  gesetzlichen  Hemmungen,  Berück- 
sichtigung der  Arbeiterorganisationen  bei  allen  von 
öffentlichen  Behörden  zu  vergebenden  Arbeiten  usw. 

In  entsprechendem  Sinn  hatte  bereits  im  Jahr  1891 
v.  Voll  mar  in  seiner  berühmten  Rechenschaftsrede  im 
Eldorado  in  München  ausgeführt: 

„Von  diesem  Gesichtspunkt  aus  habe  ich  am  1.  Juni 
als  zunächst  zu  betreibende  Forderungen  bezeichnet:  Fort- 
führung des  Arbeiterschutzes,  insbesondere  Normalarbeits- 
tag; wirkliche  Vereinigungsfreiheit  für  das  ganze  Reich, 
Korporationsrechte  für  Gewerbeverbände,  Gesetzesschutz 
gegen  jede  Beeinträchtigung  des  Vereinigungsrechts  durch 
die  Unternehmer;  Beseitigung  von  jeder  Art  von  Ver- 
hinderung des  Lohnkampfes;  Eingreifen  des  Reichs  in  die 
Bildung  der  „Ringe";  Beseitigung  der  Lebensmittelzölle. 
Weiß  jemand  Forderungen,  welche  dringender  sind  und 
zugleich  im  Bereich  der  Erreichungsmöglichkeit  liegen? 
Ich  frage:  glaubt  einer  von  Ihnen,  daß  die  ganze  oder  teil- 
weise Erreichung  dieser  Forderungen  für  das  arbeitende 
Volk  Deutschlands  gleichgültig  oder  unbedeutend  wäre? 
Oder  würde  sie  nicht  vielmehr  die  Lage  von  Millionen  tat- 
sächlich verbessern,  sie  leiblich  und  geistig  zu  weiterem 
Verbesserungsstreben  stärken  ?  Würde  uns  das  Volk  nicht 
für  die  Erringung  dieser  Forderungen  mehr 
Dank  wissen,  als  für  die  kräftigsten  Phrasen  und  schön- 
sten Zukunftsbilder? 

Der  Inhalt  dieser  Politik  ist  also:  extreme  Sozial- 
reform. Das  ist  bereits  das  Ziel  des  konsequenten 
Revisionisten,  dem  das  Endziel  nichts  ist,  während  um- 
gekehrt dem  Radikalen  alles  auf  das  Endziel  ankommt. 
Deshalb  stehen  einer  planmäßigen  Sozialreform  die  Radi- 
kalen zum  Teil  noch  völlig  feindlich,  zum  anderen  Teil 
jedenfalls  höchst  gleichgültig  gegenüber,  da  sie  von  ihr 
doch  keine  Erreichung  des  Endzieles,  der  Umwandlung  des 
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Privateigentums  an  den  Produktionsmitteln  in  gesellschaft- 
liches Eigentum,  erwarten.  In  seinem  Kommentar  sagt 
Kautsky:  „Wir  erklären  die  sozialen  Reformen  für  unwirk- 
sam, insofern  sie  die  Aufgabe  haben,  den  im  Laufe  der 
ökonomischen  Entwicklung  stets  wachsenden  Widerspruch 
zwischen  den  Produktivkräften  und  der  bestehenden  Eigen- 
tumsordnung zu  beseitigen  und  gleichzeitig  die  letztere  zu 
erhalten  und  zu  stärken." 

Oder  wie  Vollmar  diese  Gegenbewegung  in  seiner  ge- 
nannten Rede  schildert:  „Nun  wird  freilich  in  Berlin 
schlankweg  die  Behauptung  aufgestellt:  alle  Arbeiterschutz- 
gesetze seien  völlig  wertlos,  nützten  dem  Arbeiter  gar  nichts, 
ja  seien  für  die  Befreiung  des  Volkes  nur  schädlich  und 
hinderlich.  Wer  sich  mit  kleinen,  augenblicklichen  Ver- 
besserungen befasse,  sei  „für  die  Revolution  verloren" ;  unser 
Auge  dürfe  in  der  Gegenwart  nur  das  Elend,  nur  ihre 
Unverbesserlichkeit  sehen  und  müsse  im  übrigen  nur 
auf  die  ersehnte  Zukunft  gerichtet  sein  . .  .  Eine  solche  Auf- 
fassung wird  zweifellos  von  ihren  Vertretern  als  besonders 
prinzipientreu  angesehen,  aber  sie  ist  im  Grunde  nichts 
als  die  Politik  der  Unfruchtbarkeit  und  Verzweiflung.  Ihr 
Grundsatz  ist  das  anarchistische  Wort:  je  schlechter  es 
den  Leuten  geht,  desto  besser!" 

In  geradezu  klassischer  Reinheit  hat  diesem  anarchi- 
stischen Grundsatz  Kautsky  auf  dem  Dresdener  Parteitage 
—  also  im  Jahre  1903 !  —  Ausdruck  gegeben,  wo  er  sagte : 

„Unsere  bisherige  Taktik  ging  dahin,  daß  wir  immer 
rücksichtslos  vorwärts  drängten,  daß  wir  dadurch  die  Gegen- 
sätze zu  den  herrschenden  Klassen  immer  mehr  erweiterten, 
die  herrschenden  Klassen  immer  mehr  gegen  uns  erbitterten, 
daß  wir  mit  jedem  Zuwachs  an  Macht  den  Besitzenden 
immer  mehr  Furcht  einflößten,  daß  sich  die  Konflikte  immer 
mehr  zuspitzten,  so  daß  wir  schließlich  Zuständen  entgegen- 
drängten, wo  es  eine  große  Entscheidung  gilt,  in  der  wir 
dann  gezwungen  sind,  den  Gegner  niederzuwerfen  und  ihm 
die  Macht  abzunehmen.    Das  war  unsere  bisherige  Taktik." 
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Nur  zu  natürlich  ist  es,  daß  gegen  solche  Anschauungen, 
die  man  schon  mit  Marx'  Ausspruch  über  die  Zehnstunden- 
bill widerlegen  könnte,  Sozialdemokraten  wie  David,  Kolb 
u.  a.  auf  das  entschiedenste  Front  macheu.  In  der  Tat  ist 
der  Unterschied  zwischen  einem  liberalen  Sozialreformer 
und  jenen  nach  demselben  Ziele  strebenden  Revisionisten 
wenigstens  in  diesen  wirtschaftlichen  Fragen  geradezu  ver- 
schwindend gegen  die  Kluft,  die  zwischen  so  grundsätzlich 
verschiedenen  Auffassungen  klafft.  Während  die  einen 
propagieren:  „je  schlechter,  desto  besser",  sagen  die  anderen: 
wir  treiben  eine  ehrliche  Politik  der  planmäßigen,  gründ- 
lichen Sozialreform,  wodurch  wir  überzeugt  sind,  schon  die 
heutige  Gesellschaft  so  umreformieren  zu  können,  daß  ein 
völliger  Zusammenbruch  und  ein  gänzlich  neuer  Aufbau 
vermieden  werden  kann. 

Am  schroffsten  und  in  prinzipieller  Ausprägung  klaffen 
die  Gegensätze  zwischen  der  auf  politischen  Kampf  und  auf 
eine  zu  agitatorischen  Zwecken  geeignete  schlechte  Wirt- 
schaftslage gerichteten  Grundanschauung  der  Sozialdemo- 
kratie und  dem  auf  positive  Besserungsarbeit  im  Wirtschafts- 
leben aufgebauten  Prinzip  der  Gewerkschaften.  Bei  der 
Bedeutung  dieser  Frage  werden  wir  uns  in  einem  beson- 
deren —  dem  folgenden  —  Kapitel  mit  dem  prinzipiellen 
Gegensatz  der  Sozialdemokratie  zu  den  Gewerkschaften  be- 
schäftigen. 

Wir  wollen  uns  nicht  auf  die  Untersuchung  einlassen, 
ob  die  sozialistische  Produktion  eine  höhere  Stufe  der 
ökonomischen  Betriebsform  darstellt  als  die  kapitalistische 
unserer  heutigen  Zeit.  Die  bisherigen  Versuche  —  vor 
allem  in  den  Produktivgenossenschaften  —  haben  eher  das 
Gegenteil  bewiesen.  Zweifellos  aber  haben  sie  gezeigt,  daß 
nur  eine  Weiterbildung  der  kapitalistischen 
Produktionsweise,  nicht  ihre  Beseitigung, 
einen  Fortschritt  bedeuten  kann.  Für  die  Fähigkeit  der 
kapitalistischen  Produktionsweise  zur  starken  Sozialisierung, 
auch  unter  Beibehaltung  der  Betriebsform  hat  die  soziale 
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Eeform  der  letzten  zwanzig1  Jahre  gerade  in  Deutschland 
den  glänzendsten  Beweis  erbracht,  denn  sie  hat  stellen- 
weise den  Kapitalismus  in  seiner  ökonomischen  Macht- 
stellung so  stark  eingeschränkt,  daß  seine  Konkurrenz- 
fähigkeit dem  Auslande  gegenüber  in  Frage  kam,  wie  selbst 
einsichtige  Sozialisten  erkannt  und  zugegeben  haben. 

Wir  sind  eben  mitten  in  der  wirtschaftlichen  Revolu- 
tion durch  Evolution  begriffen.  Die  verschiedenen  im 
Jahre  1891  von  Vollmar  gehaltenen  Reden  im  Eldorado  zu 
München  und  die  darauf  folgenden  Rechenschaftsreden  be- 
schäftigen sich  in  maßgebenden  Teilen  mit  nichts  anderem, 
als  mit  der  Schilderung  der  —  man  denke  im  Jahre  1891 
—  bereits  durchgeführten  Sozialreform  und  der  damit  er- 
reichten Evolutionierung  der  Gesellschaft.  Ein  recht  an- 
schauliches Bild  liefert  Kampffmeyer  in  seiner  Broschüre 
„Wohin  steuert  die  ökonomische  Entwicklung?"     Er  sagt: 

„Einem  fortlaufenden  Siegeszug  gleicht  der  Gang  der 
politischen  Bewegung  des  deutschen  Proletariats  seit  zwei 
Dezennien.  Schon  vor  einem  Jahre  schrieb  ich  in  einer 
sozialdemokratischen  Festschrift  zur  Jahrhundertwende: 

In  geradezu  gigantischen  Dimensionen  haben  sich  die 
Ansätze  der  Arbeiterschaft  zur  Bildung  neuer  ökonomischer 
und  politischer  Organe  vermehrt.  Den  heutigen  staat- 
lichen Institutionen  und  den  Verwaltungskörperschaften 
suchen  einflußreiche  proletarische  Gruppen  einen  neuen 
sozialen  Geist  einzuhauchen.  Häufig  durch  die  ökonomische 
Entwicklung  selbst  zur  Pflege  allgemeiner  Wohlfahrtsein- 
richtungen gedrängt,  beschreiten  die  Kommunen  im  fort- 
schreitenden Maße  gemeinwirtschaftliche  Bahnen.  Mit 
schlotternder  Angst  beobachten  unsere  Todfeinde,  die  Kon- 
servativen, unser  wohldurchdachtes,  planmäßiges  Eindringen 
in  alle  Institutionen  der  heutigen  Gesellschaft.  Die  in 
allen  politischen,  ökonomischen  und  sozialen  Institutionen 
lebende  und  webende  Sozialdemokratie  kündet  die  sichere 
Umwälzung  der  heutigen  Gesellschaft  an.  Aus  einer  bloßen 
Vereinigung  zu  politisch-propagandistischen  Zwecken,  die 
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nur  gelegentlich  bei  großen  politischen  Aktionen  Fühlung 
mit  den  breiten  Massen  nahm,  ist  die  Sozialdemokratie  zu 
einer  fest  im  Volke  wurzelnden  Institution  geworden.  Und 
sie  fühlt  sich  denn  auch  im  Hinblick  auf  diese  kraftvolle  Ent- 
wicklung als  die  Trägerin  einer  großen  neuen  Kulturperiode. 

Gegen  die  unbegrenzte  Lohnsklaverei  erhebt  sich 
dann  später  die  Gesetzgebung  und  schafft  die  Arbeiter- 
schutzgesetze. Sie  verleiht  dem  Widerstände  der  Arbeiter 
gegen  die  kapitalistische  Ausbeutung  eine  gesetzliche  Basis 
durch  das  Koalitionsrecht.  Da  und  dort  streben  die  Ar- 
beiter die  gesetzliche  Festlegung  von  Minimallöhnen  an. 
Mit  Hilfe  der  staatlichen  Gesetzgebung  kann  das  Recht 
des  Kapitalisten,  unumschränkt  in  der  Werkstatt  zu  ge- 
bieten, wesentlich  begrenzt  werden.  In  den  Arbeiteraus- 
schüssen kann  gesetzlich  den  Arbeitern  eine  erhebliche 
Mitwirkung  und  Mitbestimmung  über  die  Leitung  des  Be- 
triebes eingeräumt  werden." 

Auch  Bernsteins  so  viel  zitiertes  Wort,  das  ihm  die 
Bewegung  alles,  das,  was  gemeinhin  Endziel  des  Sozia- 
lismus nenne,  nichts  sei,  ist  in  einer  schlagwortartigen 
Fassung  der  Ausdruck  des  hier  behandelten  Gedankens, 
daß  der  Demokratisierungs-  und  Sozialisierungsprozeß  die 
Hauptsache  sei,  während  die  schließliche  Gestaltung  einer 
fernen  Zukunft  nicht  Gegenstand  der  Sorge  zu  sein  brauche. 
In  denselben  „Voraussetzungen  des  Sozialismus"  präzisierte 
er  den  Charakter  der  Sozialdemokratie  dahin:  sie  ist  heute 
in  Wirklichkeit  „eine  demokratisch-sozialistische  Reform- 
partei",  das  heißt  „eine  Partei,  welche  die  sozialisti- 
sche Umgestaltung  der  Gesellschaft  durch  das 
Mittel  demokratischer  und  wirtschaftlicher 
Reform  anstrebt". 

An  einer  früheren  Stelle  hat  Bernstein  sogar  ausdrück- 
lich die  Reform  als  Gegenstand  des  sozialdemokratischen 
Strebens  in  unserer  heutigen  Zeit  in  einen  gewissen  Gegensatz 
zum  früheren  kommunistischen  Endziel  gesetzt,  wo  er  sagt: 

„Wenn  man  unter  Verwirklichung  des  Sozialismus  die 
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Errichtung  einer  in  allen  Punkten  streng-  kommunistisch 
geregelten  Gesellschaft  versteht,  so  trage  ich  allerdings  kein 
Bedenken,  zu  erklären,  daß  mir  dieselbe  noch  in  ziemlich 
weiter  Ferne  zu  liegen  scheint.  Dagegen  ist  es  meine 
festeüberzeug ung,  daß  schon  diegegenwärtige 
Generation  noch  die  Verwirklichung  vonsehr 
viel  Sozialismus  erleben  wird,  wenn  nicht  in  der 
praktischen  Form,  so  doch  in  der  Sache." 

In  konsequenter  Anwendung  dieses  Gedankens  kann 
deshalb  Kampffmeyer  seine  der  organischen  Entwicklung 
gewidmete  Broschüre  mit  den  prophetischen,  aber  im  Gegen- 
satz zu  den  utopistischen  Prophetien  des  Erfurter  Pro- 
gramms, realpolitischen  und  berechtigten  Worten  schließen : 
„Diesem  sich  völlig  erneuenden,  sich  an  Haupt 
und  Gliedern  umgestaltenden  Staate  können 
wir  getrost  die  Lösung  der  großen  sozialpoli- 
tischen Aufgaben  des  Erfurter  Programms  an- 
vertrauen." 

Das  ist  die  Revolution  des  Sozialdemokraten  Kampffmeyer! 

So  hat  sich  in  weitesten  und  maßgebenden  Kreisen 
die  Erkenntnis  Bahn  gebrochen,  daß  mit  der  Sozialreform 
in  wirtschaftlicher  Beziehung  tief  eingreifende,  ja  grund- 
sätzliche Umgestaltungen  des  Produktionsprozesses  auf 
friedlichem  Wege  erreichen  lassen. 

Das  geben  auch  selbst  radikale  Kreise  unumwunden 
zu.  Aber  deren  Ziel  ist  ja  nicht  die  einzelne  soziale  Reform, 
sondern  die  wirtschaftliche  Revolution,  die  radikale  Um- 
änderung des  Privateigentums  in  Gemeineigen- 
tum. Weil  aber  nach  ihrer  Meinung,  man  vergleiche  nur 
Kautsky,  Bebel,  Rosa  Luxemburg,  die  Sozialreform  niemals 
den  gesetzlichen  Übergang  der  Eigentums- 
formen möglich  mache,  da  sich  die  Besitzenden  selbst 
niemals  friedlich  expropriieren  würden,  so  bleibt  für  sie 
die  Sozialreform  immer  nur  ein  vorläufiges  Aushilfsmittel, 
während  am  Schlüsse  immer  eine  gewaltsame  ungesetzliche 
Sprengung  der  Lohnsklaverei  nötig  werde. 
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Bei  solchen  Anschauungen  kann  die  Frage  wirklich 
einmal  gestellt  und  beantwortet  werden,  ob  die  staatlich 
geleitete  Reform  —  neben  ihrer  geschilderten  wirt- 
schaftlichen Umwälzungsarbeit  —  es  auch  in  der  Ge- 
walt hat,  den  reinen  Privatcharakter  des  Eigen- 
tums so  stark  zu  beschränken,  daß  er  schließ- 
lich mehr  als  Gemeineigentum  angesehen  werden 
muß,  denn  als  privates  Monopol.  Für  den  Manchestermann 
aus  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  wäre  der  viel  be- 
sprochene angebliche  Ausspruch  eines  Großindustriellen 
während  des  verflossenen  Bergarbeiterstreiks:  „Ich  kann 
mit  meinem  Eigentum  machen,  was  ich  will"  eine  selbst- 
verständliche Wahrheit  gewesen.  Die  Empörung,  die  dieser 
Ausspruch  jetzt  bis  in  die  höchsten  Regierungskreise  er- 
weckt hat,  beweist  aufs  beste,  welche  Wandlungen  sich 
inzwischen  mit  dem  Begriff  des  Eigentums  vollzogen  haben. 
In  der  Tat,  sehen  wir  uns  die  Gesetze  der  heutigen  Zeit 
von  den  direkten  Arbeiterschutzgesetzen  bis  zu  dem  eminent 
sozialen  Bürgerlichen  Gesetzbuche  an,  so  finden  wir  eine 
so  starke  Wandlung  der  Auffassung  des  Rechts,  insbe- 
sondere des  Eigentumsrechts,  daß  man  erkennt,  daß  auch 
hier  Übergänge  vorhanden  sind,  die  durch  langsame  Ent- 
wicklung und  nicht  durch  revolutionäre  ökonomische  Um- 
wälzungen vonstatten  gehen.  In  einer  wenig  beachteten 
Stelle  erkennt  auch  Kampffmeyer  diesen  rechtlichen 
Sozialisierungsprozeß  an,  wo  er  sagt:  „Der  Staat  begrenzt 
durch  seine  Zwangsgesetze  die  rechtliche  Machtsphäre  der 
Produktionsmittel.  Sie  erhalten  dadurch  gleichsam  einen 
anderen  sozialrechtlichen  Charakter.  Das  Eigentumsrecht 
der  Besitzer  der  Produktionsmittel  wird  eingeschränkt". 
Nach  dieser  Richtung  höchst  interessant  sind  die  Ausfüh- 
rungen des  bekannten  Rechtssozialisten  Anton  Menger  in 
seinem  vor  wenigen  Jahren  erschienenen  Werke  „Neue  Staats- 
lehre". Menger  ist  weit  davon  entfernt,  nach  Art  der 
anderen  sozialistisch-kommunistischen  Systeme  alle  Eigen- 
tumsbeherrschungsformen schlechtweg  abzuschaffen  und  in 
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ein  anderes  minder  starkes  Recht,  sagen  wir  Nießbrauch, 
zu  verwandeln.  Er  deckt  vielmehr  den  verborgenen  Ent- 
wicklungsprozeß auf,  wie  sich  die  Art  der  Beherrschungs- 
form nach  der  wirtschaftlichen  Natur  der  Sache  richtet 
und  ändert.  Dem  römischen  Rechte  war  ein  solcher  Ge- 
danke noch  vollkommen  fremd,  indem  das  Eigentumsrecht 
stets  dasselbe  war,  sei  es  nun  an  beweglichen  oder  unbe- 
weglichen Sachen.  Aber  schon  das  germanische  Recht  er- 
kannte, daß  die  wirtschaftliche  Verschiedenheit  von  beweg- 
lichen Sachen  und  Grundstücken  eine  Verschiedenheit  der 
Beherrschungsform,  also  auch  eine  Verschiedenheit 
des  Eigentumsrechts  bedingen  muß  und  das  Sachen- 
recht des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  ist  auf  diesem  funda- 
mentalen Satze  der  Trennung  von  beweglichen  und  unbe- 
weglichen Sachen  aufgebaut,  es  gestaltet  aus  wirtschaft- 
lichen Gründen  das  Eigentum  an  beweglichen 
Sachen  viel  umfassender  als  das  an  unbeweglichen, 
Sachen,  das  durch  staatliche  Aufsicht  und  durch  Gewerbe- 
Straßen-,  Gesundheits-,  Baupolizei  usw.  sehr  beschränkt  ist. 
Menger  tut  in  seinen  Reformvorschlägen  einen  konsequenten 
Schritt  weiter,  indem  er  über  die  Art  und  den  Umfang  der 
Beherrschungsform  ausschließlich  den  wirtschaftlichen 
Zweck  der  Sache  entscheiden  läßt,  „Unter  den  Sachen 
läßt  sich  nämlich",  so  führt  Menger  aus,  „zuvörderst  eine 
Gruppe  wahrnehmen,  deren  Eigentümlichkeit  darin  besteht, 
daß  sie  den  bestimmungsgemäßen  Nutzen  nicht  ohne  völlige 
Zerstörung  oder  doch  ohne  merkliche  Verminderung  ihrer 
Substanz  gewähren  können"  (Nahrungsmittel,  Heizungs- 
material). Dies  setzt  aber  die  ausschließliche  Herrschaft 
über  die  Sache  voraus,  und  deshalb  ist  für  die  Zuteilung 
der  verbrauchbaren  Sachen  an  die  einzelnen  Staatsbürger 
das  Privateigentum  in  seiner  überlieferten  Bedeutung  die 
zweckmäßigste  Rechtsform.  Eine  zweite  Gruppe  von  Sachen 
sind  diejenigen,  die  dem  einzelnen  gleichfalls  einen  unmittel- 
baren Nutzen  gewähren,  ohne  daß  jedoch  durch  ihren  Ge- 
brauch eine  Zerstörung  oder  auch  nur  eine  erhebliche  Ver- 
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minderung  der  Substanz  herbeigeführt  wird.  Menger  be- 
zeichnet diese  zweite  Gruppe  von  Sachgütern  als  die  be- 
nutzbaren Sachen;  hierzu  gehören  die  Wohnhäuser,  das 
Hausgerät,  Parks,  Bücher  usw.  „Das  Privateigentum  an 
den  benutzbaren  Sachen  ist  in  ein  beschränkteres  Becht, 
ein  Benutzungsrecht,  zu  verwandeln.  Dagegen  ist  das 
Eigentum  an  den  benutzbaren  Sachen  dem  Staate  oder 
den  staatlichen  Verbänden  vorzubehalten."  Die  dritte 
Gruppe  von  Sachen,  die  Produktionsmittel,  sind  diejenigen, 
deren  ordnungsmäßige  Bestimmung  darin  besteht,  mit  oder 
ohne  menschliches  Zutun  neue  Sachen  hervorzubringen; 
hierher  gehören  fruchttragende  Grundstücke,  Bergwerke, 
Fabriken,  Bohstoffe  usw.  „Daran  kann  ein  Sonderrecht 
einzelner  von  der  Bechtsordnung  niemals  anerkannt  werden, 
vielmehr  muß  das  Eigentum  an  denselben,  also  Gebrauch 
und  Verfügung,  dem  Staat  und  den  staatlichen  Verbänden 
ausschließlich  vorbehalten  werden." 

An  solchen  rechtsphilosophischen  Ausführungen  sehen 
wir,  daß  nicht  allein  der  Wirtschafts prozeß,  wie  es 
Vollmar,  Kainpffmeyer  usw.  anerkennen,  durch  und  durch 
sozialisiert  werden  kann,  sondern  daß  auch  der  Niederschlag 
dieses  Prozesses,  was  Kautsky  leugnet,  in  den  Bechts- 
formen  ohne  revolutionäre  Umwälzungen  erfolgen  kann 
und  auch  wirklich  erfolgt,  wie  es  die  Jahrtausende  alte, 
stets  in  sozialistischen  Tendenzen  fortschreitende  Entwick- 
lung unserer  ßechtsformen  beweist. 


Kapitel  16. 

Gewerkschaft  und  Sozialdemokratie. 

Die  Vertreter  der  Politik  der  Sozialreform  y.wi  &£oxrp> 
sind  die  Gewerkschaften.  Allerdings  sei  gleich  von  vorn- 
herein hinzugefügt :  ihrem  Prinzip  nach.    In  der  Wirklich- 

Bruiiliiiber ,  Die  heutige  Sozialdemokratie.  « 
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keit  hat  sich  die  tatsächliche  Entwicklung  so  vollzogen, 
daß  gleich  bei  ihrer  Entstehung  ein  starker  Flügel  der 
Gewerkschaften  in  das  sozialdemokratische  Lager  abge- 
schwenkt ist  und  dort  hauptsächlich  als  Wahlhilfstruppen 
auch  die  Forderungen  des  Klassenkampfes  und  der  Re- 
volution eine  Zeitlang  mit  vertreten  hat.  Wie  sich  das 
Verhältnis  der  sozialdemokratischen  Gewerkschaften  zu  der 
sozialdemokratischen  Gesamtpartei  zurzeit  im  einzelnen 
tatsächlich  gestaltet  hat,  das  wird  das  spätere  Kapitel : 
das  Bild  der  heutigen  Sozialdemokratie,  zeigen.  An  dieser 
Stelle  soll  nur  die  allgemeinere  Frage  kurz  unter- 
sucht werden,  in  welchem  inneren  prinzipiellen  Verhältnis 
die  allgemeine  Gewerkschaftsfrage  zur  Frage  der  politischen 
Betätigung  und  der  Sozialdemokratie  steht. 

Die  Gewerkschaften  sind  berufliche  Organisationen  zu 
dem  Zweck,  die  Lage  ihrer  Mitglieder  —  der  Arbeiter  — 
zu  schützen  und  zu  fördern,  vorab  in  wirtschaftlicher  Be- 
ziehung durch  Verbesserung  der  Lohn-  und  Berufsverhält- 
nisse, dann  aber  auch  in  geistiger,  wissenschaftlicher  und 
künstlerischer  Beziehung.  Das  ist  der  weiteste  und  allge- 
meinste Zweck  der  Gewerkschaften.  Nicht  weniger,  aber 
auch  nicht  mehr.  Der  ursprüngliche,  ziemlich  winzige  Keim 
zu  diesem  ausgedehnteren  Programm  lag  in  dem  Streben 
nach  Ausbildung  des  freien  Arbeitsvertrages,  der 
zwar  rechtlich  im  Anfange  des  vorigen  Jahrhunderts 
nach  jahrhundertelangen  Kämpfen  dem  Arbeiter  gewährt 
worden  war,  der  aber  gleichzeitig  tatsächlich  durch  die 
wirtschaftliche  Entwicklung  zu  einem  höchst  unfreien  ge- 
macht worden  war. 

Die  gewährte  rechtliche  Freiheit  und  Gleichheit  der 
Arbeitsvertragskontrahenten  zu  einer  tatsächlichen  zu 
machen,  das  ist  der  ursprüngliche  Kern  der  ganzen  gewerk- 
schaftlichen Bewegung,  sowohl  in  ihrer  früheren  Primitivität 
als  einfacher  Strikevereinigung,  wie  in  ihrer  komplizierten 
heutigen  Ausbildung  mit  der  Forderung  der  Umwandlung 
der  absoluten  Wirtschaftsverfassung  in  eine  konstitutionelle. 
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Die  Entwicklung  des  Kapitalismus  hatte  wirtschaft- 
liche Zustände  geschaffen,  in  denen  von  einem  freien  Arbeits- 
vertrag, der  auf  der  Grundforderung  der  Gleichberechtigung 
der  Vertragschließenden  aufgebaut  sein  soll,  in  Wirklichkeit 
keine  Rede  war.  Es  gab  in  der  Wirtschaftsperiode  des 
Kapitalismus  nicht  mehr  wie  früher  eine  zahlreiche  über- 
wiegende Menge  kleiner  Meister,  die,  um  ihren  Betrieb  zu 
erhalten,  auf  jeden  einzelnen  ihrer  Arbeiter  Wert  legten 
und  mit  ihm  einen  individuellen  Arbeitsvertrag  schlössen, 
der  schon  deshalb  günstige  Bedingungen  dem  Gesellen  bieten 
mußte,  weil  er  sich  sonst  selbständig  gemacht  hätte  und 
selbst  Unternehmer  geworden  wäre,  wozu  der  Übergang 
so  verhältnismäßig  leicht  war.  Jetzt  stand  vielmehr  dem  ein- 
zelnen Arbeiter  kein  gleichberechtigter  und  gleichgestellter 
Kontrahent,  sondern  ein  Gegner  mit  viel  größerer  wirt- 
schaftlicher Macht  gegenüber,  ein  Unternehmer,  dem  in 
seinem  Kapital  ein  Mittel  zu  Gebote  stand,  mit  dem  er 
nicht  nur  einen  einzelnen  Arbeiter,  sondern  eine  ganze 
Reihe,  bis  zu  Hunderten,  Tausenden  niederzwingen  konnte. 
Denn  der  einzelne  Arbeiter  hat  keine  andere  Einnahme- 
quelle als  seine  persönliche  Arbeit,  seine  Armut  zwingt 
ihn,  fortwährend  seine  Arbeit  zum  Verkauf  zu  stellen.  Der 
einzelne  mußte  sich  dem  Unternehmer  fügen,  um  leben  zu 
können,  und  er  konnte  dem  Kapitalisten  keine  Bedingungen 
stellen,  weil  bei  dem  stets  vorhandenen  Arbeitsangebot  und 
bei  dem  völligen  Mangel  einer  Arbeitsmarktübersicht  der 
einzelne  Arbeiter  als  Kontrahent  keine  Bedeutung  gegen- 
über dem  Unternehmerkontrahenten  hatte.  Im  Zeitalter 
des  Kapitalismus  ist  also  der  rechtlich  zugestandene  freie 
xirbeitsvertrag  zwischen  dem  Unternehmer  und  dem  ein- 
zelnen Arbeiter  in  wirtschaftlicher  Beziehung  eine  Lüge, 
er  bedeutet  für  den  rechtlich  freien  Arbeiter  eine  wirt- 
schaftliche, rücksichtslose  Knechtung. 

Was  vielmehr  steht  dem  Unternehmerkapitalisten  als 
ebenbürtiger  Kontrahent  auf  der  anderen  Seite  gegenüber  ? 
Nicht  der  einzelne  Arbeiter  ist  es,  sondern  die  Gesamt- 
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heit  der  Arbeiter,  die  im  wirtschaftlichen  Kampfe  als 
gleichmächtig  gegenüber  dem  Kapitalisten  und  Unternehmer 
angesehen  werden  kann,  weil  sie  der  gewichtige  zweite 
Faktor  ist,  der  zum  Betriebe  neben  dem  ersten  Faktor  — 
der  Unternehmertätigkeit,  insbesondere  der  Kapitalinves- 
tierung —  die  Arbeit  liefert.  Nachdem  die  Arbeiter  zu  der 
Einsicht  dieser  sozialen  und  wirtschaftlichen  Eigenart  der 
neuen  kapitalistischen  Betriebsweise  gekommen  waren,  mußte 
sich  der  Gedanke  der  tatsächlichen  Bildung  dieses  ebenbürtigen 
Gegners  durch  Zusammenschluß  der  Arbeiter  ganz  natur- 
notwendig aufdrängen.  Mit  Recht  führen  die  Geschwister 
Webb  in  ihrer  „Theorie  und  Praxis  der  englischen  Gewerk- 
vereine" aus:  „Überall,  wo  die  ökonomischen  Verhältnisse 
den  beteiligten  Parteien  ungleich  sind,  gewährt  die  gesetz- 
liche Vertragsfreiheit  dem  strategisch  Stärkeren  die  Mög- 
lichkeit, seine  Bedingungen  zu  diktieren.  . . .  Wo  es  keine 
Vereinigung  irgend  welcher  Art  gibt,  da  ist  der  einzelne 
Lohnarbeiter,  der  nicht  imstande  ist,  für  seine  Arbeit 
einen  Vorzugspreis  zu  fordern,  infolge  seiner  strategischen 
Schwäche  dazu  gezwungen,  die  schlechtesten  Bedingungen 
anzunehmen.  Durch  die  Verbindung  der  Arbeiter  wird  aber 
das  Gleichgewicht  wieder  hergestellt,  ja  die  Wage  kann 
sich  sogar  gegen  den  einzelnen  Unternehmer  zugunsten 
der  Lohnarbeiter  neigen."  Dieser  Zusammenschluß  zur  Ver- 
wirklichung eines  auch  wirtschaftlich  freien  Arbeitsver- 
trages ist  der  Ursprung  der  Gewerkschaften. 

Die  Bedeutung  der  gewerkschaftlichen  Organisation 
für  die  faktische  Schaffung  eines  freien  Arbeitsvertrages 
und  für  die  wirtschaftliche  Erhöhung  des  Einzelarbeiters 
im  Zeitalter  der  kapitalistischen  Betriebsweise  ist  geradezu 
fundamental.  Denn  sie  beseitigt  mit  einem  Male  die  Grund- 
schäden,  an  denen  eine  Verwirklichung  des  wirtschaftlich 
freien  Arbeitsvertrages  litt.  Zunächst  stellte  sie  durch  die 
Ausbildung  ihrer  beiden  bedeutsamsten  Kampfmittel,  des 
Streiks  und  des  Boykotts,  eine  Waffe  auf,  die  sich  eben- 
bürtig mit  der  Unternehmerwaffe  Kapital  messen  konnte. 
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Aber  daneben  kommen  bald  nocli  andere,  feinere  Mittel 
in  Anwendung,  mit  denen  erst  das  gleiche  freie  Stärke- 
verhältnis der  beiden  Kontrahenten  des  Arbeitsvertrages 
seine  vollkommene  Ausbildung  erfährt.  Die  Mittel  beziehen 
sich  namentlich  auf  die  Ausnutzung  der  Konjunktur  des 
Arbeitsmarktes,  diesem  wichtigen  Faktor  jedes  Kaufge- 
schäftes, dessen  Anwendung  dem  einzelnen  Arbeiter  gänz- 
lich unmöglich  war.  Die  organisierte  Arbeiterschaft  kann 
die  Verbesserungen  der  Marktlage  ausnutzen,  die  Ver- 
schlechterung durch  die  Zurückhaltung  des  Angebots  auf- 
heben. Diese  Aufgabe  ergibt  gleich  einen  der  Grundzüge 
der  heutigen  Gewerkschaftsbewegung:  ihren  Versiche- 
rungscharakter. Die  von  der  Gewerkschaft  gewährte 
Versicherung  ihrer  Mitglieder  —  hauptsächlich  die  Streik- 
und  Arbeitslosenversicherung  —  ist  die  zweite  Waffe  in 
ihrem  wirtschaftlichen  Kampf. 

Mit  dieser  Ausgestaltung  und  Erzwingung  eines  wirk- 
lich freien  Arbeitsvertrages  ward  allmählich  eine  der  un- 
berechtigsten  Anschauungen,  die  die  modernen  Wirtschafts- 
kämpfe fast  stets  beherrscht  haben,  mehr  und  mehr  gebrochen. 
Der  Arbeitgeber  und  mit  ihm  die  öffentliche  Meinung  und  die 
Behörden  waren  und  sind  z.  T.  noch  in  der  Ansicht  befangen, 
als  ob  das  Streben  des  Arbeiters  nach  Lohnerhöhung  und  nach 
Ausnutzung  der  Marktlage  eine  Anmaßung  sei,  und  als 
ob  der  Anspruch  des  Arbeiters  bei  der  Feststellung  der 
Arbeitsbedingungen  ein  gewichtiges  Wort  mitzusprechen, 
wie  es  sich  bei  einem  freien  Arbeitsvertrage  gebührt,  eine 
Unbotmäßigkeit  sei.  Noch  immer  sind  sie,  wie  Brentano 
mit  vollem  Recht  im  Handwörterbuch  der  Staatswissen- 
schaften schreibt,  „weit  entfernt,  ausnahmslos  dem  Arbeiter 
das  Recht  zuzuerkennen,  gleich  jedem  anderen  Verkäufer 
bei  steigender  Nachfrage  bessere  Bedingungen  zu  fordern". 
Der  nicht  zu  unterschätzende  Umschwung,  der  sich  in- 
zwischen vollzogen  hat,  ist  in  allererster  Linie  den  ernsten 
Kämpfen  der  Gewerkschaften  um  Schaffung  eines  freien 
Arbeitsvertrages  zu  danken. 
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Entsprechend  der  ungeheuer  raschen  und  durch- 
dringenden Entwicklung  der  kapitalistischen  Wirtschafts- 
verfassung in  Deutschland  nahm  auch  die  quantitative 
Ausbildung  des  Gewerkschaftswesens  einen  riesenhaften 
Umfang  an.  Das  ist  in  volkswirtschaftlicher  Beziehung 
ein  höchst  erfreuliches  Moment,  da  die  Ersetzung  des  un- 
freien Arbeitsvertrages  durch  den  rechtlich  und  wirt- 
schaftlich freien  Arbeitsvertrag  unbedingt  einen  Fortschritt 
in  der  sozialen  und  damit  kulturellen  Entwicklung  darstellt. 

Allein  nicht  nur  quantitativ,  sondern  auch  qualita- 
t  i  v  entwickelten  sich  die  Gewerkschaften  in  bedeutsamster 
Weise  weiter.  Der  Ziele  tauchten  immer  mehr  und  immer 
höhere  auf.  Das  gesamte  Interessegebiet  des  Arbeiters 
wurde  herangezogen,  das  wirtschaftliche  wie  geistige. 
Extensive  und  intensive  Sozialpolitik  bildete  somit  das  um- 
fassende Ziel  der  Gewerkschaften,  vornehmlich  Ausbau  der 
staatlichen  Arbeiterversicherungen,  der  staatlichen  Arbeiter- 
schutzbestimmungen. Dahinter  sollte  natürlich  die  eigene 
Versicherung  durch  die  Organisationen  nicht  zurückbleiben. 
Immer  aber  blieb  der  Arbeitsvertrag  der  Mittelpunkt  der 
erstrebten  Ziele,  dessen  Ausgestaltung  allmählich  die  höchst- 
möglichen Formen,  die  bei  kapitalistischer  Wirtschaftsweise 
möglich  sind,  annahm.  Die  Gewerkschaften  traten  in  die 
Phasen  des  Kampfes  um  den  Tarifvertag,  den  korpo- 
rativen Arbeitsvertrag  ein.  Die  Bedeutung  dieses 
zurzeit  ausgebildetsten  Sozialphänomens  ist  für  die  Ent- 
wicklung der  modernen  Sozialreform  so  bedeutungsvoll,  daß 
es  sich  lohnt,  ihm  einen  kurzen  Exkurs  zu  widmen. 

Wo  die  einzelnen  Fragen  des  Problems  der  Tarif- 
gemeinschaft in  dickleibigen  Bänden,  in  Zeitschriften,  Proto- 
kollen und  Tagesblättern  fast  tagtäglich  abgehandelt  werden, 
können  wir  es  uns  allerdings  ersparen,  diese  höchst  be- 
deutungsvolle Etappe  der  wirtschaftlichen  Entwicklung 
nach  der  prinzipiellen  und  der  detaillierten  Seite  hin  zu 
erörtern.  An  dieser  Stelle  kommt  es  vielmehr  auf  den 
grundsätzlichen     Standpunkt     der     Gewerk- 
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Schäften  in  dieser  Frage  an.  Als  Friedensverträge  sind 
die  Tarifgemeinschaften  das  Gegenteil  des  Klassenkampf- 
bestrebens und  ihre  prinzipielle  Anerkennung  durch  die 
Gewerkschaften  bedeutet  Abweisung  der  klassenkämpferi- 
schen Tendenzen  der  Sozialdemokratie. 

Wir  haben  gesehen,  wie  das  Durchdringen  der  Tarif- 
vertragidee eine  natürliche  Stufe  in  der  Entwicklung  des 
Arbeitsvertrages  bildet,  mit  deren  Anerkennung  der  letzte 
Schritt  auf  dem  Wege  der  langsamen  Eroberung  der  wirt- 
schaftlichen Gleichberechtigung  von  Arbeitgeber  und  Ar- 
beitnehmer getan  ist.  Einmal  wird  damit  die  früher  ohne 
Berechtigung  bekämpfte  Organisation  der  Arbeiter  aner- 
kannt, und  zum  anderen  tritt  im  korporativen  Arbeitsver- 
trag auch  nominell  der  eigentliche  wirtschaftliche  Ver- 
tragskontrahent —  die  Organisation  —  als  Vertragschließen- 
der auf.  Die  Eechtsfähigkeit  der  Berufsvereine  kann  bei 
einer  solchen  Entwicklung  nicht  mehr  lange  auf  sich  warten 
lassen  und  soll  bei  der  nächsten  Reichstagssession  zur  ge- 
setzlichen Erledigung  kommen.  Dann  tritt  die  Organisation 
auch  rechtlich  als  klagbarer  und  verklagbarer  Vertrag- 
gegner ein.  Es  ist  erfreulich,  daß  die  bürgerlichen  Parteien 
die  Erkenntnis  gewonnen  haben,  daß  die  Ausbildung  des 
Tarifvertragwesens  eine  weitere,  höhere  und  notwendige 
Stufe  der  ökonomischen  Entwicklung  ist  und  daß  sie  sich 
demgemäß  mit  dem  Gedanken  seiner  praktischen  Aner- 
kennung vertraut  gemacht  haben.  So  schrieb  die  liberale 
Kölnische  Zeitung,  ein  Blatt,  das  in  seiner  Politik  neben 
einer  gesunden  Sozialreform  und  der  Forderung  eines 
steten  Fortschritts  der  Arbeiterpolitik  immerhin  stark  die 
Interessen  der  Großindustrie  vertritt,  am  14.  Januar  1905: 

„Erfreulicherweise  macht  die  Neigung,  in  langfristigen 
Tarifverträgen  eine  lediglich  einseitige  Bindung  der  Arbeit- 
geber zu  sehen,  bei  diesen  einer  immer  größeren  Wert- 
schätzung Platz.  Vor  kurzem  brachte  das  Zentralblatt  für 
das  deutsche  Baugewerbe  eine  Zusammenstellung  von 
Äußerungen  einer  großen  Anzahl  Arbeitgeberverbände  des 
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Baugewerbes,  die  sich  über  ihre  Erfahrungen  mit  lebhafter 
Befriedigung  aussprachen.  So  lautete,  um  einige  Stimmen 
davon  anzuführen,  die  Erklärung  aus  Köln  dahin,  der  Ver- 
band stehe  dem  Abschluß  von  korporativen  Ver- 
trägen sympathisch  gegenüber;  der  Berliner  Verband  stellt 
eine  Festigung  des  gegenseitigen  Verhältnisses  fest;  die 
Arbeitgeber  in  Hannover  bezeichnen  die  Tarifgemeinschaft 
als  ersprießlich  für  beide  Teile.  Aus  Leipzig  wird  den 
Arbeitern  bezeugt,  daß  sie  trotz  oftmals  sehr  flotter  Be- 
schäftigung und  sehr  knapper  Arbeiterzahl  keinerlei  Ver- 
such gemacht  hätten,  den  Vertrag  zu  durchbrechen,  und 
der  Altenburger  Arbeitgeberverband  bekundet  seinen  Ent- 
schluß, solche  Verträge  alljährlich  abzuschließen.  Aus 
anderen  Gewerben  liegen  ähnliche  Erfahrungen  vor,  und 
die  Entschiedenheit,  mit  welcher  der  Buchdruckerverband  auf 
Tariftreue  seiner  Mitglieder  hält,  wird  auch  von  anderen 
Gewerkschafts  verbänden  betätigt,  die  nicht  ein  so  festes 
Gefüge  haben  wie  diese  Arbeiteraristokratie.  Allerdings 
ist  die  Grundlage  eines  Tarifvertrages  eine  starke  Organi- 
sation, deren  Leitung  ihres  Einflusses  auf  die  Mitglieder 
jederzeit  sicher  ist."  Die  Vorgänge  bei  den  letzten  Streiks 
in  der  Großindustrie  hätten  leider  das  Gegenteil  bewiesen. 
Dabei  sei  beachtenswert,  daß  die  Großindustrie  über- 
haupt wenig  an  den  Tarifverträgen  beteiligt  sei. 

„Man  muß  das  um  so  mehr  bedauern,  als  die  lang- 
fristigen Tarifverträge  einer  der  wesentlichsten  Punkte  sind, 
an  denen  die  Stellung  der  Gewerkschaften  zu  den  wirtschaft- 
lichen Verhältnissen  sich  unverkennbar  scheidet  von  der  Auf- 
fassung der  Marxistischen  Sozialdemokratie,  und  wo  der 
Standpunkt  des  Klassenkampfes  verlassen  wird. 

Aber  auch  abgesehen  von  dieser  erzieherischen  Wirkung 
auf  die  Arbeiterschaft  machen  die  Opfer,  welche  die  Aus- 
stände den  Beteiligten  auferlegen  und  die  schweren  Schä- 
digungen, die  sie  dem  Gewerbe  zufügen,  es  dringend  wün- 
schenswert, daß  soweit  als  möglich  durch  Abschluß  von 
Verträgen  wenigstens  für  geraume  Zeit  das  Wirtschafts- 
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leben  vor  Störungen  bewahrt  und  der  gewerblichen  Tätig- 
keit die  Möglichkeit  gegeben  wird,  sich  in  sicheren  Ver- 
hältnissen einzurichten." 

Besonderes  Aufsehen  aber  hat  in  jüngster  Zeit  der 
Umstand  erregt,  daß  selbst  ausgesprochene  scharfmache- 
rische Interessentenblätter  des  Unternehmertums,  wie  die 
„Deutsche  Arbeitgeberzeitung",  zu  einer  Anerkennung  der 
Notwendigkeit  und  der  wirtschaftlichen  Vorteilhaftigkeit 
der  Tarifverträge  durchgedrungen  sind. 

Dies  Blatt  mußte  sich  am  30.  Juli  1905  unter  offen- 
sichtlichen inneren  Beschwerden,  durch  die  Macht  der  tat- 
sächlichen Gestaltung  der  Wirtschaftsverhältnisse  gezwungen, 
zu  dem  Bekenntnis  durchringen: 

„Von  dieser  sachlichen  Übereinstimmung  zweier  Gegner 
sollten  übrigens  auch  diejenigen  lernen,  die  immer  noch 
dem  Phantom  möglicher  Wiederkehr  jenes  Patriarcha- 
li smus  nachjagen,  der  durch  die  Aufhebung  der  die 
Koalitionsfreiheit  beschränkenden  Gesetzesnormen  endgültig 
aus  der  Welt  geschafft  worden  ist,  nachdem  er  von  dem 
Augenblick  an  unlogisch  geworden  war,  da  die  Gesetzgebung 
die  aus  ihm  resultierenden  moralischen  Verpflichtungen 
des  Unternehmertums  rechtlich  fixierte  und  ihn  damit 
sozusagen  verstaatlichte. 

Man  muß  jedem  Dinge  die  beste  Seite  abzugewinnen 
suchen.  Sicherlich  wäre  es  besser,  wenn  die  für  beide 
Seiten  recht  kostspieligen  Auseinandersetzungen  über  die 
Gestaltung  des  Arbeitsverhältnisses  auf  irgend  eine  Weise 
aus  der  Welt  zu  schaffen  wären.  Das  ist  indessen  nun 
einmal  nicht  zu  erreichen,  und  so  bleibt  uns  denn  nichts 
übrig,  als  uns  den  Verhältnissen  anzupassen  und  das  zu 
tun,  was  der  Eigenart  der  Lage  am  meisten  entspricht. 
Das  ist  zum  ersten  die  vollkommene  Durchführung 
der  Organisation  des  Unternehmertums,  zum 
zweiten  die  Preisgabe  des  Standpunktes,  daß 
man  mit  den  Arbeiterorganisationen  nicht 
verhandeln  soll,  und  drittens  die  kluge  und  be- 
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dächtige  Formulierung  der  Vertragsabschlüsse. 
Nicht  zu  vergessen  natürlich  die  stete  Kampfbereit- 
schaft, die  dem  gegnerischen  Teile  die  Lust  benimmt, 
seine  Forderungen  über  das  Maß  des  allenfalls  zu  Ge- 
währenden hinauszuschrauben  und  das  politische  Moment 
der  Arbeiterbewegung  zu  sehr  in  den  Vordergrund  zu  rücken. 
Schon  wiederholt  haben  wir  dargetan,  daß  nur  auf 
solche  "Weise  noch  der  nationalen  Produktion 
die  Ellbogen  fr  eiheit  gewahrt  werden  kann, 
deren  sie  bedarf,  um  auf  dem  Weltmarkte  kon- 
kurrenzfähig zu  bleiben.  Und  auch  das  haben  wir 
immer  wieder  erwähnt,  daß  einzig  und  allein  mit  Hilfe 
einer  solchen  Taktik  eine  allmähliche  Absch-wächung 
des  Einflusses  der  Sozialdemokratie  auf  die 
Gewerkschaftsbewegung  zu  bewirken  ist.  Ist 
doch  seit  der  Zeit,  da  die  Sozialdemokratie  die  Gewerk- 
schaftsbewegung zur  eigentlichen  Trägerin  ihrer  politischen 
Projekte  zu  machen  suchte,  die  Bekämpfung  der  Umsturz- 
bewegung weit  mehr  die  Sache  der  deutschen  Ar- 
beitgebe r  sc  haft,  als  die  des  Staates,  da  die  staat- 
lichen Machtmittel  natürlich  in  dem  Augenblick  versagen 
mußten,  wo  die  unerlaubten  Ziele  der  Umsturzbewegung 
mit  Hilfe  der  erlaubten  Mittel  der  gewerkschaftlichen  Pro- 
paganda angestrebt  wurden." 

Solange  die  Gewerkschaften  als  Anhänger  der  Sozial- 
demokratie auch  mehr  oder  weniger  klassenkämpferische 
Neigungen  hatten,  war  es  nicht  mehr  als  konsequent,  daß 
sie  sich  nicht  recht  mit  dem  Gedanken  der  Friedensver- 
träge vertraut  machen  wollten.  Denn  man  kann  sich 
sophistisch  —  wie  das  Korrespondenzblatt  der  General- 
kommission tut  —  drehen  und  wenden  wie  man  will,  die 
Tarifverträge  sind  berechnet  auf  langjährige  soziale  Ver- 
söhnung, und  wenn  mit  ihnen,  wie  mit  allem  auf 
Erden,  auch  nicht  die  letzte  Stufe  erreicht  ist,  so  sind  es 
doch  für  heute  Friedensverträge,  und  damit  sind  sie 
das  diametrale  wirtschaftliche  Gegenmittel  gegenüber  dem 
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Klassenkampf.  Formell  können  sich  die  radikalen  Gewerk- 
schaftsorgane —  so  auch  die  Holzarbeiterzeitung  —  da- 
gegen sträuben,  materiell  aber  bleibt  es  trotzdem  so. 

Die  ausschlaggebende  offizielle  Anerkennung  haben  die 
Tarifgemeinschaften  durch  die  Gewerkschaften  auf  dem 
Frankfurter  Kongreß  1899  gefunden,  womit  gleichzeitig  der 
Klassenkampf  als  Requisit  der  Gewerkschaftsbewegung  end- 
gültig begraben  wurde. 

Um  noch  eine  Stimme  aus  jüngster  Zeit  zu  erwähnen, 
nehmen  wir  aus  Schildbachs  Abhandlung  über  den  „korpora- 
tiven Arbeitsvertrag"  in  den  Sozialistischen  Monatsheften 
(1905,  3.  Heft)  folgende  bezeichnende  und  sehr  weitgehende 
Stelle: 

„Die  Annahme,  daß  dem  Tarifvertrag  unbedingt  Lohn- 
kämpfe vorausgehen  müssen,  ist  unberechtigt:  denn  die 
günstigen  Erfahrungen,  die  Arbeiter  und  Unternehmer 
eines  Berufs  mit  dem  korporativen  Arbeitsvertrag  gemacht 
haben,  können  doch  auf  die  Parteien  anderer  Berufe  nicht 
ohne  jede  Einwirkung  bleiben.  Der  Tarifvertrag  braucht 
also  nicht  in  jedem  einzelnen  Gewerbe  alle  Stadien  der 
Entwicklung  zu  durchlaufen.  Während  zum  Beispiel  die 
entwickeltste  Tarifgemeinschaft  in  Deutschland  —  die  der 
Buchdrucker  —  sich  im  Laufe  eines  halben  Jahrhunderts 
aus  Abkommen  mit  örtlichem  Geltungsbereich  zu  bezirks- 
weiser und  endlich  zu  nationaler  Ausdehnung  empor- 
entwickelte, treten  uns  heute  nationale  Tarifgemeinschaften, 
wie  die  der  Chemigraphen  und  Lichtdrucker,  beinahe  ohne 
Vorbereitung  entgegen. 

Auf  die  Anerkennung  dieser  Prinzipien  hat  sich  zu- 
nächst der  Angriff  zu  richten.  Der  im  Tarifkampf  erprobte 
Gewerkschaftler  wird  hierauf  das  größte  Gewicht  legen 
und  vor  allem  bemüht  sein,  alle  Hindernisse  in  dieser  Hin- 
sicht zu  beseitigen.  Die  stärksten  Widerstände  bei  Tarif- 
bewegungen rufen  die  materiellen  Forderungen  hervor. 
Es  müssen  also  die  Arbeiter  in  denjenigen  Gewerben  und 
an  denjenigen  Orten,  in  denen  der  Tarifvertrag  noch  nicht 
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Fuß  gefaßt  hat,  unter  vorläufigem  Verzicht  auf  direkte 
materielle  Vorteile  für  Tarifbewegungen  gewonnen  werden." 

So  sehr  den  revolutionären  klassenkämpferischen  Sozial- 
demokraten der  Tarifvertrag  als  Mittel  der  Versöhnung 
und  des  Friedens  ein  Dorn  im  Auge  sein  mag,  so  gewiß 
ist  ihm  auf  unserer  heutigen  Stufe  der  Wirtschaftsver- 
fassung seine  große  und  segenbringende  Mission  gewiß. 

Durch  welche  Mittel  nun,  das  ist  in  diesem  Zusammen- 
hang die  bestimmende  Frage,  sind  alle  diese  Erfolge  er- 
zielt worden.  Die  ursprüngliche  Absicht  der  Gewerk- 
schaften, bes.  ihrer  ersten  Gründer,  war  unbedingt  darauf 
gerichtet,  sie  durch  die  ihnen  zu  Gebot  stehenden  wirt- 
schaftlichen Kampfmittel,  Streik  und  Boykott,  und  durch 
friedliche  Propaganda  zu  erreichen.  Die  wirtschaftlichen 
Organisationen  sollten  sich  allein  der  wirtschaftlichen  Mittel 
bedienen,  und  weder  politische  Ziele  verfolgen  noch  politische 
Mittel  zur  Anwendung  bringen.  Die  politische  Neu- 
tralität war  ein  prinzipieller  Grundsatz. 

In  diesem  Augenblick  aber,  als  die  Ziele  der  Gewerk- 
schaften über  die  Verbesserung  der  Arbeitsbedingungen  in 
einem  einzelnen  Betrieb  hinausgingen,  Streik  und  Boykott  also 
versagen  mußten,  da  tauchte  die  Frage  der  politischen 
Betätigung  auf.  Es  ist  unnütz,  heute  noch  darüber  zu 
sprechen,  ob  eine  nur  gewerkschaftliche  neutrale 
Arbeiterbewegung  möglich  ist.  Das  muß  entschieden 
verneint  werden.  Jede  Beschränkung  der  Koalitionsfrei- 
heit muß  die  sozialreformerischen  Arbeiten  der  Gewerk- 
schaften vernichten,  jeder  Aufschub  der  Verleihung  der 
Rechtsfähigkeit  an  die  Gewerkvereine  muß  die  Bewegung 
schädigen.  Derartige  politische  Aufgaben  sind  nimmer 
durch  eine  nur-gewerkschaftliche  Bewegung  zu  erreichen, 
dazu  ist  ein  politischer  Kampf  die  notwendige  Voraus- 
setzung. 

Man  muß  dem  nichtsozialdemokratischen  Arbeiter- 
sekretär A.  Erkelenz  recht  geben,  wenn  er  in  einem  Auf- 
satz „Die  Gewerkvereine  und  die  Politik"   in  der  Frank- 
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furter  Zeitung  bei  der  hier  nicht  weiter  zu  erörternden 
Unterscheidung  von  Parteipolitik  und  Politik  schrieb :  „Eine 
rein  politische  Neutralität  kann  und  darf  keine  wirtschaft- 
liche Berufsorganisation  je  üben.  Oder  doch,  sie  kann  es, 
wenn  sie  sich  auf  die  engsten  Berufsfragen  beschränkt, 
wenn  sie,  soweit  Arbeiter  in  Frage  kommen,  in  der  Lohn- 
erhöhung, in  der  Einlegung  einer  Kaffeepause  in  der  Arbeits- 
zeit, oder  in  der  Entlassung  eines  sackgroben  Werkmeisters 
den  Anfang  und  das  Ende  ihrer  Tätigkeit  sieht.  Dann 
aber  würde  die  Arbeiterbewegung  den  Charakter  einer 
Kulturbewegung  völlig  verlieren.  Eben  dieser  erfordert 
aber,  daß  wir  in  solch  engen  Fragen  nicht  ganz  aufgehen 
dürfen.  Die  Arbeiterschaft  steht  mit  dem  ganzen  modernen 
Staat,  mit  allen  Kulturforderungen  der  Kunst  und  Wissen- 
schaft in  einem  so  engen  Zusammenhang,  daß  an  der  Ent- 
wicklung aller  dieser  Dinge  die  Arbeiterbewegung  aktiv 
beteiligt  sein  muß.  Gilt  es  doch  nicht,  den  Reichen  und 
Gutsituierten  höhere  Lebensfreude  zu  schaffen,  sondern  den 
Millionen,  die  sie  entbehren  müssen,  oft  ohne  zunächst  sich 
dieses  Entbehrens  selbst  bewußt  zu  sein.  Das  und  vieles 
andere  spricht  gegen  die  politische  Neutralität  der  wirt- 
schaftlichen Berufsvereine." 

Mit  der  Erkenntnis  der  Notwendigkeit  der  politischen 
Betätigung  tauchte  gleichzeitig  die  Frage  nach  der  Art 
der  Teilnahme  an  dem  politischen  Kampfe  auf.  Da  die 
Bewegung  von  Anfang  an  rein  wirtschaftlich  gedacht  war 
und  auch  nach  der  Erkenntnis  der  Notwendigkeit  einer 
Teilnahme  an  der  Staatspolitik  diese  politische  Beteiligung 
sich  auf  wirtschaftliche  Gebiete  beschränken  sollte,  so  kam 
im  Anfang  kaum  der  Gedanke  einer  selbständigen 
politischen  Arbeit  in  Frage,  vielmehr  zog  man  allein  den 
Anschluß  an  schon  bestehende  politische  Organisationen  in 
Betracht,  innerhalb  deren  die  Gewerkschaftsorganisation 
einen  hauptsächlich  für  Sozialreform  und  Wirtschaftspolitik 
interessierten  Seitenflügel  bilden  sollte.  Zur  Erleichterung 
dieses  Anschlusses  kam  der  ganz  natürliche  Umstand  hinzu, 
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daß  die  an  dem  Gedanken  einer  so  großzügigen  Organi- 
sation beteiligten  Männer  keine  homines  novi  in  der  Politik 
waren.  Vornehmlich  waren  es  zwei,  die  die  Entwicklung 
in  Deutschland  wesentlich  beeinflußt  haben.  Dr.  Hirsch, 
der  liberale  Fortschrittsmann,  und  der  Sozialdemokrat 
v.  Schweitzer,  der  Nachfolger  Lassalles  im  Präsidium  des 
„Allgemeinen  deutschen  Arbeitervereins".  Aus  der  Gefolg- 
schaft dieser  beiden  Männer  entstanden  die  Hirsch-Duncker- 
schen  „Ge  werk  vereine"  und  die  Schweitzerschen  „Gewerk- 
schaften". Zwar  unterschieden  sich  beide  Gruppen  von  vorn- 
herein durch  die  Auffassung  ihres  Streikcharakters  —  bei  den 
Gewerkschaften  ist  der  Zweck  die  Organisation  zum  Streik, 
bei  den  Gewerkvereinen  ist  der  Zweck  die  von  ihnen  als 
möglich  angesehene  friedliche  Ausgleichung  der  Gegen- 
sätze zwischen  Arbeitgeber  und  -nehmer  und  der  Streik 
ist  nur  letztes  Aushilfsmittel  zu  jenem  Ziel  — ,  aber  der 
Gedanke  der  politischen  Neutralität  war  beiden  gemein. 
Als  nun  der  Gedanke  der  politischen  Betätigung  sich  mit 
Notwendigkeit  aufdrängte,  da  vollzog  sich  tatsächlich  der 
allmähliche  Übergang  —  wenn  auch  niemals  offiziell  be- 
schlossen und  verkündet  —  ganz  glatt  und  kampflos ;  zuerst 
wurden  die  Gewerkschaften  immer  sozialdemokratischer 
und  als  Gegenaktion  wurden  die  Gewerk  vereine  immer 
mehr  liberal-freisinnig,  unter  besonderer  Betonung  des  Gegen- 
satzes zur  Sozialdemokratie,  der  sogar  statutarisch  fest- 
gelegt wurde  und  trotz  mancher  Bemühung  bis  heute  noch 
nicht  beseitigt  worden  ist.  Eine  weitere  Folge  war  die 
Gründung  der  „christlichen"  Gewerkvereine,  die  durchaus 
strikte  Neutralität  wahren  sollten,  die  aber  auch  allmählich 
mit  ihren  weitaus  größten  Kontingenten  in  das  Zentrums- 
lager abgeschwenkt  sind.  Dazu  kam  noch  die  vereinzelte 
Errichtung  interkonfessioneller  Gewerkvereine  mit  dem 
programmatischen  Zweck,  Nichtkampfvereine  zu  sein  und 
eine  Versöhnung  zwischen  Kapital  und  Arbeit,  sowie  die 
Befreiung  der  Arbeiter  von  der  Sozialdemokratie  herbei- 
zuführen. 
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Den  gewaltigsten  Aufschwung  haben  die  Gewerk- 
schaften genommen.  Ein  Riesenheer  von  l1/*  Millionen 
Arbeiter  vereinigen  ihre  Organisationen,  die  eine  Spitze 
in  der  „Generalkommission  der  Gewerkschaften  Deutsch- 
lands" gefunden  haben.  Diese  Gewerkschaften  pflegt  man 
als  die  sozialdemokratischen  zu  bezeichnen.  Es  wäre 
Spiegelfechterei,  ihre  Zugehörigkeit  zur  Sozialdemokratie 
in  dem  Sinne  zu  bestreiten,  daß  nicht  ihre  ganze  politische 
Sympathie  in  den  allgemeinen  Fragen  der  Volksrechte  und 
des  demokratischen  Prinzips  bei  der  Sozialdemokratie  ruhten, 
der  sie  wohl  auch  ausnahmslos  ihre  Stimme  beim  Wahl- 
kampfe geben.  Dagegen  ist  eine  Identität  der 
Aufgaben  und  Ziele  von  Sozialdemokratie  und 
Gewerkschaft  auf  das  Entschiedenste  zu  be- 
streiten. In  dem  Kapitel:  Das  Bild,  das  heute  die  So- 
zialdemokratie bietet,  das  von  dem  fortschreitenden,  tat- 
sächlichen Zersetzungsprozeß  dieser  Partei  handelt,  wird 
an  einzelnen  Beispielen  der  Gegensatz  der  Gewerkschaft 
zur  Sozialdemokratie  in  objektiver  und  subjektiver  Be- 
ziehung dargelegt  werden.  An  dieser  Stelle  sei  nur  das 
Prinzip  dahin  fixiert,  daß  der  Grundcharakter  der  politischen, 
revolutionären  Klassenkampfpartei,  der  Sozialdemokratie 
—  deren  Erfolg  z.  T.  davon  abhängt,  daß  sich  der  Gegen- 
satz der  Klassen  besonders  der  Arbeitgeber  und  Arbeiter, 
erweitert  — ,  dem  Gründen arakt  er  der  Gewerkschaftsbewegung 
direkt  entgegengesetzt  ist,  die  auf  dem  Gedanken  der 
augenblicklichen  Verbesserung  der  Lage  der  Arbeiter,  und 
damit  letzten  Endes  der  Versöhnung  aufgebaut  ist. 

Diesen  prinzipiellen  Unterschied  haben  naturgemäß  die 
Gewerkschaftsführer  von  vornherein  klar  erkannt.  Daß 
trotzdem  diese  Vereinigung  zwischen  Sozialdemokratie  und 
Gewerkschaft  zustande  gekommen  ist,  ist  aus  den  Zeit- 
umständen und  aus  der  politischen  Lage  zu  verstehen;  ja 
er  ist  sogar,  wenn  man  sich  auf  den  Standpunkt  der 
damaligen  Lohnsklaven  stellt,  verständlich.  Ende  der 
sechziger    bis   in    die   siebziger    Jahre    waren    die   Ziele 
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der  Parteien  fast  ausschließlich  politischer  Art.  Wirt- 
schaftspolitik, Sozialreform  und  spezifische  Arbeiterpolitik 
kannte  die  Gesetzgebung-  noch  kaum.  Die  Sozialdemokratie 
wies  durch  Marx'  Theorie  zum  erstenmal  den  Wirtschafts- 
faktoren den  gebührenden  Platz  an  und  konstituierte  sich 
als  die  spezifische  Arbeiterklassenpartei.  Waren  auch  ihre 
Ziele  andere,  so  mußte  ihr  Charakter  als  einer  Partei,  die 
programmatisch  die  Interessen  der  Arbeiter  vertrat,  doch 
bestimmend  für  den  Anschluß  der  Gewerkschaften  wirken. 
Der  Radikalismus  der  damals  waltenden  absolutistischen 
Unternehmerherrschaft  mußte  den  Radikalismus  der  politi- 
schen Arbeiterbewegung  auslösen,  dem  selbst  die  wirt- 
schaftliche Bewegung  aus  allgemein  demokratischem  Inter- 
esse folgte.  Seit  jener  Zeit  aber  haben  sich  die  Wirt- 
schaftsverhältnisse gewaltig  geändert,  fast  bis  zu  einer  or- 
ganischen gänzlichen  Umgestaltung  der  Wirtschaftsorgani- 
sation aus  dem  Absolutismus  zum  Konstitutionalismus.  Die 
Alleinherrschaft  des  einzelnen  Unternehmers  ist  gebrochen 
worden,  der  Arbeiter  hat  sich  nach  und  nach  neben  der 
rechtlichen  Gleichheit  und  Freiheit  beim  Abschluß  des  Ar- 
beitsvertrages, auch  die  früher  fehlende,  wirtschaftliche 
Machtstellung,  die  die  tatsächliche  Freiheit  erst  verbürgt, 
durch  seine  Organisation  erobert.  Er  hat  namhafte  Rechte 
durch  die  heutige  Wirtschafts-  und  Rechtsordnung  gewonnen, 
zum  Teil  sogar  nicht  unerhebliche  wirtschaftliche  Vor- 
rechte (Versicherung,  Steuerermäßigung).  Deshalb  gewinnt 
er  ein  Interesse,  diese  Rechtsordnung  wenigstens  auf  der 
jetzigen  Höhe  zu  erhalten.  Verelendung,  Revolution,  Kata- 
strophe sind  ihm  ein  natürlicher  Schrecken.  Der  Arbeiter 
ist  ferner  auch  einsichtig  geworden:  er  erkennt  allmählich 
—  zum  Teil  durch  Erfahrung  am  eigenen  Leibe  als  Ge- 
nossenschaftskapitalist —  die  Schwierigkeiten,  mit  denen 
ein  Unternehmer  gegenüber  den  Forderungen  der  Arbeiter 
zu  kämpfen  hat,  er  erkennt  ferner  als  Arbeiter  sein  hohes 
Interesse,  nicht  allein  als  Konsument,  sondern  auch  als  Pro- 
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duzent,  so  daß  er  selbst  zu  einer  wirtschaftlichen  Billigung 
der  vielgehaßten  Preiskonventionen  gelangt. 

Was  ist  die  Folge:  der  Arbeiter  hat  ein  größeres  In- 
teresse an  wirtschaftlicher  Versöhnung  und  an  den  Stadien 
der  Ruhe,  als  an  wirtschaftlichem  Kampfe.  Gewiß  kann 
der  Kampf  nicht  entbehrt  werden,  aber  Tarifverträge,  Ar- 
beiterausschüsse verlangen  als  Regel  die  Ruhe  der  Ver- 
söhnung und  der  Interessengemeinschaft,  den  Kampf  da- 
gegen nur  als  Ausnahme.  Das  ist  heute  der  allgemein 
überwiegende  Standpunkt  der  Gewerkschaften,  —  also  ein 
gewisser  Gegensatz  zu  dem  Standpunkt  bei  ihrer  Gründung 
als  einer  prinzipiellen  Streikorganisation. 

Immer  wieder  sucht  zwar  die  Generalkommission  ihr 
altes  Gesicht  zu  wahren,  indem  sie  z.  B.  warnt,  in  den 
Tarifverträgen  Friedenstraktate  und  Freundschaftsbünd- 
nisse zu  sehen,  es  seien  vielmehr  „Etappen  des  Klassen- 
kampfes", Waffenstillstände.  Aber  derartige  Wortdeute- 
lungen sind  eitle  und  sogar  verlogene  Spiegelfechtereien, 
wenn  man  gleichzeitig  die  günstige  Wirkung  der  Tarif- 
verträge anerkennt  und  anrät,  möglichst  viel  davon  Ge- 
brauch zu  machen.  Derartige  formelle  Maskierungen 
können  über  die  Tatsache  nicht  hinwegtäuschen,  daß  heute 
die  Gewerkschaften  Friedensorganisationen  im  weitest- 
gehenden Sinne  des  Wortes  sind,  ja  daß  sie  alles  Interesse 
daran  haben,  die  bereits  erreichte  Höhe  ihrer  Wirtschafts- 
stellung zu  wahren  und  einen  eventuellen  Rückeroberungs- 
krieg der  Unternehmer  abzuwehren.  So  kurzsichtig  es 
wäre,  in  dem  heutigen  Zustande  die  letzte  Erfüllung  aller 
wirtschaftlichen  Entwicklung  zu  sehen,  so  engherzig  wäre 
es,  den  eminenten  sozialpolitischen  Fortschritt  der  bis- 
herigen Arbeiter-  und  Wirtschaftspolitik  abzuleugnen. 
Keine  ihrer  Verantwortung  und  ihrer  Aufgabe  bewußte 
Gewerkschaft  wird  diesen  Fortschritt  frevelmütig  aufs 
Spiel  setzen,  sondern  sie  wird  vorab  einen  festen  Frieden 
mit  dem  augenblicklichen  Zustande  schließen  und  dann 
darauf  weiterbauen. 

Brunhuber,  Die  heutige  Sozialdemokratie.  8 
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Je  mehr  diese  innere  Entwicklung'  ihren  Gang-  nahm, 
um  so  mehr  mußte  der  stets  vorhandene,  aber  zeitweise  — 
so  bezeichnenderweise  vor  allem  in  der  Periode  der  politi- 
schen Unterdrückung1  durch  das  Sozialistengesetz  —  über- 
deckte prinzipielle  Gegensatz  zu  der  politischen  Kampf- 
partei zum  offenen  Ausbruch  kommen.  Wer  die  historische 
Entwicklung  der  Gewerkschaften  kennt,  weiß,  wie  die 
Frage  der  Einheit  mit  der  Sozialdemokratie  stets  der 
Zankapfel  der  Gewerkschaftskongresse  und  -erörterungen 
gewesen  ist,  und  wie  er  stets  prinzipiell  verneint  worden 
ist.  Schon  auf  dem  ersten  Kongreß  nach  dem  Ausnahme- 
gesetz, der  1892  in  Halberstadt  tagte,  bildete  diese  Frage 
den  heißumstrittenen  Kernpunkt  der  Erörterung,  als  es 
sich  bei  den  Organisationen  darum  handelte,  ob  man  eine 
Zentralorganisation,  die  dann  nach  damaligem  Rechte  un- 
politisch, rein  wirtschaftlich,  neutral  sein  mußte,  oder  ob 
man  die  Lokalorganisation  wählen  sollte,  mit  der  dann 
eine  politische  Betätigung  verknüpft  sein  konnte  und  sollte. 
Der  Ausgang  der  Beratungen,  in  denen  man  sich  für  die 
rein  gewerkschaftliche  Bewegung  entschied,  zeigt,  daß 
schon  damals  im  Prinzip  die  Gegnerschaft  zur  Sozialdemo- 
kratie anerkannt  wurde.  Seitdem  die  unterlegenen  An- 
hänger der  politischen  Gewerkschaftsbewegung  und  des 
Anschlusses  an  die  Sozialdemokratie  in  jenen  Tagen  unter 
Protest  den  Versammlungssaal  verlassen  haben,  ist  niemals 
das  Mißtrauen  der  Sozialdemokratie  gegen  die  Gewerk- 
schaften gewichen.  Immer  wieder  kam  dies  Mißtrauen  auf 
den  sozialdemokratischen  Parteitagen  offen  zum  Ausdruck 
und  Legien  wird  niemals  die  schwere  Niederlage,  die  er 
1893  auf  dem  sozialdemokratischen  Parteitag  in  Köln 
gegenüber  Auer  erlitt,  vergessen.  Der  dritte  Kongreß  im 
Jahre  1899  in  Frankfurt  a/M.  vertiefte  den  Gegensatz,  vor- 
nehmlich als  er  mit  allen  gegen  4  Stimmen  die  Tarif- 
gemeinschaften als  erstrebenswert  anerkannte.  Auch  die 
Stärkung  der  Zentralstelle  gegenüber  den  sogenannten  Ge- 
werkschaftskartellen (einer  Vereinigung  der  an  einem  Ort 
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befindlichen  zentralisierten  Gewerkschaften)  gehört  hierher. 
Weniger  gehört  in  diese  prinzipielle  Untersuchung  die 
Divergenz  in  Einzelfragen,  wie  sie  auf  dem  Gewerkschafts- 
kongreß 1905  zutage  trat;  aber  grundsätzlich  bemerkens- 
wert ist  immerhin  die  absolute  Abweisung  des  Massen- 
streiks, dessen  Propaganda  für  verwerflich  erklärt 
wurde,  und  der  „Verkauf  der  Maifeier  auf  Abbruch". 

Das  ist  die  tatsächliche  Entwicklung  dieser  für  unsere 
Gesellschafts-  und  Wirtschaftsverfassung  so  hoch  bedeut- 
samen Frage.  Beide  Seiten  —  Sozialdemokraten  wie  Ge- 
werkschaftler, auch  solche,  die  für  ihre  Person  überzeugte 
Anhänger  der  Sozialdemokratie  sind  —  geben  diesen  prin- 
zipiellen Gegensatz  immer  mehr  otfen  zu.  Aus  den  zahl- 
losen Belegen  seien  nur  zwei  aus  der  jünsten  Zeit,  von 
jeder  Seite  einer,  angeführt.  Adolph  v.  Elm,  langjähriger 
Gewerkschaftsführer,  Mitglied  der  Generalkommission,  aber 
auch  Mitglied  der  sozialdemokratischen  Fraktion  des  Reichs- 
tags, schreibt  in  seinem  „Rückblick  auf  den  5.  deutschen 
Gewerkschaftskongreß"  in  Köln  recht  bündig: 

„Partei  und  Gewerkschaften  sind  eins!  Das  hörten 
wir  am  Schlüsse  des  Stuttgarter  Gewerkschaftskongresses; 
bei  der  Eröffnung  des  Kölner  Kongresses  hörten  wir  es 
wiederum,  und  am  Schlüsse  desselben  vernahmen  wir  sogar: 
Partei  und  Gewerkschaften  sind  eins,  sind  eins  auch  in 
ihrem  Ziel!  Diese  Aussprüche  mit  Stillschweigen  über- 
gehen, hieße,  sie  als  berechtigt  anerkennen.  Nach  Köln 
wäre  Schweigen  aber  geradezu  unverantwortlich.  Vom  ge- 
werkschaftlichen Standpunkt  muß  zunächst  Einspruch  da- 
gegen erhoben  werden,  daß  sämtlichen  der  Generalkom- 
mission der  Gewerkschaften  Deutschlands  angeschlossenen 
Zentralverbänden  mit  solchen  Erklärungen  einfach  der 
sozialdemokratische  Parteistempel  aufgedrückt  und  ihnen 
dadurch  die  Agitation  unter  den  der  Sozialdemokratie 
noch  fernstehenden  Arbeitern  erheblich  erschwert  wird. 
Ich  muß  ganz  entschieden  bestreiten,  daß  sich  die  Gewerk- 
schaften in  ihren  Statuten  oder  in  programmatischen  Er- 

8* 
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klärungen  jemals  auf  das  Endziel  der  Sozialdemokratie,  die 
Verwandlung-  des  kapitalistischen  Privateigentums  an  Pro- 
duktionsmitteln in  gesellschaftliches  Eigentum,  festgelegt 
hätten.  Die  Gewerkschaften  sind  Organisationen  zu  dem 
ausgesprochenen  Zweck,  auf  dem  Boden  des  heutigen 
Gegenwartsstaates  für  die  Arbeiterklasse  die  größtmög- 
lichen Vorteile  zu  erringen;  die  Fragen  eiuer  zukünftigen 
Gesellschaftsordnung  zu  erörtern,  haben  alle  Gewerk- 
schaften bisher  abgelehnt;  auf  das  sozialdemokratische 
Programm  verpflichtet  keine  Gewerkschaft  die  neuein- 
tretenden Mitglieder".    Das  ist  doch  deutlich. 

Um  auch  einem  Nur-Sozialdemokraten  das  Wort  zu 
geben,  nehmen  wir  aus  derselben  Nummer  der  Sozialistischen 
Monatshefte,  was  Bernstein  materiell  über  diesen  Gegensatz 
ausführt.    Er  schreibt: 

„Darüber  ist  man  sich  freilich  prinzipiell  fast  allerseits 
klar,  daß,  da  Partei  und  Gewerkschaft  verschiedene  Auf- 
gaben zu  erfüllen  haben,  dies  auch  bei  ihren  Vertretern 
zu  Unterschieden  in  der  Betrachtung  und  Wertung  der 
Dinge  führen  muß. 

Der  wesentliche  Unterschied  zwischen  politischem  Partei- 
führer und  Gewerkschaftsführer,  soweit  beide  den  Geist 
der  Bewegung  reflektieren,  die  sie  vertreten,  wird  durch 
folgende  Tatsachen  bestimmt.  Die  Sozialdemokratie  als 
politische  Partei  steht  der  Gesamtheit  der  nichtsozialdemo- 
kratischen Parteien  kämpfend  gegenüber;  auch  wenn  sie 
zwischen  ihnen  prinzipiell  Unterschiede  macht,  bekämpft 
sie  faktisch  doch  die  einen  so  gut,  wie  die  anderen,  oft 
gerade  die  ihr  am  nächsten  stehenden  Parteien  mit  größerer 
Heftigkeit,  als  die  ihr  in  jeder  Hinsicht  feindlichen  Partei- 
gruppen. Warum  das  in  Deutschland  in  höherem  Grade 
der  Fall  ist,  als  in  irgend  einem  anderen  Lande,  ist  be- 
kannt, ebenso,  daß  es  mindestens  in  gleichem  Maße  Folge 
wie  Ursache  der  Kraftlosigkeit  des  deutschen  Liberalismus 
ist.  Dadurch  erhält  die  politische  Verelendungstheorie  für 
Deutschland    einen    starken    Rückhalt;    hier    scheint    die 
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pessimistische  Perspektive:  Verschärfung  der  politischen 
Gegensätze,  Zuspitzung  zu  einem  gewaltigen  Zusammenstoß 
zwischen  einer  sozialdemokratisch  geführten  und  einer  den 
Reaktionsparteien  folgenden  Masse,  wachsende  Berechtigung 
zu  gewinnen.  Inwieweit  der  Taktik  der  Partei  dieser, 
heute  mit  besonderem  Eifer  von  dem  offiziellen  Partei- 
theoretiker Kautsky  gepredigten  Anschauungen  in  jeder 
Hinsicht  gerecht  wird,  bleibe  einer  späteren  Untersuchung 
vorbehalten.  Hier  genüge  die  Feststellung,  daß  in  der 
Partei  heute  der  politische  Pessimismus  Oberhand  hat,  dem 
die  Verschlechterung  der  Zustände  als  die  normale,  die 
Verbesserung  als  die  anormale  Erscheinung  gilt. 

Dieser  Pessimismus  aber  verträgt  sich  auf  die  Dauer 
nur  schlecht  mit  der  Gewerkschaftsbewegung.  Oder,  um 
es  genauer  auszudrücken,  die  Gewerkschaftsbewegung  ver- 
trägt solchen  Pessimismus  auf  die  Länge  der  Zeit  nicht. 
Sie  erweist  ihre  Existenzberechtigung  durch  die  Ver- 
besserungen, die  sie  erzielt,  durch  die  Ver- 
schlechterungen, die  sie  verhindert  hat.  Weil  sie 
begrenztere  Aufgaben  zu  erfüllen  hat,  als  die  politische 
Partei,  ist  sie  mehr,  als  diese,  auf  materielle  Erfolge  an- 
gewiesen. Wer  das  nicht  anerkennt,  bricht  über  sie,  ob 
er  es  will  oder  nicht,  grundsätzlich  den  Stab,  spricht  ihr 
jede  Möglichkeit  oder  jedes  Recht  zu  einer  eigenen  Ent- 
wicklung ab.  Das  heißt,  er  läßt  ihr  nur  eine  politische 
Entwicklung,  und  zwar  die  auf  den  revolutionären  General- 
streik hin,  und  bei  dem  die  Gewerkschaft  aufhört,  Gewerk- 
schaft zu  sein,  und  zur  politischen  Massenbewegung  in 
gewerkschaftlichem  Gewände  wird,  die  keine  andere  politische 
Bewegung  neben  oder  gar  über  sich  anerkennt.  Man  ver- 
biete den  Gewerkschaften  die  Politik  der  schrittweise  zu 
gewinnenden  Verbesserungen,  und  man  drängt  sie  mit 
Notwendigkeit  entweder  zur  völligen  Verlegung  auf  die 
Generalstreikpropaganda,  mit  der  eine  Ausbildung  wirt- 
schaftlich leistungsfähiger  Gewerkschaften  erfahrungsgemäß 
unvereinbar  ist. 
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Was  ist  die  soziale  Funktion  der  Gewerkschaft?  Wo 
sie  nicht  lediglich  Form  oder  Sukkursale  der  politischen 
Bewegung  ist,  ist  die  Gewerkschaft  dazu  da,  die  Lage  der 
Arbeiter  im  Beruf  zu  schützen  und  zu  verbessern,  die 
Arbeiter  aus  Lohnhörigen  zu  Mitberechtigten  in  der  In- 
dustrie zu  machen.  Was  darüber  hinausgeht,  ist  nicht 
mehr  Gewerkschaftsaufgabe. 

All  das  hat  zur  notwendigen  Folge  Unterschiede  in  der 
Kampfesweise  und  damit  auch  in  der  Beurteilung  der  Kampf- 
formen. Für  die  Sozialdemokratie  ist  der  Kampf  der  Normal- 
zustand, die  Gewerkschaft  aber  mag  noch  so  kampflustig 
sein,  sie  wird  doch  immer  den  Kampf  als  die  Ausnahme, 
den  Frieden  oder  zum  Frieden  sich  ausdehnenden  Waffen- 
stillstand als  die  Regel  betrachten  müssen,  weil  sie  anders 
die  Bedingungen  ihrer  Existenz,  die  Voraussetzungen  ihrer 
Erfolge  untergraben  würde." 

Soweit  die  Belege.  Wir  haben  sie  um  so  ausführlicher 
wiedergegeben,  um  zu  beweisen,  wie  stark  der  Gegensatz 
auch  den  Kreisen  der  Beteiligten  bereits  zum  Bewußtsein 
gekommen  ist.  Mit  einer  solchen  Gestaltung  der  Gewerk- 
schaftsbewegung sind  natürlich  radikale  Sozialdemokraten 
recht  unzufrieden.  Kautsky  gibt  seiner  Sympathie  für  die 
Gewerkschaften  im  allgemeinen  in  seinem  Kommentar  zum 
Erfurter  Programm  recht  kühl  Ausdruck;  sobald  er  aber 
auf  die  Frage  des  politischen  Kampfes  und  der  Eroberung 
der  Macht  kommt,  mißt  er  der  Gewerkschaftsbewegung 
überhaupt  keine  Bedeutung  mehr  bei. 

In  der  neuen  Zeit  (Nr.  48,  1905),  dem  radikalen  Organ 
Kautskys,  sagt  Hermann  Fleißner  unumwunden  in  einem 
Aufsatz  über  Partei  und  Gewerkschaft:  „Die  für  Klassen- 
kampforganisationen unbedingt  nötige  Aufklärung  über  Ent- 
wicklung und  Ökonomie  des  kapitalistischen  Klassenstaats 
ist  in  den  Hintergrund  gedrängt,  die  gewerkschaftliche 
Propaganda  innerhalb  und  außerhalb  der  Organisation  ist 
zu  sehr  auf  den  Augenblickserfolg  und  die  Augenblicks- 
interessen gestimmt.    Die  Theorie  ist  vielfach  geradezu  ver- 
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pönt,  und  mit  überlegener  Miene  und  mitleidigem  Achsel- 
zucken wird  der  Parteigenosse  von  dem  Gewerkschaftsleiter 
bedacht,  der  warnend  und  ermahnend  auf  diese  Vernach- 
lässigung hinweist.  Diese  Entwicklung  der  modernen  Ge- 
werkschaftsbewegung hat  zurzeit  einen  Grad  erreicht,  der 
naturnotwendig  zu  Zusammenstößen  und  Auseinander- 
setzungen zwischen  Partei  und  Gewerkschaft  führen  muß." 

Diese  Ansicht  teilen  wir  mit  dem  überzeugten  Sozial- 
demokraten. Denn  in  der  organischen  Entwicklung  der 
Wirtschafts-  und  Parteiverhältnisse  liegt  es  begründet,  daß 
die  Verleihung  wirtschaftlicher  Kechte  an  die  Arbeiter, 
daß  die  Versöhnung  mit  dem  heutigen  Zustand  und  ihr 
Friedensbedürfnis  entsprechend  ihrem  aufgestapelten  Besitz 
an  wirtschaftlichen  Vorrechten  immer  mehr  wächst,  und 
ein  Ausgleich  mit  der  revolutionären  Sozialdemokratie  und 
ihrem  Klassenkampfcharakter  immer  unmöglicher  wird. 

Welcher  Zukunft  unter  diesen  Umständen  die  Gewerk- 
schaftsbewegung entgegengeht,  ist  höchst  ungewiß. 

Drei  Entwicklungsmöglichkeiten  scheinen  uns  als  be- 
sonders naheliegend  gegeben  zu  sein,  die  alle  drei  schon 
bemerkliche  Keime  getrieben  haben. 

Am  geringsten  scheint  uns  die  viel  diskutierte  Forde- 
rung Aussicht  zu  haben,  zwar  parteipolitische  Neutralität 
zu  wahren,  aber  einer  politischen  Betätigung  keinerlei 
Schranken  aufzulegen.  Den  dritten  Gewerkschaftskongreß 
1899  in  Frankfurt  schloß  Bömelburg  mit  der  prinzipiellen 
Erklärung,  die  Gewerkschaften  wollten  hinsichtlich  der 
politischen  Überzeugung  keinerlei  Zwang  ausüben  und  hießen 
ebensogut  konservative  wie  ultramontane  oder  freisinnige 
Mitglieder  willkommen.  Auch  christliche  Gewerkschaftler 
und  bürgerliche  Sozialreformer,  die  durchaus  die  Notwendig- 
keit politischer  Betätigung  anerkennen,  verlangen  partei- 
politische Neutralität.  Wie  soll  aber  dann  —  deren  Not- 
wendigkeit als  grundsätzlich  anerkannt  vorausgesetzt  — 
eine  politische  Betätigung  ins  Werk  gesetzt  werden?  Wie 
dies  praktisch  geschehen  soll,  ist  unerfindlich,  da  doch  in 
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sämtlichen  nach  anderen  Zielen  strebenden  politischen  Par- 
teien keine  selbständige  Abteilung  für  wirtschaftliche  Ge- 
werkschaftspolitik eingerichtet  werden  kann.  Einen  Ausweg 
hat  man  auf  der  Gewerkvereinsseite  dahin  versucht,  den 
Kandidaten  der  verschiedenen  Parteien  ein  gewerkschaft- 
lich geeichtes  politisches  Programm  mit  einer  Anzahl 
Forderungen  vorzulegen  und  dem  Kandidaten  die  Stimme 
zu  geben,  der  sich  darauf  festlegte.  Einen  Erfolg  wird  das 
kaum  haben,  zumal  die  Zentralinstanzen  lebhaft  dagegen 
protestieren. 

Die  notwendige  Konsequenz  dieses  Gedankens  wäre 
vielmehr  eine  Verselbständigung  der  Gewerkschafts- 
bewegung als  politischer  Partei  mit  eigenen  Gewerkschafts- 
abgeordneten. Schon  lange  spukt  dieser  Gedanke  vereinzelt 
herum  und  theoretisch  ist  oft  genug  darüber  verhandelt  worden. 
Praktisch  würde  der  Gedanke  diskutiert  werden  können, 
wenn  wir  in  Deutschland  ein  über  das  ganze  Reich  sich 
ausdehnendes  System  der  Proportional  wähl  hätten,  bei  der 
auf  ein  bestimmtes  Stimmenkontiugent  ein  Abgeordneter 
käme,  gleichviel  an  welchem  Orte  die  Stimmen  abgegeben 
würden.  Es  ist  zweifellos,  daß  wir  dann  bald  eine  selb- 
ständige Gewerkschaftsfraktion  im  Reichstage  hätten,  die 
der  Sozialdemokratie  an  Größe  nicht  nachstünde,  da  schon 
heute  die  Zahl  der  organisierten  Zentralverbändler  größer 
ist  als  die  der  organisierten  politischen  Sozialdemokraten. 
Dazu  käme  noch  eine  starke  Summe  christlicher,  Hirsch- 
Dunckerscher  und  freier  Gewerkschaftler.  Aber  solange 
wir  das  System  der  lokalen  Wahlkreiseinteilung  haben, 
wird  sich  der  Gedanke  einer  selbständigen  Gewerkschafts- 
parteipolitik  kaum  verwirklichen  und  nur  höchst  selten, 
vielleicht  auch  nie  wird  die  soziale  Zusammensetzung  eines 
Wahlkreises  so  sein,  daß  ein  Nur- Gewerkschaftler  Aus- 
sicht auf  Erfolg  hat. 

Der  geschlossene  Anschluß  an  eine  der  bestehenden 
Parteien,  also  eine  parteipolitische  Betätigung,  wird 
deshalb  für  die  nächste  Zeit  noch  immer  das  vorherrschende 
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Prinzip  bei  der  politischen  Mitarbeit  der  Gewerkschaften  sein. 
Wie  aber  stehen  hier  die  Aussichten  für  die  einzelnen  Parteien? 
Die  konservativen  Hauptparteien  fallen  ohne  weiteres  aus. 
Die  konservativen  Nebenparteien,  Antisemiten, 
Stöcke  rianer  usw.  sind  religiös  festgelegt  uud  deshalb 
für  eine  Nur-Gewerkschaftsbewegung  unbrauchbar.  Zudem 
sind  sie  auch  zu  unbedeutend.  Kommt  das  Zentrum, 
jene  Partei  ultramontaner  Katholiken,  die  prinzipiell  be- 
hauptet, wir  haben  mit  Konfession  in  unserem  Partei- 
programm nichts  zu  tun  und  wir  sind  gern  bereit  Gewerk- 
schaftspolitik zu  treiben.  Die  deutschen  gewerkschaftlich 
organisierten  und  geschulten  Arbeiter  sind  aber  in  Wirt- 
schaftsfragen zu  gebildet,  um  auf  diesen  Leim  zu  kriechen. 
Sie  brauchen  nur  den  volkswirtschaftlichen  und  wissen- 
schaftlichen Unsinn  —  ein  anderes  Wort  ist  nicht  am  Platze 
—  der  Encyclica  Rerum  Novarum  vorzunehmen,  oder  die 
Aussprüche  von  der  von  Gott  gesetzten  Wirtschaftsordnung 
und  dem  göttlichen  Stellvertreter  in  Gestalt  des  Arbeit- 
gebers, um  zu  erkennen,  daß  auf  eine  in  geistiger  Be- 
ziehung so  rückständige  Partei  nicht  die  Hoffnung  des 
wirtschaftlichen  und  technischen  Fortschrittes  gegründet 
werden  kann. 

Bezüglich  der  liberalen  Parteien,  die  im  Prinzipe 
durchaus  zu  einer  Vertretung  sozialreformerischer  Inter- 
essen geeignet  sind,  wie  ihr  Eintreten  für  die  große  deutsche 
Sozialgesetzgebung  bewiesen  hat,  geben  wir  uns  trotzdem 
nicht  der  Hoffnung  hin,  daß  sie  einmal  als  Vertreter  rein- 
gewerkschaftlicher Interessen  dienen  könnten.  So  gut  der 
Sozialreformer  die  Berechtigung  der  Arbeiterbewegung  zur 
Verbesserung  des  Loses  der  Arbeitnehmer  anerkennt,  so 
sehr  muß  jeder  Politiker  —  sei  er  auch  von  der  Gegen- 
partei —  Volkswirtschaftler  sein,  um  zu  wissen,  daß  dieses 
Streben  allein  keine  Blüte  der  Volkswirtschaft  herbeiführen 
kann,  sondern  daß  eine  Ellenbogenpolitik  der  Arbeitgeber 
ebensogut  und  berechtigt  hiDzukommen  muß,  um  die  Volks- 
wirtschaft  stets    auf  der   Höhe   der    weltwirtschaftlichen 
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Entwicklung  zu  erhalten.  Dieses  Interesse  der  Arbeitgeber 
suchen  die  liberalen  Parteien  zum  Wohle  der  Gesamtvolks- 
wirtschaft zu  wahren,  und  mit  diesem  Interesse  suchen  sie 
das  berechtigte  Streben  der  Arbeiter  nach  Sozialreform  in 
Einklang  zu  bringen.  Wenn  auch  die  fortgeschrittenen 
Arbeiterorganisationen  in  höchst  bemerkenswerten  Einzel- 
fällen (Preiskoalitionen,  Handelspolitik)  das  i^rbeitgeber- 
interesse  anerkannt,  ja  sogar  unterstützt  haben,  so  muß 
ihr  Streben  doch  immer  letzten  Endes  eine  einseitige 
Arbeiterinteressenpolitik  bleiben.  Diese  aber  wer- 
den niemals  die  liberalen  Parteien  treiben. 

Weil  die  Sozialdemokratie  die  einzige  reine 
Arbeiterklassenpartei  ist,  haben  sich  die  Gewerk- 
schaften am  stärksten  an  sie  angeschlossen.  Es  ist  das 
verständlich  und  es  war  auch  zur  Zeit  der  äußeren  Ver- 
einigung beider  Gruppen  inhaltlich  berechtigt,  als  beide 
den  Kampfcharakter  betonten.  Jedoch  die  offizielle  Sozial- 
demokratie ist  bis  heute  Klassenkampfpartei  geblieben, 
während  die  Gewerkschaftsbewegung  die  Partei  der  fried- 
lichen Evolution  und  Sozialreform  ist.  Je  mehr  aber  die 
größere  Bedeutung  der  Wirtschaftspolitik  erkannt  wird, 
um  so  weniger  wird  die  grundsätzliche  Verschiedenheit 
der  wirtschaftlichen  Auffassung  der  Sozialdemokratie 
und  Gewerkschaft  durcli  die  Übereinstimmung  in  den 
demokratischen  Anschauungen  verdeckt  werden  können. 
Gegensätze  stehen  sich  hier  gegenüber,  die  nicht  mehr  zu 
beseitigen  sind,  ja  die  sich  mit  der  wirtschaftlichen  Ent- 
wicklung immer  mehr  erweitern  müssen. 

Was  wird  der  Ausgang  dieses  inneren  Zersetzungs- 
und  Entwicklungsprozesses  zwischen  Sozialdemokratie  und 
Gewerkschaft  sein?  —  —  Dieser  Prozeß  ist  eines  der 
Symptome  —  mit  das  stärkste  — ,  die  mit  Notwendigkeit 
auf  eine  Trennung  der  Sozialdemokratie  in  eine  radikale 
proletarische  Revolutionspartei  und  eine  sozialreformerische 
Arbeitervolkspartei,  die  die  Vertretung  der  Gewerkschafts- 
politik übernimmt,  hinzielen. 
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Kapitel  16. 

Die  Genossenschaftsfrage. 

Von  allen  Einzelfragen  der  zukünftigen  ökonomischen 
Entwicklung  ist  die  Genossenschaftsfrage  am  eingehendsten 
besprochen  worden.  Einmal  weil  ihre  Verwirklichungs- 
möglichkeit schon  jetzt  an  praktischen  Beispielen  geprüft 
werden  kann  und  die  praktischen  Sozialreformer  und  Re- 
visionisten „an  der  Arbeit"  zeigt,  und  sodann  weil  sie  in 
ihrer  Ausdehnung  auf  die  gesamte  Volkswirtschaft  als  all- 
gemeine Staatswirtschaftsgenossenschaft  die  ganze  Frage 
des  Sozialismus  in  sich  schließt.  Bei  der  Besprechung  des 
Zukunftstaates  haben  wir  gesehen,  welche  Hoffnungen 
man  auf  die  große  Genossenschaft  der  Zukunft  setzt.  An 
dieser  Stelle  ist  es  angebracht,  einmal  das  Wesen  der  Ge- 
nossenschaft darzulegen  und  zu  prüfen,  was  die  Genossen- 
schaften bisher  für  den  Sozialismus  erreicht  haben. 

Die  Bedeutung  der  Genossenschaft  für  die  Entwicklung 
zum  Sozialismus  am  frühesten  und  schärfsten  betont  zu 
haben,  ist  das  Verdienst  von  Ferdinand  Lassalle,  dessen 
Lehren  sich,  wie  schon  bemerkt,  immer  mehr  als  real- 
politische  Forderungen  ersten  Ranges  herausstellen.  Die 
historischen  Wandlungen,  die  die  Bewertung  und  Gestal- 
tung des  Genossenschaftswesens  gemacht  haben,  sind  so 
verwickelter  Art,  daß  sie  in  dieser  kurzen  Gesamtdarstellung 
nicht  zur  Sprache  gebracht  werden  können.  Eine  Reihe 
ausgezeichneter  Monographien  ist  von  bürgerlichen  und 
sozialistischen  Schriftstellern  über  die  Genossenschaftsfrage 
geschrieben  worden,  ich  erinnere  nur  an  Elms  Buch  über 
die  Genossenschaftsbewegung  und  an  Oppenheimers  Unter- 
suchung über  „Die  Siedelungsgenossenschaft".  Da  es  sich 
jedoch  an  dieser  Stelle  nur  um  eine  Prüfung  der  Genossen- 
schaftsbewegung innerhalb  des  Rahmens  der  sozialdemokra- 
tischen Frage  handelt,  können  alle  diese  Einzelunter- 
suchungen nicht  verwertet  werden.    Dagegen  haben  Bern- 
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stein  und  Elm  treffliche  zusammenfassende  Übersichten 
über  die  einschlägigen  Fragen  gegeben,  denen  wir  hier 
folgen  können. 

Von  den  beiden  großen  Klassen  der  Genossenschaften, 
den  Konsum-  und  den  Produktivgenossenschaften,  spielten, 
im  Gegensatz  zu  heute,  die  Produktivgenossenschaften  bei 
Marx  die  größere  Rolle.  Das  erklärt  sich  aus  seiner  ab- 
strakt-theoretischen Natur,  die  ihm  die  Genossenschaft  nur 
in  derjenigen  Form  sympathisch  machte,  wo  sie  den  direk- 
testen Gegensatz  gegen  das  kapitalistische  Unternehmen 
darstellte.  Die  Produktivgenossenschaft  erscheint  im  Rahmen 
des  Einzelunternehmens  als  praktische  Lösung  des  Gegen- 
satzes der  modernen  Wirtschaftsweise,  des  Gegensatzes 
zwischen  der  schon  vergesellschafteten  Arbeit  und  der 
privaten  Aneignung.  Die  von  Marx  allein  geschätzte  in- 
dustrielle Produktivgenossenschaft,  in  der  die  „Arbeiter  als 
Assoziation  ihr  eigener  Kapitalist  sind",  hat  aber  nach  der 
bisherigen  Erfahrung,  wie  Bernstein  sagt,  den  Beweis  ge- 
liefert, „daß  sie  die  allerunglücklichste  Form  genossenschaft- 
licher Arbeit  ist". 

Eine  höchst  interessante  Untersuchung  „Zur  Frage 
der  genossenschaftlichen  Produktion  durch 
Produktivgenossenschaften"  hat  Heinrich  Kauff- 
mann  in  den  Sozialistischen  Monatsheften  (1902,  1.  Heft) 
geliefert.  An  der  Hand  von  praktischen  Fällen,  in  denen 
Arbeitgeber  ihre  Fabrik  den  Arbeitern  zum  genossenschaft- 
lichen Betriebe  schenkten,  wobei  dann  das  früher  blühende 
Unternehmen  bald  unterging,  zeigt  er  die  Gefahren  eines 
genossenschaftlichen  Produktivbetriebes.  Wie  die  anderen 
Theoretiker  unterscheidet  auch  Kaufmann  sehr  scharf 
zwischen  zwei  Gruppen  von  Produktivgenossenschaften, 
nämlich  solchen,  deren  Mitglieder  sämtlich  oder  in  der 
Mehrzahl  in  dem  genossenschaftlichen  Betriebe  beschäftigt 
sind,  und  solchen,  bei  denen  dies  nur  zum  kleinen  Teil  der 
Fall  ist. 

Da   in    Deutschland    die   Gewerkschaften,    denen    die 
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zweite  Gruppe  gewöhnlich  ihre  Existenz  verdankt,  keine 
Neigung  haben,  ihr  Geld  bei  diesen  Unternehmungen  zu 
verlieren,  so  hat  nur  die  erste  Gruppe  einige  Bedeutung. 
„Würde  diese",  sagt  Kauffmann,  „die  großindustrielle,  sich 
selbst  regierende,  reine  Arbeiterproduktivgenossenschaft 
der  privatkapitalistischen  Produktion  durch  Lohnarbeiter 
wirtschaftlich  überlegen  sein,  so  könnte  man  der  Produktiv- 
genossenschaft eine  große  Zukunft  prophezeien  und  tat- 
sächlich —  wie  es  schon  früher  geschehen  ist  —  so  etwas 
wie  eine  Lösung  der  sozialen  Frage  von  ihr  erhoffen." 

Das  ist  leider  keineswegs  der  Fall.  Im  Gegenteil! 
Über  den  ökonomischen  Mißerfolg  und  dessen  Ursachen 
sagt  vielmehr  der  genannte  Genossenschaftsführer  und 
-freund : 

„Die  Mehrzahl  der  bestehenden  Organisationen  dieser 
Art  hat  schwer  um  ihre  Existenz  zu  kämpfen.  Beide  zu- 
sammen bilden  aber  nur  einen  äußerst  kleinen  Teil  der 
überhaupt  errichteten  Arbeiterproduktivgenossenschaften. 

Die  Ursachen  des  Mißerfolges  der  Arbeiterproduktiv- 
genossenschaften sind  Mangel  an  Kapital,  Mangel  an  Ab- 
satz, Mangel  an  Disziplin. 

Wenn  man  bedenkt,  daß  jede  einzelne  dieser  Ursachen 
ausreichend  ist,  um  eine  Arbeiterproduktivgenossenschaft 
dem  privatkapitalistischen  Produzenten  gegenüber  kon- 
kurrenzunfähig zu  machen,  und  wie  außerordentlich  viel 
dazu  gehört,  alle  diese  Schwierigkeiten  zu  überwinden,  so 
muß  ohne  weiteres  die  Errichtung  einer  solchen  Genossen- 
schaft als  ein  Wagnis  bezeichnet  werden,  von  dem  auf  das 
allerentschiedenste  abzuraten  ist. 

Und  selbst  wenn  es  gelänge,  alle  diese  Mängel  zu  be- 
seitigen, so  würde  die  Arbeiterproduktivgenossenschaft 
immer  noch  im  wirtschaftlichen  Kampf  ums  Dasein  im 
Nachteil  sein,  weil  ihr  die  Anpassungsfähigkeit  an  das 
Steigen  und  Sinken  der  Konjunkturen,  die  rücksichtslose 
und  spekulative  Ausnutzung  der  guten  Konjunktur,  die 
rücksichtslose  Einschränkung  der  Produktion  und,  das  Ab- 
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stoßen  der  fertigen  Produkte  mit  Verlust  in  Zeiten  der 
schlechten  Konjunktur  praktisch  unmöglich  ist.  Die  Pro- 
duktion wird  ebenso  wie  der  Handel  immer  mehr  zu  einem 
Spekulationsgeschäft,  für  welches  außer  Intelligenz  und 
Kapital  schnelle  Entschlußmöglichkeit  und  skrupellose 
Rücksichtslosigkeit  die  Vorbedingungen  des  Erfolges  bilden. 

Die  individualistisch-genossenschaftliche  Produktion  hat 
keinen  der  wirtschaftlichen  Vorteile,  aber  alle  Mängel  und 
Schwächen  (Kampf  um  den  Markt,  Abhängigkeit  von  der 
Konjunktur  usw.)  der  privatkapitalistischen  Produktion 
und  noch  einige  Dutzend  ihr  besonders  eigentümliche 
Krankheitsveranlagungen  dazu.  Diese  Mängel  werden 
durch  die  eingangs  erwähnten  speziell  genossenschaftlichen 
Vorzüge  nicht  aufgewogen.  Sie  kann  nichts  anderes,  als 
ein  mißgestaltetes,  krüppelhaftes  Zerrbild  ihrer  privat- 
kapitalistischen Schwester  sein.  Diese  allein  ist  der  ge- 
sunde und  lebenskräftige  Ausdruck  einer  kapitalistisch- 
individualistischen  Wirtschaftsordnung." 

An  dieser  Stelle  sei  darauf  verwiesen,  wie  diese  ganzen 
Ausführungen,  die  das  Scheitern  der  Produktivgenossen- 
schaften auf  eine  mangelnde  Leitung  und  mangelnden 
Unternehmungsgeist  zurückführen,  eine  eklatante  An- 
erkennung der  Unternehmerarbeit  beim  Produk- 
tionsbetriebe darstellen,  was  natürlich  gleichzeitig  ein  ver- 
nichtendes Urteil  über  die  marxistische  These  von  der 
allein  Werte  schaffenden  Arbeit  des  Lohnsklaven  in  sich 
schließt. 

Nicht  allein  durch  ihren  Umfang,  sondern  auch 
durch  den  Wert  ihrer  volkswirtschaftlich  gesunden  Organi- 
sation zeichnen  sich  vorderhand  die  Konsumgenossen- 
schaften noch  vorteilhaft  vor  den  Produktivgenossen- 
schaften aus.  „Gegenüber  den  kümmerlichen  Zahlen,  welche 
die  Statistik  der  reinen  Produktivgenossenschaften  auf- 
weist", heißt  es  in  Bernsteins  Untersuchungen,  „nehmen 
sich  die  Zahlen  der  Arbeiterkonsumgenossenschaften  wie 
der  Haushalt  eines  Weltreichs  im  Verhältnis  zu  dem  eines 
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Landstädtchens  aus.  Und  die  von  Konsumgenossenschaften 
errichteten  und  für  Rechnung  solcher  geleiteten  Werkstätten 
produzieren  schon  jetzt  mehr  als  das  Hundertfache  der 
Gütermenge,  welche  von  reinen  oder  annähernd  reinen 
Produktivgenossenschaften  hergestellt  wird." 

Die  bekannte  englische  Sozialistin  Beatrice  Webb  hat 
die  Gründe  für  das  ökonomische  wie  moralische  Scheitern 
der  reinen  Produktivgenossenschaften  darin  gefunden,  daß 
die  von  den  beschäftigten  Arbeitern  selbst  geleitete  Ge- 
nossenschaft nicht  sozialistisch  oder  demokratisch,  sondern 
„individualistisch"  ist.  Sie  unterstellt  nämlich  volle 
Gleichheit  in  der  Werkstatt;  sobald  sie  aber  eine  gewisse 
Größe  erlangt  hat,  versagt  die  Gleichheit,  weil  Differen- 
zierung  der  Funktionen  und  damit  Unterordnung  nötig  ist. 
Wird  die  Gleichheit  aufgegeben,  dann  wird  der  Eck- 
stein des  Gebäudes  als  echten  Genossenschaftsbetriebes  ent- 
fernt und  seine  Zersetzung  und  schließliche  Umformung  in 
einen  gewöhnlichen  Geschäftsbetrieb  tritt  ein.  Wird  aber 
an  der  genossenschaftlich- gleichheitlichen  Grundlage  fest- 
gehalten, dann  wird  die  Möglichkeit  der  Ausdehnung  ab- 
geschnitten, ihre  ganze  Bedeutung  wird  zum  handwerks- 
mäßigen Betriebe  herabgesetzt.  Bernstein  macht  die  Nutz- 
anwendung der  Webbschen  Theorie  mit  folgenden  Betrach- 
tungen: „Die  Voraussetzung,  als  ob  die  moderne  Fabrik 
durch  sich  selbst  eine  größere  Disposition  für  die  genossen- 
schaftliche Arbeit  erzeuge,  ist  als  ganz  irrig  zu  betrachten. 
Die  Republik  in  der  Werkstatt  ist  ein  um  so  schwierigeres 
Problem,  je  größer  das  Unternehmen  ist,  Für  die  Aufgaben, 
welche  die  Leitung  eines  Fabrikunternehmens  mit  sich 
bringt,  geht  es  einfach  nicht,  daß  der  Leiter  der  Angestellte 
der  Geleiteten,  in  seiner  Stellung  von  ihrer  Gunst  und 
ihrer  üblen  Laune  abhängig  sein  soll.  Großindustrielle 
Unternehmen  können  wohl  ganz  gut  für  Genossenschaften, 
denen  auch  die  Angestellten  allesamt  angehören  mögen, 
betrieben  werden,  aber  für  den  genossenschaftlichen  Betrieb 
der  Angestellten  selbst  sind  sie  durchaus  ungeeignet." 
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Kennzeichnend  ist,  daß  die  Produktionsgenossenschaften 
am  besten  fuhren,  die,  von  Gewerkschaften  und  Konsum- 
vereinen finanziert,  nicht  vornehmlich  für  den  Profit  der 
Angestellten,  sondern  für  den  einer  größeren  Allgemeinheit 
produzierten,  der  die  Angestellten  als  Mitglieder  angehörten 
oder  angehören  konnten,  womit  aber  im  Prinzip  der  ge- 
nossenschaftliche Gedanke  stark  fallen  gelassen  wird,  und 
die  Genossenschaft  wieder  zu  einer  Art  privatkapitalistischen 
Unternehmerbetrieb  gemacht  wird.  Trotzdem  zweifellos  die 
genossenschaftliche  Produktion  die  schwierigste  Form 
des  Genossen schaftsgedankens  ist,  hofft  auch  Bernstein  noch 
auf  eine  Verwirklichung,  die  in  erster  Linie  von  der  bis- 
her noch  schlecht  gelösten  Frage  der  Organisation  und 
Leitung  abhängig  ist. 

Um  von  der  Ausdehnungsfähigkeit  und  wirtschaftlichen 
Bedeutung  des  Genossenschaftswesens  für  einen  ganzen 
Volksorganismus,  in  dem  es  einen  „Staat  im  Staate" 
spielen  kann,  zu  gewinnen,  braucht  man  nur  die  Entwick- 
lung des  englischen  Genossenschaftswesens  in  einigen  Zahlen 
zu  demonstrieren,  von  jenem  winzigen  Häuflein  von  28 
halb  verhungerten  Webern,  die  im  Jahre  1844  mit  600  Mark 
Betriebskapital  in  Rochdale  in  der  Grafschaft  Lancashire 
die  erste  Genossenschaft  gründeten,  bis  zu  jenen  Millionen- 
ziifern  der  heutigen  Organisation. 

Im  Jahre  1864,  also  zwanzig  Jahre  später,  zählte  man 
bereits  129000  Genossenschafter,  deren  Vereine  einen  Ge- 
samtumsatz von  56  Millionen  Mark  und  einen  Reingewinn 
von  4V2  Millionen  erzielten.  In  demselben  Jahre  entstand 
durch  den  Zusammenschluß  der  nordenglischen  Genossen- 
schaften die  „Co-operative  Wholesale  Society"  in  Man- 
chester, ein  Großeinkaufs  verband  der  Vereine. 
Diese  Föderation  befestigte  die  ökonomische  Position  der 
Einzelvereine  in  hohem  Grade  und  wurde  bald  die  führende 
Macht  der  ganzen  Bewegung.  Vier  Jahre  später  kam  es 
zur  Errichtung  der  schottischen  Wholesale,  die  ihren  Sitz 
in  Glasgow  hat.    Beide  Organisationen  haben  inzwischen 
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die  Eigenproduktion  in  großem  Stile  aufgenommen 
und  in  ihren  Riesenbetrieben  ganze  Viertel  von  Manchester 
und  Glasgow  okkupiert.  Sie  besitzen  außerdem  Niederlagen 
und  Zweigabteilungen  im  ganzen  Gebiet  des  vereinigten 
Königreichs,  ihr  Handel  umspannt  die  Welt  und  auf  den 
Meeren  schwimmen  ihre  Schiffe.  Ursprünglich  nur  distri- 
butive Großbetriebe,  erweitern  sie  mit  jedem  Jahre  ihre 
produktive  Tätigkeit.  Daneben  bestehen  noch  etwa  150 
selbständige  Produktivgenossenschaften,  zumeist  nach  dem 
Co-partnership- Prinzip  organisiert,  wonach  die  Überschüsse 
in  bestimmten  Prozentsätzen  an  die  drei  beteiligten  Faktoren 
der  Arbeit,  des  Kapitals  und  der  Kundschaft  fallen.  Sie 
liefern  ihre  Produkte  ebensowohl  an  Konsumvereine  wie 
auf  den  offenen  Markt,  während  die  beiden  Wholesales  nur 
die  Vereine  versorgen  und  ihre  Überschüsse  nach  Maßgabe 
der  Bezüge  an  diese  verteilen.  Sie  sind  der  erweiterte 
Konsumverein,  wie  der  einzelne  Konsumverein  die  erweiterte 
Familienwirtschaft  ist.  Dieser  stellt  den  wirtschaftlichen 
Zusammenschluß  der  Individuen,  jener  den  wirtschaftlichen 
Zusammenschluß  der  Genossenschaften  dar.  Die  Gesamt- 
heit aller  Genossenschaften,  einschließlich  der  beiden  Groß- 
einkaufsverbände, bildet  den  britischen  Genossenschafts- 
bund (Co-operative  Union),  der  in  seiner  gegenwärtigen 
Verfassung  1879  entstand.  Seine  Kongresse  haben  den 
Charakter  eines  Genossenschafts-Parlaments. 

Der  Bund  umfaßt  heute  1637  Genossenschaften  mit  fast 
21/i  Millionen  Mitgliedern,  die  je  eine  Familie  repräsentieren. 
Es  kommt  also  eine  Genossenschaftsbevölkerung  von  un- 
gefähr 10  Millionen  Seelen  in  Betracht.  Jeder  fünfte 
Einwohner  des  vereinigten  Königreiches  ist  ein  Genossen- 
schafter. Der  jährliche  Gesamtumsatz  beläuft  sich  auf 
1837  Millionen  Mark  und  der  jährliche  Eeingewinn  auf  an- 
nähernd 207  Millionen  Mark,  während  das  Anteilskapital 
die  Summe  von  562  Millionen  Mark  bereits  übersteigt.  In 
den  Betrieben  der  Genossenschaften  sind  über  100000  An- 
gestellte beschäftigt,  davon  an  24000  in  den  produktiven 
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Abteilungen.  Von  den  1637  Genossenschaften  sind  1469 
Konsumvereine,  die  allein  über  2  Millionen  Mitglieder  zählen 
und  1904  aus  ihren  Umsätzen  einen  Reingewinn  von  188 
Millionen  Mark  erzielten,  indes  ihr  Anteilskapital  auf  über 
500  Millionen  Mark  angewachsen  ist.  Die  beiden  Groß- 
einkaufsverbände hatten  1904  einen  Umsatz  von  rund  532 
Millionen  Mark,  ein  Anteilskapital  von  30  V2  Millionen  und 
einen  Reingewinn  von  annähernd  13  Millionen  Mark.  Die 
Produktivgenossenschaften  haben  über  34000  Mitglieder, 
ein  Anteilskapital  von  18  Millionen,  einen  Umsatz  von  62 
Millionen  und  einen  Reingewinn  von  4J/2  Millionen  Mark. 
Die  Reserven  sämtlicher  Genossenschaften  erreichen  bei- 
nahe die  Summe  von  47  Millionen  Mark,  während  der  Wert 
des  Grundbesitzes,  der  Gebäude  und  der  Maschinen  sich 
auf  2831  o  Millionen  Mark  beläuft.  Mehrere  größere  Konsum- 
vereine bauen  Häuser,  die  von  Mitgliedern  allmählich  er- 
worben werden.  Der  Wert  der  erstellten  Wohnungen  be- 
ziffert sich  auf  fast  130  Millionen  Mark.  Über  l1^  Millionen 
Mark  sind  von  den  Genossenschaften  im  letzten  Jahre  zu 
Erziehungs-  und  Bildungszwecken  und  fast  1  Million  Mark 
für  wohltätige  Veranstaltungen  ausgegeben  worden.  Die 
Löhne  und  Gehälter  beliefen  sich  auf  75  Millionen  Mark. 
Dies  alles  ist  aus  jenem  winzigen  Samenkorn  im  Rochdale- 
Tale  entstanden. 

Aber  auch  die  Zahlen  der  deutschen  Genossen- 
schaftsbewegung weisen  bereits  eine  ganz  achtbare  Höhe 
auf:  dem  Zentralverband  deutscher  Konsumvereine,  dessen 
Begründung  im  Jahre  1902  die  Folge  des  Ausschlusses  der 
101  unter  sozialdemokratischer  Leitung  stehenden  Konsumver- 
eine aus  dem  Verband  der  Schultze-Delitzschschen  Genossen- 
schaften war,  gehören  bereits  745  Konsumvereine  an  mit 
650000  Mitgliedern  und  sein  Gesamtumsatz  betrug  im 
Jahre  1904  mehr  als  165  V2  Millionen  Mark.  Auf  Grund 
dieser  Zahlen,  die  naturgemäß  einen  Millionengewinn  ab- 
werfen, der  bis  vor  kurzem  leider  von  der  „Dividenden- 
seuche" der  Genossenschafter  dahingerafft  wurde,   sind  die 
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Leiter  der  Genossenschaften  in  den  letzten  Jahren  nach 
dem  englischen  Vorbild  zu  der  Einsicht  und  zu  dem  Entschluß 
gekommen,  die  Gewinnsummen  nicht  alle  zu  der  zwar  gegen- 
über dem  Händlergewinn  wertvollen,  aber  volkswirtschaftlich 
doch  immerhin  tieferstehenden  Verteilung  unter  die  Genossen 
zu  benutzen,  sondern  einen  Teil  aufzusammeln  und  mit  diesen 
Kapitalien  eine  produktive  Verwertung  zu  suchen. 
Bei  diesen  Produktivgründungen  mußte  natürlich  auch  der 
Gedanke  der  Organisation  der  Produktion  zur  Durchführung 
kommen.  So  schuf  der  genossenschaftlich  organisierte  Konsum 
die  Unterlage  für  die  genossenschaftliche  Organisation  der 
Produktion.  Derartige  gemischte  Produktivgenossenschaften 
haben  auch,  wie  wir  bei  der  Betrachtung  dieser  Art  Ge- 
nossenschaften gesehen  haben,  im  Gegensatz  zu  den  „reinen" 
Produktivgenossenschaften  Erfolge  aufzuweisen.  Das  be- 
deutendste Beispiel  einer  Organisation  der  Produktion  auf 
Grund  des  organisierten  Konsums  bietet  die  von  den  Kon- 
sumvereinen in  Hamburg  gegründete  G  roß  ein  k  auf  s- 
gesellschaft,  eine  jetzt  über  ganz  Deutschland  ver- 
breitete Konsumgenossenschaft,  die  aus  Genossenschaften 
als  Mitgliedern  besteht.  Diese  Riesengenossenschaft  hatte 
zwar  schon  1903  in  Dresden  in  das  Statut  aufgenommen, 
die  Eigenproduktion  von  Waren  als  Gegenstand  des  Unter- 
nehmens zu  betreiben,  aber  da  nur  10  °/0  des  Jahresgewinnes 
dem  Reserve-  und  Dispositionsfonds  zugeschrieben  wurden, 
fehlten  die  nötigen  Gelder.  Da  aber  kurz  nachher  die 
Generalversammlung  den  weiteren  Schritt  tat,  nur  60°/0 
Dividende  an  die  angeschlossenen  Vereine  zu  verteilen  und 
—  neben  15°/0  für  den  Reservefonds  —  35%  dem  Dis- 
positionsfonds zuzuführen ,  so  ist  die  Hoffnung  vorhanden, 
daß  sie  bald  genügende  Gelder  für  die  Inangriffnahme  einer 
umfassenden  Produktion  zur  Verfügung  hat.  Adolf  von  Elm 
begrüßt  diesen  Fortschritt  mit  den  Worten: 

„Diese  Beschlüsse  bedeuten  eine  ganz  erhebliche  Ver- 
mehrung des  Betriebskapitals  der  Großeinkaufsgesellschaft, 
und  wenn  ich   auch  nicht  bezweifle,  daß  diese  ausreichen 
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wird,  um  schon  in  nächster  Zeit  größere  Produktions- 
betriebe zu  errichten,  so  dürfte  ohne  Zweifel  bei  dem  Geist, 
von  welchem  heute  schon  ein  nicht  geringer  Teil  der  Mit- 
glieder der  Konsumvereine  beseelt  ist,  die  Zeit  nicht  mehr 
fern  sein,  wo  eine  Anzahl  größerer  Vereine  der  Großein- 
kaufsgesellschaft die  notwendigen  Mittel  zur  Verfügung 
stellen  wird,  um  endlich  dem  allseitig  geäußerten  Wunsche 
Eechnung  zu  tragen,  dem  Beispiel  der  englischen  Genossen- 
schaften folgend,  mit  der  Eigenproduktion  von  Waren  zu 
beginnen.  Der  genossenschaftliche  Geist  hat  seinen  Einzug 
in  die  Konsumvereine  gehalten,  überall  regt  es  sich;  es 
bedarf  keiner  Prophetengabe,  um  schon  heute  zu  verkünden: 
in  dem  ersten  Jahrzehnt  des  neuen  Jahrhunderts  wird  die 
Genossenschaftsbewegung  gewaltig  erstarken,  auf  Grund- 
lage des  organisierten  Konsums  wird  mit  der  Herstellung 
von  Waren  in  eigenen  Genossenschaftsfabriken  begonnen 
sein." 

Überblicken  wir  vom  allgemeinen  volkswirtschaftlichen 
Standpunkt  die  Genossenschaftsfrage  als  Ganzes,  so  müssen 
wir  sagen,  daß  theoretisch  in  der  Konsum-  und  produktiv- 
genossenschaftlichen Organisation  die  beiden  Grundten- 
denzen, nach  denen  die  Entwicklung  der  modernen  Volks- 
wirtschaft zu  streben  scheinen,  enthalten  sind:  die  Organi- 
sation der  Produktion  und  die  Organisation  der 
Konsumtion.  Was  der  konzentrierte  Großbetrieb  für  die 
gesellschaftliche  Organisation  der  Produktion  mit  dem  ab- 
soluten Fabriksystem  erreichen  will,  sucht  die  Produktiv- 
genossenschaft auf  dem  WTege  der  genossenschaftlichen 
Fabrikrepublik.  Und  was  die  Verkaufssyndikate  und 
Trustbildungen  für  die  Organisation  der  Konsumtion  auf 
Grund  des  Zusammenschlusses  privatkapitalistischer  Be- 
triebe wollen,  das  sucht  der  Konsumverein  mit  seinen  Einzel- 
oder Gemeinschaftsmitgliedern  auf  dem  Wege  des  genossen- 
schaftlichen Zusammenschlusses,  dessen  letztes  Ziel  die 
Kundschaftsorganisation  ist,  wie  Busch  ein  treifendes  Schlag- 
wort  geprägt    hat.     Das   Streben    nach   ordnungsmäßiger 
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Ausgestaltung  des  bisher  —  im  Gegensatz  zur  Produktion 
—  regellosen  und  deshalb  volkswirtschaftlich  unvorteil- 
haften und  von  Krisen  bedrohten  Absatzes  ist  organisch 
aus  dem  allmählichen  Ausbau  der  modernen  Volkswirtschaft 
hervorgegangen.  Deshalb  sind  diese  Tendenzen  des  Ge- 
nossenschaftsgedankens höchst  wertvolle  und  gesunde  Weiter- 
bildungen von  Ansätzen,  die  bereits  unsere  Volkswirtschaft 
aufweist  und  haben  unbestritten  eine  große  Zukunft. 

Neben  dem  Wert,  den  die  Genossenschaften  für  die 
Volkswirtschaft  als  Ganzes  haben,  stehen  die  unbestreit- 
baren Vorteile  für  ihre  Mitglieder.  Vorab  die  großen 
materiellen  Vorteile:  bei  den  Produktivgenossenschaften 
ist  es  die  Ausschaltung  und  Verteilung  des  Unter- 
nehmergewinnes. Die  Konsumgenossenschaft  ander- 
seits bildet  einmal  eine  Art  Sparbank,  und  dann  ist  er  das 
gesundeste  und  wirksamste  Mittel  der  Bekämpfung  der  Aus- 
beutung, den  ein  parasitischer  Zwischenhandel,  d.  h. 
ein  so  stark  vermehrter  Zwischenhandel,  daß  er  Verteuerung 
mit  sich  bringt,  für  die  arbeitenden  Klassen  bedeutet.  In 
diesem  Zusammenhange,  in  dem  vornehmlich  Fragen,  die 
das  gesamte  Leben  eines  Wirtschaftskörpers  berühren, 
zur  Erörterung  stehen,  ist  der  Gesichtspunkt  am  wert- 
vollsten, den  Bernstein  dahin  zusammenfaßt:  „Selbst  wenn 
der  Konsumverein  weiter  nichts  täte,  als  durch  Senkung 
der  Profitrate  im  Zwischenhandel  sich  selbst  allmählich 
den  Boden  abzugraben,  würde  er  eine  für  die  Volkswirt- 
schaft überaus  nützliche  Arbeit  verrichten.  Und  daß  er 
daraufhin  wirkt,  kann  keinem  Zweifel  unterstehen." 

Ebenso  hoch  aber  müssen  die  geistigen  und  sittlichen 
Einwirkungen  gewürdigt  werden.  Darüber  schrieb  die 
Kölnische  Zeitung  gelegentlich  des  großen  britischen  Ge- 
nossenschaftskongresses : 

„Viele  Millionen  Mark  haben  im  Laufe  der  Jahre  die 
Genossenschaften  zu  Erziehungszwecken  ausgeworfen.  Sie 
haben  Schulen  unterhalten,  Bibliotheken,  Lesesäle  und  Ver- 
sammlungshallen errichtet,  sie  haben  ihre  Mitglieder  zur 
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Sparsamkeit,  zu  vernünftiger  Lebenshaltung  und  zur  Selbst- 
verwaltung erzogen.  Sie  haben  nicht  nur  die  materiellen 
Grundlagen  für  eine  organische  Besitzbildung  der  arbeiten- 
den Klasse  geschaffen,  sondern  auch  die  ethischen  Werte 
erzeugt  und  vermehrt,  die  allein  eine  geistige  Emporent- 
wicklung der  breiten  Volksmasse  gewährleisten.  Im  all- 
gemeinen in  der  Lohnarbeiterschaft  wurzelnd  und  von  ihr 
getragen,  hat  die  Bewegung  die  Tendenz,  nach  unten  wie 
nach  oben  hin  wirtschaftlich  und  geistig  ausgleichend  zu 
wirken." 

Wie  aber  ist  das  spezifische  Verhältnis  zwischen  So- 
zialdemokratie und  Genossenschaftsfrage?  Mau  sollte  an- 
nehmen, grundsätzlich  höchst  freundlich,  da  doch  wie  ge- 
sagt, die  Genossenschaftsfrage  in  ihrer  stärksten  Ausdehnung 
als  Staatsgenossenschaft  die  ganze  Förderung  des  sozialisti- 
schen Zukunftsstaates  einschließt.  Dem  ist  jedoch  in  Wirk- 
lichkeit nicht  so.  Nicht  allein,  daß  manche  Radikale  ge- 
mäß ihrem  allgemeinen  Grundsatz:  Je  schlechter,  desto 
besser,  die  Reformarbeit  der  Genossenschaft  scheel  ansehen 
und  eine  Vermischung  des  Klassenkampfcharakters  be- 
fürchten, sind  auch  die  Evolutionisten  und  Gewerkschaftler 
durchaus  keine  unbedingten  Anhänger  des  Genossenschafts- 
wesens, wie  die  zahlreichen  Erörterungen  über  diese  Frage, 
insbesondere  auch  auf  dem  letzten  Gewerkschaftskongreß 
in  Köln  bewiesen.  Während  sich  aber  die  Sozialdemokratie 
dadurch,  daß  sie  zahlreiche  Konsumvereine  ihren  Zwecken 
dienstbar  gemacht  hat,  allmählich  mit  der  Genossenschafts- 
bewegung aussöhnt,  befindet  sich  die  Gewerkschaftsbewegung 
in  letzter  Zeit  sogar  mit  einigen  Berufen  in  offenbarer 
Kampfesstellung  gegen  die  Genossenschaften.  Dieser  selt- 
same Zustand  ist  nur  aus  dem  Umstände  zu  verstehen, 
daß  es  den  gewerkschaftlich  organisierten  Arbeitern  nicht 
paßt,  wrenn  ihnen  einmal  an  praktischen  Beispielen  die 
Schwierigkeit  und  Unmöglichkeit  eines  Geschäftsunter- 
nehmens vor  Augen  geführt  wird,  das  ihre  übertriebenen 
Forderungen  erfüllen  soll.    Die  Verhältnisse   in  den  Kon- 
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sum vereinen  dienen  den  Gewerkschaften  als  Lehre,  die  sie 
nicht  gerne  hören  wollen,  daß  es  einfach  nicht  angeht,  so: 
ziale  Forderungen  über  Forderungen  wirtschaftlicher  wie 
parteipolitischer  Art  an  das  Unternehmen  zu  stellen,  die 
schließlich  den  Untergang  des  Betriebes  herbeiführen  und 
damit  dem  darin  beschäftigten  Arbeiter  durch  Arbeitslosig- 
keit den  schwersten  Schlag  zufügen.  Der  Kölner  Gewerk- 
schaftskongreß, auf  dem  diese  Verhältnisse  zur  erregten  Aus- 
sprache kamen,  hat  klipp  und  klar  bewiesen,  das  nicht 
allein  solche  extreme  Forderungen  ganz  und  gar  unerfüll- 
bar sind,  sondern  auch,  daß  es  in  Wirklichkeit  in  den  ge- 
nossenschaftlichen Betrieben  zur  Erzielung  der  Rentabilität 
schlimmer  mit  den  Lohn-  und  Arbeitsverhältnissen  bestellt 
ist,  als  in  einem  einigermaßen  sozialpolitisch  geleiteten 
Privatkapitalisten-Unternehmen.  Solche  praktische  Lehren 
lieben  natürlich  viele  Gewerkschaftler  nicht,  die  lieber  ihre 
Forderungen  in  der  althergebrachten,  einseitigen  Weise  über- 
spannen, als  daß  sie  der  praktischen  Möglichkeit  Rechnung 
tragen  und  das  Gemeinsamkeitsinteresse  des  Unternehmens 
und  des  Arbeiters  in  vielen  Fällen  als  das  Höhere  und 
wirtschaftlich  Vorteilhaftere  betrachten. 

Wie  die  rein  sozialdemokratischen  Gruppen  z.  T.  der 
Genossenschaftsbewegung  freundlicher  gegenüberstehen  als 
manche  Gewerkschaftler,  haben  wir  bereits  hervorgehoben. 
Diese  Zuneigung  findet  ihren  Grund  allerdings  in  zwei 
ganz  verschiedenen  Ursachen :  Die  radikalen  Marxisten  und 
Zukunftskommunisten  sehen  in  der  Genossenschaft  den 
Keim  zu  der  späteren  großen  den  ganzen  Staat  umspannen- 
den Volksgenossenschaft,  die  Revisionisten  hingegen  sehen 
darin  ein  praktisches  Erziehungsmittel,  ein  weiteres  Mittel 
der  Sozialreform  und  Verbesserungspolitik. 

Auf  diesen  Standpunkt  stellen  sich  denn  auch  die  fort- 
geschrittenen Gewerkschaftler,  die  in  ihren  gewerkschaft- 
lichen wirtschaftlichen  Forderungen  einen  ähnlichen 
revisionistischen  Standpunkt  einnehmen  wie  die  sozial- 
demokratischen Revisionisten   in  der  Politik.     Hören  wir 
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z.  B.  was  Adolf  v.  Elm  über  die  Frage:  Gewerkschaften 
und  Genossenschaften  in  seinen  beiden  darauf  bezüglichen 
Aufsätzen  (Soz.  Monatshefte  1904,  1.  Heft.  1905,  5.  Heft) 
sagt.  Die  Zeit,  wo  man  in  den  Gewerkschaften  sagte,  was 
gehen  uns  die  Genossenschaften  an,  sei  vorüber;  vielmehr 
sei  es  an  der  Zeit,  darauf  hinzuwirken,  daß  die  großen 
Massenorganisationen  der  Konsumvereine  derart  ausgebaut 
werden,  daß  sie  den  Interessen  der  gewerkschaftlich  orga- 
nisierten Arbeiter  entsprächen. 

„Für  völlig  falsch  halte  ich  es,  wenn  sich  Gewerk- 
schaften den  Genossenschaften  gegenüber  einzig  und 
allein  auf  den  Machtstandpunkt  stellen  und  erklären: 
wollt  ihr  unsere  Forderungen  nicht  anerkennen,  gut,  dann 
greifen  wir  euch  gegenüber  genau  so,  wie  wir  das  sonst 
im  gewerkschaftlichen  Kampfe  tun,  zu  dem  Mittel  des 
Streiks.  Einen  Streik  einer  Gewerkschaft  gegen  eine  Ge- 
nossenschaft halte  ich  dann  für  berechtigt,  wenn  diese  sich 
weigert,  an  die  Gesamtheit  der  Unternehmer  gestellte  For- 
derungen anzuerkennen.  Handelt  es  sich  aber  lediglich 
darum,  die  Genossenschaft  zu  bewegen,  mehr  zu  bewilligen, 
als  mit  ihnen  konkurrierende  Betriebe  der  gewerkschaftlichen 
Organisation  schon  zugestanden  haben,  so  kann  dies  nur  auf 
dem  Wege  einer  gegenseitigen  freundschaftlichen  Verein- 
barung geschehen.  Nun  wird  von  einzelnen  Gewerkschaften 
zur  Begründung  ihrer  Wünsche  an  die  Genossenschaften 
mitunter  geltend  gemacht,  daß  dieser  oder  jener  Privat- 
betrieb der  Branche  bereits  bewilligt  habe,  was  man  von 
der  Genossenschaft  beanspruche.  Auch  das  kann  so  lange 
nicht  entscheidend  sein,  als  nicht  die  besonderen  Verhält- 
nisse, die  zu  der  Bewilligung  in  einem  solchen  Ausnahme- 
fall führten,  näher  klargelegt  sind." 

Bei  der  Besprechung  der  wirtschaftlichen  Zukunft  der 
Genossenschaften  und  der  dabei  erwünschten  Mitarbeit  der 
Gewerkschaften  vertritt  Elm  wieder  den  Gedanken,  der 
bereits  häufig  ventiliert  worden  ist,  dessen  Ausführung  bis- 
her an  den  praktischen  Schwierigkeiten  gescheitert  ist.  Es 
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handelt  sich  um  die  Anlage  des  nach  Millionen  zählenden 
Fonds  der  Gewerkschaften,  die  ihr  Geld  bisher  mangels 
anderer  Möglichkeit  häufig  so  anlegen,  daß  privatkapita- 
listische Banken  und  Unternehmen  den  Vorteil  davon  hatten. 
Eine  Zentral  genossen  sc  haftsbank  wird  auch  von 
Elm  als  das  geeignetste  Abhilfemittel  angesehen. 

„Mit  Erfolg  eine  Bank  im  Interesse  der  Arbeiter  be- 
treiben, können  nur  die  Genossenschaften.  Ich  halte 
jedoch  die  Mitwirkung  der  gewerkschaftlich  organisierten 
Arbeiterschaft  hierzu  für  absolut  notwendig,  weniger  wegen 
der  Zuwendung  von  Kapitalbeständen  —  denn  über  kurz 
oder  lang  werden  auch  die  Genossenschaften  über  größere 
Kapitalien  verfügen  — ,  als  um  im  Interesse  der  deutschen 
Arbeiterschaft  ein  so  festes  Bündnis  zwischen  Ge- 
werkschaften und  Genossenschaften  zu  errichten, 
daß  dieselben  Schulter  an  Schulter  solidarisch  zu  marschieren 
genötigt  sind.  Von  diesem  praktischen  Solidaritätsbündnis 
von  Gewerkschaften  und  Genossenschaften  wird  nicht  zum 
geringsten  das  Tempo  abhängen,  in  welchem  die  organi- 
sierte Arbeiterschaft  ihre  wirtschaftliche  Macht  von  Posi- 
tion zu  Position  zu  steigern  und  zu  befestigen  imstande  ist." 

Auf  diesen  erzieherischen  Charakter  der  Genossen- 
schaftsbewegung, bei  der  wir  nach  Elms  Wort  „Die  Revi- 
sionisten an  der  Arbeit"  sehen,  ist  vom  wirtschaftlichen 
und  politischen  Gesichtspunkt  größter  Wert  zu  legen,  und 
insbesondere  das  einträchtige  Zusammenarbeiten  von  Bürger- 
lichen und  Sozialisten  in  vielen  Konsumvereinen  gibt 
die  beste  Gewähr  für  eine  Überwindung  des  Klassenkampf- 
charakters in  solchen  Betrieben  und  deshalb  sollten  die 
Genossenschaften  auch  vom  Staate  unterstüzt  und  nicht, 
wie  es  jetzt  noch  vielfach  geschieht,  bekämpft  und  unter- 
drückt werden. 

Diesen  Evolutionsgedanken  betonte  ein  Artikel  der 
Köln.  Zeitung,  in  dem  es  u.  a.  hieß:  Es  liegt  ihr  eine  alle 
Verhältnisse  des  Lebens  umspannende  Weltanschauung  zu- 
grunde, in  der  wirtschaftliche,  soziale  und  sittliche  Faktoren 
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zu  einem  harmonischen  Ausgleich  drängen.  Mancherlei 
sozialistische  Ideen,  Gefühle,  Stimmungen  und  Orga- 
nisationsformen in  sich  schließend,  ist  sie  doch  etwas  ganz 
anderes,  als  der  politische  Sozialismus.  Sie  steht  diesem 
ebenso  nahe  und  auch  ebenso  fern  als  der  rein  individua- 
listischen Weltanschauung.  In  Wirklichkeit  enthält  sie  die 
Synthese  beider  Prinzipien.  Die  Elemente  eines  ökonomi- 
schen oder  sozialen  Klassenkampfes  dagegen  sind  in 
ihr  nicht  enthalten.  Wo  derartige  Strömungen  auftauchen, 
sind  sie  von  außen  hineingetragen  uud  werden  in  der  Praxis 
der  wirtschaftlichen  Betätigung  alsbald  zurückgedrängt, 
denn  die  wesentlichsten  Lebensbedingungen  der  Genossen- 
schaft sind  identisch  mit  den  Lebensbedingungen  des  groß- 
industriellen  Betriebes  überhaupt.  Die  ganze  koopera- 
tive Bewegung  ist  nichts  anderes  als  eine  organische,  in 
der  breiten  Volksmasse  sich  vollziehende  Fortbildung  der 
kapitalistischen  Betriebsweise,  nur  mit  dem  Unterschiede, 
daß  diese  eine  aristokratische  und  jene  eine  demo- 
kratische Spitze  hat.  In  ihrer  Bewegung  vollzieht  sich 
eine  friedliche  Eevolution,  die  ebensowohl  in  der 
alten  Ordnung  der  Dinge  wurzelt,  wie  sie  langsam  und 
schrittweise  eine  neue  anbahnt. 

Deshalb  ist  von  allen  Sozialreformern,  bürgerlichen  wie 
sozialistischen,  die  eine  friedliche,  soziale  Weiterentwick- 
lung unserer  Volkswirtschaft  wünschen,  die  Genossenschafts- 
bewegung mit  Freuden  zu  begrüßen. 


V.   Abschnitt. 


Die  Organisierung  und  die  Forderungen  der 
Sozialdemokratie  als  praktischer  Partei. 


Kapitel  18. 

Klassenkampf  und  Klassenpartei. 

Der  letzte  Abschnitt  des  ersten  Teiles  des  Erfurter 
Programms,  der  die  Mittel  enthält,  die  zur  Verwirklichung 
der  Endziele  der  Sozialdemokratie  „führen  können  und 
werden",  behandelt  eingehend  den  Klassenkampf  der 
Partei.    Er  lautet: 

Diese  gesellschaftliche  Umwandlung  bedeutet  die  Be- 
freiung nicht  bloß  des  Proletariats,  sondern  des  gesamten 
Menschengeschlechts,  das  unter  den  heutigen  Zuständen 
leidet.  Aber  sie  kann  nur  das  Werk  der  Arbeiterklasse 
sein,  weil  alle  anderen  Klassen,  trotz  der  Interessenstreitig- 
keiten unter  sich,  auf  dem  Boden  des  Privateigentums  an 
Produktionsmitteln  stehen  und  die  Erhaltung  der  Grund- 
lagen der  heutigen  Gesellschaft  zum  gemeinsamen  Ziel 
haben. 

Der  Kampf  der  Arbeiterklasse  gegen  die  kapitalis- 
tische Ausbeutung  ist  notwendigerweise  ein  politischer 
Kampf.  Die  Arbeiterklasse  kann  ihre  ökonomischen 
Kämpfe  nicht  führen  und  ihre  ökonomische  Organisation 
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nicht  entwickeln  ohne  politische  Rechte.  Sie  kann  den 
Übergang  der  Produktionsmittel  in  den  Besitz  der  Gesamt- 
heit nicht  bewirken,  ohne  in  den  Besitz  der  politischen 
Macht  gekommen  zu  sein. 

Diesen  Kampf  der  Arbeiterklasse  zu  einem  bewußten 
und  einheitlichen  zu  gestalten  und  ihm  sein  naturnotwen- 
diges Ziel  zu  weisen  —  das  ist  die  Aufgabe  der  sozial- 
demokratischen Partei. 

Die  Interessen  der  Arbeiterklasse  sind  in  allen  Ländern 
mit  kapitalistischer  Produktionsweise  die  gleichen.  Mit 
der  Ausdehnung  des  Weltverkehrs  und  der  Produktion 
für  den  Weltmarkt  wird  die  Lage  der  Arbeiter  eines  jeden 
Landes  immer  abhängiger  von  der  Lage  der  Arbeiter  in 
den  anderen  Ländern.  Die  Befreiung  der  Arbeiterklasse 
ist  also  ein  Werk,  an  dem  die  Arbeiter  aller  Kulturlän- 
der gleichmäßig  beteiligt  sind.  In  dieser  Erkenntnis  fühlt 
und  erklärt  die  sozialdemokratische  Partei  Deutschlands 
sich  eins  mit  den  klassenbewußten  Arbeitern  aller  übrigen 
Länder. 

Die  sozialdemokratische  Partei  Deutschlands  kämpft 
also  nicht    für   neue  Klassenprivilegien   und  Vorrechte, 
sondern  für  die  Abschaffung  der  Klassenherrschaft  und  der 
Klassen  selbst  und  für  gleiche  Rechte  und  gleiche  Pflichten 
aller  ohne  Unterschied  des  Geschlechts  und  der  Abstam- 
mung.   Von    diesen  Anschauungen  ausgehend  bekämpft 
sie  in  der  heutigen  Gesellschaft  nicht  bloß  die  Ausbeutung 
und  Unterdrückung   der  Lohnarbeiter,   sondern  jede  Art 
der  Ausbeutung  und  Unterdrückung,  richte  sie  sich  gegen 
eine  Klasse,  eine  Partei,  ein  Geschlecht  oder  eine  Rasse. 
Dem  Tatsächlichen  dieser  Angaben  in  der  Programm- 
erklärung,  die  den  Kampf  einer  einzelnen  Klasse  —  der 
Arbeiterschaft  —  gegen  alle  übrigen  Klassen  proklamieren, 
ist    nichts    hinzuzufügen.     Um    so    schärfer    sind    unsere 
kritischen  Einwände,    die  sich  aus  äußeren   und   inneren 
Argumenten  zusammensetzen. 

Das  schlagendste  und  offensichtlichste  Argument  gegen 
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den  behaupteten  Klassencharakter  der  Sozialdemokratie  ergibt 
sich  aus  der  Zusammensetzung  der  Wählerschaft, 
die  die  sozialdemokratischen  Abgeordneten  wählen.  Daß 
dieses  nicht  alles  überzeugte  Sozialdemokraten  sind,  noch 
viel  weniger  organisierte  Genossen,  das  haben  schon 
berufene  sozialdemokratische  Führer  vor  20  Jahren  ein- 
gestanden. Auf  dem  Dresdener  Parteitag  noch  sagte 
Bebel : 

„Wir  wissen  ganz  genau  und  haben  es  nie  geleugnet 
—  es  ist  doch  keine  Schande,  sondern  eine  Ehre  für  uns 
■ —  daß  bei  allen  Wahlen,  vielleicht  mit  Ausnahme  der 
ersten  Wahlen  unter  dem  Sozialistengesetz,  wo  es  eine  Ge- 
fahr bedeutete,  sozialdemokratisch  zu  wählen,  eine  erheb- 
liche Stimmenzahl  auf  unsere  Kandidaten  entfallen  ist  von 
Leuten,  die  sich  zunächst  nicht  als  Sozialdemokraten  be- 
kannten. Das  sind  die  sogenannten  „Mitläufer".  Wir 
dürfen  zugeben,  daß  in  dem  Maße,  wie  die  Partei  in  ihrer 
Totalität  wächst,  auch  prozentual  die  Zahl  der  Mitläufer 
gewachsen  ist." 

Vollmar,  Bernstein  u.  a.  machen  ähnliche  Zugeständ- 
nisse. Aber  gerade  in  jüngster  Zeit  ist  in  dieser  Frage 
insoweit  ein  weiterer  Schritt  getan  worden,  als  sie  aus 
dem  Stadium  problematischer  Erklärungen  in  das  eines 
genauen  Zahlenbeweises  eingetreten  ist.  Der  Statistiker 
Dr.  R.  Blank  hat  im  dritten  Hefte  des  20.  Bandes  des 
„Archivs  für  Sozialwissenschaft  und  Sozialpolitik"  eine 
Studie  „Die  soziale  Zusammensetzung  der  sozialdemokra- 
tischen Wählerschaft  Deutschlands"  veröffentlicht,  die  auf 
Grund  genauer  statistischer  Untersuchungen  die  genauen 
Zahlen  für  die  verschiedenen  Kategorien  zu  ermitteln  sucht. 
Vorab  sei  bemerkt,  daß  selbst  Bebel  („Neue  Zeit",  23.  Jahrg. 
2.  Band  Nr.  37)  geneigt  ist,  „seine  Zahlenresultate  im 
ganzen  als  nicht  unzutreffend  anzusehen",  während  in  den 
Sozialistischen  Monatsheften  (1905,  8.  Heft)  Bernstein  Blanks 
Berechnungen  sogar  gegen  einzelne  Einwände  Bebeis  als 
durchaus  zutreffend  verteidigt  und  erklärt,  tatsächlich  sei 
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Dr.  Blank  bei  seinen  Berechnungen  so  vorsichtig  verfahren, 
als  es  nur  verlangt  werden  könne.  Sicherlich  habe  er  die 
Zahl  der  gewerblichen  Arbeiter,  die  1903  für  die  Sozial- 
demokratie stimmten,  nicht  zu  niedrig  angesetzt.  Damit 
haben  wir  uns  für  unsere  Anerkennung  der  Blankschen 
Berechnungen  durch  sozialdemokratische  Zustimmungen 
salviert.  Die  statistischen  Berechnungen  Blanks  nehmen 
folgenden  Gedankengang: 

Bei  den  letzten  allgemeinen  Wahlen  zum  Deutschen 
Reichstage  am  16.  Juni  1903  erhielt  die  sozialdemokratische 
Partei  nahezu  den  dritten  Teil  aller  gültigen  Wahlstimmen. 
Eine  sozialdemokratische  Partei  von  dieser  Stärke  ist  aber 
unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  wohl  überhaupt 
nicht  möglich.  Nun  hat  aber  die  sozialdemokratische  Partei 
in  einzelnen  Teilen  des  Reiches  noch  viel  höhere  Verhält- 
niszahlen erzielt;  so  z.  B.  im  Königreich  Sachsen  58,8  Proz. 
aller  gültigen  Wahlstimmen,  in  Hamburg  62,2  Proz.,  in 
Berlin  66,8  Proz.,  in  Altona  sogar  70  Proz. !  Diese  Zahlen 
übersteigen  schon  beträchtlich  die  Quote  aller  Arbeiter  in 
der  Wählerschaft;  es  wählen  aber  noch  lange  nicht  alle 
Arbeiter  sozialdemokratisch,  und  es  ist  auch  der  sozial- 
politische Charakter  der  Arbeiterschaft  durchaus  kein  ein- 
heitlicher: die  industriellen  Arbeiter  unterscheiden  sich 
sozialpolitisch  wesentlich  von  den  Arbeitern  der  anderen 
Berufe,  und  in  der  industriellen  Arbeiterschaft  selbst  ist 
dieser  Charakter  sehr  verschieden,  je  nachdem  die  Groß- 
industrie oder  die  Kleinindustrie  vorherrscht. 

Wie  soll  aber  die  Wählerschaft  analysiert  werden  bei 
einer  geheimen  Wahl,  bei  der  nicht  nur  der  soziale  Charak- 
ter des  Wählers,  sondern  auch  sein  Namen  unbekannt 
bleibt?  —  Die  Methode  ist  ganz  einfach,  es  ist  eine  Kombi- 
nation der  Wahlstatistik  mit  der  sozialen  Statistik,  der 
Berufsstatistik. 

Im  Jahre  1895  wurden  in  Deutschland  in  Industrie, 
Bauwesen,  Bergbau-  und  Hüttenwesen  4  963409  und  in 
Handel    und    Verkehr    868042    erwerbstätige    männliche 
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Arbeiter  gezählt.  Von  den  ersteren  müssen  41,65  Proz., 
von  den  letzteren  36,4  Proz.,  die  nach  einer  sehr  stich- 
haltigen Berechnung  Blanks  unter  25  Jahren  stehen,  ab- 
gerechnetwerden, so  daß  eine  Zahl  von  3448223  Arbeitern 
übrig  bleibt,  die  in  einem  wahlfähigen  Alter  stehen. 

Nun  macht  Blank  bei  der  weiteren  Spezifierung  zwei 
Annahmen,  die  zwar  im  einzelnen  ungenau  sind,  die  sich 
aber  in  ihrer  Ergänzung  wohl  so  ziemlich  auf  das  richtige 
Maß  ausgleichen.  Einmal  zieht  er  von  dieser  Summe  nicht 
den  Prozentsatz  der  Wähler  ab,  die  nicht  in  der  Wahlliste 
eingetragen  und  deshalb  nicht  wahlberechtigt  sind,  obwohl 
das  entsprechend  der  allgemeinen  dafür  anderweitig  ausge- 
rechneten Summe  von  einer  halben  Million  für  die  Arbeiter 
einige  hundertausend  Stimmen  machen  würde.  Anderseits 
aber  nimmt  er  den  Prozentsatz  der  indifferenten,  nicht 
wählenden  Arbeiter  ebenso  hoch,  wie  den  in  den  übrigen 
Parteien,  obwohl  doch  die  Meinung  nicht  unberechtigt  ist, 
daß  die  Arbeiter  viel  genauer  in  der  Wahrung  ihres  Wahl- 
rechtes sind,  als  die  bürgerlichen  Schichten.  Nach  diesen 
Abzügen  haben  die  3448223  wahlberechtigten  Arbeiter  bei 
der  Wahl  1903  2620649  Wahlstimmen  abgegeben.  Wie- 
viel von  diesen  Arbeiterwahlstimmen  sind  nun  der  sozial- 
demokratischen Partei  zugefallen?  Blank  hat  bei  seiner 
bisherigen  Berechnung  die  katholischen  Arbeiter  nicht  ab- 
gesondert, sie  stehen  aber  bekanntlich  in  ihrer  über- 
wiegenden Mehrheit  außerhalb  der  Sozialdemokratie;  aber 
auch  die  evangelischen  Arbeiter  sind  durchaus  nicht  alle 
der  Sozialdemokratie  beigetreten,  das  beweisen  die  Hirsch- 
üunckerschen  und  die  evangelischen  Arbeitervereine  mit 
ihren  nach  hunderttausend  zählenden  Mitgliedern.  Da  die 
katholischen  Arbeiter  mehr  als  %  aller  Arbeiter  der  In- 
dustrie, des  Handels  und  des  Verkehrs  ausmachen  und  wir 
alle  Arbeiter  dieser  Berufszweige,  sowohl  die  großindustri- 
ellen  Arbeiter  wie  die  Arbeiter  der  Kleinindustrie  und 
des  Handwerks  zusammengerechnet  haben,  so  können  auf 
die  sozialdemokratische  Partei  höchstens  %  aller  Arbeiter- 


—    144    — 

wahlstimmen  der  letzten  "Wahl  entfallen  sein.  Nehmen  wir 
diese  Zahl  an,  so  wäre  von  der  oben  berechneten  Gesamt- 
zahl der  Arbeiterwahlstimmen  1747  095  der  Sozialdemo- 
kratie gut  zu  schreiben.  Nun  hat  aber  die  sozialdemo- 
kratische Partei  bei  den  letzten  Wahlen  3010771  Wahl- 
stimmen erhalten,  das  macht  1263  676  Wahlstimmen  mehr 
als  die  soeben  berechnete  Zahl  der  Arbeiterwahlstimmen 
der  Partei. 

Dazu  kommt  aber  wieder  die  Zahl,  um  die  sich  die 
Arbeiter  prozentual  bei  der  Berufszählung  1895  bis  zur 
Wahl  1903  vermehrt  haben.  Als  Endergebnis  erzielen  wir 
damit:  Bei  den  Wahlen  1903  sind  2446000  sozialdemo- 
kratische Wahlstimmen  abgegeben  worden,  die  der  Arbeiter- 
klasse entstammen.  Das  ist  ein  Maximum,  das  wahrschein- 
lich beträchtlich  über  der  Wirklichkeit  ist. 

Da  die  Gesamtzahl  der  sozialdemokratischen  Wahl- 
stimmen bei  den  letzten  allgemeinen  Wahlen  3010  771  be- 
trägt, so  verbleibt  ein  Überschuß  von  564000  Wahlstimmen, 
die  nur  von  bürgerlichen  Elementen  herrühren  können. 
Das  ist  ein  Minimum,  das  wahrscheinlich  beträchtlich  unter 
der  Wirklichkeit  ist.     - 

Das  sind  die  genau  berechneten  Ergebnisse,  obgleich 
Blank  mit  Recht  bemerkt  und  an  einzelnen  Vergleichen 
belegt,  daß  in  Wirklichkeit  die  Zahlen  beträchtlich  höher 
angenommen  werden  können,  '/o  bis  V4  aUer  für  die  Sozial- 
demokratie abgegebenen  Stimmen  stammen  mit  größter 
Gewißheit  aus  dem  Lager  der  bürgerlichen  sozialen  Schichten. 
Die  weiteren  Untersuchungen  Blanks,  die  höchst  interessante 
und  beachtenswerte  Ergebnisse  zutage  fördern,  beschäftigen 
sich  damit,  die  beruflichen  Charaktere  und  die  politische 
Parteizugehörigkeit  der  Mitläufer  näher  zu  erforschen.  Er 
stellt  fest,  daß  vom  Zentrum  fast  keine  Stimmen  zur  Sozial- 
demokratie abfallen,  daß  auch  der  Stimmenzuwachs  auf 
dem  Lande  und  bei  den  Konservativen  gering  ist.  Mehr 
Überläufer  stellen  die  Nationalliberalen,  die  meisten  die 
freisinnigen  Parteien.    In  sozialer  Beziehung  sind  es  Hand- 
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werker,  kleine  Kaufleute,  Beamte,  Angehörige  der  höheren 
Gesellschaftsklasse,  klassenlose  Ideologen,  deklassierte 
bürgerliche  Elemente,  alles  Leute,  die  mit  den  Zielen  des 
proletarischen  Sozialismus  absolut  nichts  zu  tun  haben  und 
nur  wegen  ihrer  Mißstimmung  und  Unzufriedenheit  mit  den 
gegenwärtigen  politischen  Verhältnissen  der  demokratischsten 
Partei  zufallen. 

Als  charakteristisches  Beispiel  für  den  sozialen  Charakter 
und  die  Motive  der  Mitläufer  führen  wir  das  Selbstbe- 
kenntnis eines  mittleren  Beamten  an,  das  unter  dem  Titel 
„Sozialdemokratie  und  Beamtentum,  eine  Betrachtung  über 
den  Stimmenzuwachs  hei  der  letzten  Reichstagswahl  aus 
den  Kreisen  der  mittleren  Beamten"  im  Jahre  1903  Auf- 
sehen gemacht  hat.    Es  heißt  darin: 

„Ich  bin  selbst  viele  Jahre  lang  mittlerer  Beamter  gewesen  und 
habe  außerdem  Gelegenheit  gehabt,  vor  der  Wahl  mit  zahlreichen  aktiven 
Beamten  aus  den  verschiedensten  Verwaltungszweigen  in  Berührung  zu 
kommen. 

Es  sind  Männer  darunter,  die  ich  seit  Jahren  als  überzeugte 
Anhänger  des  monarchischen  Prinzips,  als  wirklich  gute  Patrioten  und 
rücksichtslose  Feinde  jeder  sozialdemokratischen  Tendenz  kennen  und 
schätzen  gelernt  habe  und  die  noch  vor  fünf  Jahren  in  Wort  und  Tat 
für  den  konservativen  Kandidaten  eingetreten  waren. 

Trotz  alledem  wollten  sie  diesmal  einem  Sozialisten  ihre 
Stimme  geben. 

„Wie  ist  das  möglich,  wie  könnt  Ihr  in  dieser  Weise  mit  Eurer 
„Vergangenheit,  mit  Euren  Grundsätzen  brechen?" 

„Wie  könnt  Ihr  als  Staatsbeamte  sozialdemokratisch  wählen  und 
„dadurch  selbst  den  Ast  absägen,  auf  welchem  Ihr  sitzt?" 
„Überall  empfing  ich  dieselbe  Antwort: 

„Wir  sind  und  wir  werden  —  so  sagte  man  mir  —  keine  Sozial- 
demokraten, auch  Avenn  wir  deren  Kandidaten  zum  Siege  verhelfen. 
„Wir  wählen  den  Sozialdemokraten  nicht,  weil  wir  weniger  königstreu 
„und  vaterlandsliebend  geworden  sind,  wir  wählen  ihn  nicht,  weil 
„wir  die  Sozialdemokratie  für  existenzberechtigt  und  besser  halten, 
„als  eine  andere  Partei, 

„sondern  wir  wählen  so,  um  unserer  Unzufriedenheit  einmal  einen 
„äußeren  Ausdruck  zu  geben." 

Als  Schlußfolgerung  aber  ergibt  sich  aus  der  sozialen 

Brunhuber,  Die  heutige  Sozialdemokratie.  10 
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Zusammensetzung  der  sozialdemokratischen  Wählerschaft 
über  den  sozialen  Charakter  der  Partei,  daß  der  prole- 
tarische Klassencharakter  der  Partei  allein  schon 
durch  die  Gegenwart  der  bürgerlichen  Elemente  in  der 
Partei  stark  abgeschwächt,  man  könnte  sagen:  geradezu 
abgeleugnet  wird,  wie  Blank  sagt.  „Sie  besteht  nicht 
nur  aus  klassenbewußten  Arbeitern,  sondern  auch  aus  zahl- 
reichen bürgerlichen  Elementen;  daraus  folgt,  daß  sie  auch 
in  politischer  Hinsicht  einen  Klassencharakter  auf  die 
Dauer  nicht  bewahren  kann."  Das,  was  man  die  sozial- 
demokratische Partei  nennt,  ist  eine  Koalition  der 
demokratischen  Yolkselemente  geworden. 

Nun  könnte  man  sagen,  Partei  und  Wählerschaft  sind 
keineswegs  identisch  und  die  offizielle  sozialdemokratische 
Partei  hat  z.  B.  bei  ihren  Programmforderungen  und  ihrer 
parlamentarischen  Tätigkeit  gar  keine  Rücksicht  auf  diese 
ungerufenen  Mitläufer  zu  nehmen,  sie  bleibt  einfach  „Klassen- 
partei'', wie  sie  es  in  ihrem  Programm  erklärt  hat.  Oft  ge- 
nug ist  diese  Argumentation  von  Radikalen  gemacht  worden. 

Man  sagt,  die  Organisierten  sind  unsere  verläßlichen 
Kerntruppen,  auf  die  wir  allein  Rücksicht  zu  nehmen  haben. 
Aber  wie  es  dann  mit  der  Stärke  der  Partei  beschaffen 
wäre,  lehrt  eine  einfache  Gegenüberstellung  der  Wähler- 
schaft zu  der  Zahl  der  Organisierten.  Nach  einer  Zusammen- 
stellung im  „Vorwärts"  waren  am  Schluß  des  Jahres  1904 
rund  44000  Genossen  in  Gesamt-Berlin  und  Umgegend 
organisiert,  während  die  Zahl  der  bei  den  letzten 
Wahlen  abgegebenen  sozialdemokratischen  Stimmen  über 
3  30000  betrug.  Sonach  sind  nur  etwa  13  Proz.  der  sozial- 
demokratischen Wähler  organisiert. 

Gerade  der  Parlamentarismus  ist  der  Fallstrick. 
Denn  Parlamentarismus  heißt  Streben  nach  möglichst  viel 
Stimmen.  Die  Sozialdemokratie  ist  als  parlamentarisch 
arbeitende  Partei  auf  den  Stimmenfang  angewiesen,  die 
ganze  Partei  verliert  an  Prestige,  wenn  sie  ihre  Mandate 
einbüßt.    Es  liegt  aber  die  Gefahr  nahe,   daß  der  bürger- 
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liehe  Prozentsatz  ihr  verloren  geht,  wenn  die  Sozialdemo- 
kratie weiter  auf  ihrem  gegen  die  bürgerlichen  Kreise  ge- 
richteten Programmstandpunkt  verharrt.  Bewußt  oder 
unbewußt  wird  sie  einmal  dem  tieferen  Motiv  dieser  starken 
Unterstützungstruppen,  dem  politisch  -  demokratischen  Ele- 
ment, immer  mehr  Rechnung  tragen,  dafür  aber  anderer- 
seits die  Programmsätze  ausschalten,  die  die  Partei  nur 
als  rein  proletarische  Klassenpartei  organisiert  sehen  wollen. 
Dieser  Prozeß  ist  schon  so  lange  im  Gange,  als  die 
Partei  in  grundsätzlicher  Verleugnung  ihres  revolutionären, 
rein  propagandistischen  Charakters  sich  an  der  praktischen 
politischen  Arbeit,  insbesondere  in  den  Reichs-,  Staats-  und 
Kommunalparlamenten  beteiligt  hat.  Auch  die  ganze  Wahl- 
beteiligung war  anfangs  als  reine  Protestaktion,  ohne  prak- 
tisches Erfolgsstreben,  gedacht.  Dann  aber  wurde  sie  mit 
Ernst  betrieben,  um  Mandate  zu  erhalten  und  heute  ist  die 
Wahlagitation  das  Hauptfeld  der  ganzen  Parteiarbeit.  Da 
bei  den  parlamentarischen  Wahlen,  wie  Bebel  erklärt,  gleich 
von  Anfang  an  eine  Anzahl  Mitläufer  ihre  Stimmen  für  die 
Sozialdemokratie  abgaben,  so  war  es  in  diesem  Entwick- 
lungsprozeß ganz  folgerichtig,  wenn  die  sozialistische  Ar- 
beiterpartei diesen  nicht  mehr  passenden  Namen  auf  dem 
Kongreß  zu  Halle  im  Jahre  1890  in  die  offizielle  Bezeichnung 
„Sozialdemokratische  Partei  Deutschlands"  umänderte.  Wie 
sehr  sie  innerlich  diesem  Prozeß  Rechnung  trug,  zeigt  das 
Programm  selbst.  Dies  wurde  ein  Jahr  später  in  Erfurt  zwar 
durchaus  in  marxistischem  Sinne  abgefaßt,  aber  trotzdem  in 
völlig  inkonsequenter  und  unlogischer  Weise  dem  Teil  über 
den  Klassencharakter  und  Klassenkampf  der  Partei  der  Abs.  5 
angehängt,  der  sagt:  Die  sozialdemokratische  Partei  Deutsch- 
lands kämpft  also  nicht  für  neue  Klassenprivilegien  und 
Vorrechte,  sondern  für  die  Abschaffung  der  Klassenherr- 
schaft und  der  Klassen  selbst  und  für  gleiche  Rechte  und 
gleiche  Pflichten  aller  ohne  Unterschied  des  Geschlechtes 
und  der  Abstammung.  Von  diesen  Anschauungen  ausgehend 
bekämpft  sie  in  der  heutigen  Gesellschaft  nicht  bloß  die 
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Ausbeutung  und  Unterdrückung  der  Lohnarbeiter,  sondern 
jede  Art  der  Ausbeutung  und  Unterdrückung,  richte  sie 
sich  gegen  eine  Klasse,  eine  Partei,  ein  Geschlecht  oder 
eine  Rasse.  Eine  „proletarische  Klassenkampfpartei"  hat  mit 
solchem  Streben  doch  sicher  nichts  zu  tun.  Es  verleugnet 
geradezu  die  vier  ersten  Absätze. 

Den  stärksten  Ausdruck  fand  das  Streben  nach  An- 
passung der  Parteiaufgabe  an  die  bürgerlichen  Elemente 
in  den  praktischen  Programmforderungen  und  bei  der 
eigentlichen  Wahlarbeit  in  den  Wahlaufrufen  der  sozial- 
demokratischen Partei  für  den  Reichstag,  wie  für  die  ein- 
zelnen Bundesstaaten.  Soviel  ist  gewiß,  daß  der  innerliche 
Mauserungsprozeß  der  proletarischen  revolutionären  Klassen- 
partei in  eine  extreme,  sozialreformatorische,  demokratische 
Volkspartei  ganz  parallel  der  äußeren  Zusammensetzung 
der  Partei,  besonders  in  der  Wählerschaft,  fortschreitet  und 
sicherlich  nicht  jetzt  ein  plötzliches  Ende  gefunden  hat. 

In  verzerrt  übertriebenem  Maße  spiegelt  sich  diese 
Zusammensetzung  der  Wählerschaft  in  der  Zusammen- 
setzung der  Reichstags  fr  aktion  der  sozialdemo- 
kratischen Partei  wider,  die  gewiß  keine  Reinkultur 
von  klassenbewußten  Proletariern  und  Enterbten  darstellt. 
Es  wäre  ein  billiges  Kampfmittel,  allein  in  dieser  Tatsache 
politische  Angriffspunkte  zu  suchen,  da  jede  Partei,  jeder 
Verein,  jede  Gemeinschaft  immer  eine  Elite  von  Menschen 
an  ihre  Spitze  zu  stellen  bestrebt  ist;  allein  die  Sozial- 
demokratie fordert  diese  Richtigstellung  geradezu  heraus, 
wenn  Kautsky  immer  wieder  mit  Nachdruck  betont,  einzig 
und  allein  für  und  durch  die  Arbeiter  komme  das  Heil, 
die  Bürgerlichen  seien  im  Grunde  doch  durchaus  untaug- 
lich, wo  doch  in  der  Wirklichkeit  die  Dinge  so  ganz  anders 
liegen. 

Schon  diese  äußere  Erscheinung  der  Zusammensetzung 
der  Wählerschaft  und  der  Fraktion  widerlegt  für  denkende 
Leute  den  im  Erfurter  Programm  aufgestellten  und  von 
den  Orthodoxen   mit  voller  Schärfe  gewahrten   Satz:    Die 
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Sozialdemokratie  ist  eine  reine  Klassenpartei  des  Prole- 
tariats. Trotzdem  halten  die  extremen  Parteiführer  an 
dieser  Forderung  unbeirrt  fest  und  bringen  sie  auch  weiter- 
hin in  dem  Charakter  der  aufgestellten  wirtschafts- 
politischen Ziele  zum  unverhohlenen  Ausdruck.  Diese 
Programmbewahrer  sollten  sich  doch  allmählich  selbst  sagen, 
daß  es  höchst  unlogisch  ist,  mit  Nachdruck  zu  betonen,  daß 
die  „Befreiung  des  gesamten  Menschengeschechts  nur  das 
Werk  der  Arbeiterklasse  sein  kann",  und  trotzdem  als 
Parteivertreter  Rechtsanwälte,  Schriftsteller,  Millionäre, 
Kaufleute,  Privatdozenten  und  Rentiers  ins  Parlament  zu 
schicken,  die  doch  alle  zu  den  ihrer  Natur  nach  feindlich 
gesinnten  Nichtproletariern  gehören. 

Weiter  aber  führt  uns  dieser  Zustand  die  Unlogik  vor 
Augen,  die  auf  der  Seite  der  bürgerlichen  Mitläufer  liegt, 
daß  sie  der  noch  immer  als  Arbeiterklassenpartei  sich 
gebärdenden  Sozialdemokratie  ihre  Unterstützung  zuteil 
werden  lassen,  weil  sie  diese  grundsätzliche  Charakterseite 
übersehen  und  ein  erträumtes  Parteiideal  in  eine  Partei 
hineinlegen,  die  in  ihrer  Programmerklärung  ausdrücklich 
betont,  daß  die  Befreiung  aus  den  Ketten  der  Lohnsklaverei 
„nur  das  Werk  der  Arbeiterklasse"  mittels  des  Klassen- 
kampfes sein  kann.  So  innerlich  unwahr  diese  Behauptung 
ist,  wie  wir  bewiesen  haben,  so  sollte  sie  doch  manchen 
blinden  Mitläufer  warnen  und  an  diesem  Beispiel  davon 
überzeugen,  auf  welch  falschen  Voraussetzungen  das  ganze 
Programm  der  Sozialdemokratie  aufgebaut  ist. 

Bedeutsamer  als  diese  äußern  Erscheinungen  sind 
die  vorhandenen  inneren  Anzeichen,  die  auf  einen  Prozeß 
hindeuten,  der  sich  innerhalb  der  Partei  nach  der  Richtung 
vollzieht,  daß  die  Forderungen  des  Klassenkampfes 
einer  Arbeiterklasse npartei  nicht  mehr  haltbar 
sind.  Diese  inneren  Entwicklungsvorgänge  sind  noch  mehr 
imstande  zu  beweisen,  an  welcher  Unlogik,  an  welchen 
inneren  Gegensätzen  diese  Partei  in  ihrer  jetzigen  Organi- 
sation krankt,  die  sich  mit  einem  Teile  ihrer  Angehörigen 
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bereits  selbst  überholt  und  aufgehoben  hat.  Die  eigentliche 
Klassenorganisation  der  Arbeiterschaft  stellen 
nämlich  die  Gewerkschaften  dar.  In  ihrem  über- 
wiegenden Teile  sind  diese  sozialdemokratisch  und  auf  sie 
muß  die  Parteileitung  Rücksicht  nehmen,  wenn  sie  nicht 
ihre  Kerntruppen  verlieren  will.  Bei  ihnen  haben  wir  in 
der  prinzipiellen  Untersuchung  gezeigt,  wie  sie  sich  aus 
dem  frühern  Zustand  einer  Klasse nkampfpart ei  nach- 
drücklichst herausmausern  und  bereits  anfangen,  statt  der 
Gegensätzlichkeit  eine  Gemeinsamkeit  der  Interessen 
zwischen  Unternehmern  und  Arbeitern  anzuerkennen.  Das 
ist  die  innere  Überwindung  des  von  sozialdemokratischer 
Seite  betonten  Klassencharakters.  Anfangs  waren  auch 
die  Gewerkschaften,  wie  wir  gesehen  haben,  reine  Arbeiter- 
kampforganisationen, die  im  Gegensatz  zur  politischen 
Sozialdemokratie  mit  den  wirtschaftlichen  Waffen  des 
Streiks  und  Boykotts  kämpften  und  so  die  radikal-demokra- 
tische Bewegung  wirksam  ergänzten.  Auch  sie  mußten 
allerdings  politisch  werden,  um  Erfolge  zu  erringen;  damit 
wurden  sie  willkommene  Hilfstruppen  der  Sozialdemokratie. 
Als  sie  aber  anfingen,  die  tatsächlichen  sozialreformeri- 
schen  Verbesserungen  für  die  Arbeiter  mehr  und  mehr  ins 
Auge  zu  fassen  und  darüber  die  utopistischen  Ziele  der 
Sozialdemokratie  aus  dem  Auge  zu  verlieren,  wurden  sie 
anfänglich  aufs  energischste  von  der  offiziellen  Parteileitung 
zurechtgewiesen.  Aber  bald  wandte  sich  das  Blättchen, 
und  die  Parteileitung  war  es,  die  auf  die  Taktik 
der  Gewerkschaften,  die  auf  Augenblickserfolge  und 
evolution istische  Verbesserungen  der  Lage  der  Arbeiter 
gerichtet  war,  Rücksicht  nehmen  mußte.  Schon  sind 
jedoch  die  Gewerkschaften  wieder  einen  Schritt  weiter  ge- 
gangen, haben  in  gewichtigen  und  maßgebenden  Schichten 
ihren  Charakter  als  Kampforganisation  fallen  lassen 
und  sind  mit  Nachdruck  in  das  Stadium  einer  Versiche- 
rungsorganisation eingetreten.  Außer  zahllosen 
weniger  hervorgekehrten  Zielen  äußert  sich  der  Versiehe- 
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rungscharakter  der  Gewerkschaften  hauptsächlich  nach  zwei 
Seiten:  nach  innen  als  Selbsthilfe  der  Gewerkschaftsmit- 
glieder durch  Arbeitslosen-,  Streik-,  Krankenunterstützung 
usw.  Allein  für  Unterstützungen  verausgabten  die  freien 
Gewerkschaften  im  Jahre  1904  10,9  Mill.  Mk.,  die  Hirsch- 
Dunckerschen  Gewerkvereine  312  015  Mk.,  die  christlichen 
Gewerkschaften  192  241  Mk.,  die  selbständigen  Vereine 
82  738  Mk.,  also  alle  zusammen  rund  11,5  Mill.  Mk.  Der 
größte  Anteil  hiervon  entfällt  auf  Arbeitslosen-,  Streik- 
und  Gemaßregeltenunterstützung,  nämlich  bei  den  freien 
Gewerkschaften  fast  8  Mill.  Mk.,  bei  den  Hirsch-Duncker- 
schen  Gewerkvereinen  240000  Mk.,  bei  den  christlichen 
Gewerkschaften  133000  Mk.,  bei  den  selbständigen  Vereinen 
30000  Mk.  Daneben  kommen  in  Betracht  die  Reise- 
unterstützung  bei  den  freien  Gewerkschaften  mit  646821  Mk., 
bei  den  Hirsch-Dunckerschen  Gewerkvereinen  mit  71360  Mk. 
und  die  Umzugsunterstützung  bei  den  ersteren  mit  rund 
621000  Mk.  Ganz  gewaltig  im  Verhältnis  zu  den  übrigen 
Organisationen  sind  die  Mittel,  die  die  freien  Gewerk- 
schaften für  Unterstützungszwecke  aufwenden.  Sie  über- 
steigen die  der  Hirsch-Dunckerschen  um  das  30  fache,  die 
der  christlichen  Gewerkschaften  gar  um  das  50  fache, 
während  die  Überlegenheit  der  Mitgliederzahl  nur  etwa 
das  10  fache  beträgt.  Nach  außen  zeigt  sich  der  Versiche- 
rungscharakter der  Gewerkschaften  in  der  durch  sie  herbei- 
geführten Versicherung  zwischen  Arbeitnehmer  und  Arbeit- 
geber besonders  durch  die  an  früherer  Stelle  gewürdigten 
Tarifverträge.  Soviel  erkannten  wir  als  gewiß,  daß 
bei  all  diesen  evolutionistischen  Entwicklungskeimen  von 
einem  Klassenkampfcharakter  der  modernen  Gewerkschaften 
nur  mehr  mit  starken  Einschränkungen  gesprochen  werden 
könne,  wenn  auch  gewiß  von  dieser  oder  jener  extremen 
Seite  gern  noch  einmal  mit  Nachdruck  dem  Kampfstand- 
punkt Ausdruck  verliehen  würde.  In  diesem  Zusammenhang 
symptomatisch  kennzeichnend  ist,  daß  in  unverhohlener 
Weise  die  Gewerkschaftsführer,  so  Döblin  auf  dem  Frank- 
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furter  Kongreß  im  Jahre  1899,  dem  Friedenscliarakter  der 
Gewerkschaftsbewegung  Ausdruck  geben,  der  u.  a.  sagte, 
zur  Hebung  der  wirtschaftlichen  Lage  gehöre  das  Zu- 
sammenwirken aller  Berufsangehörigen.  Wenn  durch  Ver- 
handlungen eine  sichere  Verbesserung  der  Lage  der  Arbeiter- 
schaft eines  Berufes  zu  erzielen  sei,  dann  lade  der  eine 
schwere  Verantwortung  auf  sich,  der  dem  widerstrebe: 
„Wir  brauchen  notwendig  eine  Vereinbarung 
mit  dem  Unternehmertum,  um  vorwärts  zu 
kommen.  Mir  steht  die  deutsche  Arbeiterschaft  und  das 
Familienglück  zu  hoch,  um  fortgesetzte  Kampfübungen 
zu  halten,  solange  ich  noch  einen  anderen  Weg  weiß, 
meinen  Zweck  zu  erreichen."  Es  braucht  kaum  hervor- 
gehoben zu  werden,  wie  schroff  sich  eine  solche  Ansicht 
von  der  offiziellen  Parteidoktrin  scheidet,  wie  haushoch  sich 
hier  Gegensätze  gegenüberstehen,  die  allerdings  die  Partei- 
leitung der  Sozialdemokratie  wegzuleugnen  sich  bemüht. 

In  quantitativer  Hinsicht  zwar  belanglos,  aber  an  In- 
tensität wohl  am  stärksten  schwindet  der  Klassen-  und 
Klassenkampfcharakter  der  modernen  sozialistischen  —  nicht 
der  offiziellen  sozialdemokratischen  —  Bestrebungen,  wenn 
wir  uns  auf  den  höheren  philosophisch-ethischen  Standpunkt 
stellen,  der  viele  —  und  nicht  die  schlechtesten  —  bürger- 
lichen Mitläufer  der  Sozialdemokratie  aus  den  gebildeten 
Schichten  des  Volkes  veranlaßt,  die  Bestrebungen  dieser 
Partei  zu  unterstützen.  Da  finden  wir,  daß  gerade  eine 
Negation  des  Kiasseninteresses  und  der  Klasseneinteilung 
die  Triebfeder  ihres  Handelns  ist.  Sie  sagen  sich,  daß  es 
für  die  Höhe  der  Entwicklung  und  für  den  allgemeinen 
Fortschritt  nicht  günstig  sein  kann,  wenn  die  Bildungs- 
möglichkeiten nur  als  Privilegien  einer  oder 
mehrerer  Klassen  gegeben  sind,  während  die  größte, 
die  lohnarbeitende  Arbeiterklasse  davon  ausgeschlossen 
bleibt.  Sie  wollen  die  materielle  Hebung  dieser  Klasse, 
um  die  Basis  zu  erweitern,  auf  der  sich  der  kulturelle 
Daseinskampf  abspielen  muß,  mit  dessen  Erweiterung  auch 
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neue  Möglichkeiten  einer  Erhöhung  geboten  sind.  Das  be- 
deutet das  Gegenteil  von  Klassenabschluß,  das 
ist  Aufhebung  der  Klassen  zu  höherer  kul- 
tureller Einheit. 

Unter  diesem  Gesichtspunkte  muß  auch  die  Versöh- 
nung der  beiden  großen  Gegensätze  unserer  modernen 
Geisteskultur,  des  Individualismus  und  des  Sozialis- 
mus, gesucht  und  gefunden  werden. 

Aus  mancherlei  äußeren  und  inneren  Gründen  sehen 
wir  somit  die  heutige  sozialdemokratische  Partei  grund- 
sätzlich ihren  Charakter  einer  proletarischen  Klassenpartei 
ändern  und  zu  einer  Koalition  demokratischer  Volkselemente 
werden  ohne  einheitlich  ausgesprochenen  wirtschaftlichen 
Klassencharakter.  Wenn  auch  in  einigen  Punkten  bereits 
eine  Einwirkung  dieser  Veränderung  auf  die  Programm- 
Forderungen  der  Partei  zu  erkennen  war,  so  mußten  wir 
doch  andererseits  feststellen,  daß  die  Parteileitung  und  damit 
das  offizielle  Programm  der  Sozialdemokratie  noch  uneinge- 
schränkt auf  dem  Klassenkampfstandpunkt  der  Partei  stehen 
geblieben  war,  den  man  somit  als  die  zurzeit  gegebene 
Stellung  der  Partei  ansehen  muß.  Klassenkampf  aber  be- 
deutet die  Erschwerung  oder  Vernichtung  jedes  Fort- 
schritts auf  volkswirtschaftlichem  und  kulturellem  Gebiet. 
Deshalb  hat  hier  der  Kampf  der  bürgerlichen  Elemente 
einzusetzen,  sowohl  derjenigen,  die  einer  anderen  Partei 
angehören,  wie  auch  der  sozialdemokratischen  Mitläufer, 
die  zwar  nach  einem  gerechten  Ausgleich  der  sozialen 
Gegensätze  streben,  aber  niemals  nach  einer  Klassenherr- 
schaft des  Proletariats.  Hier  liegt  in  praktischer  Beziehung 
die  größte  Schwäche  und  die  größte  Gefahr  der  Sozial- 
demokratie. Der  in  ihr  enthaltene  und  von  ihr  geforderte 
Widerspruch  zwischen  Klasseninteresse  und  iUlgemein- 
interesse,  zwischen  Klassenkampf  und  sozialer  Versöhnung 
wird  das  Jena  der  Sozialdemokratie  bilden. 
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Kapitel  19. 

Die  praktischen  Forderungen  der  heutigen  Sozial- 
demokratie. 

Haben  wir  bei  unserer  bisherigen  Kritik  des  ersten, 
allgemeinen  und  theoretischen  Teiles  des  sozialdemokra- 
tischen Parteiprogramms  beobachtet,  wie  seine  Lehren  und 
Forderungen  durch  die  tatsächliche  Entwicklung  in  wesent- 
lichen und  entscheidenden  Punkten  widerlegt  worden  sind, 
so  ist  uns  die  Arbeit  bei  dem  zweiten  Hauptteil  des  Er- 
furter Programms  deshalb  viel  leichter  gemacht,  weil  er 
nicht  in  einem  Widerspruch  mit  den  Tatsachen,  sondern 
in  einem  absoluten  logischen  Widerspruch  mit 
dem  ersten  Teil  des  Programms  selbst  steht. 
Wir  haben  ausgeführt,  wie  skeptisch  die  Verteidiger  des 
Erfurter  Programms  den  sozialreformerischen  Bestrebungen 
und  damit  einer  direkten  Teilnahme  an  der  Wirtschafts- 
politik des  modernen  Staates  gegenüberstehen.  Allein  selbst 
diese  Skepsis  ist  bereits  ein  Kompromiß.  Die  natürliche 
Logik  wäre,  wenn  von  der  Akkumulation  des  Kapitals,  von 
der  Verelendung  und  der  Katastrophe  die  einzig  mögliche 
radikale  Besserung  zu  erhoffen  ist,  diese  Entwicklung  mit 
allen  Mitteln  zu  fördern  und  die  Kapitalakkumulation  uud 
Massenverelendung  künstlich  zu  steigern,  um  bald  die  Ge- 
sellschaft reif  zum  Umsturz  zu  machen.  Man  frage  nur 
nach  der  Taktik  der  Ultraradikalen,  der  Rosa  Luxemburg, 
Plechanow  und  man  wird  finden,  daß  diese  Tendenzen  den 
gesamten  Unterton  ihrer  Taktik  abgeben,  und  Vollmar 
sagte  mitRecht,  daß  deren  Wahrspruch  lautet:  Je  schlechter, 
desto  besser! 

Doch  soweit  brauchen  wir  gar  nicht  zu  gehen.  Ich 
erinnere  nur,  daß  Kautsky  noch  im  Jahre  1902  in  Dresden 
als  bisherige  Taktik  erklärt  hat  „die  Gegensätze  zu  den 
herrschenden  Klassen  immer  mehr  zu  erweitern,  die  herr- 
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sehenden  Klassen  immer  mehr  gegen  die  Sozialdemokratie 
zu  erbittern". 

Das  Gros  der  Sozialdemokratie  geht  zwar  nicht  mehr 
so  weit;  immerhin  glaubt  es  ein  Interesse  daran  zu  haben, 
den  Arbeiter  sich  nicht  an  die  augenblicklichen  Verhält- 
nisse gewöhnen,  ihn  nicht  darin  heimisch  werden  zu  lassen. 
Die  Mehrheit  innerhalb  der  sozialdemokratischen  Partei 
fühlt  immer  das  Bedürfnis,  den  Arbeiter  möglichst  in  Un- 
zufriedenheit zu  erhalten,  weil  diese  Unzufriedenheit  der 
beste  Dünger  politischer  Erfolge  ist.  Diese  versteckte 
Tendenz  ist  das  Überbleibsel  jener  früheren  Theorie  der 
möglichst  raschen  Herbeiführung  einer  Katastrophe.  Wenn, 
wie  gesagt,  selbst  ziemlich  orthodoxe  Sozialdemokraten 
diese  Theorie  jetzt  weniger  häufig  öffentlich  bekennen  und 
mehr  die  opportunistische  Taktik  hervorkehren,  so  geschieht 
das  lediglich  aus  äußeren  Rücksichten  der  Agitation,  aber 
der  Pferdefuß  guckt  doch  von  Zeit  zu  Zeit,  immer  wieder 
hervor,  so  bei  Bebel,  Kautsky  u.  a.,  ganz  zu  schweigen  von 
den  Ultraradikalen  und  den  revolutionären  Lokalorgani- 
sierten, die  die  eigentlichen  Bewahrer  des  revolutionären 
Marxismus  sind.  Um  so  seltsamer  muß  es  berühren,  wenn 
eine  so  durch  und  durch  auf  Marxistischem  Boden  stehende 
Parteierklärimg  wie  das  Erfurter  Programm  diesen  inneren 
logischen  Saltomortale  unverhohlen  ausführt.  Nachdem  es 
in  drei  allgemeinen  Teilen  die  notwendige  Entwicklung  zu 
einer  künftigen  Katastrophe  geschildert  hat,  nachdem  der 
offizielle  Parteikatechismus  in  näherer  Ausführung  dazu 
bemerkt  hat,  daß  eine  wirkliche  innere,  nicht  bloß  äußere 
Besserung  nur  durch  radikalen  Umsturz  der  bestehenden 
Rechts-  und  Wirtschaftsverhältnisse  zu  erreichen  ist,  nach 
alle  dem  tut  der  umfassende  zweite  Hauptteil  des  Programms 
nichts  anderes,  als  diese  wünschenswerte  Entwicklung  zu 
hemmen  durch  die  vielgetadelten  Quacksalbermittel  der 
liberalen  demokratischen  Sozialreformen. 
^  Um  ein  vollständiges  Bild  des  Erfurter  Programms  zu 
geben,  sei  auch  dieser  vierte  und  letzte  Abschnitt  des  Pro- 
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gramms  wörtlich  abgedruckt,  in  dem  man  vergebens  etwas 
von  Zukunftsstaat,  Kommunismus,  Revolution  oder  auch  nur 
von  Klassenkampf  suchen  wird.    Er  lautet: 

Ausgehend  von  diesen  Grundsätzen  fordert  die  Sozialdemokratische 
Partei  Deutschlands  zunächst: 

1.  Allgemeines  gleiches  direktes  Wahl-  und  Stimmrecht  mit  geheimer 
Stimmabgabe  aller  über  20  Jahre  alten  Reichsan  gehörigen  ohne 
Unterschied  des  Geschlechts  für  alle  Wahlen  und  Abstimmungen. 
Proportional- Wahlsystem ;  und  bis  zu  dessen  Einführung  gesetz- 
liche Neueinteilung  der  Wahlkreise  nach  jeder  Volkszählung. 
Zweijährige  Gesetzgebungsperioden.  Vornahme  der  Wahlen  und 
Abstimmungen  an  einem  gesetzlichen  Ruhetage,  Entschädigung 
für  die  gewählten  Vertreter.  Aufhebung  jeder  Beschränkung 
politischer  Rechte  außer  im  Falle  der  Entmündigung. 

2.  Direkte  Gesetzgebung  durch  das  Volk  vermittels  des  Vorschlags- 
und Verwerfungsrechts.  Selbstbestimmung  und  Selbstverwaltung 
des  Volks  in  Reich,  Staat,  Provinz  und  Gemeinde.  Wahl  der 
Behörden  durch  das  Volk,  Verantwortlichkeit  und  Haftbarkeit 
derselben.    Jährliche  Steuerbewilligung. 

3.  Erziehung  zur  allgemeinen  Wehrhaftigkeit.  Volkswehr  an  Stelle 
der  stehenden  Heere.  Entscheidung  über  Krieg  und  Frieden 
durch  die  Volksvertretung.  Schlichtung  aller  internationalen 
Streitigkeiten  auf  schiedsgerichtlichem  Wege. 

4.  Abschaffung  aller  Gesetze,  welche  die  freie  Meinungsäußerung 
und  das  Recht  der  Vereinigung  und  Versammlung  einschränken 
oder  unterdrücken. 

5.  Abschaffung  aller  Gesetze,  welche  die  Frau  in  öffentlich-  und 
privatrechtlicher  Beziehung  gegenüber  dem  Manne  benachteiligen. 

6.  Erklärung  der  Religion  zur  Privatsache.  Abschaffung  aller  Auf- 
wendungen aus  öffentlichen  Mitteln  zu  kirchlichen  und  religiösen 
Zwecken.  Die  kirchlichen  und  religiösen  Gemeinschaften  sind  aln 
private  Vereinigungen  zu  betrachten,  welche  ihre  Angelegenheiten 
vollkommen  selbständig  ordnen. 

7.  Weltlichkeit  der  Schule.  Obligatorischer  Besuch  der  öffentlichen 
Volksschulen.  Unentgeltlichkeit  des  Unterrichts,  der  Lehrmittel 
und  der  Verpflegung  in  den  öffentlichen  Volksschulen,  sowie  in 
den  höheren  Bildnngsanstalten  für  diejenigen  Schüler  und  Schüle- 
rinnen, die  kraft  ihrer  Fähigkeiten  zur  weiteren  Ausbildung 
geeignet  erachtet  werden. 

8.  Unentgeltlichkeit  der  Rechtspflege  und  des  Rechtsbeistandes. 
Rechtsprechung  durch  vom  Volk  gewählte  Richter.    Berufung  in 
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Strafsachen.  Entschädigung  unschuldig  Angeklagter,  Verhafteter 
und  Verurteilter.  Abschaffung  der  Todesstrafe. 
9.  Unentgeltlichkeit  der  ärztlichen  Hilfeleistung  einschließlich  der 
Geburtshilfe  und  der  Heilmittel.  Unentgeltlichkeit  der  Toten- 
bestattung. 
10.  Stufenweise  steigende  Einkommen-  und  Vermögenssteuer  zur  Be- 
streitung aller  öffentlichen  Ausgaben,  soweit  diese  durch  Steuern  zu 
decken  sind.  Selbsteinschätzungspflicht.  Erbschaftssteuer,  stufen- 
weise steigend  nach  Umfang  des  Erbguts  und  nach  dem  Grade  der 
Verwandtschaft.  Abschaffung  aller  indirekten  Steuern,  Zölle  und 
sonstigen  wirtschaftspolitischen  Maßnahmen,  welche  die  Interessen 
der  Allgemeinheit  den  Interessen  einer  bevorzugten  Minderheit 
opfern. 

Zum  Schutze  der  Arbeiterklasse  fordert  die  Sozialdemokratische 
Partei  Deutschlands  zunächst: 

1.  Eine  wirksame  nationale  und  internationale  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung auf  folgender  Grundlage: 

a)  Festsetzung  eines  höchstens  acht  Stunden  betragenden  Normal- 
arbeitstages. 

b)  Verbot  der  Erwerbsarbeit  für  Kinder  unter  vierzehn  Jahren. 

c)  Verbot  der  Nachtarbeit,  außer  für  solche  Industriezweige,  die 
ihrer  Natur  nach,  aus  technischen  Gründen  oder  aus  Gründen 
der  öffentlichen  Wohlfahrt  Nachtarbeit  erheischen. 

d)  Eine  ununterbrochene  Ruhepause  von  mindestens  36  Stunden 
in  jeder  Woche  für  jeden  Arbeiter. 

e)  Verbot  des  Trucksystems. 

2.  Überwachung  aller  gewerblichen  Betriebe,  Erforschung  und  Re- 
gelung der  Arbeitsverhältnisse  in  Stadt  und  Land  durch  ein 
Reichsarbeitsamt,  Bezirksarbeitsämter  und  Arbeitskammern.  Durch- 
greifende gewerbliche  Hygiene. 

3.  Rechtliche  Gleichstellung  der  landwirtschaftlichen  Arbeiter  und 
Dienstboten  mit  den  gewerblichen  Arbeitern;  Beseitigung  der 
Gesindeordn  angen. 

4.  Sicherstellung  des  Koalitionsrechts. 

5.  Übernahme  der  gesamten  Arbeiterversicherung  durch  das  Reich 
mit  maßgebender  Mitwirkung  der  Arbeiter   an   der  Verwaltung. 

Um  nur  einen  Punkt  herauszugreifen,  an  dem  auf  das 
Klarste  der  logische  Widersinn  dieser  praktischen  Forde- 
rungen gegenüber  dem  erhofften  Endziel  erwiesen  werden 
kann,  nehmen  wir  den  Punkt  10,  die  Forderung  einer 
stufenweise  steigenden  Einkommensteuer.  Würde  diese 
Forderung  bewilligt   und   bis   in   ihre   letzte   Konsequenz 
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fortgeführt,  so  daß  bis  100  oder  doch  annähernd  100  Proz. 
Einkommen-  und  Vermögenssteuer  bezahlt  werden  müßten, 
so  wäre  damit  das  prinzipielle  Programm  ad  absurdum  ge- 
führt, da  die  „mit  historischer  Notwendigkeit  eintretende" 
Akkumulation  des  Kapitals  dann  völlig  unmöglich  wäre. 
Hier  oder  dort  —  an  einer  Stelle  muß  der  logische  Fehler 
liegen ! 

Aber  Kautsky  kümmert  das  nicht.  Er  erklärt  mit 
souveräner  Verachtung  aller  Gesetze,  die  die  Logik  stellt 
und  die  er  bei  seiner  Kritik  der  Sozialreform  der  bürger- 
lichen Parteien  nachdrücklichst  zu  wahren  weiß,  dies  seien 
die  „Forderungen,  welche  die  Sozialdemokratie  als  prak- 
tische Partei  an  die  heutige  Gesellschaft  und  an  den 
heutigen  Staat  stellt,  um  damit  dieEr  reichung  ihrer 
Endziele  anzubahnen",  statt  zu  sagen,  um  damit  die 
Erreichung  ihrer  Endziele  immer  mehr  in  die  Ferne  zu 
rücken  und  schließlich  ganz  aufzugeben. 

Eine  treffliche  Schilderung,  wohin  der  vom  zweiten 
Teil  des  Erfurter  Programms  gewiesene  Weg  mit  Notwendig- 
keit führen  muß,  gibt  der  Sozialdemokrat  Kampffmeyer  in 
seinem  schon  genannten  Buche:  Wohin  steuert  die  ökono- 
mische Entwicklung?  Keine  Gegensätze  erweitern  sich  da 
immer  mehr,  kein  Klassenkampf,  nein,  das  reine  soziale  und 
wirtschaftliche  Eden  wird  mit  ihm  allmählich  erschlossen. 

„Der  zweite  Teil  des  Erfurter  Programms  basiert  aut 
der  Idee  eines  sich  völlig  demokratisch  auswachsenden 
Staates.  Und  von  diesem  Staate  erwartet  man  eine  all- 
mähliche Sozialisierung  der  heutigen  Wirtschaftsweise.  Die 
Schule  öffnet  sich  allen  sozialen  Klassen,  die  Rechtshilfe 
wird  unentgeltlich  geleistet,  die  Kranken-  und  Rekonvales- 
zentenhäuser stehen  allen  frei,  die  gewerblichen  Betriebe 
werden  staatlich  überwacht,  Arbeitsämter  regeln  die  Arbeits- 
verhältnisse in  Stadt  und  Land,  die  ganze  Arbeiterver- 
sicherung übernimmt  der  Staat.  Der  Staat  bricht  überall 
in  den  Herrschaftsbereich  des  kapitalistischen  Monopolismus 
ein,  er  knebelt   dem  Kapitalismus  Hände   und  Füße  und 
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streift  von  den  Lohnarbeitern  eine  Fessel  nach  der  an- 
deren." 

Daß  ein  Mann,  der  solches  schreibt,  ein  erklärter 
Gegner  von  Marxismus  und  dem  ersten  Teile  des  Erfurter 
Programms  ist  oder  doch  sein  sollte,  braucht  kaum  dabei 
bemerkt  zu  werden. 

Als  v.  Vollmar  ähnliche  Forderungen,  aber  konsequent 
ohne  den  in  unlogischer  Weise  voraufmarschierenden  theo- 
retischen Aufputz  vor  der  Aufstellung  des  Erfurter  Pro- 
gramms vertrat,  da  wurde  er  als  Umstürzler  gebrandmarkt, 
der  an  den  heiligsten  Grundgesetzen  der  Partei  rüttele. 
Aber  Kautsky  setzt  dieselben  Forderungen  in  das  offizielle 
marxistische  Programm  und  predigt  dann  12  Jahre  später 
in  Dresden  eine  Taktik  der  Verschärfung  der  Gegensätze 
nach  dem  Rezept  des  orthodoxmarxistischen  ersten  Teiles. 

Noch  weit  deutlicher  tritt  der  grundsätzliche  Wider- 
spruch zwischen  Theorie  und  Taktik,  zwischen  unfrucht- 
barer utopistischer  Opposition  und  praktischer  Arbeit  im 
Parlament  hervor,  wo  die  nur-agitatorische  Politik  keinen 
Platz  findet,  und  die  praktische  Mitarbeit  sich  von  selbst 
durchsetzt.  Gewollt  oder  nicht  gewollt,  war  die  Sozial- 
demokratie einmal  im  Parlament,  und  war  sie  dort  zu  einer 
ausschlaggebenden  Größe  angewachsen,  so  mußte  sie  praktisch 
mitarbeiten.  Schon  1890—91  hatte  Vollmar  mit  allem  Nach- 
druck darauf  hingewiesen.  Und  da  sahen  die  Revolutionäre 
wie  schwer  praktische  Arbeit  war,  und  wie  verschieden 
die  Theorie  von  der  Taktik.  Dementsprechend  beschränkt 
sie  dort  auch  ihre  Forderungen. 

Man  lese  z.  B.  den  letzten  Reichstagswahlaufruf.  Da 
ist  kein  Klassenkampf  gefordert,  ja,  der  Aufruf  kennt 
das  Wort  nicht  einmal.  Oder  man  nehme  den  Aufruf: 
„An  die  Wähler  zum  preußischen  Landtag!"  Er  ist  zu 
umfangreich,  um  hier  wiedergegeben  zu  werden.  Er  stellt, 
nach  einem  längeren  Exkurs  über  das  preußische  Wahlrecht, 
ein  praktisches  Programm  auf,  in  dem  u.  a.  allgemeines 
gleiches  Wahlrecht,  achtstündiger  Normalarbeitstag,  Tren- 
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nung  von  Kirche  und  Staat,  Hebung  des  Volksschulwesens, 
öffentliche  Gesundheitspflege,  Wohnungsreform,  Forderung 
von  Kunst  und  Wissenschaft,  von  Industrie  und  Land- 
wirtschaft durch  Lehranstalten  und  Musterwerkstätten, 
Reform  der  Steuergesetzgebung  etc.  gefordert  werden.  Nichts 
von  Klassenkampf,  nichts  von  Revolution,  auch  nicht  in  der 
Dekoration  einer  „prinzipiellen"  Einleitung.  Nehmen  wir 
daneben  irgend  ein  liberales  Programm,  so  ist  der  Unter- 
schied zwischen  beiden  nicht  zu  erkennen.  So  forderte  das 
Programm  der  badischen  deutschen  Volkspartei  u.  a.  allge- 
meines, direktes  und  geheimes  Wahlrecht  ohne  jede  Ein- 
schränkung. Freieste  Ausgestaltung  des  Vereins-  und  Ver- 
sammlungsrechts. Wahre  Selbstverwaltung  in  Gemeinde, 
Bezirk  und  Kreis.  Trennung  von  Staat  und  Kirche.  Durch- 
greifende Reform  unserer  Volksschule.  Anweisung  der 
Gerichtsbehörden  zur  Einführung  von  Amtstagen  für  kosten- 
freie Rats-  und  Auskunftserteilung.  Aufhebung  aller  Vor- 
rechte des  grund-  und  standesherrlichen  Adels.  Gerechtere 
Verteilung  der  Steuerlasten.  Verbesserung  der  Arbeiter- 
verhältnisse (Schaffung  von  Arbeitskammern;  Aufstellung 
weiterer  Fabrikinspektoren  mit  Hinzuziehung  weiblicher 
Hilfskräfte;  allgemeine  Organisation  des  Arbeitsnachweises 
und  anderes). 

Die  gleiche  Erfahrung  wird  fast  überall  gemacht:  wo 
die  Sozialdemokraten  zu  praktischer  Mitarbeit  kommen,  da 
geraten  sie  in  Widerspruch  mit  ihrer  Theorie.  In  der 
Parlamentskommission,  bei  staatlicher  Beratung,  Enquete 
etc.,  in  Arbeitsausschüssen,  überall  hört  man  von  der  eifrigen 
und  ersprießlichen  Mitarbeit  der  Sozialdemokraten;  aber 
alle  diese  Leute  sind  auch  damit  für  die  zielbewußten 
Radikalen  verloren  und  deshalb  wird  eine  derartige  Tätigkeit 
von  diesen  recht  scheel  angesehen. 

In  der  Tat,  eine  Versöhnung  zwischen  der  sozialdemo- 
kratischen revolutionären  Verelendungs-  und  Zusammen- 
bruchstheorie und  der  praktischen  Taktik  des  positiven 
sozialökonomischen  Aufbaus  ist  unmöglich.    Dieser  Gegen- 
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satz,  der  sich  zwischen  dem  ersten  und  zweiten  Haupt- 
teile des  Erfurter  Programms  findet,  ist  eine  große  Lüge. 
Das  erkennen  Revisionisten  aus  der  sozialdemokratischen 
Partei  unumwunden  an.  Gegen  die  Auffassung  Kautskys, 
daß  sich  die  Gegensätze  zu  der  herrschenden  Klasse  immer 
erweitern,  daß  es  zu  Konflikten  und  zum  Zusammenbruch 
kommen  müsse  und  deshalb  die  positive  praktische  Reform- 
arbeit doch  unnütz  sei,  schreibt  z.  B.  der  Redakteur  des 
Karlsruher  Volksfreunds  Kolb  in  den  Sozial.  Monatsh.  (1903 
IL  Bd.):  „Wenn  das  richtig  wäre,  das  heißt,  wenn  die 
gesetzliche,  organische  Entwicklung  ausgeschlossen  ist, 
dann  erfordert  es  die  Ehrlichkeit  zu  erklären,  daß 
der  zweite  Teil  unseres  Programms  eigentlich 
nur  eine  Dekoration  zum  ersten  Teil  desselben 
sei;  es  ist  dann  nicht  daran  zu  denken,  daß  dieses 
Programm  ganz  oder  teilweise  innerhalb  des  kapitalis- 
tischen Staates  verwirklicht  werden  kann,  denn  jede 
einzelne  der  dort  aufgeführten  Forderungen  widerspricht 
den  Interessen  der  Bourgeoisie.  Es  muß  den  Leuten  oifeu 
und  ehrlich  gesagt  werden:  Gebt  euch  keinen  Hoffnungen 
hin,  daß  unsere  parlamentarische  Tätigkeit  von  Erfolg  sein 
wird.  Die  Revolution  muß  kommen,  es  führt  kein  anderer 
Weg  zur  sozialistischen  Gesellschaft.  Wenn  die  Revolution 
aber  kommen  muß,  dann  darf  und  kann  mit  der  bisherigen 
bewährten  Taktik  nicht  mehr  weitergearbeitet  werden,  dann 
müssen  wir  die  von  den  Jungen  im  Jahre  1890 — 1891  vor- 
geschlagene Taktik  der  Verschärfung  der  Gegensätze  akzep- 
tieren. Das  wäre  logisch,  ehrlich  und  konsequent. 
Unsere  bisherige  bewährte  Taktik  ist  die  in  die  Praxis 
übersetzte  Theorie  der  Evolution.  Es  gibt  nur  die  Alter- 
native :  Entweder  wir  ziehen  aus  unserer  bisherigen  Taktik 
die  Konsequenzen  für  die  Theorie,  oder  wir  ziehen  aus  der 
Zusammenbruchstheorie  die  Konsequenzen  für  die  künftige 
Taktik.  Der  Widerspruch  zwischen  Theorie  und 
Taktik  kann  auf  die  Dauer  nicht  bestehen  bleiben, 

Brunhaber,  Die  heutige  Sozialdemokratie.  1* 
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denn  er   führt   immer   wieder   zu   inneren  Kon- 
flikten." 

Der  größte  Konflikt,  zu  dem  dieser  Widerspruch  in 
Theorie  und  Taktik  geführt  hat.  ist,  wie  gesagt,  jene  innere 
Lüge,  auf  der  das  Erfurter  Programm  aufgebaut  ist,  jener 
Gegensatz  zwischen  dem  ersten  und  zweiten  Teil,  eine 
Lüge,  die  nicht  allein  die  Lehre,  sondern  auch  das  Leben 
dieser  großen  Partei  durchzieht  und  die  den  Keim  des 
Unterganges  der  Sozialdemokratie  notwendigerweise  in  sich 
tragen  muß,  da,  wie  wir  sehen  werden,  eine  mechanische, 
rein  äußerliche  Programmänderung  zur  Beseitigung  der 
Gegensätze  nicht  ausreicht. 


VI.  Abschnitt. 


Kapitel  20. 

Das  Bild  der  heutigen  Sozialdemokratie. 

So  haben  wir  denn  den  weiten  Weg  zurückgelegt  von 
den  philosophisch-ethischen  Motiven,  in  denen  die  tiefen 
Wurzeln  des  Sozialismus  von  jeher  bis  zur  heutigen  Sozial- 
demokratie geruht  haben,  bis  zu  der  praktischen  Betäti- 
gung, die  sie  in  den  einzelnen  Fragen  der  Tagespolitik 
heute  einnimmt.  Es  war  zum  größten  Teil  kein  erfreu- 
licher Weg,  der  über  Strecken  ging,  deren  Untergrund  hohl 
und  gefährlich  klang. 

Welches  Bild  bietet  die  heutige  Sozialdemokratie? 

Zwei  unüberbrückbare  Widersprüche  zer- 
reißen heute  die  Lehre  und  das  Leben  der 
Partei.  Der  Widerspruch  in  der  Lehre  liegt  darin, 
daß  sich  die  Partei  mit  ihrem  Programm  auf  den  Stand- 
punkt der  Marxistischen  Lehren  vom  Klassenkampf  und 
von  einer  fortschreitenden  Verschlimmerung  der  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse  stellt,  die  in  einer  Katastrophe  enden 
müssen,  während  nach  demselben  Programm  die  prak- 
tische Tätigkeit  der  Partei  darauf  gerichtet  sein  soll, 
diese  angeblich  naturnotwendige  und  nur  zum  Vorteil  der 
Proletarierpartei  dienende  Entwicklung  durch  Reformmaß- 
nahmen zu  hemmen  und  zu  paralysieren.  Der  zweite 
ebenso  tiefe  Widerspruch  findet  sich  im  Leben  der  Partei 

ll* 
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und  beruht  darauf,  daß  ein  großer  Teil  sowohl  der  eigenen 
Partei angehörigen  wie  noch  mehr  der  Wählerschaft  grund- 
sätzlich erklärte  Gegner  des  sozialdemokra- 
tischen Programms  sind. 

Denn  sie  wollen  an  die  Stelle  der  Revolution  und  des 
Klassenkampfes  den  Weg  der  friedlichen  Sozialreform  setzen, 
während  der  andere  Teil  der  Partei  in  der  Theorie  auf 
dem  marxistischen  Boden  des  Erfurter  Programms  steht 
und  in  der  Taktik  den  orthodox-revolutionären  Klassen- 
kampfstandpunkt  einnimmt.  Die  Kämpfe  dieser  beiden 
Richtungen  über  die  Theorie  wie  über  die  Taktik  füllen 
das  innere  Leben  der  Partei  hauptsächlich  aus,  wenn  wir 
vorläufig  noch  von  dem  entgegengesetzten  Streben  einer 
weiteren  Radikalisierung  in  anarchisch-revolutionärem  Sinne 
absehen,  da  dieses  quantitativ  noch  erst  einen  zu  geringen 
Umfang  erreicht  hat.  An  den  Kämpfen  der  Revisionisten 
und  Orthodoxen  muß  man  zeigen,  welches  Bild  der  Zerrissen- 
heit sich  dem  schärfer  hinblickenden  Auge  unter  der  glatten 
äußeren  Decke  der  Partei  ein  hei  t,  wie  sie  die  Führer 
immer  wieder  betonen,  darbietet. 

Die  Aufgabe  würde  sich  zwar  höchst  ergiebig,  aber 
innerlich  doch  nicht  wissenschaftlich  überzeugend  gestalten, 
wollte  man  den  Gegensatz  zwischen  Orthodoxen  und  Revi- 
sionisten, zwischen  sozialdemokratischen  Bourgeois  und 
sozialdemokratischen  Proletariern,  zwischen  Akademikern 
und  Arbeiterabgeordneten  innerhalb  der  Partei  durch  die 
maßlosen  wüsten  Anpöbele ien  der  Parteitage  beweisen, 
von  denen  die  Dresdner  Tagung  als  klassische  Stätte  des 
Schimpf  Jargons  bezeichnet  werden  muß.  Die  wüsten  Aus- 
fälle Bebeis  und  Mehrings,  die  ihre  Anklagen  gegen  die 
Parteigenossen  nicht  mehr  aussprachen,  sondern  „ausspieen", 
wie  selbst  Sozialdemokraten  sagten,  sind  so  unerquicklich 
und  noch  so  lebhaft  in  Erinnerung,  daß  wir  nicht  näher 
darauf  eingehen  wollen.  Immerhin  aber  waren  sie  an 
dieser  Stelle  als  symptomatische  Anzeichen  zu  erwähnen. 
Ähnlich  steht  es  'mit  der  Parteipresse,  von  der  z.  B. 
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die  Leipziger  Volkszeitung  —  um  nur  2  Beispiele  heraus- 
zugreifen —  folgenden  lieblichen  Erguß  über  die  Revisio- 
nisten in  einem  „Festartikel"  zum  Dresdner  Parteitag  aus- 
schüttete: „Bisher  hat  man  als  die  beliebtesten  geistigen 
Waffen  der  Revisionisten  die  gegenseitige  Lobhudelei  und 
Beweihräucherung  kennen  gelernt.  Jetzt  scheint  das 
Arsenal  des  Revisionismus  durch  einige  neue  Stücke  be- 
reichert werden  zu  sollen:  Die  Denunziation  und  die  Ehr- 
abschneiderei . . .  Hier  [in  der  Parteimoral,  die  von  einzelnen 
Vertretern  des  Revisionismus  betätigt  worden  ist]  kann 
nicht  durch  Parteitagsbeschlüsse  und  Resolutionen  Wandel 
geschafft  werden;  hier  kann  nur  eine  öffentliche  Kenn- 
zeichnung des  frivolen  Treibens  vereinzelter  Parteiverderber 
helfen,  das  das  gesamte  Parteileben  zu  korrumpieren  droht." 

Oder  wenn  im  Vorwärts,  dessen  Ton  als  noch  zu  höf- 
lich von  den  Radikalen  getadelt  wird,  zu  lesen  steht:  „Die 
Leipziger  Volkszeitung  verteidigt  seit  jeher  nach  demselben 
Muster  das  Recht  auf  den  schlechten  Ton,  das  sie 
sich  allerdings  durchaus  als  monopolistisches  Recht 
denkt.  Wenigstens  möchten  wir  niemandem  raten,  mit  der 
Leipziger  Volkszeitung  in  irgend  einer  Frage  nicht  ganz 
einverstanden  zu  sein,  auch  die  höflichsten  und  zarte- 
sten Ausdrücke  eines  solchen  Gegensatzes  würden  nicht 
davor  schützen,  morgen  in  diesem  Parteiblatt  zu  lesen, 
daß  ein  Bubenstück  an  ihm  verübt  worden  sei, 
wie  es  in  der  Geschichte  der  entarteten  Gesell- 
schaftsklassen auch  von  den  verwahrlosesten 
Individuen  noch  niemals  begangen  worden  sei.  Wer 
sich  gegen  dieses  monopolistische  Recht  auf  den  schlechten 
Ton  wehrt,  der  ist  —  das  wird  stets  als  einziges  Ar- 
gument angeführt  —  philisterhaft  oder  sentimental,  er 
ist  weinerlich,  er  flennt,  er  ist  zimperlich  wie  eine  alte 
Jungfer,  er  ist  ein  Schwächling,  kurz  er  ist  ein  Idiot  und 
ein  Lump  obendrein." 

Und  diese  sich  in  den  schwersten  Invektiven  Luft 
machende  Gegnerschaft  ist  nicht  das  Produkt  einer  plötz- 
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liehen  Erregung,  nein,  es  ist  der  Ausfluß  der  tiefen  inneren 
Gegensätze  zwischen  der  revolutionären  Auffassung  eines 
Mehring,  Jäckh  und  Genossen  in  Leipzig  und  den  sozial- 
reformerischen  Revisionisten  Eisner  und  Genossen  in  Berlin. 
Was  hilft  es,  wenn  selbst  Bebel  ein  Organ  wie  die  Leip- 
ziger Volkszeitung  vor  dem  Reichstag  abschüttelt,  Tausende 
von  Anhängern  stehen  hinter  solchen  Ansichten  und  zahl- 
lose radikale  Preßorgane  freuen  sich,  wenn  einmal  die 
Leipziger  scharfe  Ecke  „eine  prinzipielle  systematische 
Erörterung"  über  die  „wissentlich  unwahren  Schmähungen" 
des  Vorwärts  abhält.  Es  ist  fast  scherzhaft,  wenn  man 
eine  der  jetzigen  Nummern  des  Vorwärts  —  etwa  Nr.  205, 
1905  —  betrachtet,  die  fast  eine  Festnummer  zur  Be- 
kämpfung der  Sozialdemokratie  sein  könnte.  Fast  nichts 
gegen  Staat,  Wirtschaft  und  andere  Parteien  findet  man  darin, 
sondern  die  verschiedensten  spaltenlangen  Aufsätze  behandeln 
nach  allen  Richtungen  den  sich  in  der  Partei  vollziehen- 
den Zersetzungsprozeß,  in  der  Gestalt  von  materiellen 
(Generalstreik),  parteitaktischen  (revolutionäre  Gewerk- 
schaftsströmung) und  persönlichen  (Leipziger  Volkszeitung) 
Polemiken.  (Dazwischen  findet  man  nur  unter  wenigem 
anderen  eine  anerkennende  Notiz  über  das  Hinscheiden  des 
sozialpolitisch  hervorragend  tätig  gewesenen  Unterstaats- 
sekretärs Lohmann!)  Alles  dies  im  „Zentralorgan  der 
sozialdemokratischen  Partei  Deutschlands". 

Man  bedenke,  das  eine  Parteiorgan  hält  mit  dem  anderen 
eine  „prinzipielle  systematische  Erörterung"  und  wenn  dann 
die  Wahlen  kommen,  oder  die  Partei  in  einer  Änderung  von 
Programm  und  Charakter  oder  durch  eine  Spaltung  die  allein 
mögliche  Konsequenz  ziehen  soll,  dann  ist  alles  einig, 
Radikale  wie  Revisionisten,  trotz  aller  Beschimpfungen, 
trotz  aller  „prinzipiell-systematischen"  Auseinandersetzungen. 
Eine  nette  Einigkeit  auf  Grund  einer  netten  Moral! 

Die  prinzipielle  tiefe  Kluft,  die  die  sozialdemokratische 
Partei  innerlich  in  der  Theorie  und  äußerlich  in  der  Taktik 
scheidet,  findet  ihren  krassesten  Ausdruck  in  dem  Gegen- 
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satz  zwischen  den  Revisionisten  und  den  radikalen 
Marxisten. 

Wenn  wir  auch  keine  systematische  Darstellung  der 
Verschiedenheiten  in  den  Anschauungen  dieser  beiden  Partei- 
strömungen gegeben  haben,  die  die  ganze  Lehre  und  das 
ganze  Leben  der  Partei  durchziehen,  so  konnten  wir  doch 
fast  in  sämtlichen  Kapiteln,  sowohl  denen,  die  sich  mit  der 
Theorie,  wie  denen,  die  sich  mit  der  Taktik  befassen,  auf 
die  prinzipielle  Verschiedenheit  der  Auffassung  hinweisen. 

Die  ganze  wissenschaftliche  Kritik  und  Widerlegung 
des  Marxistischen  Systems  und  des  Erfurter  Programms 
ist  von  den  Revisionisten  ausgegangen,  während  der  radi- 
kale Flügel  daran  festhält.  Die  Kapitel  über  Revolution 
und  Sozialreform,  so  unvollständig  sie  in  dem  auf  diesen 
Streit  bezüglichen  Material  waren,  zeigten  die  unversöhn- 
lichen Gegensätze.  Am  deutlichsten  aber  zeigte  es  wohl 
die  Lehre  von  dem  Charakter  der  Partei  als  Klassen- 
partei und  ihrem  Klassenkampf  Charakter,  diese  Lehre 
der  Radikalen,  die  von  der  sozialen  Versöhnung  der 
Revisionisten  mit  den  anderen  Parteien,  mit  dem  Staate  und 
mit  der  heutigen  Wirtschaft  auch  nicht  im  entferntesten 
etwas  wissen  will. 

An  dieser  Stelle,  wo  ein  äußeres  Bild  des  Parteiganzen 
gegeben  werden  soll,  kann  auf  den  materiellen  Inhalt  der 
prinzipiellen  Gegensätze  nicht  mehr  eingegangen  werden. 
Hier  wollen  wir  nur  zeigen,  in  welcher  Weise  diese  Gegen- 
sätze zwischen  Revisionisten  und  Radikalen  innerhalb  des 
Parteilebens  zum  Austrag  kommen  und  welche  unglaubliche 
Lüge  es  ist,  von  einer  Einheit  der  Partei  zu  sprechen. 
Es  kann  sich  bei  der  zeitlichen  Länge  und  bei  der  Inten- 
sität dieses  Kampfes  natürlich  nur  um  einzelne  ganz  wenige 
markante  Proben  handeln. 

Schon  gleich  als  Vollmar  die  ersten  —  allerdings  recht 
gründlichen  —  Revisionen  durch  seine  Eldorado-Reden  1891 
und  seine  Ansprachen  auf  dem  Erfurter  Parteitag  vornahm, 
setzte  ein  ungemein  scharfer  Kampf  gegen  ihn  ein,  der  den 
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bayrischen  Führer  veranlaßt^,  bereits  1891  die  Kabinetts- 
frage zu  stellen,  die  jedoch  schleunigst  durch  ein  Kom- 
promiß beseitigt  wurde.  Der  damals  noch  zartfühlige  Herr 
ist  inzwischen  etwas  weniger  feinfühlig  geworden,  und  die 
scharfen  Provokationen  in  Dresden  wie  die  noch  unver- 
blümteren Beleidigungen  seiner  Parteigenossen  wegen  seines 
in  bürgerlichen  Blättern  inszenierten  Auftretens  gegen  den 
rüden  Ton  der  sozialdemokratischen  Presse  haben  es  nicht 
vermocht,  diesen  Revisionisten  von  der  Unvereinbarkeit 
solcher  Gegensätze  zu  überzeugen. 

Ähnlich  erging  es  Bernstein,  der  im  Gegensatz  zu 
Vollmars  praktischem  Revisionismus  der  wissenschaftlichen 
Seite  des  Programms  auf  den  Leib  rückte.  Nach  seinen 
verschiedenen,  allerdings  von  Grund  aus  umstürzenden 
wissenschaftlichen  Schriften  gegen  die  Sozialdemokratie, 
die  auch  in  diesen  Aufsätzen  häufig  verwertet  werden 
mußten,  hielt  man  die  Generalabrechnung  mit  ihm  im 
Jahre  1901  auf  dem  Lübecker  Parteitage.  Auf  die  formelle 
Art  seiner  Zurechtweisung  einzugehen,  hat  hier  kein  weiteres 
Interesse.  Dagegen  ist  kennzeichnend,  daß  sich  materiell 
der  Parteitag  vollständig  von  Bernsteins  Lehren  abwandte 
und  ihm  durch  Bebel  einen  Tadel  erteilte,  der  mit  203  zu 
31  Stimmen  gebilligt  wurde.  Bernstein  hat  sich  in  jenem 
Jahre  dem  Tadel  mit  den  gewundenen  Worten  unterworfen : 
„Werte  Genossen!  Wie  ich  schon  in  meiner  Zuschrift  an 
den  Stuttgarter  Parteitag  erklärt  habe,  kann  ein  Votum 
des  Kongresses  mich  selbstverständlich  in  meiner  Über- 
zeugung nicht  irre  machen.  Es  ist  mir  aber  zugleich  das 
Votum  der  Mehrheit  der  Genossen  niemals  gleichgültig. 
Meine  Überzeugung  ist  die,  daß  in  dieser  Resolution  mir 
objektiv  unrecht  geschieht,  daß  sie  auf  falschen  Vor- 
aussetzungen beruht,  wie  ich  Ihnen  das  schon  ausgeführt 
habe.  Aber  nachdem  Genosse  Bebel  erklärt  hat,  daß  mit 
seiner  Resolution  kein  Mißtrauensvotum  verbunden  sein 
soll,  erkläre  ich  fernerhin,  daß  ich  das  Votum  der  Mehr- 
heit des  Parteitages  alseinsolchesentgegennehmen 
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und  ihm  diejenige  Achtung  und  Berücksichtigung 
entgegenbringen  werde,  die  einem  solchen  Kongreßbeschluß 
gebührt". 

So  brachte  man  den  Revisionismus  und  er  sich  selbst 
künstlich  und  mit  wissenschaftlich  nicht  ganz  ehrlichen  Mit- 
teln zum  Schweigen.  Allein  damit  machte  man  ihn  nicht  tot. 
Er  lebte  vielmehr  weiter  und  marschierte  munter  darauf  los. 
In  dem  gleichen  Maße,  wie  er  an  Umfang  zunahm,  wuchs 
auch  der  Widerstand.  In  zahllosen  Zeitungspolemiken  mach- 
ten die  Kautsky,  Rosa  Luxemburg  u.  a.  ihrem  immer  heftiger 
werdenden  Unwillen  Luft,  der  jedesmal  auf  den  Parteitagen 
zum  offenen  Ausbruch  kam.  Einen  Höhepunkt  erreichte 
der  Kampf  der  Radikalen  gegen  die  Revisionisten  zwischen 
dem  Wahlsieg  der  Sozialdemokratie  im  Sommer  1903  und 
dem  im  Herbst  desselben  Jahres  tagenden  Dresdener  Partei- 
tag, als  Bebel  in  der  Neuen  Zeit  zuerst  eine  klobige  Er- 
klärung gegen  Bernstein  losließ,  der  der  Partei  den  Wahl- 
sieg „verekeln4'  wolle.  Das  gleiche  hatte  Heine  getan  und 
Vollmar  schloß  sich  zustimmend  an.  Nun  aber  rückte 
Bebel  am  5.  September  in  der  Neuen  Zeit  mit  schwerem 
Geschütz  an,  mit  einer  prinzipiellen  Erklärung  über  alles, 
was  revisionistisch  hieß. 

Persönlich  am  übelsten  spielte  er  darin  Vollmar  mit, 
der  plötzlich  auf  der  Bildfläche  erschienen  sei  und  ihn 
(Bebel)  mit  den  ganzen  Aplomb,  dessen  er  fähig  wäre,  ab- 
gekanzelt habe.  Die  prinzipielle  Abrechnung  mit 
dem  gesamten  Revisionismus  ist  das  wichtigste  dieser  Er- 
klärung. In  diesem  historischen  Dokument  des  Zersetzungs- 
prozesses heißt  es  u.  a.:  „Damit  komme  ich  auf  einen  Punkt, 
der  endlich  zu  einer  rückhaltlosen  Auseinandersetzung 
zwischen  uns  auffordert.  Die  Revidierungen,  die  seit 
nunmehr  vollen  sechs  Jahren  sich  in  unabsehbarer  Reihen- 
folge an  allem,  was  die  Partei  war  und  ist,  tut  oder  nicht 
tut,  wiederholen  —  und  allmählich  in  der  Partei  einen 
Zustand  der  Gereiztheit  und  der  Erbitterung  erzeugt  haben, 
von  der  unsere  Revisionisten,  so  scheint  mir,  keine  rechte 
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Vorstellung  haben  — ,  finden  in  einem  großen  Teile  der 
bürgerlichen  Presse  ein  lebhaftes  Echo.  Daß  ein  Teil 
unserer  Revisionisten  darauf  hinarbeitet,  den  Gegensatz 
zwischen  bürgerlicher  Gesellschaft  und  klassenbewußtem 
Proletariat  mehr  und  mehr  abzuschwächen,  ist  für  mich 
außer  Zweifel.  Seit  der  Rede  Vollmars  im  Juni  1891  in 
München,  in  der  er  offen  und  für  alle  Welt  sichtbar  seine 
Mauserung  vom  ehemaligen  Hyperradikalen  zu  einem  Hyper- 
opportunisten  dokumentierte  —  eine  Mauserung,  die  ver- 
schiedene ehemalige  Hyperradikale  in  der  Partei  seitdem 
auch  machten  — ,  treten  diese  Strebungen  immer  lebhafter 
hervor. 

Eine  Reihe  Debatten,  die  wir  über  diese  Strebungen 
seitdem  auf  den  verschiedenen  Parteitagen  gehabt  und  die 
uns,  wie  zum  Beispiel  in  der  Budgetbewilligungsfrage,  zur 
Annahme  bestimmter  Anträge  zwangen,  bestätigen  dieses. 
An  diesem  Streben,  die  Gegensätze  zwischen  bürgerlicher 
Gesellschaft  und  Sozialdemokratie  zu  mildern,  die  Reibungs- 
flächen zwischen  ihnen  zu  verkleinern,  vermochten  bisher 
alle  bösen  Erfahrungen,  die  wir  mit  dem  Liberalismus  noch 
bis  in  die  letzten  Tage  gemacht,  nichts  zu  ändern.  Sehr 
natürlich.  Indem  man  die  Gegensätze  abzuschwächen  sucht, 
nähert  sich  der  Liberalismus  nicht  uns,  sondern  wir  nähern 
uns  ihm.  Daraus  folgt  weiter  das  Bestreben,  jeder  kleinen 
Konzession,  die  wir  auf  parlamentarischem  Gebiet  dem 
Gegner  abtrotzen,  zuzustimmen,  was  schon  so  häufig  heftige 
Auseinandersetzungen  in  der  Fraktion,  hervorgerufen  hat 
—  und  was  notwendig  wieder  unsere  Gegner  dazu  bringen 
muß,  daß,  je  bescheidener  wir  werden,  sie  um  so  weniger 
uns  entgegenkommen.  Andererseits  müssen  diese  Kon- 
zessionen bei  der  Masse  als  möglichst  große  Errungen- 
schaften dargestellt  werden,  weil  sonst  die  Massen  an  uns 
irre  wurden.  So  folgt  ein  falscher  Schritt  aus  dem  anderen. 
Die  Vizepräsidentenfrage  ist  nicht  nur  ein  Ring  in  dieser 
Kette,  sie  ist  ein  Stück  in  derselben.  Ich  habe  nachge- 
wiesen und  andere  mit  mir,  wie  aus  dem  ersten  Gange  zu 
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Hofe  weitere  Schritte  notwendig  folgten  und  wir  schließ- 
lich in  eine  Position  geraten  müssen,  in  der  es  ganz  un- 
möglich ist,  die  bisherige  Taktik  der  Partei  noch  aufrecht 
zu  erhalten.  Das  Leugnen  unserer  Revisionisten  darf  uns 
nicht  irre  machen;  sie  legen  sich  immer  aufs  Leugnen,  so- 
bald man  klare  Auskunft  von  ihnen  verlangt,  wohin  die 
Reise  geht.  Unsere  Gegner  wissen  aber  ganz  genau,  wo- 
hin diese  revisionistische  Taktik  mit  tödlicher  Sicherheit 
führen  muß,  daher  der  Jubel  und  das  Interesse,  mit  dem 
sie  jeden  Versuch  unserer  Revisionisten,  einen  Keil  in  die 
alte  Taktik  zu  treiben,  begrüßen  und  soweit  es  an  ihnen 
ist,  bestrebt  sind,  die  bestehenden  Gegensätze  in  der  Partei 
zu  erweitern.  Es  wird  gut  sein,  die  Sachen  uns  auch  von 
diesem  Standpunkt  aus  anzusehen.  Ein  kluger  Mann  sieht 
den  Dingen  gerade  ins  Gesicht  und  läßt  sich  weder  ver- 
blüffen noch  überraschen.  Vor  allem  höre  man  end- 
lich einmal  in  unserenReihen  mit  demKomödien- 
spiel  auf,  immerwieder  vonEinigkeit  undEin- 
heit  in  der  Partei  zu  reden  und  nach  jedem 
Parteitag  diese  Melodie  aufs  neue  anzustimmen, 
wo  von  Einigkeit  und  Einheit  keineRede  mehr 
ist  und  unsere  Revisionisten  systematisch  da- 
ran arbeiten,  die  Gegensätze  in  der  Partei  zu 
erweitern  und  diePartei  auf  die  schiefeEbene 
zu  drängen."  So  geschrieben  von  August  Bebel  am 
5.  Sept.  1903. 

Wenn  man  die  tiefere  Bedeutung  der  Wirtschafts- 
fragen für  die  sozialdemokratische  Partei  und  den  scharfen 
Gegensatz  der  verschiedenen  Parteigruppen  auch  in  diesen 
Fragen  recht  erkennen  will,  muß  man  die  prinzipielle, 
theoretische  und  taktische  Gegnerschaft  betrachten,  die 
innerlich  und  äußerlich  zwischen  den  gewerkschaft- 
lichen sozialdemokratischen  Bataillonen  und  dem  radikalen 
politischen  Flügel  besteht. 

Geradezu  zu  einem  offenen  Streite  um  die  Erringung 
der  Macht  in  der  Partei  ist  es  auf  dem  revisionistisch- 
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gewerkschaftlichen  Flügel  gekommen,  der  machtvoll 
und  erfolgreich  gegen  die  Radikalen  Sturm  läuft. 

Welche  Auffassung  die  Gewerkschaften  über  Evolution 
und  Revolution  haben,  wie  sie  bestrebt  sind,  eine  praktische 
Unterstützungspolitik  für  ihre  Mitglieder  zu  treiben,  wie 
sie  sich  also  prinzipiell  in  der  Grundauffassung  ihrer  Politik 
vom  Katastrophen-Marxismus  scheiden,  das  haben  wir  an 
früherer  Stelle  gesehen.  Hier  sei  nur  betont,  in  welchen 
tatsächlichen  praktischen  Gegensatz  sie  sich  damit  zu  der 
orthodoxen  sozialdemokratischen  Parteileitung  gesetzt  haben, 
die  anderseits  sehr  wohl  weiß,  daß  ihre  besten  und  höchst- 
stehenden Kerntruppen  doch  die  freien  Gewerkschaften  sind. 

Äußerlich  errang  die  Evolutionspolitik  der  Gewerk- 
schaften den  ersten  großen  politischen  Sieg  gegen  die 
offizielle  Parteileitung  bei  den  "Wahlen  zum  Reichstag  im 
Jahre  1903,  bei  denen  einige  altbewährte  Marxisten  nicht 
mehr  gewählt  wurden,  dafür  aber  die  Gewerkschaftler  Hue, 
Sachse,  Koersten  u.  a.  in  das  Parlament  einzogen.  Dadurch 
ist  es  denn  gekommen,  daß  die  Revisionisten  zusammen  mit 
den  Gewerkschaftlern  in  der  sozialdemokratischen  Fraktion 
des  Reichstages  die  Mehrheit  haben.  Die  Wirkung 
dieses  Zustandes  macht  sich  schon  seit  längerer  Zeit  fühl- 
bar, und  gerade  die  Reichstags  fr  aktion  hat  sich  zu 
einer  Hochburg  der  Revisionsbestrebungen  ent- 
wickelt. An  mancherlei  ist  das  zu  merken:  Wo  hat  jemand 
z.  B.  in  den  letzten  Jahren  im  Reichstag  ein  Wort  über 
den  veralteten  marxistischen  ersten  Teil  des  Erfurter  Pro- 
gramms gehört,  den  man  einfach  stillschweigend  unter 
den  Tisch  hat  fallen  lassen?  Dagegen  scheut  sich  die 
Fraktion  gar  nicht,  einmal  im  öffentlichen  Reichsparlament 
energisch  die  revolutionäre,  radikale  marxistische  Presse, 
allen  voran  die  Mehringsche  Leipziger  Volkszeitung,  von 
ihren  Rockschößen  zu  schütteln  oder  Bebeis  Zukunftsstaat 
offen  zu  verleugnen.  Immer  mehr  mußten  ja  auch  gerade 
die  parlamentarischen  Vertreter  im  Gegensatz  zu  den 
Agitatoren  erkennen,  daß  auf  die  Dauer  ohne  politische 
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Arbeit  nicht  durchzukommen  sei,  woraus  sie  die  praktische 
Folgerung  zogen,  für  eine  ganze  Reihe  von  Novellen  zu  den 
Arbeiterversicherungsgesetzen  zu  stimmen,  während  sich 
seinerzeit  die  radikal -oppositionelle  Fraktion  prinzipiell 
gegen  die  Hauptgesetze  ausgeprochen  hat.  Eine  andere 
Haltung  würde  den  Abgeordneten  allerdings  wohl  auch 
übel  bekommen  und  ihr  Mandat  steht  gar  zu  leicht  auf  dem 
Spiele.  Schon  jetzt  ist  es  dahin  gekommen,  daß  der  am 
meisten  revisionistische  Flügel  der  Wähler,  die  Gewerk- 
schaften, auf  der  Bremer  Tagung  einen  schweren  Tadel 
gegen  die  Fraktion  aussprach,  weil  sie  noch  immer  nicht 
genügende  praktische  Politik  getrieben  habe; 
hoffentlich  würde  sie  in  der  Zukunft  diesem  Verlangen  der 
Gewerkschaften  stärker  Rechnung  tragen. 

Die  gerade  entgegengesetzte  Wirkung  erregte  dagegen 
die  Fraktion  mit  ihrer  positiven  evolutionistischen  Politik 
bei  der  offiziellen  Parteileitung,  dem  Parteivorstand 
und  dem  unter  seiner  Macht  stehenden  Parteitage.  Diese 
sind  im  Gegensatz  zur  Fraktion  die  Hochburg  des 
Marxismus,  desErfurter  Programms,  derRevo- 
lutions-  und  zum  Teil  auch  der  Verelendungs- 
taktik geblieben.  Während  die  öffentliche  Tätigkeit  der 
Fraktion  und  ihre  Macht  im  Parlament  liegt,  ruht  das 
Schwergewicht  der  Parteileitung  bei  den  Parteitagen, 
die  sie  noch  vollkommen  beherrscht.  Auf  den  Parteitagen 
ist  deshalb  der  Orthodoxismus  eines  Kautsky,  Bebel,  Mehring 
noch  immer  Sieger  geblieben. 

Noch  hat  die  Parteileitung  mit  ihren  Radikalen  die 
Mehrheit,  aber  schon  wittert  sie  die  Morgenluft  des  Revi- 
sionismus, den  sie  besonders  unter  den  Fraktionsgenossen 
fürchtet.  Ein  eklatantes  Beispiel  aus  den  Verhandlungen 
über  die  Organisationsfrage  beleuchtet  diesen  Zustand.  Schon 
seit  Jahren  beschäftigt  die  Parteileitung  der  Plan,  ein  neues 
Organisationsstatut  aufzustellen,  um  die  Autorität  der  Partei- 
leitung gegenüber  der  wachsenden  Disziplinlosigkeit  zu 
stärken.    Auf  dem  Dresdener  Parteitag  ließ  sich  der  Partei- 
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vorstand  den  Auftrag  erteilen,  dem  nächstjährigen  Partei- 
tag einen  Organisationsentwurf  vorzulegen,  was  er  denn 
auch  in  Bremen  1904  tat.  Von  großem  Interesse  ist  da 
die  kleine  Änderung  der  Nr.  2  des  §  9.  Es  handelt  sich 
um  das  Recht  der  Teilnahme  am  Parteitage,  der  „die 
oberste  Vertretung  der  Partei  bildet".  Während' der  Ab- 
satz in  den  bisherigen  Entwürfen  lautete,  es  sind  be- 
rechtigt: ...  2.  Die  Mitglieder  der  Reichstagsfraktion,  . . . 
lautet  er  in  dem  vom  Parteivorstand  ausgearbeiteten  Ent- 
wurf: es  sind  berechtigt:  ...  2.  Die  Delegierten  der  Reichs- 
tagsfraktion, deren  Zahl  den  vierten  Teil  der 
Fraktionsstärke  nicht  übersteigen  darf.  Warum 
hat  der  orthodoxe  Partei  vorstand  das  getan?  —  Um  nicht 
den  Parteitag  in  die  Hände  dieser  gefährlichen  Brüder  fallen 
zu  lassen.  Aber  dieser  Anschlag  ist  mißglückt,  denn  der 
Entwurf  kam  wegen  der  vielen  Kritiken  gar  nicht  zur  Be- 
ratung und  die  13gliedrige  Kommission,  die  jetzt  einen 
neuen  Entwurf  ausgearbeitet  hat,  hat  die  alte  Fassung 
wieder  hergestellt.  Der  Parteitag  1905  in  Jena  hat  — 
allerdings  erst  nach  langen  und  heftigen  Kämpfen  —  end- 
gültig diese  Bestimmungen  bestätigt. 

Mit  solchen  Mitteln  will  der  Radikalismus  seine  letzte 
Machtposition,  die  Parteitage  retten,  die  er  zudem  als 
oberste  Instanz  und  Kontrollstelle  für  die  Fraktion  erhalten 
und  ausbauen  will. 

So  haben  sich  die  Gegensätze  aufgetürmt  in  der  Partei : 
bei  der  Wählerschaft,  den  Parteiangehörigen,  der  Fraktion 
und  der  Leitung. 

Allerdings  zeigen  sich  nun  doch  in  den  letzten  Jahren 
von  allen  Seiten  heimliche  und  offene  Stimmen,  die  mit 
Ernst  auf  eine  Revision  derVerhältnisse,  in  welcher 
Form  und  in  welcher  Richtung  es  auch  sei,  drängen. 

Da  waren  vorab  die  Leute,  Revisionisten  wie  gemäßigt 
Radikale,  die  rücksichtslos  eine  Änderung  des  Pro- 
gramms verlangten. 

Schon  kurz  nach  der  Annahme  des  jetzigen  Programms 
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in  Erfurt  1891  hatten  die  Bestrebungen  auf  eine  Eevision 
eingesetzt  und  zwar  an  dem  Punkte,  der  zweifellos  als  der 
schwächste  und  falscheste  des  ganzen  Programms  ange- 
sehen werden  muß,  an  der  Agrarfrage.  Schon  1894  stellten 
auf  dem  Parteitag  in  Frankfurt  Vollmar  und  der  verstorbene 
Schönlank  den  Antrag  auf  Aufstellung  eines  besonderen 
agrarpolitischen  Programms.  Obgleich  diese  Frage  aufs 
eingehendste  und  schlagendste  durch  die  beiden  Bücher 
Kautskys  und  Davids  geprüft  und  entschieden  worden  ist, 
ist  es  trotz  mancher  Anträge  bis  heute  noch  nicht  zu  einer 
Änderung  gekommen.  Immerhin  aber  hat  die  Aufrollung 
dieser  Frage  die  Veranlassung  gebildet,  eine  Revision  des 
gesamten  Programms  ins  Auge  zu  fassen:  die  Parteitage 
in  Hannover  und  Lübeck  bilden  die  Etappen  auf  diesem 
Wege.  Daß  diese  Versuche  ergebnislos  verlaufen  mußten, 
folgt  schon  aus  der  orthodox- in transigenten  Natur  der 
Parteitage,  wie  wir  sie  soeben  geschildert  haben.  Bebel 
erklärte  in  Hannover  in  einem  umfassenden  Referate 
über  die  Grundanschauungen,  daß  kein  Grund  zu  einer 
Änderung  vorliege  und  mit  216  gegen  21  Stimmen  bei  einer 
Stimmenthaltung  beschließt  der  Parteitag  eine  Resolution, 
in  der  der  erste  Absatz  lautet :  „Die  bisherige  Entwicklung 
der  bürgerlichen  Gesellschaft  gibt  der  Partei  keine  Ver- 
anlassung, ihre  Grundanschauungen  über  dieselbe  aufzugeben 
oder  zu  ändern."  Zwar  erklärte  Bebel  einige  Jahre  später 
in  Lübeck  und  Dresden  genau  das  Gegenteil,  als  er  sagte, 
daß  er  nicht  glaube,  daß  das  jetzige  Programm  noch  längere 
Jahre  ungeändert  erhalten  bleiben  könne,  aber  zu  der  ver- 
sprochenen Ausführung  einer  Revision,  zu  deren  Vorarbeiten 
eine  Kommission  eingesetzt  werden  sollte,  ist  es  nicht  ge- 
kommen. 

Während  Bebel  wenigstens  glaubt,  mit  einer  wenn  auch 
dilatorischen  und  dazu  rein  äußerlich  gedachten  Revision  des 
Programms  auskommen  zu  können,  erklärt  Kautsky  mit  klaren 
Worten  in  seinem  unter  Autorisation  des  Parteivorstandes 
im  Jahre  1904  erschienenen  Kommentar,  daß  an  eine  Pro- 
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grammrevision  nicht  gedacht  würde.  Ja  Kautsky  ver- 
teidigt mit  allen  Mitteln  auch  noch  materiell  das 
Programm,  und  um  einmal  an  einem  krassen  Beispiel 
die  Gegensätze  zwischen  Revionismus  und  Radikalismus  in 
bezug  auf  den  materiellen  Inhalt  des  Programms  zu  zeich- 
nen, seien  folgende  beiden  markanten  Äußerungen  vermerkt. 
Der  Radikalistenführer  Kautsky  schreibt  als  ungenannter 
Leitartikler  seines  Blattes  Die  neue  Zeit  (1903,  4  5.  Heft): 

„Wir,  deren  politisches  Gewissen  unserPar- 
teiprogramm  ist,  werden  all  den  Anregungen,  Ein- 
fällen und  Zweifeln,  die  sich  mit  diesem  Programm  mehr 
oder  weniger  in  den  Haaren  liegen,  die  angeblich  die 
kapitalistische  Gesellschaft  allmählich  aushöhlen  wollen,  ihr 
tatsächlich  aber  kein  Haar  krümmen  und  nur  das  demo- 
kratische Empfinden  der  Massen  aushöhlen,  die,  wenn  sie 
ungestört  fortwuchern,  eine  völlige  Desorganisation  der 
Geister  innerhalb  der  Partei  herbeiführen  müssen,  wir 
werden  ihnen  eine  nun  er  sc  hütter  liehen  Wider- 
st and  entgegensetzen,  und  wir  werden  siegen,  nicht 
weil  wir  klüger  oder  stärker  sind  als  unsere  staatsmänni- 
scher veranlagten  Genossen,  sondern  weil  wir  einen  Bundes- 
genossen haben,  der  auch  durch  die  geistreichsten  An- 
regungen, Einfälle  und  Zweifel  nicht  erstickt  werden  kann: 
wir  meinen  das  revolutionäreKlassenbewußtsein 
des  modernen  Proletariats." 

Dagegen  zeugt  von  etwas  katzenjämmerlicher  Stim- 
mung eine  Auslassung  des  Organs  des  gewerkschaftlichen 
Zimmererverbandes,  das  in  einer  Betrachtung  über  den 
Kölner  Gewerkschaftskongreß  und  die  Parteipresse  folgendes 
schreibt : 

„Es  ist  eine  offenkundige  Tatsache,  die  sozialdemokra- 
tische Partei  (wir  können,  ohne  Widerspruch  in  den  Kreisen 
unserer  Kameraden  zu  finden,  auch  dreist  sagen:  Unsere 
Partei)  befindet  sich  seit  langer  Zeit  in  einer  unangeneh- 
men Situation,  die  in  der  nächsten  Zeit  noch  schlimmer 
zu  werden  droht.     Ihre  wichtigsten  theoretischen 
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Lehren  haben  sich  als  unhaltbar  bzw.  zweifel- 
haft herausgestellt,  die  „Verelendungstheorie"  hat 
aufgegeben  werden  müssen,  die  „Zusammenbruchstheorie" 
kann  nicht  aufrecht  erhalten  werden,  die  „Krisentheorie" 
ist  sehr  zweifelhaft  geworden,  und  so  steht  es  auch  mit 
der  Auffassung  der  chronischen  Überproduktion  und  anderen 
Lehrsätzen,  jedenfalls  findet  alles  das  in  der  wirtschaft- 
lichen Entwicklung  der  letzten  Jahrzehnte  keine  ausrei- 
chende Stütze.  In  den  Arbeitermassen  ist  zwar  noch  ein 
verhältnismäßig  starker  Glauben  an  diese  Lehrsätze  vor- 
handen, aber  in  den  Kreisen  der  Parteiführer  nicht  und 
jedenfalls  nicht  in  der  politischen  Arbeiterpresse.  Dadurch 
schon  kommt  die  Partei  in  die  Lage  eines  schwankenden 
Schiffes,  und  der  Parteigenossen  bemächtigt  sich  annähernd 
dasselbe  Gefühl,  wie  man  es  bei  den  Passagieren  eines 
schwankenden  Schwankenden  Schiffes  wahrnehmen  kann. 
Alles  wird  nervös." 

Eine  wenigstens  mechanische  Änderung  des  Programms 
wäre  doch  das  Allererste  und  Notdürftigste,  was  geschehen 
müßte,  es  wäre  nur  die  Beseitigung  eines  gar  zu  offensicht- 
lichen „Schönheitsfehlers".  Dann  erst  käme  die  größere  und 
bedeutsamere  Aufgabe  der  grundsätzlichen  Charak- 
teränderung dieses  heterogenen  Körpers.  Aber  nicht 
einmal  zum  ersten  Mittelchen  entschließt  man  sich.  Die 
Parteileitung  hat  also  nicht  den  Mut,  der  Entwicklung  Rech- 
nung zu  tragen,  die  sich  gegen  ihre  ganze  bisherige  An- 
nahme gewandt  hat;  sie  hat  nicht  den  Mut,  die  notwendigen 
Folgerungen  einer  Änderung  des  Programms  zu  ziehen, 
weil  sie  befürchtet,  daß  mit  dem  einigenden  Band  des 
theoretischen  Gebäudes  auch  die  ganze  praktische  Organi- 
sation der  Partei,  die  darauf  aufgebaut  ist,  stürzen  werde. 

Allerdings  hat  damit  die  Parteileitung  recht,  eine 
theoretische  Programm  ander  ung  allein  tut  es  nicht,  eine 
gänzliche  Umgestaltung  von  Theorie,  Taktik  und  Organi- 
sation der  Partei  ist  das  einzige  Mittel,  das  diesen  Körper 
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heilen  könnte,  wie  auch  die  Eevisionisten,  so  z.  B.  Kolb,  un- 
umwunden erklären! 

Doch  schon  ein  anderes  Gespenst  taucht  auf,  mitten 
unter  den  Genossen:  die  Teilung1.  Auf  dem  Dresdener 
Parteitag  verlangten  bereits  einige  Hyperradikale  zur  Her- 
stellung des  Friedens,  daß  die  sämtlichen,  als  Revi- 
sionisten bekannten  Genossen  ausgeschlossen  wür- 
den. So  schroff  standen  bereits  damals  die  Gegensätze,  die 
sich  bis  heute  nur  noch  verschärft  haben.  Aber  obwohl 
Vollmar  2  Jahre  vor  dem  Dresdener  Parteitag  Bernstein 
nach  seiner  gewundenen  Erklärung  zu  einem  offenen  Schritte 
provoziert  hatte,  als  er  sagte,  das  über  Bernstein  gefällte 
Urteil  sei  ein  ganz  unmögliches,  weil  es  doch  nicht  gehalten 
werden  könne,  so  brachte  der  kurz  darauf  folgende  Partei- 
tag in  Dresden,  auf  dem  die  Gegensätze  mit  unverminderter 
Schärfe  gegeneinauderplatzten,  doch  nicht  die  allein  mög- 
liche Lösung  dieser  gegnerischen  Parteien.  Vielmehr  ver- 
einigten sich  alle,  Vollmar,  Kautsky,  Bernstein,  Bebel,  Kolb, 
Mehring  zur  einmütig  kämpfenden  sozialdemokratischen 
Partei  auf  der  Grundlage  des  Erfurter  Programms. 

Wie  konnte  solches  geschehen?  Einzig  und  allein, 
indem  man  Bebeis  ominösen  und  häßlichen  Verdacht  wieder 
wahr  werden  ließ.  Man  setzte  in  den  Reihen  das  Komödien- 
spiel fort,  „immer  wieder  von  Einigkeit  und  Einheit  in  der 
Partei  zu  reden,  wo  von  Einheit  und  Einigkeit  keine  Rede 
mehr  ist,"  wie  Bebel  in  seinem  Pronunciamiento  erklärt  hatte. 

Die  Methode  ist  bis  heute  dieselbe  geblieben.  Diese 
Lüge,  die  von  Bebel,  wie  wir  sehen,  in  den  schärfsten 
Worten  gebrandmarkt  worden  ist,  die  Kolb  unehrlich  nennt, 
die  alle  aufrichtigen  Arbeiterfreunde  hassen  müssen,  ist  zu 
einer  Art  ständigen  Parteiprinzips  geworden.  Bernstein 
gibt  es  —  wie  übrigens  zahlreiche  Revisionisten  vor  ihm 
getan  haben  —  unumwunden  zu,  indem  er  bei  der  Frage  der 
Anpassung  bei  dem  Stimmenfang  zu  den  Wahlen  ausführt: 

„Die  Anpassung  geht  in  verschiedener  Form  vor  sich. 
Einmal  —  und  das  ist  die  unan stößigere,  allgemeine, 
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aber  darum  doch  auch  folgenreiche  Form  —  paßt  man  sich 
an  die  Tagessituation  an  und  führt  den  Kampf  in  erster 
Linie  unter  dem  Banner  von  radikalen,  politischen  usw. 
Forderungen,  die  dieser  entsprechen,  ohne  deshalb  die 
sozialistischen  Grundsätze  und  Ziele  zu  verleugnen.  Die 
zweite  ist,  man  paßt  sich,  um  recht  viel  Stimmen  zu  erlangen, 
auch,  oder  überhaupt,  der  Disposition  eines  größeren  Kreises 
rückständiger  Wähler  an  und  vertuscht  oder  ver- 
leugnet sein  sozialistisches  Programm." 

Daß  die  Parteitage  diese  Programmunterdrückung  nicht 
billigen,  brauchen  wir  nach  dem,  was  wir  über  ihren  radi- 
kalen Charakter  ausgeführt  haben,  nicht  zu  betonen;  von 
welcher  Seite  es  im  Einzelfalle  geschieht,  ist  gleich.  Die 
Parteitage  ihrerseits  vertuschen  eben  auf  der  anderen  Seite 
die  Stärke  und  die  Gegensätze  der  revisionistischen  Strömung. 

Die  Stellung  der  Parteileitung,  die  durch  die  Aufrecht- 
erhaltung der  radikalen  roten  Parteifahne,  des  Erfurter 
Programms,  den  Sieg  bis  jetzt  behauptet  hat,  ist  jedoch 
immerhin  verständlich. 

Unverständlich  aber  bleibt  die  Haltung  der  Revisionisten, 
die  sich  nicht  genug  tun  können,  mit  der  theoretischen 
Vernichtung  der  Sozialdemokratie.  Sollen  sie  nämlich  die 
allein  richtigen  Konsequenzen  ziehen,  so  sind  gerade  sie  es, 
die  immer  den  Radikalen  nachgeben.  Und  dabei  sind  die 
Gegensätze,  die  die  beiden  Parteiströmungen  scheiden,  wie 
wir  gesehen  haben,  so  gewaltig,  so  prinzipiell  verschieden, 
daß  einen  sozialdemokratischen  „Revisionisten"  ein  größerer 
Abstand  von  seinem  eigenen  sozialdemokratischen  radikalen 
Genossen  in  wirtschaftlicher,  nationaler  oder  rein  politischer 
Beziehung  trennt,  als  von  anderen  sozialreformerischen 
liberalen  Kreisen.  Sehr  richtig  sagt  Rud.  Lebius  in  der 
Sächsischen  Sonntagszeitung  Pilatus: 

„Ich  war  Revisionist  und  als  solcher  kann  man  ent- 
weder, wie  schon  einmal  Pfarrer  Naumann  in  Dresden 
gesagt  hat,  innerhalb  der  Sozialdemokratie  bernsteinisch 
mittun;  man   kann   aber  auch  nationalsozial  innerhalb  des 
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Bürgertums  wirken.  Das  sieht  äußerlich  wohl  so  aus  wie 
ein  politischer  Glaubenswechsel,  ist  es  aber  nicht.  In 
seinem  Innern  bleibt  man  dasselbe.  Ob  ein  sozialdemokra- 
tischer Kevisionist  naumannisch  im  Bürgertum  oder  ob  ein 
Nationalsozialer  bernsteinisch  in  der  Sozialdemokratie  mit- 
tut, ist  nur  eine  Frage  der  Taktik." 

Keine  Frage  der  Taktik,  sondern  eine  Frage  der 
wissenschaftlichen  Überzeugung  aber  ist  es,  ob  jemand  als 
Theoretiker  den  Marxismus  in  Grund  und  Boden  vernichtet 
und  als  Praktiker  seinen  Erzfeind,  den  marxistischen  Radi- 
kalen, in  voller  Einigkeit  umarmt  und  als  sein  politisches 
Glaubensbekenntnis  ein  marxistisches  Programm  gelten 
läßt.  In  dieser  Hinsicht  bietet  die  heutige  Sozialdemokratie 
ein  Bild  ethischer  Korruption. 

Dasselbe  gilt  von  den  Mitläufern  der  Sozialdemokratie 
die  in  ihren  Anschauungen  zu  den  revisionistischen  Kreisen 
neigen,  und  die  keine  wirtschaftlichen  noch  politischen 
Bande  mit  der  Klassenkampfpartei  der  Radikalen  verbinden. 
Allein  so  lange  deren  Kräfte  dazu  dienen,  die  offiziell 
klassenkärapferische  Sozialdemokratie  mit  ihrer  politischen 
Stimme  zu  unterstützen,  so  lange  begehen  sie  einen  Betrug 
an  sich  selbst  und  schädigen  den  sozialreformerischen  Fort- 
schritt, den  sie  allein  bezwecken,  den  der  Revolutionaris- 
mus  und  die  Verelendungstheorie  einer  Klassenkampfpartei 
aber  bekämpfen  muß. 

Man  sollte  annehmen,  daß  unter  solchen  Umständen 
ein  einmütiges  Zusammengehen  einer  großen  einheitlichen 
Partei  unmöglich  sei.  Allein  ein  anderes,  vorläufig  noch 
festeres  Band  gibt  es,  das  alle  diese  Kreise,  die  sich  in 
den  eigentlichen  Grundfragen  ihrer  Parteipolitik  erzfeind 
gegenüberstehen,  zusammenschweißt,  ein  Band,  das  auch 
jenen  großen  Teil  nicht  sozialdemokratischer  Wähler 
der  Partei  zuführt:  Die  Unzufriedenheit  mit  den 
augenblicklichen  politischen  Verhältnissen 
und  die  Hoffnung  auf  eine  radikale  Reform  in  politischen 
Dingen.    Genügt  dieses  nihilistische  Band,  eins  Millionen- 
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partei  zusammenzuschmieden,  eine  Organisation  zu  erhalten, 
deren  Streben  das  gesamte  Staats-  und  Einzelleben  grund- 
sätzlich umgestalten  muß?  Hat  eine  so  vollständige  sou- 
veräne Verachtung  aller  Program msätze,  die  sich  auf  Wirt- 
schaftsfragen beziehen,  Platz  gegriffen,  daß  sie  ohne  Schaden 
für  das  Parteileben  einfach  ausgeschaltet  werden  können, 
da  eine  Einigung  doch  nicht  zu  erzielen  ist?  Solche  Fragen 
bewegen  die  sozialdemokratische  Partei  und  alle  politischen 
Kreise.  Es  hieße  denn  doch  die  Grundlage  der  gewaltigen 
Bewegung  verkennen,  die  allein  als  Wirtschaftspartei  ent- 
standen und  groß  geworden  ist,  wollte  man  die  Frage  be- 
jahen, die  auch  innerhalb  der  Partei  weder  von  orthodoxer 
noch  revisionistischer  Seite  bejaht  wird. 

Die  Revisionisten  haben  eine  solche  Bedeutung  und 
Macht  erlangt,  daß  sie  nicht  mehr  zum  Schweigen  gebracht 
werden  können.  Insbesondere  das  naturgemäße  Verlangen 
nach  einer  dem  Klassenkampfe  entgegengesetzten  positiven 
Reformpolitik  der  gewerkschaftlichen  Kreise  wird  nicht 
mehr  verstummen.  Der  Widerspruch  zwischen  Klassenkampf 
bei  den  Radikalen  und  sozialer  Versöhnung  bei  den  Revi- 
sionisten und  bürgerlichen  Mitläufern  muß  zur  Tren- 
nung führen. 

So  organisch  bedingt  und  praktisch  notwendig  das 
Streben  der  Revisionisten  ist,  so  unerschütterlich  muß  aber 
auch  anderseits  die  Stellung  der  radikalen  Kreise  bleiben, 
die  nicht  mehr  weiter  ihren  Klassenkampfstandpunkt,  der 
bereits  aus  einem  blutig  revolutionären  zu  einem  friedlichen 
parlamentarischen  wurde,  revidieren  können,  ohne  die  prole- 
tarische Schicht  ihrer  Anhängerschaft  zu  verlieren. 

Ein  höchst  bezeichnender  Vorgang  hat  sich  soeben  in 
Berlin  abgespielt,  dem  allerdings  keine  sehr  große  tatsäch- 
liche Bedeutung  beizumessen  ist,  der  aber  als  einzelnes 
Symptom  doch  beachtenswert  genug  ist,  und  der  zum  ersten 
geschlossenen  Abfall  einiger  Tausend  Parteiangehöriger  ge- 
führt hat.  Schon  an  früherer  Stelle  haben  wir  bei  der  Be- 
sprechung der  Gewerkschaftsbewegung  davon  berichtet,  daß 


-    182     — 

die  heutige  politische  Reformpolitik  der  prinzipiell  neutralen 
freien  Gewerkschaften  einem  gewerkschaftlichen  Flügel 
nicht  radikal  genug  war,  der  ein  offenes  Eintreten  für 
Klassenkampf  und  Sozialdemokratie  verlangte.  Als  dieses 
Verlangen  durch  Verwerfung  der  politischen  Lokalorgani- 
sation und  Annahme  der  neutralen  Zentralorganisation  auf 
dem  Gewerkschaftskongreß  zu  Halberstadt  1892  abgewiesen 
wurde,  trennte  sich  dieser  Flügel  von  dem  allgemeinen 
Zentralverbande  und  gründete  die  radikalen  gewerkschaft- 
lichen Lokalorganisationen,  die  besonders  als  anarchistische 
Gruppen  in  Berlin  einige  Bedeutung  erlangten.  (Diese 
Außenseiter  sind  keineswegs  mit  den  örtlichen  Filialen  der 
Zentral  verbände  zu  verwechseln,  die  ihre  Ortsgruppen  zum 
Teil  in  lokalistischen  Kartellen  vereinigt  haben.)  Die  Ber- 
liner Lokalorganisationen  haben  stets  in  dem  revisionisti- 
schen Berliner  Karpfenteich  die  blutgierigen  revolutionären 
Hechte  gespielt.  Als  sich  nun  in  letzter  Zeit  vielfach  An- 
zeichen einer  stärkeren  Radikalisierung  der  offiziellen  Partei- 
anschauungen geltend  machten  —  ich  erinnere  nur  an  die 
lebhafte  Propagierung  des  Generalstreiks  und  Massen- 
streiks —  und  als  die  Revisionisten  und  Gewerkschaftler 
diese  Radikalisierung  fast  unisono  abwiesen,  wie  auch  jetzt 
wieder  die  Kämpfe  und  ungemein  opportunistischen  Reden 
über  den  politischen  Unsinn  des  Generalstreiks  von  Frohme 
und  Heine  auf  dem  Parteitag  zu  Jena  1905  bewiesen  haben, 
da  blieb  der  Gegenschlag  nicht  aus. 

Im  Feenpalast  zu  Berlin  hat  eine  von  3000  Arbeitern 
besuchte  Versammlung  der  Berliner  Lokalorganisationen 
nach  einem  Vortrag  des  Dr.  Friedeberg  fast  einstimmig 
eine  Erklärung  beschlossen,  die  der  parlamentarischen 
und  gewerkschaftlichen  Betätigung  die  Fehde 
ansagt;  denn  diese  wende  unter  Beiseitesetzung  aller  direkten 
revolutionären  Beeinflussung  ihre  ganze  Kraft  der  allmäh- 
lichen Umänderung  der  ökonomischen  Verhältnisse  zu  und 
erschöpfe  sich  im  Parlamentieren  mit  dem  Gegner  und  in 
der  Erzielung  von  Augenblicksvorteilen.  „Der  Klassenkampf, 
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der  kein  politischer,  sondern  ein  wirtschaftlicher  und  psycho- 
logischer (Revolutionierung  der  Köpfe)  ist,  muß  sein  ein- 
heitliches Gepräge  wieder  erhalten  durch  Bildung  von 
sozialistischen  Klassenkampforganisationen,  die 
unter  Zusammenfassung  und  Heranbildung  wahrhaft 
revolutionärer  Elemente,  sowohl  den  auf  Verbesserung 
der  Lebenshaltung  und  Arbeitsbedingungen  gerichteten 
Tageskampf  führen,  wie  auch  die  Träger  des  ganzen  auf 
Umsturz  der  Klassenherrschaft  gerichteten  Befreiungs- 
kampfes sind."  —  Es  heißt  dann:  „Der  schwerste  Schlag, 
den  das  deutsche  Proletariat  in  seinem  Klassenkampf 
empfangen,  ist  deshalb  die  sogenannte  Neutralitätserklärung 
der  Gewerkschaften,  wodurch  diese  für  den  Kampf  zwischen 
Kapital  und  Arbeit  ausschlaggebendste  Institution  des 
Proletariats  ihrer  eigentlichen  Bestimmung  entfremdet  und 
das  Proletariat  seiner  wuchtigsten  Waffe  im  Klassenkampf 
beraubt  ist.  Parlamentarismus  und  Neutralität  der  Gewerk- 
schaften haben  zwar  einen  weiten  Personenkreis  der  Ar- 
beiterbewegung zugeführt,  aber  nur  unter  Preisgabe  aller 
wirklichen  Ziele  und  der  Zukunftshoffnungen  des  Prole- 
tariats. Ein  völliger  Frontwechsel  in  der  Verwendung  der 
materiellen  wie  geistigen  Kräfte  tut  not,  die  vornehmlich 
für  Vertiefung  des  Klassenkampfcharakters  der  Bewegung 
verwendet  werden  müssen". 

Als  Mittel  zur  Herbeiführung  des  Umsturzes  der  Ge- 
sellschaftsordnung wird  dann  der  Generalstreik  be- 
zeichnet. Zum  Schluß  beschließen  in  der  „Resolution"  die 
Organisationen  der  freien  Vereinigung  deutscher  Gewerk- 
schaften „die  Schaffung  und  den  Ausbau  sozialrevolutio- 
närer Gewerkschaften,  welche  alle  auf  dem 
Boden  des  Klassenkampfes  stehenden  Bewe- 
gungen zusammenfassen  und  ihre  vornehmlichste 
Kraft  der  Propaganda  und  der  Herbeiführung 
des  Generalstreiks  widmen." 

Unter  stürmischem  Beifall  führte  Dr.  Friedeberg  aus, 
die  Arbeiterbewegung  sei  krank  an  Haupt  und  Gliedern, 
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in  den  Gewerkschaften  sei  Ruhe  die  Signatur  des  Kampfes 
geworden,  die  sozialdemokratische  Partei  habe  gleichfalls 
den  Boden  des  Klassenkampfes  verlassen  und  sich  immer 
mehr  in  den  parlamentarischen  „Firlefanz"  verloren.  Der 
Marxismus  in  seinem  erstarrten  Dogmatismus  sei  nicht  mehr 
ein  Ansporn,  sondern  ein  Hemmschuh  für  den  Fortschritt 
des  kämpfenden  Proletariats  geworden.  Die  ganze  gegen- 
wärtige Taktik  der  Sozialdemokratie  laufe  der  revolutio- 
nären Weltanschauung  des  Proletariats  zuwider  und  müsse 
notwendigerweise  zur  völligen  Versumpfung  der  Arbeiter- 
bewegung führen.  Die  Sozialdemokratie  habe  den  Sozia- 
lismus preisgegeben  und  ihr  Erbe  sei  der  Anarcho- 
Sozialismus,  wie  er  ihn  vertrete,  der  gesetzlose 
vaterlandslose,  glaubenslose. 

Diese  Bewegung  steht  sogar  nicht  mehr  allein.  Auch 
Leipzig,  wo  bekanntlich  die  Absicht  der  Leipziger  Volks- 
zeitung darauf  hinausläuft,  die  Partei  zum  schroffsten  Radi- 
kalismus zurückzumausern,  hat  bereits  eine  lebhafte  Be- 
wegung mit  denselben  Zielen  zu  verzeichnen. 

Hier  also  ist  der  Scheidepunkt,  wo  es  heißt:  Halt  auf 
dem  Revidierungswege  oder  Verlust  der  radikalen  Prole- 
tarierschichten! Ich  glaube  deshalb  keineswegs,  daß  sich 
die  Sozialdemokratie  in  ihrer  Gesamtheit  zur  revisionis- 
tischen Reform partei  umniausern  wird,  vielmehr  wird  eine 
reinliche  Scheidung  das  notwendige  Ergebnis  der  weiteren 
Entwicklung  sein. 

Allmählich  besinnt  sich  jede  der  heterogenen  Gruppen 
auf  ihre  Eigenart,  die  z.  T.  grundsätzlich  verschieden  ist 
von  dem  Allgemeincharakter  der  unnatürlichen  Koalition, 
genannt  Sozialdemokratie.  Die  volkswirtschaftliche  und 
soziologische  organische  Entwicklung  selbst  führt  mit  eiserner 
Konsequenz  zur  Trennung,  da  sie  im  Volkskörper  tiefe 
Umgestaltungen  bewirkt,  die  jene  Einzelstimmen  zu  einem 
gewaltigen  Rufe  innerer  Kräfte  steigern,  die  eine  Trennung 
einfach  erzwingen. 

Was  aber  dann? 


VII.   Abschnitt. 

Ausblick. 

Prophezeien  ist  immer  eine  mißliche  Sache.  Es  besteht 
aber  ein  Unterschied  zwischen  einer  Vorhersage,  die  sich 
aus  unkontrollierbaren  Wünschen  und  Stimmungen  herleitet, 
und  einer  solchen,  die  sich  als  Ziel  gesetzt  hat,  Entwick- 
lungsgesetze klarzulegen,  deren  Anfänge  schon  in  der  Gegen- 
wart gleichsam  als  Unterströmung  vorhanden  sind,  und  die 
bald  offensichtlich  zutage  treten  müssen. 

Unsere  Untersuchung  hat  zwei  Ergebnisse  zutage 
gefördert:  ein  wirtschaftliches  und  ein  politisches. 

Einmal  haben  wir  mit  wissenschaftlicher  Unwiderleg- 
lichkeit die  Behauptungen  des  Programms  über  die  Ent- 
wicklung und  die  Struktur  der  deutschen  Volkswirtschaft 
widerlegt,  die  bisher  ganz  andere  Bahnen  gegangen  ist,  als 
Marx  und  das  Erfurter  Programm  vorausgesagt  haben.  Wo 
die  Voraussetzungen  also  falsch  sind,  muß  mit  derselben 
Gewißheit  auch  die  Prognose  für  die  Zukunft  unserer  Volks- 
wirtschaft als  irrig  angesehen  werden.  Die  Annahme  einer 
sozialen  oder  politischen  Revolution,  die  mit  einem 
Sprung  zum  sozialistischen  Zukunftsstaat  führt,  ist  wissen- 
schaftlich unhaltbar. 

Aber  auch  in  politischer,  besonders  parteipolitischer 
Beziehung  ist  die  Entwicklung  andere  Wege  gegangen, 
als  das  Programm  der  Sozialdemokratie  vorausgeschaut 
und  als  eine  ihrer  Grundforderungen  aufgestellt  hat.    Es 
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hat  sich  keine  große,  deutsche  Arbeite rklassen- 
partei,  keine  Proletarierpartei  gebildet,  es  ist  viel- 
mehr unter  dem  Namen  der  Sozialdemokratie,  aber  mit  dem 
Programm  der  Arbeiterpartei  ein  heterogenes  Gebilde  ent- 
standen, in  dem  verärgerte  Beamte,  demokratische  Sozial- 
reformer, revisionistische  Sozialisten,  klassenlose  Ideologen, 
soziale  Revolutionäre,  blutige  Barrikadenkämpfer  und  Ni- 
hilisten eine  Ablagerungsstätte  ihrer  Unzufriedenheit  ge- 
funden haben. 

Auf  die  Dauer  ist  ein  solcher  Zustand  unhaltbar. 

Einmal  muß  sich  in  wirtschaftlicher  Beziehung 
die  Erkenntnis  des  notwendigen  organischen 
Ganges  unsererVolks Wirtschaft,  so  wie  sie  bürger- 
liche und  sozialdemokratische  Nationalökonomen  wissen- 
schaftlich begründet  haben,  in  weitesten  Schichten  des 
Volkes,  auch  der  jetzigen  Sozialdemokratie,  Bahn  brechen, 
um  als  wirtschaftspolitische  Grundlage  der  Parteipolitik  zu 
dienen. 

Zum  anderen  muß  die  natürliche  Gegnerschaft  der 
widerstrebenden  Elemente  der  heutigen  sozialdemokratischen 
unnatürlichen  Koalition  zu  einer  reinlichenScheidung 
in  ihre  beiden  Grundelemente  kommen. 

Wie  wird  sich  die  Entwicklung  nach  der  wirtschaft- 
lichen und  nach  der  politischen  Seite  in  Zukunft  vollziehen? 


Kapitel  21. 

Die  wirtschaftliche  Zukunft. 

Soviel  steht  fest,  und  unsere  Ausführungen  werden  es 
bekräftigt  haben:  eine  Entwicklung  unseres  Volksorganis- 
mus zu  einer  höheren  Stufe  des  Wirtschaftslebens  und 
damit  der  Kultur  wird  niemals  erreicht  werden  durch  jene 
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revolutionäre,  plötzliche  Umgestaltung  —  sei  es  auf  ge- 
waltsame oder  friedliche  Weise  —  unserer  jetzigen  wirt- 
schaftlichen und  staatlichen  Verfassung  in  einen  sozia- 
listischen, für  und  durch  den  Proletarier  regierten  Zu- 
kunftsstaat. Die  tatsächlichen  bisherigen  Versuche  in 
großem  und  kleinem  Stile,  sowie  objektive  und  subjektive 
Gründe  sprechen  dagegen. 

Dagegen  steht  ebenso  fest,  daß  die  Parteien  bald  dem 
Untergang  verfallen  würden,  die  da  glauben,  die  Voll- 
kommenheit sei  mit  dem  heutigen  Zustand  erreicht,  dieser 
Zustand  sei  zu  wahren,  das  Streben  nach  weiterem  Ausbau 
sei  verderblich.  Niemals  wird  das  Streben  nach  ausgleichen- 
der —  jetzt  noch  vielfach  mangelnder  —  Gerechtigkeit 
auch  im  Wirtschaftsleben  untergehen.  Und  so  sicher  das 
heutige  sozialdemokratische,  kommunistische  Programm  ver- 
fehlt wäre,  so  notwendig  ist  ein  sozialistisches,  ein 
sozialre formerisches  Programm  für  jede  Partei,  die 
an  der  Entwicklung  und  am  Fortschritt  von  Wirtschaft, 
Recht  und  Kultur  teilnehmen  will.  Nicht  durch  Unter- 
drückung der  Forderungen  der  Sozialdemo- 
kratie läßt  diese  sich  beseitigen,  sondern 
durch  ihre  Ersetzung  durch  ein  gesundes 
Sozialprogramm,  das  einen  Fortschritt  unserer 
Volkswirtschaft  verbürgt. 

Aus  dem  Nebel  der  zukünftigen  wirtschaftlichen 
Entwicklung  können  wir  zwei  leuchtende  Punkte  mit  einiger 
Gewißheit  erschauen,  deren  Wert  für  die  Zukunft  der  bis- 
herige Verlauf  der  ökonomischen  Entwicklung  gezeigt  hat. 
Sie  sind  dazu  berufen,  die  beiden  Fehler  auszugleichen, 
die  dem  bisherigen  Gang  der  Wirtschaftsentwicklung  den 
größten  Schaden  zugefügt  haben.  Bei  der  Produktion 
liegt  das  Grundübel  in  dem  tiefen  Gegensatz  zwischen  der 
privaten,  ungehinderten,  deshalb  den  einzelnen  Arbeiter 
ausbeutenden  Aneignungsweise  einzelner  Besitzenden  und 
der  gesellschaftlichen  Herstellung  der  Güter,  d.  h.  der 
Monopolisierung    der    Arbeitsmittel    in   den    Händen    des 
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Unternehmers,  und  in  der  Konsumtion  ist  es  die  plan- 
lose Herstellung  für  den  Markt  ohne  Rücksicht  auf  Absatz 
und  Bedarf. 

Diesen  zweiten  Schaden  der  modernen  Volkswirt- 
schaft —  die  planlose  Güterverteilung  —  zu  heilen,  für 
den  bisher  noch  kein  Kräutlein  gewachsen  ist  und  für 
dessen  Abstellung  auch  die  Sozialdemokratie  nichts  getan  hat, 
diese  Aufgabe  wird  den  Konsumgenossenschaften 
zufallen.  Die  Sozialdemokratie  hat  sogar  das  einzige 
Mittel  dagegen,  den  genossenschaftlichen  Absatz,  noch  im 
Jahre  1899  mit  einem  Mißtrauensvotum  bedacht.  Auch  in 
dieser  gewichtigen  Frage  des  Konsumgenossenschaftswesens 
und  der  Absatzregelung  durch  die  Kundschaftsorgani- 
sation wird  England  den  anderen  Industrieländern  ein  Vor- 
bild sein.  Dort  hat  man  erkannt,  daß  der  anarchische  Zu- 
stand unserer  Konsumtionsweise,  planlos  für  den  Markt  zu 
arbeiten,  auch  die  Produktionsweise  desorganisiert  und  daß 
nur  eine  Organisation  des  Massenkonsums  eine  sichere 
Grundlage  für  ein  geordnetes  Wirtschaftssystem  bilden 
kann.  Die  Konsumgenossenschaften  aber  sind  bei  ent- 
sprechender Machtstellung  die  wichtigsten  Faktoren  zur 
Organisation  der  Kaufkraft,  damit  indirekt  auch  zur  Or- 
ganisation der  Produktion  und  mithin  letzten  Endes  auch 
der  gesamten  Volkswirtschaft.  Geht  die  Entwicklung  des 
Konsumgenossenschaftswesens  weiter  in  der  Richtung,  wie 
sie  bereits  in  Deutschland  angesetzt  hat  und  in  England 
schon  verwirklicht  ist,  so  können  die  Konsumgenossen- 
schaften dazu  übergehen,  die  Produktion  für  ihren  Bedarf 
in  die  Hand  zu  nehmen.  So  mündet  schließlich  die  Organi- 
sation der  Konsumtion,  wenn  alle  Kreise  darin  eingeschlossen 
sind,  in  einer  Organisation  der  Produktion. 

Wie  darüber  hinaus  die  Entwicklung  in  der  gewaltigen 
Ausbildung  des  Gesellschaftswesens  im  weitesten 
Sinne  Möglichkeiten  schafft,  daß  auch  allmählich  der  kleine 
Besitzer  als  Unternehmer  am  Produktionsprozeß  teil- 
nehmen kann,  haben  wir  an  früherer  Stelle  gesehen.    Nur 
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die  Produktivgenossenschaften  hatten  nicht  die  darauf  ge- 
setzten Erwartungen  erfüllt. 

Aber  letzten  Endes  kommt  es  für  den  Gesamtfort- 
schritt der  Gesellschaft  nicht  auf  die  wirtschaftliche  Er- 
höhung einer  einzelnen  Klasse  beim  Produktionsgang  an 
und  damit  auf  eine  Konservierung  der  jetzigen  Eigentums- 
form, sondern  auch  dahin  muß  die  Entwicklung  führen,  daß 
das  Eigentum  selbst  als  sozialer  und  kultureller  Faktor 
weiter  fortgebildet  wird. 

Zwar  wird  und  soll  die  Monopolstellung  des  Eigen- 
tums nicht  gebrochen  werden,  aber  auch  sie  wird,  wie  es 
der  bisherige  Gang  der  Rechtsentwicklung  zeigte,  weiter  ent- 
wickelt werden  in  der  Richtung  eines  sozialen  Rechtes 
und  Eigentums.  Näher  aber  steht  bevor  und  ist  bereits 
in  gesunden,  entwicklungsfähigen  Keimen  vorhanden  eine 
starke  Sozialisierung  des  Produktionsganges, 
womit  der  zweite  Grundschaden  unserer  Volkswirtschaft 
abgestellt  würde.  Die  Hoffnung  auf  eine  Fabrik  r  e  p  u  b  1  i  k , 
wie  sie  die  Sozialdemokratie  hegte,  sind  begraben  worden, 
die  Entwicklung  hat  ihre  Unfähigkeit  bewiesen.  Aber 
aus  der  Asche  ist  der  Gedanke  einer  konstitutionellen 
Fabrik  entstanden. 

Die  „konstitutionelle  Fabrik"  ist  zwar  noch  etwas 
ziemlich  Neues  dem  Namen  nach,  aber  schon  lange  hat  ihre 
Etablierung  begonnen,  überall  ist  sie  in  den  verschiedensten 
Abstufungen  bereits  jetzt  in  unserer  Volkswirtschaft  ent- 
halten vom  schwachen  Blütenreis  einer  gemeinsam  über- 
wachten Schutzbestimmung  bis  zum  mächtigen,  vielästigen 
Baume  einer  Fabrikverfassung  mit  Arbeiterparlament  und 
Gewinnbeteiligung.  Mit  der  Forderung  des  Konstitutiona- 
lismus in  der  modernen  Wirtschaftsverfassung  ist  über  den 
Grad  und  die  Zahl  der  Arbeiterrechte  noch  nichts  gesagt, 
das  bestimmt  sich  und  kann  sich  nur  nach  der  individuellen 
Eigenart  des  Betriebes  bestimmen.  Damit  weise  ich  von 
vornherein  —  an  sich  möglicherweise  berechtigte  —  Ein- 
wände gegen  dieses  oder  jenes  Einzelrecht,   besonders  das 
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der  Gewinnbeteiligung  der  Arbeiter  ab,  nur  die  konsti- 
tutionelle Fabrik  als  Prinzip  ist  die  ßetriebsform  der  Zu- 
kunft, jede  einzelne  Konstitution  bildet  für  sich  ein  be- 
sonderes Gebiet. 

Schon  die  Tarifverträge  bildeten  einen  starken  Keim 
zum  industriellen  Konstitutionalismus,  sie  sind  eine  bedeut- 
same Etappe  auf  dem  Wege  der  Aussöhnung  der  beiden 
industriellen  subjektiven  Arbeitsfaktoren,  der  Unternehmer 
und  der  Arbeiter,  durch  Anerkennung  der  Eechte  der  Arbeiter 
zur  Bildung  einer  einheitlichen  geschlosseneu  Gegenpartei. 
Eine  ganz  natürliche  Brücke  führt  von  den  Tarifverträgen 
zur  konstitutionellen  Fabrik,  dadurch,  daß  in  den  Verträgen, 
die  vorab  nur  Festsetzungen  über  den  Arbeitslohn  treffen,  sehr 
häufig  auch  andere  Abmachungen  —  über  Arbeitsordnung, 
Schutzbestimmungen  usw.  —  aufgenommen  und  diese  dann 
der  gemeinsamen  Aufsicht  von  Unternehmer  und  Arbeiter 
unterstellt  werden.  Das  ergab  mit  Notwendigkeit  die 
Bildung  von  Arbeiterausschüssen.  Das  Recht  auf  Ar- 
beiterausschüsse, auf  fakultative  wie  auf  obliga- 
torische, auf  solche  mit  geringen  Rechten  so  gut  wie  auf 
die  fast  autokratischen,  bildet  die  Verleihung  der 
parlamentarischen  Verfassung  im  Fabrikbetrieb, 
des  Grundprinzipes  einer  Konstitution.  Ihr  weiterer  Aus- 
bau kann  dann  noch  sehr  starke  Abstufungen  der  konsti- 
tutionellen Rechte  ergeben.  Wo  aber  die  Arbeiterausschüsse 
einmal  eingerichtet  sind,  da  ist  eine  konstitutionelle  Ver- 
fassung verwirklicht. 

Wie  für  die  Arbeitskammern,  so  bildet  auch  für  die 
Arbeiterausschüsse  die  Grundlage  ihrer  politischen  Behand- 
lung jene  Stelle  der  berühmten  Februarerlasse  unseres 
jetzigen  Kaisers,  in  der  es  heißt: 

„Für  die  Pflege  des  Friedens  zwischen  Arbeitgebern 
und  Arbeitnehmern  sind  gesetzliche  Bestimmungen  über 
die  Formen  in  Aussicht  zu  nehmen,  in  denen  die  Arbeiter 
durch  Vertreter,  welche  ihr  Vertrauen  besitzen,  an  der 
Regelung   gemeinsamer   Angelegenheiten   beteiligt;    und 
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zur  Wahrnehmung  ihrer  Interessen  bei  Verhandlungen 
mit  den  Arbeitgebern  und  mit  den  Organen  Meiner  Re- 
gierung befähigt  werden." 
Dazu  wurde  dem  preußischen  Staatsrat,  der  auf  Befehl 
des  Kaisers   auf  Grund  dieser  Erlasse   über  die  Arbeiter- 
schutzfrage am  28.  Februar  1890  beriet,  die  Frage  vorge- 
legt, ob  eine  Einführung  der  Arbeiterausschüsse,  in  denen 
die  Arbeiterschaft  eines  Unternehmens  eine  konstitutionelle 
Vertretung  erhält,   wünschenswert  sei,   und  ob  es  rätlich 
und  ausführbar  sei,  für  Betriebe  mit  einer  gewissen  Arbeiter- 
zahl die  Einrichtung  von  Arbeiterausschüssen  vorzuschreiben, 
sie  also  obligatorisch  zu  machen. 

Über  das  nähere  Schicksal  dieser  Fragen  im  Staatsrate 
ist  uns  nichts  bekannt,  da  die  Verhandlungen  geheim  waren. 
Aber  ein  Teilnehmer  an  diesen  Beratungen,  der  bekannte 
Berliner  sozialpolitische  Großindustrielle  Heinrich  Freese, 
hat  uns  ein  Büchlein  geschenkt  —  das  konstitutionelle 
System  im  Fabrikbetriebe  —  in  dem  er  seine  theoretischen 
Ansichten  und  seine  eigenen  praktischen  Erfahrungen  mit- 
teilt, dem  wir  hier  in  manchen  Punkten  folgen  werden,  und 
es  ist  zu  erwarten,  daß  in  diesem  Buche  die  Erfahrungen 
und  das  Material  der  Staatsratssitzung  mitverwertet  sind. 
Eine  ausgezeichnete  theoretisch-prinzipielle  Darstellung  hat 
Prof.  Dr.  Max  Sering  mit  seinem  Buche:  „Arbeiterausschüsse 
in  der  deutschen  Industrie"  veröffentlicht. 

Wem  die  Priorität  der  Einführung  der  Arbeiteraus- 
schüsse gebührt,  ist  streitig;  Prof.  Sering  schreibt  dieses 
Verdienst  einem  westfälischen  Fabrikanten  Peters  in 
Neviges  zu,  der  schon  1861  einen  Arbeitervorstand  wählen 
ließ.  Anfangs  der  70  er  Jahre  wurden  sie  unter  Führung 
von  Oechelhäuser  und  Rösicke  vom  Verein  Anhaltischer 
Arbeitgeber  und  vom  Generaldirektor  Schlittgen  auf  dem 
Eisenhüttenwerk  Marienhütte  eingeführt.  In  zahlreichen 
Betrieben  sind  sie  seitdem  von  privaten  Unternehmern  ver- 
wirklicht worden.  Allein  gerade  in  neuester  Zeit  hat  die 
Entwicklung  der  Arbeiterausschüsse  einen  bemerkenswerten 
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prinzipiellen  Fortschritt  dadurch  gemacht,  daß  sie  einmal 
in  der  Verwaltung  der  Staatsbetriebe  anerkannt  worden 
sind,  so  vor  allem  vom  Eisenbahnminister  v.  Maybach  im 
Betriebe  der  preußischen  Eisenbahn  Verwaltung ,  was  der 
jetzige  Minister  bestätigt  hat  und  sodann  auch  gesetzlich 
im  §  134  d  der  Gewerbeordnung  und  in  ausgebildeterer 
Form  im  §  80  f  der  neuen  Novelle  vom  14.  Juli  1905  zum 
Allgemeinen  Berggesetz,  der  sogar  die  obligatorische 
Einführung  von  Arbeiterausschüssen  mit  weitgehenden 
Rechten  vorsieht.  Zwar  ist  bisher  ihre  allgemeine 
obligatorische  Einführung  bei  größeren  Betrieben  noch  am 
Gegenwillen  des  Staatsrates  und  Reichstages  gescheitert, 
aber  Anträge  darauf  sind  schon  mehrmals  gestellt  und  die 
organische  wirtschaftliche  Entwicklung  wird  heute  oder 
morgen  diese  Antragsblüte  als  reife  Gesetzesfrucht  vom 
Baume  der  sozialpolitischen  deutschen  Gesetzgebung  fallen 
sehen. 

In  ganz  natürlicher  Steigerung  schreitet  so  die  tatsäch- 
liche Einführung  der  Arbeiterausschüsse  fort  und  dieser  ent- 
spricht auch  ihre  inhaltliche  Entwicklung  und  die  Aus- 
bildung ihrer  Rechte.  Aus  einem  Vermittlungsamt  bei 
Streitigkeiten  wurden  sie  zu  Verwaltungsorganen  der  Wohl- 
fahrtseinrichtungen,  bis  sie  zu  vollkommenen  parlamentari- 
schen Vertretungen  herangewachsen  sind.  Die  Rechte 
dieser  letzten  ausgebildetsten  Form  sind  auch  wieder  sehr 
mannigfacher  Art  und  verschiedenen  Grades,  sie  erstrecken 
sich  auf  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Vermittlungstätig- 
keit. •  Im  einzelnen  soll  den  Arbeiterausschüssen  vor  allem 
ein  Mitbestimmungsrecht,  'nicht  allein  eine  beratende 
Stimme  über  die  Arbeitsordnung  zustehen.  In  diese  aber 
gehören  nach  Freeses  Erfahrungen  wiederum  Bestim- 
mungen über 

1.  die  Arbeitszeit  und  die  Pausen, 

2.  die  Kündigungsfristen,  die  für  Unternehmer  und 
Arbeiter  gleich  sein  müssen, 

3.  die  Lohnzahlung, 
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4.  den  Schutz  jugendlicher  Arbeiter  und  Frauen, 

5.  die  Dauer  der  etwa  vorhandenen  Akkordtarife, 

6.  die  Verwendung  der  Ordnungsstrafen,  die  zum  Nutzen 
der  Arbeiter  zu  erfolgen  haben. 

Dazu  tritt  die  Aufsicht  oder  sogar  die  Selbstverwaltung 
der  Arbeiter  bei  Wohlfahrtseinrichtungen,  wie  sie  bereits 
in  der  Gewerbeordnung  vorgesehen  ist.  Etwaige  Konsum- 
vereine, Peusionskassen,  Fachschulen,  Betriebsvereine  usw. 
unterstehen  ihrer  Mitbestimmung.  Ein  überaus  wichtiges 
Feld  ist  das  der  Strafen,  ihrer  Festsetzung  und  ihrer  Ver- 
wertung. Daß  natürlich  Wünsche  und  Beschwerden  ihren 
geordnetsten  Weg  über  den  Arbeiterausschuß  finden,  ist 
selbstverständlich.  So  bietet  sich  gewiß  ein  reiches  Feld 
von  Arbeit,  auf  dem  eine  friedliche  persönliche  Gemeinarbeit 
von  Unternehmer  und  Arbeiter  entfaltet  werden  kann,  wo 
heute  noch  an  unzähligen  Stellen  der  von  unserem  Wirt- 
schaftssystem häufig  aufgezwungene  Klassenkampf  herrscht. 

Die  Einführung  des  konstitutionellen  Systems  an  der 
Stelle  des  absoluten  bildet  zweifellos  eine  höhere 
ethische  Stufe  des  kapitalistischen  Wirtschaftssystems. 
Die  Beteiligung  der  Arbeiter  an  der  Erledigung  der  Fragen, 
die  für  das  Wohl  der  Angestellten  zumeist  in  Betracht 
kommen,  soll  nach  Sehrings  treffendem  Wort  den  Wider- 
spruch lösen,  der  zwischen  dem  in  allen  Volksschichten 
festgewurzelten  Ideal  der  Freiheit,  der  anerkannten  Rechts- 
gleichheit, der  Einräumung  von  politischen  Mitbestimmungs- 
rechten auf  der  einen  und  einer  starren  wirtschaftlichen 
Abhängigkeit  auf  der  anderen  Seite  unzweifelhaft  besteht. 

Aber  auch  von  der  praktischen  Seite  aus  hat  sich  ihre 
Einführung  bewährt,  wie  nicht  allein  die  privaten  Zeug- 
nisse, sondern  auch  der  Umstand  beweist,  daß  sie  sich  all- 
mählich in  der  staatlichen  Verwaltung  und  in  den  Gesetzes- 
vorschlägen der  Regierung  Geltung  verschaffen.  Freese 
schildert  die  Vorteile  und  die  Bedeutung  u.  a.  in  folgender 
Weise:  „Die  Vorzüge  der  Arbeiterausschüsse  für  die  ein- 
zelnen Betriebe  sind  so  offenkundig,  daß  mir  das  Wider- 

Brunhuber,  Die  heutige  Sozialdemokratie.  13 
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streben  zahlreicher  Unternehmer  gegen  diese  Institution 
nahezu  unbegreiflich  ist.  Arbeitgeber,  die  die  Arbeiter- 
ausschüsse  grundsätzlich  bekämpfen,  müssen  der  Ansicht 
sein,  daß  das  absolute  Eegiment  in  der  Industrie  eine 
Lebenskraft  besitzen  solle,  die  es  nach  der  Überzeugung 
der  meisten  von  ihnen  im  Staatsleben  nicht  bewiesen  hat. 
Sie  vergessen,  daß  die  Heerscharen  der  Industriearbeiter 
einen  Einfluß  auf  den  Arbeitsvertrag,  der  für  s  i  e  Existenz 
und  Lebensfrage  ist,  verlangen  müssen  und  daß  dieser  An- 
spruch am  Anfang  des  20.  Jahrhunderts  berechtigt  ist." 

Recht  eigenartig,  aber  sehr  bezeichnend,  ist  die  Stellung 
der  Arbeiterschaft.  Jeder  unorganisierte  Arbeiter  wird  die 
Einführung  des  Arbeiterausschusses  natürlich  mit  Freuden 
begrüßen.  Dagegen  fürchten  die  Sozialdemokratie  und  die 
Gewerkschaften  eine  Konkurrenz  dieser  Einrichtungen 
gegenüber  ihren  Organisationen.  Ihrer  ganzen  übrigen 
Haltung  in  der  Arbeiterpolitik  entsprechend  stellt  die 
sozialdemokratische  Partei  ihre  Organisation  über  die 
positive  Sozialreform  und  über  die  faktische  Hebung  der 
Arbeiterklasse  und  ist  gegen  die  Arbeiterausschüsse, 
während  die  Mehrzahl  der  Gewerkschaften  ihre  Einführung, 
wreun  auch  mit  bittersüßer  Miene,  in  ihr  Programm  aufge- 
nommen haben.  Sehr  richtig  bemerkt  Freese,  daß  die  Ge- 
werkschaft und  der  Arbeiterausschuß  keine  notwendigen 
Gegensätze  sind,  sondern  sich  sehr  gut  gegenseitig  er- 
gänzen, so  daß  der  gewerkschaftlich  organisierte  Arbeiter 
kein  Feind  der  Ausschüsse  zu  sein  braucht.  Freese  faßt 
seine  langjährigen  praktischen  Erfahrungen  in  folgendes 
Urteil  zusammen:  „Ihm  bietet  die  direkte  Verhandlung  mit 
dem  Arbeitgeber  in  den  regelmäßigen  Sitzungen  mehr  als 
ihm  ein  draußen  stehender  Verein  gewähren  kann.  Er 
wird  dann  mit  Recht  den  Arbeiterausschuß  als  den  besten 
Gewerkverein  ansehen,  ohne  von  seinem  Rechte  zu  lassen, 
wichtige,  die  Allgemeinheit  berührende  Fragen  auch  in 
den  weiteren  Kreisen  seiner  gewerkschaftlichen  Organi- 
sationen erörtern  zu  dürfen. 


—     195    — 

An  diesen  Standesorganisationen  wird  der  Arbeiter 
auch  in  der  konstitutionellen  Fabrikmonarchie  festhalten. 
Er  wird  es  dann  auch  seinem  Arbeitgeber  nicht 
verübelnkönnen,  daßdieser  zurErzielungaus- 
kömmlicher  Preise  oder  zur  Wahrnehmung 
seiner  Standesinteressen  das  gleiche  tut. 
Vereine,  die  nur  aus  den  Mitgliedern  eines  Standes  be- 
stehen, werden  aber  leicht  Kampforganisationen,  und  es 
ist  deshalb  für  beide  Teile,  für  Unternehmer  und  Arbeiter, 
gleich  wichtig,  in  den  Sitzungen  der  Ausschüsse  einen  ge- 
meinsamen Boden  zu  Verhandlungen  über  ihre  nächsten 
Beziehungen  zu  finden.  Durch  die  Arbeiterausschüsse  er- 
halten die  Beruf-  und  Standesorganisationen  kein  Hemmnis, 
aber  ein  wirksames  und  notwendiges  Gegengewicht  zum 
Frieden.  In  den  Beruforganisationen  wird  das  Gegensätz- 
liche zum  Ausdruck  gelangen,  in  den  Friedenorganisationen 
der  Arbeiterausschüsse  wird  ausgeglichen  und  vermittelt 
werden,  um  unnötige  und  schädliche  Kämpfe  zu  ersparen." 

Eine  zwar  im  Rahmen  der  Tarifverträge  oftmals  be- 
handelte, aber  doch  mehr  oder  weniger  selbständige  Frage 
ist  die  Lohn  frage,  insbesondere  die  Lohnform  oder 
das  Lohnsystem  und  die  Gewinnbeteiligung.  Es  liegt 
durchaus  nicht  in  der  Absicht  dieser  Studie,  die  schwierige 
Frage  der  Lohnsysteme  selbst  in  ihren  verschiedenen  Typen 
hier  aufzurollen;  aber  im  Zusammenhang  mit  der  allge- 
meinen ökonomischen  Weiterentwicklung  und  mit  der 
Stellung  der  Revisionisten  und  Gewerkschaftler  zu  den 
Fragen  der  Lohnformen  sind  gerade  in  jüngster  Zeit  einige 
interessante  neue  Symptome  aufgetaucht. 

Sowohl  die  überzeugten  Anhänger  einer  kommenden 
kommunistischen  Wirtschaftsform  wie  die  Vertreter  des  Ge- 
dankens vom  „Recht  auf  den  vollen  Arbeitsvertrag",  der  in 
der  Produktivgenossenschaft  verwirklicht  ist  (man  denke  an 
Anton  Menger),  verwerfen  natürlich  jede  Art  der  Lohnform, 
da  sie  entweder  eine  gleiche  Verteilung  der  produzierten 
Güter  oder   den  Arbeitsertrag  an  die  Stelle  setzen  wollen. 
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Aber  schon  sehr  frühzeitig  brach  sich  in  Marxistischen  Kreisen 
die  Überzeugung  Bahn,  daß  eine  derartige  Regelung  unmöglich 
sei  und  insbesondere  die  kommunistische  Form  jede  Kultur 
notwendig  vernichte.  Bereits  bei  Kautsky  sahen  wir  an 
früherer  Stelle,  daß  auch  er  unter  dem  Zwang  der  Ver- 
hältnisse eine  vorläufige  Beibehaltung  der  jetzigen 
Lohnform  in  der  Zukunft  und  deren  Reformierung.  nicht 
ihre  Beseitigung,  als  notwendig  erkannt  hat.  Viel  weiter 
gehen  natürlich  die  Revisionisten,  deren  sozialreformerisches 
Streben  auf  einen  Ausbau  der  Lohnsysteme  im  Sinne  eines 
gerechteren  Ausmaßes  zwischen  Arbeit  und  Lohn  gerichtet 
ist.  Wie  sie  das  Prinzip  der  heutigen  Wirtschaftsform 
noch  für  lange  Zeit  als  das  unserer  Kultur  am  meisten 
entsprechende  betrachten,  so  wird  auch  die  Lohnform  noch 
lange  bleiben,  ja  sie  wird  sich  „voraussichtlich  noch  bis 
ziemlich  weit  in  die  der  kapitalistischen  folgende  Wirt- 
schaftsordnung hinein  forterhalten,"  wie  Bernstein  annimmt. 
Nicht,  ob  die  Lohnform  einzurichten  sei,  sondern  wie 
sie  zu  gestalten  sei,  darum  drehen  sich  die  Erörterungen, 
an  deren  Ausgangspunkt  die  Frage,  ob  Stücklohn  oder 
Zeitlohn  steht.  Auch  das  Schicksal  dieser  Frage  fügt  sich 
organisch  in  den  geschilderten  Entwicklungsprozeß  der 
Sozialdemokratie  und  ihrer  Wirtschaftsauffassung  ein,  die 
sich  immer  mehr  von  der  Absolutheit  ihrer  Anschauungen 
zu  der  Erkenntnis  ihrer  Relativität  durchmausert,  die  ihre 
politischen  und  wirtschaftlichen  Wünsche  dem  jeweiligen 
Stande  der  Wirtschaft  und  der  Kultur  anpaßt.  Man  höre 
nur  als  Beispiel  aus  sozialdemokratisch-revisionistischen 
Kreisen ,  was  Bernstein  (Soz.  Mon.  1904,  4.  Heft)  darüber 
sagt.  „So  verwerflich  die  Stücklöhnung  überall  da  ist, 
wo  sie  dazu  dient,  die  Arbeiter  zur  Überarbeitung  und 
gegenseitigen  Unterbietung  zu  peitschen,  so  wenig  läßt  sich 
da  gegen  sie  einwenden,  wo  sie  einen  von  organisierten 
Unternehmern  und  Arbeitern  vereinbarten,  in  ständiger  ge- 
meinsamer Kontrolle  unterworfenen  Tarif  zur  Grundlage 
hat.    Wo  diese  Kontrolle  verbürgt  ist,  ist  sie  eine  höhere 
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Form  der  Arbeitslöhnung  als  der  einfache  Zeitlohn,  ist  sie, 
soweit  vorauszusehen,  die  Lohnform  der  nächsten  sozia- 
listischen Zukunft." 

Besonders  interessant  und  bedeutungsvoll  ist  die 
Stellung  der  Gewerkschaften  zu  dieser  Frage.  Gerade  die 
Stellung  zur  Akkordarbeit  ist  eins  der  zahlreichen 
Symptome,  die  auf  eine,  wenn  auch  nur  allmähliche,  aber 
sichere  Umformung  der  Grundauffassungen  und  eine  andere 
Absteckung  der  Ziele  der  den  Heerbann  der  Sozialdemo- 
kratie bildenden  Gewerkschaften  schließen  lassen.  Der 
aus  den  Zeiten  des  jetzt  längst  auch  von  der  zünftlerischen 
Sozialdemokratie  über  Bord  geworfenen  ehernen  Lohn- 
systems stammende  Satz  „Akkordarbeit  ist  Mordarbeit"  ist 
in  der  Phraseologie  der  sozialdemokratischen  Agitatoren 
ja  noch  gegenwärtig  ein  sehr  gebräuchliches  Schlagwort, 
und  noch  vor  gar  nicht  langer  Zeit  haben  gewerkschaft- 
liche Organisationen  für  die  Ersetzung  des  Stücklohns 
durch  eine  Entlohnung  nach  der  Arbeitszeit  schwere 
Kämpfe  geführt.  Aber  in  den  gewerkschaftlichen  Kreisen 
beginnt  man  sich  mit  der  Akkordarbeit  nicht  nur  als  mit 
etwas  zurzeit  Unabänderlichem  abzufinden,  sondern  es  bricht 
sich  immer  mehr  die  Einsicht  Bahn,  daß  diese  Form  der 
Entlohnung  nicht  nur  in  vielen  Fällen  wirtschaftlich  und 
technisch  das  einzig  mögliche  ist,  sondern,  in  richtiger 
Weise  eingerichtet,  auch  die  Arbeiterschaft  günstiger  stellt 
als  der  Zeitlohn.  In  einem  Bericht  des  Vorwärts  im  Oktober 
1904  über  eine  Berliner  Bauarbeiterversammlung,  in  der  ein 
Vortrag  über  die  Akkordarbeit  auf  der  Tagesordnung  stand, 
liest  man :  „Der  Vortragende  legte  dar,  daß  sich  die  Akkord- 
arbeit nicht  so  ohne  weiteres  beseitigen  ließe,  wenn  sie 
auch  besonders  in  der  Form  der  Kolonnenarbeit  viele  Miß- 
stände zeitigt.  Die  beste  Bekämpfung  der  Akkordarbeit 
sei  eine  vernünftige  Regelung."  Dies  ist  nicht  etwa  nur 
die  vereinzelte  Meinung  eines  fortgeschrittenen  Arbeiters, 
sondern  auch  in  den  amtlichen  Organen  der  zentralisierten 
Gewerkschaften  wird  in  Kundgebungen,   die  von  leitenden 


—     198    — 

Persönlichkeiten  ausgehen,  und  ebenso  bei  offiziellen  Ge- 
legenheiten die  sich  vollziehende  Abfindung  mit  dieser 
Lohnart  in  unzweideutiger  Weise  dargetan.  So  erklärte 
auf  dem  letzten  Verbandstage  der  Metallarbeiterorgani- 
sation, die  mit  ihren  160000  Mitgliedern  an  der  Spitze  der 
deutschen  Gewerkschaften  steht,  der  Verbandssekretär 
Reichel  in  einem  von  ihm  im  Namen  des  Verbandsvorstands 
erstatteten  Bericht:  „Charakteristisch  ist  für  uns  Deutsche, 
die  wir  die  Akkordarbeit  bekämpfen,  jedenfalls  die  Tat- 
sache, daß  eine  Reihe  englischer  Gewerkschaften,  welche 
korporative  Arbeitsverträge  haben,  auf  der  Stückarbeit  be- 
stehen und  deshalb  schon  namhafte  Kämpfe  geführt  haben. 
Auch  wir  werden  zur  Akkordarbeit  eine  andere  Stellung 
mit  der  Zeit  einnehmen  müssen.  Der  Abschluß  von  Tarif- 
verträgen würde  dieser  Lohnform  zweifellos  die  Giftzähne 
ausziehen."  Um  auch  eine  Stimme  aus  der  Leitung  der 
anderen  Organisation  anzuführen,  sei  aus  der  Holzarbeiter- 
zeitung vom  18.  September  1904  folgende  Stelle  erwähnt: 
„Wir  werden  uns  mit  dem  Gedanken  immer  mehr  vertraut 
machen  müssen,  daß  sich  auf  die  Dauer  eine  Forderung, 
wie  die  auf  Beseitigung  der  Akkordarbeit,  nicht  gut  recht- 
fertigen läßt,  weil  sie  mit  der  ganzen  technischen  und 
wirtschaftlichen  Entwicklung  in  Widerspruch  steht." 

Die  Entwicklung  ist  aber  bereits  über  diese  prinzipielle 
Frage  hinaus  weiter  fortgeschritten  und  hat  Lohnformen 
hervorgerufen,  die  jene  von  Bernslein  erhoffte  „ver- 
nünftige Regelung"  der  Akkordarbeit  versuchen. 
Was  Bernstein  im  obigen  Artikel  theoretisch  genau  unter- 
sucht und  fordert,  ist  bereits  verwirklicht  und  anerkannt; 
anerkannt  nicht  im  einzelnen  Privatbetrieb,  sondern  von 
der  staatlichen  Verwaltung,  der  kaiserlichen 
Marine,  die  bei  ihren  ausgedehnten  Industriebetrieben 
und  bei  der  Verschiedenartigkeit  ihrer  Arbeitsleistungen 
die  geeignetste  Stelle  zu  einer  praktischen  Erprobung  dieser 
volkswirtschaftlich  so  wichtigen  Frage  war.  Die  Marine  - 
verwaltung   hat  auf  Grund  ihrer  Erfahrungen  ein  wissen- 
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schaftliches  Werk,  ein  Graubuch,  ausarbeiten  lassen,  dem 
sich  die  Aufmerksamkeit  aller  Ökonomen  und  Sozialpolitiker 
zuwendet,  und  dem  Dr.  W.  Zimmermann  eine  instruktive 
Besprechung  in  der  Sozialen  Praxis  gewidmet  hat. 

Dem  Graubuch,  das  der  geheime  Admiralitätsrat  Harms 
unter  dem  Titel  „die  Lohnsysteme  der  Marineverwaltung 
und  Versuche  zu  ihrer  Lohnentwicklung"  veröffentlicht, 
liegt  eine  gleichnamige  Denkschrift  des  Herausgebers  vom 
25.  Februar  1904  zugrunde,  die  von  dem  zuständigen 
Marinewerkstättenbeamten  sowie  dem  Verfasser  des  Buches 
über  „die  Akkordarbeit  in  Deutschland",  Professor  Dr. 
Bernhard  in  Posen,  nachgeprüft  und  dementsprechend  von 
dem  Gewerbeassessor  Dr.  Braun   umgearbeitet   worden  ist. 

Das  Graubuch  geht  naturgemäß  von  dem  Grundge- 
danken aus,  daß  der  Verschiedenartigkeit  der  Arbeitsart 
auch  eine  Verschiedenartigkeit  der  Lohnbemessungsform 
entsprechen  muß.  So  ist  immer  noch  das  Zeitlohnsystem 
da  am  Platze,  wo  es  mehr  auf  Güte,  gediegene  Ausführung, 
als  auf  Schnelligkeit  ankommt  und  entsprechend  ausge- 
wählte, tüchtige,  zuverlässige  Leute  dafür  vorhanden  sind. 
Das  Akkordlohnsystem,  „das  denkbar  beste  und  gerechteste 
Lohnsystem",  wie  das  Graubuch  sagt,  ist  hingegen  nur  an- 
wendbar als  Leistungslohnsystem  für  Arbeiten,  die  sich 
nach  ihrer  zeitlichen  Dauer  abschätzen  lassen.  Die  Voraus- 
setzungen für  seine  rationelle  und  gerechte  Anwendung 
sind  schwer  zu  erfüllen.  Allein  mit  dieser  primitiven 
Form  des  Akkordsystems  ist  noch  nicht  seine  Mission  bei 
der  Fortbildung  der  Lohnsysteme  erfüllt,  vielmehr  hat  ge- 
rade die  Marineverwaltung  in  ihren  Betrieben  in  bahn- 
brechender Weise  eine  Verfeinerung  und  Fortbildung  des 
Akkordlohn  Systems  versucht  und  ist  zu  guten  Ergebnissen 
gekommen.  Die  bedeutsamste  Weiterbildung  des  primitiven 
Akkordsystems  wird  erreicht  durch  das  Akkordtarif- 
system. Nachdem  man  mit  dem  nach  bureaukratischer 
Vorschrift  gehandhabten  Akkordreduzieren  üble  Erfahrungen 
gemacht  hatte,  hat  die  Marineverwaltung  feste   Akkord- 
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tarife  für  längere  Zeit  aufzustellen  begonnen.  Unabhängig 
von  der  Höhe  des  Überverdienstes  soll  unter  gleichartigen 
Verhältnissen  bei  gleichen  Arbeiten  stets  an  den  gleichen 
Akkorden  festgehalten,  eine  Abänderung  nur  bei  zu  ge- 
ringem Verdienste  des  Arbeiters  nach  oben  hin  gestattet 
werden. 

Es  ist  erfreulich,  daß  von  revisionistischer  Seite,  die 
sich,  wie  die  oben  angegebene  Gewerkschaftsäußerung,  auf 
den  allein  möglichen  Standpunkt  stellt,  daß  man  dem  wirt- 
schaftlichen und  technischen  Entwicklungstadium  Rechnung 
tragen  müsse,  die  Bedeutung  und  der  unzweifelhafte  posi- 
tive soziale  Wert  des  Akkordtarifsystems  anerkannt  wird, 
und  daß  sie  in  ihm,  wie  gesagt,  die  Lohnform  der  nächsten 
sozialen  Zukunft  sieht. 

Aber  auch  dieses  System  ist  kein  Heilmittel  für  alle 
mit  der  Lohnzahlung  verbundenen  Schäden,  vielmehr  gibt 
es  für  andere  Verhältnisse  wieder  andere  Formen,  von 
denen  besonders  das  Prämienlohnsystem,  ein  Zwischensystem 
zwischen  Akkord  und  Zeitlöhnung,  zur  Erörterung  steht. 
Dabei  wird  für  eine  bestimmte  Arbeit  die  Zeit  veranschlagt, 
in  der  der  Arbeiter  bei  Durchschnittsleistung  die  Arbeit 
leisten  kann,  und  dem  Arbeiter  eine  Prämie  gezahlt,  falls 
die  zur  Arbeit sausführung  verbrauchte  Zeit  unter  der  ver- 
anschlagten Zeit  liegt. 

Auch  beim  Prämienlohnsystem  kennt  man  wieder  Ab- 
arten, Halsey  und  Rowan;  auch  mit  dem  Rowansystem  hat 
die  Marineverwaltung  Versuche  gemacht. 

Es  ist  hier,  wie  gesagt,  keineswegs  auf  eine  spezifi- 
sche Untersuchung  der  juristischen,  wirtschaftlichen  und 
sozialpolitischen  Gesichtspunkte  abgesehen,  es  soll  nur 
generell  gezeigt  werden,  wie  der  Sozialisierungsprozeß  neben 
der  Fabrikverfässung  auch  in  der  Ausbildung  der  Lohn- 
systeme  ein  reiches  Feld  der  Tätigkeit  in  der  Zukunft  findet. 
Mit  Recht  sagt  Zimmermann  in  der  Sozialen  Praxis: 

„Die  Zeit  für  die  Entscheidung  über  lohnpolitische 
Grundfragen  steht  vor  der  Tür.    Mit  der  tariflichen  Fest- 
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legung  der  Arbeitsverträge  tritt  die  Wichtigkeit,  systema- 
tisch scharf  das  Lohnverhältnis  und  die  Lohnberechtigung 
auf  einer  Mittellinie  der  widerstreitenden  Interessen  von 
Arbeitgeber  und  Arbeiter  zu  fixieren,  immer  deutlicher  zu- 
tage. Will  man  die  Torheit  vermeiden,  auch  die  Frage 
der  Lohnbemessung  aufs  neue  zu  einer  Machtfrage  zu 
stempeln,  sondern  für  sie  eine  vernünftige,  den  materiellen 
und  gewerkschaftlichen  Bedürfnissen  des  Arbeiters,  wie  den 
Forderungen  des  rationell  bewirtschafteten  Erwerbsunter- 
nehmens entsprechende  Lösung  zu  finden,  so  muß  eine 
gründliche  Aufklärung  der  beteiligten  Kreise  zunächst 
vorangehen." 

Dagegen  ist  eine  andere  große  sozialpolitische  Frage, 
die  einstmals  als  der  goldene  Schlüssel  angesehen  wurde, 
mit  dem  man  die  Pforten  des  wirtschaftlichen  Paradieses 
erschließen  könnte,  bei  der  überwiegenden  Zahl  von  prak- 
tischen und  theoretischen  Volkswirtschaftlern  negativ  be- 
antwortet worden:  die  Frage  der  Gewinnbeteiligung 
der  Arbeiter.  Schon  das  Fiasko  der  bisherigen  Produktiv- 
genossenschaften, deren  Prinzip  mit  dem  der  Gewinnbeteili- 
gung verwandt  ist,  ließ  schlechtes  hoffen.  Und  in  der  Tat 
sind  die  praktischen  Versuche  —  von  einzelnen  ganz  be- 
sonders günstigen  Verhältnissen  abgesehen  —  in  der  starken 
Mehrzahl  und  damit  im  Prinzip  gescheitert;  ganz  vornehm- 
lich dann  ist  dies  der  Fall,  wenn  man  —  volkswirtschaft- 
lich einzig  berechtigt  —  das  Verhältnis  der  sozialpolitischen 
Wirkung  zu  dem  allgemeinen  wirtschaftlichen  Fortschritt 
des  Unternehmens  betrachtet,  wobei  stets  die  Entwicklung 
des  Gesamtunternehmens  zum  Vorteile  der  sozialen  Wirkung 
leiden  mußte,  was  nationalökonomisch  ein  unbestreitbarer 
Nachteil  ist.  Auch  die  Sozialisten,  die  in  der  Gemeinwirt- 
schaft  die  Zukunft  unserer  Entwicklung  sehen,  sind  damit 
nicht  einverstanden,  weil  es  die  Erreichung  dieses  Zieles 
nicht  fördere,  sondern  nur  hemme.  So  sagt  Bernstein  im 
4.  Heft  der  Sozialistischen  Monatshefte  1904  ganz  unver- 
hohlen : 
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„Es  hat  eine  gute  Weile  gedauert,  bis  man  hinter  die 
Irrationalität  des  Systems  der  Beteiligung  der  Arbeiter  am 
Geschäftsgewinn  kam.  Heute  höchstens  in  kleinen  und 
mittleren  Betrieben  oder  spezialisierten  Unternehmungen  an- 
wendbar, wo  sein  Erfolg  aber  auch  —  und  gerade  dies 
beweist  seinen  irrationellen  Charakter  —  ganz  von  der 
Person  des  Leiters  des  Geschäfts  abhängt,  verliert  es  bei 
den  für  die  entwickelte  kapitalistische  Wirtschaft  typischen 
Unternehmungen  jeden  Sinn  und  würde  es  dem  Gedanken 
einer  sozialistischen  Wirtschaft  geradezu  ins  Gesicht  schlagen. 
Es  ist  nicht  sozialistisch,  es  ist  partikularistisch." 

Trotz  alledem  ist  das  Prinzip  der  Gewinnbeteiligung, 
wenn  es  sich  auch  für  die  heutige  Wirtschaft  als  nicht 
ersprießlich  erwiesen  hat,  noch  nicht  endgültig  als  soziales 
Problem  begraben.  Keineswegs.  Bei  konsolidierteren  Volks- 
wirtschaftsorganismen,  wie  den  französischen,  hat  es  sich 
als  durchführbar  erwiesen.  Hat  einmal  die  deutsche  Volks- 
wirtschaft in  kulturell -ethischer  Beziehung  eine  höhere 
Stufe  erreicht,  auf  der  das  Recht  des  Arbeiters  in  mensch- 
licher und  ökonomischer  Beziehung  anerkannt  ist  —  was, 
wie  Amerika  lehrt  —  mit  der  technischen  Höhe  nichts  zu 
tun  hat  und  oft  in  direktem  Gegensatze  steht  — ,  so  wird 
der  Gedanke  der  Gewinnbeteiligung  wieder  auftauchen  und 
dann  möglicherweise  eine  volkswirtschaftliche  Grundlage 
und  eine  Form  haben,  die  seine  Verwirklichung  möglich 
macht. 

In  dem  steten  Aufstieg  der  politischen  Rechte  der 
Kulturvölker  ist  im  19.  Jahrhundert  die  absolutistische 
Staats  Verfassung  von  der  konstitutionellen  abgelöst  worden. 
Die  wirtschaftlichen  Rechte  pflegen  den  politischen  zu 
folgen.  Das  20.  Jahrhundert  wird  den  Absolutismus  in  der 
Wirts chafts Verfassung  ablösen,  und  das  konstitutionelle 
System,  das  System  der  Gleichberechtigung  im  Produktions- 
betriebe —  nicht  das  der  Gleichheit  —  zum  Siege  führen. 
Dem  Staatsganzen  kann  es  nur  vorteilhaft  sein,  wenn  es 
nicht  wertvolle  Kräfte  im  nutzlosen  Kampfe  dagegen  ver- 
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geudet,  sondern  wenn  es  seine  Kräfte  für  seine  Einführung 
nutzbringend  verwertet. 

Und  zum  Schlüsse  wird  auch  die  Partei  immer  der 
erfolgreichsten  Zukunft  entgegengehen,  die  am  frühesten 
die  natürlichen  Entwicklungstendenzen  ihres  Volkes  er- 
kannt und  sich  in  den  Dienst  des  gesunden  Fortschritts 
gestellt  hat. 


Kapitel  22. 

Die  politische  Zukunft. 

Das  Bild,  das  wir  im  vorletzten  Kapitel  von  der 
heutigen  Sozialdemokratie  zu  entwerfen  versucht  haben, 
hat  uns  gezeigt,  daß  die  Gegensätze  der  theoretischen  Mei- 
nungen und  die  Verschiedenartigkeit  der  praktischen  Inter- 
essen der  einzelnen  Wirtschaftsgruppen,  die  in  der  demo- 
kratischen Koalition  unter  dem  Namen  Sozialdemokratie 
zusammengefaßt  sind,  so  groß  sind,  daß  diese  politische  Or- 
ganisation in  der  bisherigen  Weise  auf  die  Dauer  nicht 
aufrecht  erhalten  werden  kann. 

Das  mechanische  Mittel  einer  eventuellen  Programm- 
änderung würde  keine  organische  Besserung  der  Lage 
herbeiführen.  Es  würde,  wenn  es  sich  nicht  in  allgemeiner 
Banalität  auf  die  einzige  gemeinsame  Generalforderung  der 
„Demokratie"  beschränkte,  immer  wieder  nur  ein  Schein- 
mittel sein,  um  politische  Kreise  und  wirtschaftliche  Klassen 
zu  einer  Gemeinschaft  zu  verbinden,  die  in  Wirklichkeit 
außer  diesem  demokratischen  Grundzug  nichts  gemein  haben, 
sondern  in  den  maßgebendsten  Punkten  notwendig  ent- 
schiedene Gegner  sein  müssen. 

Alle  die  Tatsachen  und  Wirtschaftsvor- 
gänge,  die   die  theoretischen  Grundlagen   der 
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Partei  mit  der  Zeit  durch  ihre  andersartige 
Entwicklung  als  irrig  erwiesen  haben,  bringen 
in  gleichem  Maße  auch  die  Unmöglichkeit  mit 
sich,  auf  die  Dauer  die  Ziele  der  Sozialdemo- 
kratie als  politischer  Partei  in  der  alten 
Weise  zu  verwirklichen.  Wir  haben  einmal  gesehen, 
daß  die  Partei  in  ihrer  äußeren  Zusammensetzung  und  in 
ihrer  inneren  Entwicklung  keineswegs  mehr  so  den  reinen 
Klassencharakter  einer  Arbeiterpartei  trägt,  wie  es  das 
Programm  ausdrücklich  verlangt  und  wie  es  die  Forderung 
des  Klassenkampfes  zur  notwendigen  Voraussetzung  hat. 

Zum  anderen  hat  sich  mit  der  Änderung  der  gesamten 
Struktur  des  Gesellschaftsorganismus  auch  die  Struktur 
der  Arbeiterklasse  selbst  wesentlich  ver- 
schoben. Dem  muß  Eechnung  getragen  werden  und  hier 
hilft  nicht  das  rein  äußere  und  im  Grunde  genommen  ver- 
logene Mittel  einer  Programmrevision,  hier  vollzieht  sich 
die  Entwicklung  und  grundsätzliche  Änderung 
der  gesamten  Parteistruktur  von*  selbst  in 
ganz  organischer  Weise  entsprechend  der 
Struktur  der  Klasse,  auf  der  sie  sich  gründet. 

Als  die  Grundlage  des  Programms  in  den  großen  Marxisti- 
schen Werken  gelegt  wurde,  da  stand  dem  Kapitalismus 
in  seinem  weitesten  Sinn  ein  soziales  Etwas  gegenüber, 
das  man  wirtschaftlich  als  Nichtkapitalist,  als  Arbeiter  be- 
zeichnen konnte  und  da  war  auch  die  politische  Forderung 
berechtigt,  diese  als  Proletarier  zu  einer  Partei  mit  gemein- 
samen Interessen  —  der  Befreiung  von  der  absoluten 
Sklaverei  aus  den  Händen  des  Tyrannen  Kapital  —  zu- 
sammenzuschweißen. Inzwischen  ist  aber  die  Entwicklung 
ganz  andere  Bahnen  gegangen,  und  wie  die  theoretischen 
Grundpfeiler  des  sozialdemokratischen  Lehrgebäudes  hin- 
weggeschwemmt worden  sind,  so  ist  auch  die  politische 
Organisation  der  Partei  nicht  mehr  haltbar,  da  die  tat- 
sächliche Entwicklung  sie  überholt  hat. 

Schon  können  wir  sehen,  wie  sich  langsam  aus  dem 
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die  Gegenwart  stets  umhüllenden  Nebel  der  unentwirrbaren 
Einzelerscheinungen  die  Linien  lösen,  die  die  neue  Struktur 
der  Gesellschaft  zeigen,  sowohl  innerhalb  der  Personen- 
gemeinschaft, die  man  früher  unter  dem  Namen  Bourgeois 
zusammenfaßte,  wie  auch  innerhalb  der  Personengruppe, 
der  man  den  Kollektivnamen  der  Proletarier  gab. 

Nicht  alle  Bourgeois  sind,  wie  es  früher  mehr  oder 
weniger  der  Fall  war,  auch  Unternehmer,  keineswegs  sind 
sie  somit  wirtschaftlich  mehr  als  eine  den  Arbeitern, 
wie  diese  glauben,  naturgemäß  feindselige  Klasse  zu  be- 
trachten. Abgesehen  von  den  nicht  unbedeutenden  Kreisen, 
die  aus  philosophisch-ethischen  Gründen  einer  sozialistischen 
Bewegung  nahe  stehen  und  der  Partei  ihre  Stimme  geben, 
die  diese  Bewegung  am  nachdrücklichsten  unterstützt  — 
den  sogenannten  klassenlosen  Ideologen  — ,  sind  es  vor 
allem  diejenigen  Schichten,  die  gesellschaftlich  zwar 
zu  den  bürgerlichen  Kreisen,  wirtschaftlich  aber  zu  den 
Enterbten  gehören:  das  sogenannte  Proletariat  der 
Gebildeten.  Mit  Recht  weist  Kautsky  darauf  hin,  wie 
noch  vor  kurzer  Zeit  die  „Ware  Bildung"  selten  war  und 
daher  hoch  im  Preise  stand  und  denen,  die  sie  zu  prak- 
tischen Zwecken  ausübten,  Advokaten,  Beamten,  Ärzten, 
ein  auskömmliches  Leben  verschafften.  Heute  dagegen 
haben  sich  die  Bildungsmöglichkeiten  ungeheuer  erweitert, 
die  Zahl  der  Gebildeten  hat  unverhältnismäßig  zugenommen, 
der  Arbeitsmarkt  für  die  Arbeiter  der  Bildung  ist  ebenso 
überfüllt,  wie  der  der  Handarbeiter,  und  die  Arbeitslosigkeit 
der  Bildungsproletarier  ist  ein  ständiger  Gast.  Ebenso 
verhält  es  sich  mit  der  Mittelschicht  der  kaufmännisch  Ge- 
bildeten. „Ob  diese  Entwicklung  dahin  führen  wird,  daß  die 
Gebildeten  sich  in  Masse  und  nicht  bloß  vereinzelt,  wie  bis- 
her, dem  kämpfenden  Proletariat  anschließen,  ist  noch  un- 
gewiß," sagt  der  offizielle  Parteikatechismus.  Soviel  aber 
ist  gewiß,  daß  alle  diese  zu  den  Mitläufern  gehörigen  Kreise, 
die  zweifellos  starke  sozialistische  Tendenzen  haben,  ihre 
wirtschaftspolitischen  Ideale  niemals  in  einer  Partei  radi 
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kaier  Revolutionäre  verwirklicht  sehen  möchten,  die  als 
Herren  des  neuen  Staatswesens  den  König  „Arbeiter"  be- 
trachten, daß  sie  vielmehr  ihren  Blick  nach  der  Richtung 
einer  revisionistischen  Reformpartei  demokratisch-sozia- 
listischen Charakters  wenden. 

Noch  einschneidender  und  kennzeichnender  sind  jedoch 
die  Änderungen,  die  sich  innerhalb  der  Arbeiter- 
klasse selbst  inzwischen  vollzogen  haben ;  sie  haben  zu 
einer  völlig  neuen  Struktur  geführt,  auf  die  die  Marxistische 
Methode,  alle  Arbeiter  über  einen  Leisten  zu  schlagen,  nicht 
mehr  paßt.  Daß  auch  innerhalb  der  Arbeiterklasse  ver- 
schiedene wirtschaftliche  Gruppen  vorhanden  sind,  haben 
die  Theoretiker  des  Sozialismus  und  auch  der  Sozialdemo- 
kratie stets  selbst  gewußt.  Daß  aber  diese  organisch  höchst 
bedeutsame  Scheidung  zum  Fluche  der  Partei  zu  werden 
droht,  das  ahnte  Kautsky  kaum,  als  er  des  langen  und 
breiten  auseinandersetzte,  wie  sich  die  organisierten  ge- 
lernten Arbeiteraristokraten,  die  schon  so  viel  Macht  in 
ihrer  Vereinigung  besitzen,  daß  sie  den  Unternehmer  zwingen 
können,  ihnen  ihre  entsprechende  Arbeit  unter  vorteilhaften 
Bedingungen  abzunehmen,  von  den  Arbeitern  schieden,  die, 
um  sich  zu  erhalten,  auch  Arbeit  verrichteten,  die  ihrer  Vor- 
bildung und  ihren  Fähigkeiten  keineswegs  entspräche; 
dann  folgt  die  Klasse  der  gelegentlichen  Arbeiter  im  Tage- 
lohn und  zuletzt  die  überall  und  zu  allen  Zeiten  vor- 
kommende verkommene  Schicht  der  Lumpenproletarier. 

An  dieser  Stelle  ist  nun  der  Umstand  entscheidend, 
daß  die  extrem-revisionistischen  Bestrebungen  in  der  Sozial- 
demokratie, die  die  ganze  Natur  der  Partei  umzugestalten  ge- 
eignet wären,  nicht  regellos  in  dieser  oder  jener  Gruppe  nach 
subjektivem  Ermessen  walten,  sondern  daß  objektiv  be- 
sondere Wirtschaftsklassen  mehr  zur  evolutio- 
nistischen,  die  anderen  mehr  zur  revolutio- 
nären Politik  neigen,  daß  sich  also  die  or- 
ganische Struktur  der  Arbeiterklasse  in  der 
Form  des  Kampfes  widerspiegelt,   genau  so  wie 
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eine  bedeutende  und  unerschütterte  Grundlehre  des  Marxis- 
mus sagt.  Es  liegt  eine  Tragik  darin,  daß  heute  oder 
morgen  die  Führer  der  Partei  zugestehen  müssen :  entweder 
geben  wir  diese  Lehre  auf,  oder  wir  leugnen  bewußt  diesen 
tatsächlichen  Zustand.  Bisher  haben  sie  das  letztere  vor- 
gezogen. Aber  immer  machtvoller  ringen  sich  die  Tatsachen 
zur  bewußten  deutlichen  Erkenntnis  "durch,  daß  die  Ent- 
wicklung dahin  geht,  die  innerlich  vorhandene  Gliederung 
der  Arbeiterklasse,  die  sich  immer  schärfer  abhebt,  auch 
in  einer  Änderung  des  politischen  Kampfes  und  der  partei- 
politischen Vertretung  zum  Ausdruck  kommen  zu  lassen. 
Die  verschiedenen  Beispiele  auf  Absonderung,  die  wir  im 
vorletzten  Kapitel  gegeben  haben,  sowohl  die  auf  revisio- 
nistischer wie  die  auf  radikaler  revolutionärer  Seite,  beweisen 
das  aufs  deutlichste.  Aus  dieser  organischen  Gestaltung 
der  sozialen  Gliederung  der  Parteiinteressenten  können  wir 
die  einzig  möglichen  berechtigten  Schlüsse  auf  die  Schick- 
sale der  sozialdemokratischen  Partei  ziehen. 

Die  Sozialdemokratie  ist  entstanden  als  proletarische 
Klassenpartei,  die  beherrschende  Forderung  ihres  Pro- 
gramms war  der  Klassenkampf.  Auch  heute  liegen  die 
Wurzeln  einer  klassenkämpferischen  Sozialdemokratie  in 
den  Proletarierkreisen.  Als  Ausdruck  der  politischen  An- 
schauungen dieser  Kreise  hat  auch  ein  revolutionär-klassen- 
kämpferisches  Parteiprogramm  noch  seine  tatsächliche 
Berechtigung  und  hier  ist  eine  Änderung  des  Programms 
und  des  Charakters  der  Sozialdemokratie  unmöglich.  Des- 
halb ist  die  Sozialdemokratie  in  ihrer  heutigen 
Gestalt  als  revolutionäre  Klassenpartei  keine 
vorübergehende  Erscheinung;  sie  wird  sich 
vielmehr  in  den  Kreisen  erhalten,  aus  denen 
heraus  sie  sich  gebildet  und  aus  deren  Er- 
forschung ihre  wissenschaftliche  Begründung 
aufgebaut  ist:  aus  den  Kreisen  der  dem  Unter- 
nehmer so  ziemlich  auf  Gnade  und  Ungnade 
verfallenen     unorganisierten     gelernten     Ar- 
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beiter,  der  Taglöhner  und  „unzufriedenen" 
Elemente,  aus  den  Lumpenproletariern  und 
Nihilisten,  mit  einem  Worte  aus  dem  heute 
bereits  vorhandenen  fünften  Stande. 

Keineswegs  wird  sich  die  Sozialdemokratie 
in  ihrer  Gesamtheit  aus  ihrem  heutigen  revo- 
lutionären Grundcharakter  zu  einer  demokratisch- 
sozialreformerischen  Yolkspartei  herausmausern.  Stets 
werden  sich  die  genannten  Elemente  in  einem  ausgebildeteren 
Staatswesen  finden,  die  ihrer  Natur  nach  revolutionär  sind 
und  den  entsprechenden  Ausdruck  ihrer  Gesinnung  in  einer 
revolutionären  politischen  Partei  suchen.  Gerade  weit 
genug  hat  die  Sozialdemokratie  ihren  Klassenkampfcharakter 
abgemausert,  schon  beginnt,  wie  wir  sahen,  die  Abbröckelung 
der  anarchistisch-radikalen  Berliner  Gewerkschaftsgruppen. 
Noch  ein  Schritt  weiter  in  der  Mauserung  und  die  Revisio- 
nierung  geht  nicht  weiter  wie  bisher  von  links  nach  rechts, 
vom  Radikalismus  zum  Opportunismus,  sondern  von  links 
noch  weiter  nach  links  zu  den  Anarcho- revolutio- 
nären, mit  der  Forderung  des  anarchistischen  General- 
streiks, der  abstrakten  Revolutionspropaganda  ohne  Parla- 
mentarismus und  ohne  praktische  Sozialreform  im  Programm. 
Dann  aber  wäre  das  Schicksal  der  jetzigen  Partei  erst 
recht  besiegelt,  denn  ihr  heutiges  Programm  wäre  dann 
zu  wenig  für  diese  Ultraradikalen,  und  es  bliebe  immer 
noch  zu  viel  für  die  Revisionisten,  die  dem  haltlosen  theo- 
retischen Bau,  dessen  natürliche  soziologische  Basis  der 
Proletarierschichten  dann  weggeschwemmt  wäre,  bald  den 
letzten  Rest  geben  würden. 

Deshalb  muß  die  Sozialdemokratie  aus  Selbsterhaltungs- 
interesse eine  Klassenkampfpartei  bleiben.  Sie  wird  aber 
auch  als  solche  bestehen  bleiben,  denn  auch  die  Wurzeln 
ihrer  Entstehung  und  Entwicklung,  ein  Proletariat,  bleibt 
stets  vorhanden.  Deshalb  stellten  wir  das  Prognostikon : 
Die  Sozialdemokratie  in  ihrer  heutigen  Gestalt  ist  keine 
vorübergehende  Erscheinung. 
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Dagegen  verlangt  nachdrücklich  die  Ent- 
wicklung der  gewerkschaftlich  organisierten 
Arbeiteraristokratie  und  des  Bildungsprole- 
tariats nach  einem  Ausdruck  dieser  wirtschaft- 
lichen Entwicklung  in  einer  Partei,  die  als 
starke  sozialistische  Eeformpartei  ihre  wirt- 
schaftlichen Interessen  in  schärfster  Weise 
durch  positive  Sozialpolitik  vertritt.  Dazu 
würden  naturgemäß  noch  alle  die  Elemente  treten,  die  nicht 
der  sozialistischen  Arbeiterpartei,  sondern  der  demokratischen 
Volkspartei  innerhalb  der  Sozialdemokratie  ihre  Stimme 
geben.  Mit  Eecht  sagt  Blank  in  seinem  genannten  Auf- 
satz in  Conrads  Jahrbüchern: 

„Jedenfalls  sind  alle  diese  hunderttausende  bürgerlicher 
Anhänger  der  Sozialdemokratie  keine  Proletarier  und  es 
ist  nicht  der  Ruf:  „Proletarier  aller  Länder  vereinigt  euch!", 
der  sie  für  die  Sozialdemokratie  gewonnen  hat,  nicht  das 
kommunistische  Manifest;  für  den  proletarischen  Klassen- 
charakter der  Partei  bilden  sie  keine  Stütze,  vielmehr  wird 
dieser  Charakter  schon  allein  durch  ihre  Gegenwart  in  der 
Partei  stark  abgeschwächt,  man  könnte  sagen,  geradezu 
abgeleugnet.  Wie  ihre  zeitweilige  Stimmung  auch  sein  mag, 
das  soziale  Interesse,  das  soziale  Empfinden, 
die  soziale  Denkungsart  dieser  Bürger  oder  Kleinbürger 
wird  doch  ihre  politische  Energie  stets  in  die 
Richtung  lenken,  die  ihrem  Wesen  ursprüng- 
lich ist  und  das  ist  nicht  „der  Weg,  den  uns  geführt 
Lassalle!" 

Diese  sozialistische  Volkspartei  wird  stets  demokra- 
tisches Blut  in  den  Adern  haben ;  andererseits  muß  sie  da- 
gegen als  positive  Reformpartei  der  schroffste  Gegner  von 
Revolutionarismus ,  Klassenkampf,  Internationalität  und 
Staatsfeindschaft,  prinzipieller  Opposition  usw.  sein. 

Aus  allen  diesen  Gründen  ist  eine  Spaltung  der 
Partei  in  eine  demokratisch-sozialistische 
Volkspartei  und   eine   ausgesprochen    proleta- 
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risch-revoliitionäre    Klassenkanipfpartei     das 
naturnotwendige    Ergebnis    der    Entwicklung. 

Wir  sind  uns  wohl  bewußt,  daß  so  manche  Voraussage 
über  die  Spaltung  der  Sozialdemokratie  zunichte  geworden 
ist.  Wir  sagen  auch  keinen  bestimmten  Zeitpunkt  voraus. 
Aber  der  Umstand  gibt  unserer  Annahme  eine  wissen- 
schaftliche Berechtigung,  daß  wir  nicht  aus  äußeren 
Gründen,  dem  Gezänk  und  Hader  innerhalb  der  Partei, 
diese  Folgerung  gezogen  haben,  sondern  daraus,  daß  sich 
einmal  das  theoretische  Programm  der  Partei  als  wissen- 
schaftlich falsch  und  unhaltbar  erwiesen  hat  und  daß  sich 
zum  anderen  eingreifende  soziologische  Umgestaltungen  in 
den  Bevölkerungsschichten,  aus  denen  sich  die  Sozialdemo- 
kratie rekrutiert,  vollzogen  haben.  Diese  Umgestaltungen 
ringen,  wie  wir  sahen,  zu  einem  entsprechenden  Ausdruck 
in  einer  selbständigen  Partei,  die  den  Anschauungen  des 
jetzigen  Flügels  der  sozialreformerischen  Revisionisten  ent- 
sprechen würde,  während  die  proletarischen  Elemente  den 
jetzigen  theoretischen  revolutionären  Klassenkampfcharakter 
beibehalten. 

So  wenig  Bestimmtes  man  von  einer  derartigen  Partei- 
gestaltung voraussagen  kann,  so  ist  doch  so  viel  gewiß, 
daß  diese  Entwicklung  für  einen  friedlichen  Ausbau  unserer 
innerpolitischen  Verhältnisse  auf  dem  Wege  der  Sozialreform 
freudig  zu  begrüßen  wäre.  Die  wissenschaftlich  widerlegten 
wirtschaftlichen  und  wirtschafts  politischen 
Forderungen  der  heutigen  Sozialdemokratie  haben  leider 
unserer  Volkswirtschaft  und  unserer  Wirtschaftspolitik  da- 
durch geschadet,  daß  sie  ungemessene  Kräfte  unseres  Volks- 
organismus, geistige  wie  materielle,  in  falscher  Betätigung 
nutzlos  vergeudet  haben. 

Gegen  die  unheilvollen  Bestrebungen  der  sozialdemo- 
kratischen Partei,  die  in  radikal-revolutionärer  Weise  unsere 
heutige  Volkswirtschaft  und  unseren  Staatsorganismus  zer- 
stören möchte,  um  an  deren  Stelle  eine  unter  der  Allein- 
herrschaft der  Arbeiterklasse  stehende  Staats-  und  Wirt- 
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schafts Verfassung  zu  setzen,  von  der  noch  kein  Mensch  den 
Beweis  der  Durchführbarkeit  erbracht  hat,  deren  Möglich- 
keit und  wirtschaftliche  Vorteilhaftigkeit  vielmehr  die  be- 
deutendsten Sozialdemokraten  selbst  aufs  energischste  ab- 
weisen, —  gegen  diese  Seite  des  sozialdemokratischen  Partei- 
wesens hat  sich  hauptsächlich  die  Art  des  politischen 
Kampfes  der  bürgerlichen  Parteien  zu  richten,  um  den  sich 
vollziehenden  Zersetzungsprozeß   zu   beschleunigen. 

Zwar  haben  wir  im  einzelnen  nachgewiesen,  daß  die 
Zusammensetzung  der  sozialdemokratischen  Wählerschaft 
und  die  vernichtende  Kritik  zahlreicher  sozialdemokrati- 
scher Führer  diese  Lehren  und  Programmpunkte  längst 
innerlich  vernichtet  haben.  Aber  was  hilft  das,  wenn  das 
Gewissen  und  die  wissenschaftliche  Überzeugung  der  Partei- 
anhänger so  schwach  ist,  daß  sie  die  Konsequenzen  einer 
offenen  Trennung  zu  ziehen  sich  scheuen.  Das  deutsche  Volk 
aber  und  besonders  die  aufrichtigen  Freunde  einer  positiven 
Sozialreform  haben  ein  großes  Interesse  daran,  diesen  Pro- 
zeß sich  ruhig  entwickeln  zu  lassen.  Was  inzwischen  not 
tut  und  was  auch  wir  in  dieser  Schrift  erstrebt  haben,  ist 
die  Belehrung  und  Aufklärung  über  den  unheilvollen  und 
innerlich  unhaltbaren  Charakter  der  heutigen  Sozial- 
demokratie. Die  Entwicklung  wird  dann  ihren  Weg  gehen, 
der  auf  eine  Trennung  hinausläuft. 

Nur  eines  könnte  diese  natürliche  Entwicklung  zum 
Schaden  unserer  Volkswirtschaft  und  unseres  Parteilebens 
künstlich  hemmen,  nämlich  eine  unbeabsichtigte  Stärkung 
des  Elementes,  das  allein  bisher  alle  diese  heterogenen 
Kreise  zusammengehalten  hat,  des  demokratischen 
Elementes,  dessen  stärkste  Stütze  politische  Un- 
zufriedenheit ist.  Die  schlimmste  Unzufriedenheit 
wird  stets  ein  Ausnahmegesetz  oder  eine  absichtliche 
Scharfmacherpolitik  rufen.  Wie  das  Sozialistengesetz  der 
eigentliche  Schöpfer  der  heutigen,  gewaltigen  sozialdemo- 
kratischen Parteiorganisation  war,  so  hat  auch  manche 
weitere  Scharfmachermaßregel  dazu  beigetragen,  den  Zer- 
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setzungsprozeß  immer  wieder  zu  hemmen:  man  denke 
nur  an  das  Zuchthausgesetz,  das  Ausnahmerecht  der  Ent- 
ziehung der  Rechtsfähigkeit  der  Berufs  vereine,  man  denke 
an  so  manches  verhetzende  Gerichtsurteil,  man  denke  an 
beleidigende  Provokationen.  Das  schlimmste  aber  wäre  zur- 
zeit an  die  volkstümlichste  demokratische  Errungenschaft, 
das  deutsche  allgemeine  gleiche  Wahlrecht  zu  rühren. 

Damit  ist  der  Weg  bezeichnet,  den  die  Politik  der 
Regierung  und  der  bürgerlichen  Parteien  einmütig  weiterhin 
gehen  muß:  Soziaire  form,  keine  Scharfmacher- 
politik. Gleichzeitig  ist  aber  auch  dem  deutschen  Volke, 
das  an  einem  stetigen  Fortschritt  unseres  Wirtschafts-  und 
Kulturlebens  arbeiten  will,  die  Pflicht  vorgezeichnet,  sich 
in  allen  Kreisen  den  verderblichen  Charakter  der 
heutigen  Sozialdemokratie,  solange  sie  auf  dem  Stand- 
punkt des  Klassenkampfes  und  des  utopistischen 
Zukunftsstaates  steht  und  damit  grundsätzlich  jede 
Sozialreform  bekämpfen  muß,  zum  Bewußtsein  zu  bringen 
und  mit  allen  Mitteln  dahin  zu  wirken ,  daß  die  in  dieser 
Bewegung  nutzlos  vergeudeten  Kräfte  sich  in  positiver 
Arbeit  einer  volkswirtschaftlich  und  deshalb 
auch  politisch-kulturell  gesunden  und  erreich- 
baren Entwicklung  zuwenden. 
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